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Einführung 
 
 Finanzkrise, Bankenkrise, Bad Banks, Immobilienblase, Hed-
gefonds, Heuschrecken, feindliche Übernahme, Inflation und  
Deflation, Eurobonds, Rettungsschirm, kalte Progression, faule 
Kredite, Zinspolitik, Steuerbetrug, Schuldenkrise, Euro-Stabi-
litätspakt, Privatinsolvenz, Staatsanleihen, Globalisierung, Turbo-
kapitalismus, Billigproduktion, Minijobber, Hartz-IV-Aufstocker, 
Altersarmut, … 
 
 Aufgabe: Verfassen Sie unter Verwendung aller genannten 
Schlagworte eine optimistische, lebensbejahende, erfreulich-
unterhaltsame Geschichte. – Das wird nicht gelingen, es ist un-
möglich. Jeder Versuch wird unweigerlich bei einem erschre-
ckenden Horrorszenario enden. Was soll’s, werden Sie sagen, 
Horrorgeschichten stoßen bei den Leuten doch in aller Regel auf 
ein weit größeres Interesse als beschauliche, erbauliche Erzäh-
lungen – womöglich mit Happyend. Das ist schon wahr, nur mit 
dem kleinen Unterschied: Die genannten Begriffe entstammen 
nicht dem Stichwortregister eines „durchgeknallten“ Drehbuchau-
tors für seinen nächsten Gruselschocker, sie sind – leider – pure 
Realität. 
  
 Von all diesen Schlagworten haben Sie in den letzten Mona-
ten und Jahren in den Medien gehört und gelesen – und sie 
mehr oder weniger betroffen zur Kenntnis genommen. Mögli-
cherweise hat das eine oder andere ein diffus unangenehmes 
Gefühl verursacht und Sie zu der bangen Fragestellung ge-
bracht: Wie soll das nur weitergehen? Doch dann wurde (und 
wird) Ihnen aus berufenem Politikermund wieder suggeriert, alles 
sei in bester Ordnung, Deutschland und den Deutschen gehe es 
großartig und man habe alles im Griff, frei nach dem Motto: „Lieb 
Vaterland magst ruhig sein …“  
 Die tiefer gehenden Zusammenhänge und weitreichenden 
Auswirkungen für unsere Volkswirtschaft – und damit letztlich 
auch für Ihr ganz persönliches Wohlergehen – sind Ihnen bei der 
Berichterstattung in den Medien nicht immer ganz klar geworden. 
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Machen Sie sich nichts draus. Mit diesem Unverständnis sind 
Sie nicht allein, das ist so gewollt. Zugegeben, die volkswirt-
schaftlichen Implikationen im dichten Gestrüpp einer globalisier-
ten Finanz- und Wirtschaftspolitik sind – objektiv betrachtet – 
äußerst komplex und keineswegs leicht zu verstehen. Mit geziel-
ter Aufklärung, kritischen Hintergrundberichten und allgemein-
verständlicher Darstellung komplizierter Sachverhalte könnten 
Politik und Medien durchaus für mehr Klarheit und Verständnis 
beim Bürger sorgen.  
 Aber Gott bewahre, nur das nicht! Wo kämen wir hin, wenn 
die Masse des Volkes verstünde, auf welch dünnem Eis wir uns 
bewegen? Wenn sie durchschaute, wie fragil das Kartenhaus ist, 
in dem einige wenige, die über das nötige Kapital und das zuge-
hörige Herrschaftswissen verfügen, mit Milliarden jonglieren und 
immer reicher werden, während die fleißigen, ehrlichen, loyalen 
und gutgläubigen Bürger bestenfalls auf der Stelle treten?  
 Während die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung ackert 
und rackert, um über die Runden zu kommen, und weder die Zeit 
noch das entsprechende Hintergrundwissen hat, die dunklen und 
nicht selten verbrecherischen Machenschaften der nationalen 
und internationalen Wirtschafts- und Finanzpolitik zu hinterfra-
gen, geschweige denn zu durchschauen, gerät das Kartenhaus 
immer mehr in Schieflage – und es ist nur noch eine Frage der 
Zeit, bis es endgültig in sich zusammenfällt.  
 
 Viele Experten, die weder parteipolitisch gebunden sind noch 
einen hochdotierten Posten bei irgendeiner Bank, einer Versi-
cherung oder einem Energiemulti zu verlieren haben, sind sich 
darin einig: Dieses zutiefst ungerechte System, in dem das ver-
meintliche Primat der Politik längst dem gefräßigen Götzen Geld 
zum Opfer gefallen ist, muss und wird zugrunde gehen – und 
zwar sehr zeitnah. Auch Joachim Gauck, unser Bundespräsi-
dent, hat die Zeichen der Zeit erkannt. Vor einem erlesenen 
Bankerkreis stellte er im Frühjahr 2014 – den amerikanischen 
Autobauer Henry Ford sinngemäß zitierend – unverhohlen fest: 
„Wenn die Menschen das Finanzsystem verstünden, dann hätten 
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wir einen Umsturz noch vor morgen früh.“ Deutlicher kann man 
es nicht sagen.  
 Welche Faktoren ursächlich für den nicht mehr zu verhin-
dernden Zusammenbruch des real existierenden Wirtschafts- 
und Finanzsystems verantwortlich sind, werden wir in unserer 
Analyse des Status Quo herausarbeiten. Wir werden Wahrheiten 
darlegen und Zusammenhänge plausibel vergegenwärtigen, die 
im Interesse der Politiker und der Finanzmagnaten von den (ge-
kauften) Mainstream-Medien verschleiert, unzureichend darge-
stellt oder ganz verschwiegen werden.  
 
 Wir werden aber auch deutlich machen, dass der Zusam-
menbruch dieses überkommenen Systems keineswegs den Un-
tergang des Abendlandes – oder gar Schlimmeres – bedeutet. 
Ganz im Gegenteil, der Neuanfang muss nur richtig gestaltet 
werden. Kein halbherziges „Herumdoktern“ an den Symptomen, 
keine oberflächliche Kosmetik, um dann mit ein paar beschöni-
genden Variationen doch wieder zurückzufallen in die altbekann-
ten Strukturen. Das darf nicht geschehen, denn dann wären wir 
in kürzester Zeit wieder genau da, wo wir heute sind.  
 Nein, es muss ein ehrlicher, an manchen Stellen durchaus 
radikaler Neustart sein, der die Fehlleistungen des Systems vor-
behaltlos als solche entlarvt und die Ursachen, die dazu geführt 
haben, an den Wurzeln packt und eliminiert. Dann, und nur 
dann, werden wir mit den Worten Hermann Hesses konstatieren 
können: „Und jedem Anfang wohnt ein Zauber inne.“ 
  
 Die wesentlichen Aspekte des Zaubers, von dem in unserem 
Kontext die Rede ist, sind: Gerechtigkeit, Wohlstand, Lebens-
freude und Zufriedenheit für alle. Wie dieser Zauber (ganz ohne 
Zauberei) zu erreichen ist, werden wir in unserem System der 
Humanen Marktwirtschaft ausführlich erläutern. Zur Etablierung 
dieses Systems bedarf es weder einer Revolution noch muss 
das Rad neu erfunden werden. Eine kleine Zeitreise in die Ver-
gangenheit macht das deutlich.    
  
 

9



Historischer Rückblick:  
Vom fließenden Geld und dem Ewigen Pfennig 
 
 Das oftmals als „finster“ gescholtene Mittelalter hatte zwar 
durchaus seine dunklen Seiten, doch im Hoch- und Spätmittel-
alter, etwa zwischen 1150 und 1450, erlebten die Menschen im 
deutschsprachigen Raum (außer im Rheinland) ein geradezu 
„Goldenes Zeitalter“. Es war dies die Zeit des fließenden Geldes, 
die Zeit der Brakteaten (lat. bractea = dünnes Metallplättchen). 
Diese dünnen, einseitig geprägten, vom Materialgehalt nahezu 
wertlosen Münzen wurden in regelmäßigen Abständen (meist 
halbjährlich) „verrufen“, was bedeutet, sie wurden als Tauschmit-
tel gegen Produkte und Dienstleistungen aus dem Verkehr ge-
zogen und durch neue Prägungen ersetzt. 
 Im Zuge dieses Umtauschverfahrens behielt der Landesherr 
in der Regel ein Viertel der Summe als Steuer ein, das heißt, für 
40 alte Pfennige wurden nur 30 neue ausbezahlt. Diese Steuer-
last von 25 Prozent (!) war für alle Bürger gleich, weitere Steuern 
wurden nicht erhoben. Weil die Halbwertszeit der Brakteaten 
außerordentlich gering war, lohnte es sich also nicht, Geld zu 
horten, damit zu spekulieren oder es gegen Wucherzinsen zu 
verleihen. Vielmehr war jedem daran gelegen, sein Geld in Um-
lauf zu bringen – sei es durch den Erwerb von Konsum- oder 
Luxusgütern, sei es durch Investitionen in Immobilien oder Län-
dereien, sei es durch Stiftungen, wie zum Beispiel für den Bau 
von Kirchen. Steuerhinterziehung war durch die Geldverrufung 
nicht möglich. Dieses System der Steuereintreibung war einfach, 
unbürokratisch und gerecht.  
 Indem die wohlhabenden Bürger ihr Geld in Sachwerte inves-
tierten, sorgten sie einerseits für einen nachhaltigen Werterhalt 
für sich und ihre Familien, gleichzeitig bescherten sie so dem 
Handwerk, dem Handel und den Künsten einen beachtlichen 
Aufschwung. Im Zeitalter der Brakteaten wurden ehrliche Arbeit, 
handwerkliches Geschick, Fleiß und Kreativität belohnt. Eine 
„wundersame Geldvermehrung“ durch Zins und Zinseszins eini-
ger weniger Spekulanten und Wucherer indes konnte es nicht 
geben, weil es sich eben nicht lohnte, Geldvermögen zu horten.  
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 In jenem „Goldenen Zeitalter“ im Hochmittelalter wurde die 
Hanse gegründet, Städte wie Lübeck, Dinkelsbühl, Rothenburg 
ob der Tauber und viele andere erlebten ihre Blütezeit. Es gab 
so gut wie keine kriegerischen Auseinandersetzungen auf deut-
schem Boden und den Menschen ging es so gut wie nie. So gut, 
dass vielen eine Viertagewoche mit 20 bis 25 Arbeitsstunden 
reichte, um auskömmlich zu leben. Wer höhere Ansprüche stell-
te, konnte mehr tun, um dann sein mehr verdientes Geld so-
gleich in Sachwerte zu investieren. Man lebte nicht, um zu arbei-
ten, sondern man arbeitete, um zu leben – und es blieb dem 
Einzelnen überlassen zu entscheiden, wie viel er braucht, um ein 
zufriedenes und glückliches Leben zu führen.  
 Das Zeitalter der Brakteaten mit der Geldverrufung, dem flie-
ßenden Geld, einem einheitlichen Steuersatz von 25 Prozent für 
alle und der Nichtexistenz von Zins und Zinseszins für verliehe-
nes Geld währte rund 300 Jahre und bescherte den Menschen 
im deutschsprachigen Raum die vermutlich am längsten wäh-
rende Hochkonjunktur in der Geschichte der Menschheit.  
 
 Hätte dieses ebenso kluge wie menschenfreundliche System 
Bestand gehabt – der Kölner Dom wäre bereits vor Jahrhunder-
ten fertiggestellt worden, viele Kriege hätte es nicht gegeben, die 
Politik hätte sich nicht über Jahrhunderte hinweg von den Ban-
ken am Nasenring durch die Arena ziehen lassen müssen, und 
die Menschen unserer Tage wären nicht dem ständigen Druck 
ausgesetzt, immer mehr in immer kürzerer Zeit für immer weni-
ger Geld im Portemonnaie leisten zu müssen. 
 
 Profitgier, Habsucht, Egoismus und Eitelkeiten bescherten 
diesem „Goldenen Zeitalter“ schließlich ein Ende. Mehrere Fak-
toren spielten dabei eine Rolle: 
 

1. Geldgierigen Fürsten reichten die 25 Prozent Steuern nicht 
mehr, um ihre verschwenderische Hofhaltung zu finanzie-
ren. Also erhöhten sie willkürlich die Frequenz der Geldver-
rufung in einem Maße, welches für die normalen Bürger 
nicht mehr erträglich war.  
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2. Machtsüchtige (und nicht weniger geldgierige) Kaufleute, 
wie die Augsburger Fugger, wollten ihren Reichtum meh-
ren, ohne etwas dafür tun zu müssen, also durch Geldver-
leih mit Zins und Zinseszinsen. 

3. Reich gewordene Handelsstädte verlangten nach einem 
eigenen Münzwesen, damit auch hier die „Pfeffersäcke“ mit 
Golddukaten und Silbertalern schachern und ihre Truhen 
füllen konnten. 

 
 Damit kam der Ewige Pfennig – auch „Dickpfennig“ genannt, 
weil aus massivem Edelmetall mit beidseitiger Prägung beste-
hend – ins Spiel. Vorbei war die Zeit, in der Geld nur durch ehrli-
che Arbeit verdient werden konnte. Vorbei die Zeit der Steuer-
gleichheit, vorbei die Zeit, in der jeder selbst entscheiden konnte, 
wie viel er arbeiten wollte, vorbei die Segnungen des fließenden 
Geldes. Von diesem Zeitpunkt an waren der Spekulation und 
dem Wucher Tür und Tor geöffnet. Handwerker, freie Bauern 
und kleine Händler waren gezwungen, Kredite gegen horrende 
Zinsen aufzunehmen, wenn es einmal nicht ganz rund lief – und 
ehe sie es sich versahen, waren sie pleite. Unzählige Existenzen 
wurden so in kürzester Zeit vernichtet. Die reichen Geldverleiher 
dagegen lachten sich ins Fäustchen, weil sie ohne Anstrengung 
noch reicher wurden, indem sie andere unter ihrem Zinsdiktat 
vernichteten. Die Schere zwischen Arm und Reich klaffte immer 
weiter auseinander, der Unmut in der Bevölkerung wuchs und es 
kam immer häufiger zu gewalttätigen Auseinandersetzungen. 
Die Bauernkriege um 1525 in Süddeutschland und Tirol seien 
hier nur als ein Beispiel angeführt. 
 
 Welche katastrophalen Auswirkungen es für das Volk hat, 
wenn sich die Regierung abhängig macht von Geldverleihern 
und das Primat der Politik dem Diktat des Kapitals geopfert wird, 
hat kein Geringerer als Kaiser Maximilian I. (1459 – 1519) als 
Erster eindrucksvoll vorexerziert. Die horrenden Kosten, die sei-
ne prunkvolle Hofhaltung und unzählige Kriege verursachten, 
konnten durch die laufenden Einnahmen nicht einmal annähernd 
gedeckt werden. Also sah sich der „Letzte Ritter“, wie Maximilian 
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von manchen Historikern beinahe liebevoll genannt wird, ge-
zwungen, bei seinem Augsburger Hausbankier Jakob Fugger 
ständig neue Kredite aufzunehmen.  
 Die Löcher in der Schatulle des Kaisers wurden immer grö-
ßer, und da dieser den Schuldendienst mit Zins und Zinseszins 
nicht mehr bedienen konnte, musste er Jakob dem Älteren (spä-
ter genannt „Der Reiche“) jede Menge Privilegien einräumen. 
Der Kaiser verlor Teile seiner Souveränität an den Bankier, der 
sich die Hände rieb und mit seinem anwachsenden Reichtum 
immer mächtiger wurde. Gleichzeitig knechtete Maximilian seine 
Untertanen mit immer höheren Steuern und Sonderabgaben.  
 Gefangen in der Schuldenfalle, war sich der Souverän nicht 
einmal zu schade, durch eine unstandesgemäße Heirat mit einer 
italienischen Fürstin (Bianca Maria Sforza) eine satte Mitgift von 
weit mehr als 400.000 Golddukaten abzugreifen. Als Gegenleis-
tung für diese stolze Summe erhielt Biancas Onkel, Ludovico 
Sforza, der diese Vermählung eingefädelt hatte, das Herzogtum 
Mailand als Lehen des Heiligen Römischen Reiches. Er hatte 
erreicht, wovon er immer geträumt hat. Sieg des Geldes auf der 
ganzen Linie, Verlierer – damals wie heute – das Volk.  
  
  Warum unternehmen wir diesen kleinen Ausflug in die Ver-
gangenheit? Weil er deutlich macht, 
  

1. dass das Unheil des heute real existierenden Finanz-
systems, in dem es nur um Schulden, Kredite, Zinsen 
und Zinseszinsen, Verarmung auf der einen und unmä-
ßigen Reichtum auf der anderen Seite geht, letztlich die 
Fortführung dessen ist, was vor rund 500 Jahren mit der 
Einführung des Ewigen Pfennigs seinen Anfang nahm; 

2. dass dieses menschenverachtende System weder gott-
gewollt noch alternativlos ist, sondern dass es durchaus 
möglich ist, ein Wirtschafts-, Finanz- und Fiskalsystem 
zu organisieren, dessen Segnungen allen (!) Bürgern 
eines Landes zugute kommen, in dem Ausbeutung und 
Betrug weitestgehend ausgeschlossen sind und die 
Menschen in wahrhaft „blühenden Landschaften“ leben 
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können. – Wie es unsere Vorfahren vor mehr als einem 
halben Jahrtausend im Zeitalter der Brakteaten über 
300 Jahre erfolgreich praktizierten.  

 
 Mit beiden Punkten werden wir uns im weiteren Verlauf unse-
rer Ausführungen eingehend auseinandersetzen: Punkt 1. bei 
der Analyse des Status Quo, Punkt 2. bei der Entwicklung unse-
res Systems der Humanen Marktwirtschaft.  
 
  
 
Unsere Vorgehensweise 
 
 Die Gliederung des Buches in zwei Teile ergibt sich aus der 
Komplexität der Aufgabenstellung. Erst dann, wenn dem Leser 
bewusst ist, auf welch dünnem Eis wir uns seit Jahrzehnten be-
wegen und dass diese Oberfläche unaufhörlich dünner wird, 
kann er nachvollziehen, weshalb dieses Buch jetzt geschrieben 
werden musste. Und er wird – das jedenfalls hoffen wir – dann 
auch verstehen, dass an bestimmten Stellen in der Ausarbeitung 
des neuen Systems Forderungen nach rigorosen und für eine 
(sehr wohlhabende) Minderheit weniger erfreuliche Maßnahmen 
erhoben werden, weil oberflächliche Kosmetik uns nicht mehr 
lange davor bewahren kann, ins eiskalte Wasser einzubrechen. 
Grundsätzlich wird der Weg zur Humanen Marktwirtschaft jedoch 
weit weniger anstrengend sein, als die meisten Leser es sich im 
Moment vorstellen können. 
 Im 1. Teil beschäftigen wir uns mit dem Ist-Zustand unserer 
Volkswirtschaft. Wir werden die wesentlichen Merkmale des real 
existierenden Systems darstellen und in groben Zügen beschrei-
ben, wie dieses System funktioniert – oder eben nicht. Hier geht 
es darum, nüchtern und sachlich aufzuzeigen, was wir in dieser 
Gesellschaft erreicht haben und wo wir heute stehen. An einigen 
Stellen der Zustandsanalyse wird es unumgänglich sein, thesen-
haft darauf hinzuweisen, was geschehen wird, wenn keine 
grundlegenden Änderungen herbeigeführt werden, und wie das 
Immer-weiter-so als Staatsdoktrin sich selbst ad absurdum führt.  
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 Wer unbekanntes Terrain betreten und ein anderes, besseres 
Lebens- und Arbeitsmodell entwickeln will, tut gut daran, die 
Ausgangsposition, von der aus er sich auf den Weg macht, ge-
nau zu kennen. Ebenso ist es wichtig zu wissen, welcher der 
vorhandenen Hilfsmittel, bewährten Konstellationen und erprob-
ten Unterstützer er sich weiterhin bedienen kann (und soll) und 
wovon er sich sofort trennen muss. Deshalb ist eine solche 
Standortbestimmung außerordentlich wichtig – vergleichbar der 
Situation eines Kapitäns, der nur dann die Route zu seinem an-
gepeilten Ziel exakt berechnen kann, wenn er genau weiß, von 
wo aus er startet, und er sich darüber hinaus darauf verlassen 
kann, dass eine zuverlässige Crew hinter ihm steht.  
 Im 2. Teil werden wir dann unter Bezugnahme auf den im 1. 
Teil beschriebenen Status Quo unser Modell einer Humanen 
Marktwirtschaft entwickeln. Wir werden die Fehler und Schwä-
chen der vermeintlich alternativlosen Strukturen des heutigen 
Systems dekuvrieren und Wege aufzeigen, wie sich eine neue, 
bessere und gerechtere Gesellschaft gestalten lässt, an deren 
Segnungen alle Bürger partizipieren können.  
  
 Sowohl in der Betrachtung des Status Quo als auch in der 
Beschreibung unseres Modells der Humanen Marktwirtschaft 
werden wir uns ganz bewusst und ganz konsequent nicht in De-
tails verlieren. Ohne Zahlen geht es natürlich nicht, aber wenn 
wir Zahlen nennen, dann nur solche, die als Orientierungsrah-
men dem Gesamtverständnis dienen, die notwendig sind, um 
Dimensionen und Relationen erkennbar zu machen.  
 Was uns interessiert, ist das große Ganze. Wir wollen Me-
chanismen aufzeigen – die des Versagens im herrschenden 
System ebenso wie die des allseitigen Gewinns, des Wohlerge-
hens und der Lebensfreude in der neuen Gesellschaft, die wir 
vor Augen haben. Statistiken, komplizierte Rechenmodelle, die 
dritte Stelle hinter dem Komma usw. sind nicht unser Anliegen. 
Dafür gibt es Mathematiker, Statistiker, Volkswirte und andere 
Experten, die sich darüber den Kopf zerbrechen dürfen. Wenn 
die Vorstellung von der großen Fahrt an der Gartentür endet, 
braucht man sich erst gar nicht auf den Weg zu machen.  
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Kommunismus und Kapitalismus haben sich überlebt – 
höchste Zeit für ein neues Gesellschaftssystem 
 
 Um gleich zu Beginn jeglichen Verdacht auszuräumen, unser 
Modell liefe womöglich auf eine Art „Salonkommunismus“ hin-
aus, sei gesagt: Das Gegenteil ist der Fall. Unsere Humane 
Marktwirtschaft bietet ein nie gekanntes Maß an persönlicher 
Freiheit, verlangt andererseits aber auch ein sehr hohes Maß an 
Eigenverantwortung. Genau das ist das Besondere an unserem 
Modell. Keiner kann sich der Verantwortung für die Solidar-
gemeinschaft entziehen, geschweige denn sich auf Kosten der 
Allgemeinheit bereichern. Und es kann sich auch niemand mehr 
in der sozialen Hängematte bequem machen und seine Verwei-
gerungshaltung pflegen nach dem Motto: Der Staat wird’s schon 
richten. 
 
 Marxismus-Leninismus, Kommunismus, Sozialismus und all 
die anderen „Ismen“, die in diese Richtung gehen, sind Gesell-
schaftstheorien, Gedankenmodelle und zum Teil auch Utopien, 
die aus der Zeit ihrer Entstehung heraus – grob gesagt, Mitte des 
19. Jahrhunderts – begriffen werden müssen. Es war die Zeit der 
Frühindustrialisierung, des Manchesterkapitalismus, der Ausbeu-
tung der Arbeiter (selbst im Kindesalter), der Verelendung in den 
Städten, der existenziellen Not Hunderttausender. Die Überle-
gungen und Theorien all jener Vordenker sind also aus einer 
Situation des Mangels heraus entstanden. Ein permanenter 
Mangel an allem in den unteren Schichten, der durch eine Um-
verteilung von den wenigen Reichen hin zu den vielen Armen – 
notfalls mit Gewalt – behoben werden sollte.  
 In der Theorie hat sich das alles ganz wunderbar angelassen, 
und es mangelte auch nicht an Anstrengungen, die Utopie einer 
Gesellschaft, in der alle gleich sind, in die Praxis umzusetzen. 
Spätestens seit dem 9. November 1989 jedoch wissen wir, dass 
das Experiment des Kommunismus/Sozialismus letztendlich 
gescheitert ist und als Gesellschaftsmodell für die Zukunft nicht 
taugt.  
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 Auf der anderen Seite haben die Verfechter des reinen Kapi-
talismus überhaupt keinen Grund sich einzubilden, ihr System, 
nämlich das der unersättlichen Gier nach Geld, würde der Welt 
den ersehnten Frieden bescheren. Das Gegenteil ist der Fall. 
Der Kapitalismus hat zwar den Kalten Krieg „gewonnen“, einen 
Sieg als überlegenes, allen Menschen Wohlstand und Glück 
verheißendes Gesellschaftssystem hat er jedoch nicht davon-
getragen. Inzwischen ist der Kapitalismus vielmehr dabei, sich 
und die Menschen, die diesem ausbeuterischen System gnaden-
los ausgeliefert sind, systematisch selbst aufzufressen. Auf den 
Punkt gebracht, müssen wir demnach konstatieren: Auch der 
ungebremste, schamlose Kapitalismus hat sich als Gesell-
schaftssystem überlebt.  
 
 Damit ist es an der Zeit, über ein grundlegend neues Gesell-
schaftsmodell nachzudenken. Nein, es ist höchste Zeit – und es 
ist die richtige Zeit. Wir entwickeln unsere Überlegungen zur 
Humanen Marktwirtschaft – im Gegensatz zu Kommunismus, 
Sozialismus usw. – eben nicht in einer Situation des Mangels, 
sondern in einem Zustand der Fülle, des Wohlstands und des 
Überflusses. Damit bieten sich ganz andere Gestaltungsmög-
lichkeiten, als das in der Mitte des 19. Jahrhunderts der Fall war.  
 Unser Modell von einer besseren Welt gründet auf ein Sys-
tem, das Fehler der Vergangenheit eliminiert, positive Erfahrun-
gen beibehält bzw. optimiert und radikal neue Wege aufzeigt. Ein 
System, das Gemeinsinn, Gerechtigkeit und Zufriedenheit für 
alle Menschen anstrebt, das den Bürgern eines Staates ein 
Höchstmaß an Freiheit gewährt, von diesen Bürgern aber gleich-
zeitig auch ein Höchstmaß an Solidarität und Eigenverantwor-
tung einfordert. Gemeinsames Streben nach dem bestmöglichen 
Leben für alle heißt das Ziel. Neidlose Zusammenarbeit und 
Abwendung von egoistischer Profitgier sind die wesentlichen 
Voraussetzungen, um dieses Ziel zu erreichen. Wir wollen eine 
zuverlässig planbare Zukunft in einer Welt ohne Existenzängste. 
Die Summe all dessen führt zu dem, was die allermeisten Men-
schen erstreben: Weltfrieden!  
  

17



Unsere Vision: Zufriedene Menschen in einer gerechten Welt 
 

Das Wohlergehen aller Menschen steht im Vordergrund allen 
Strebens, nicht der Profit einiger weniger. 

 
Grundlage ist ein Solidarprinzip, das von allen getragen wird 
und von dem jeder partizipiert, der der Unterstützung bedarf. 

 
Jedem Bürger – vom Säugling bis zum Greis – steht ein ge-
sichertes Grundeinkommen in gleicher Höhe zu. 

 
Jeder Arbeitsfähige hat die Freiheit, diese Grundsicherung 
durch mehr Leistung – seinen individuellen Bedürfnissen 
entsprechend – zu erhöhen. 

 
Auf produktive Arbeit sowie auf wertschöpfende und gesell-
schaftlich notwendige Dienstleistungen wird keine Lohnsteu-
er erhoben. 

 
Die Wertaufbewahrung erfolgt nach einem Umlageverfahren 
in einem „Wertspeicher“, vergleichbar dem deutschen Ren-
tensystem. 

 
Das Kredit- und Bankenwesen auf der Basis von Zins und 
Zinseszins wird abgeschafft.  

 
Das Primat der Politik ist gesichert, weil es keine Kapital-
ansammlungen mehr geben kann, durch welche die Politik 
erpressbar wird. 

 
Es herrscht weniger Kontrolle des Staates über seine      
Bürger, wodurch die Menschen eine nie gekannte Freiheit 
erfahren.  

 
Dieses hohe Maß an Freiheit für den Einzelnen bedarf eines 
klaren, unmissverständlichen und konsequent angewandten 
Reglements.  
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 Die hier thesenhaft aufgeführten Eckpunkte der Humanen 
Marktwirtschaft mögen dem Leser einen ersten Eindruck vermit-
teln, wohin unsere „Reise“ führt. Im 2. Teil des Buches werden 
diese und weitere für die Realisierung unseres Modells notwen-
digen Postulate detailliert erläutert, aufgeschlüsselt und mitein-
ander verknüpft.  
 Bei aller eventuell vorhandenen Neugier, möglichst schnell 
die Details unseres Modells einer zukunftsorientierten und zu-
tiefst humanistischen Gesellschaftsordnung zu erfahren, appel-
lieren wir an unsere Leser, den 1. Teil dennoch nicht zu „über-
springen“. Es ist wichtig zu wissen, wo ich stehe, ehe ich mich 
daran mache, die Vision von einem besseren Leben zu entwi-
ckeln und ihr zu folgen.  
 Dem aufmerksamen Leser wird nicht entgehen, dass wir 
manche Statements mehrfach zur Sprache bringen. Das ist so 
gewollt. Zum einen, um komplizierte Vorgänge durch die Be-
trachtung aus unterschiedlichen Perspektiven noch verständli-
cher zu machen, zum anderen, weil manche Fakten so brisant 
sind, dass sie es verdienen, mehrfach genannt und während des 
Lesens direkt in Erinnerung gerufen zu werden.  
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TEIL 1 
 
Status Quo eines untauglichen Systems 
 
 Seit mehr als 40 Jahren leben wir mit einem Finanzsystem 
ohne reale Basis. Um das zu erläutern, müssen wir wieder einen 
kleinen Ausflug in die Vergangenheit machen: Im Jahr 1971 hat 
US-Präsident Nixon in einem verzweifelten Akt der Selbstherr-
lichkeit die Goldbindung des US-Dollar für beendet erklärt. Damit 
war das 1944 in Bretton Woods, einem kleinen Bezirk in New 
Hampshire/USA, geschaffene System des Gold-Devisen-Stan-
dards mit dem US-Dollar als Leitwährung seiner Grundlage be-
raubt. Wäre es damals – und jemals – das Ziel gewesen, der 
Welt ein gerechtes und dauerhaft funktionsfähiges Wirtschafts- 
und Finanzsystem zu erhalten, dann hätte 1971 ein komplett 
neues System etabliert werden müssen. Dass das nicht gefor-
dert, geschweige denn je in die Tat umgesetzt wurde, ist vor 
allem dem Umstand geschuldet, dass es zu dieser Zeit bereits 
zu viele reiche und damit mächtige Menschen in aller Welt gab, 
deren Vermögen in US-Dollar notiert war – und bis heute ist. Sie 
wollten weder Geld noch Macht verlieren und haben deswegen 
ein System bevorzugt, das zwar von Anfang an dem Untergang 
geweiht war, aber gerade in dieser desolaten Form eine Fülle 
neuer Möglichkeiten bot, Vermögen in nie dagewesener Größe 
anhäufen zu können, ohne reale Arbeit dafür leisten zu müssen.  
 
 Damit verständlich wird, wie existenziell bedrohlich die Ab-
schaffung der Goldbindung des US-Dollar war, müssen wir kurz 
umreißen, wie der Gold-Devisen-Standard ursprünglich funktio-
nieren sollte. Eine Währung, die sog. Leitwährung, in diesem Fall 
der US-Dollar, sollte eine feste Parität zu Gold haben (ursprüng-
lich 35 US-Dollar pro Unze Gold). Sie sollte mit genügend Gold 
gedeckt sein, also das Versprechen als Grundlage haben, US-
Dollar jederzeit in Gold tauschen zu können – zumindest theore-
tisch. Alle anderen Währungen hatten einen fixierten, unabän-
derlichen Wechselkurs gegenüber der Leitwährung. Auf diese 
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Weise hatten alle Währungen einen festen Bezug direkt zu Gold, 
auch wenn die einzelnen Länder selbst nicht über genügend 
Goldreserven verfügten, um ihre eigene Währung damit zu un-
terlegen. Man könnte dieses System als genial ansehen, aller-
dings nur, solange man das Hauptproblem außer Acht lässt: 
anhaltende Außenhandelsdefizite einzelner Länder. 
 Genau daraus aber erwachsen gleich mehrere Probleme, die 
das System früher oder später zum Scheitern verurteilen. Es 
wäre unrealistisch, annehmen zu wollen, dass alle Länder jeder-
zeit eine ausgeglichene Handelsbilanz aufweisen können. Also 
muss es ein Verfahren geben, das vorübergehende Außenhan-
delsdifferenzen ausgleichen kann. Im System von Bretton 
Woods sollte das folgendermaßen funktionieren:  
 In New York gibt es eine Bank, die sog. Weltbank, auf deren 
Konten alle Außenhandelsumsätze registriert werden. Solange 
keine „vagabundierenden“ Geldmengen existieren, das heißt 
Geldmengen, die nicht durch den Gold-Devisen-Standard ge-
deckt sind, müssen sich sämtliche Außenhandelsdefizite und      
-überschüsse restlos ausgleichen. Damit wären die Konten der 
Weltbank immer auf null.  
 So weit, so gut – theoretisch. Allerdings bedarf jede Volks-
wirtschaft einer bestimmten Menge Geldes, damit sie rund laufen 
kann.  
 
 
 
Wie das System von Bretton Woods ausgehebelt 
wurde & die fatalen Folgen für die Weltwirtschaft 
 
 Erleidet nun ein Land ein Außenhandelsdefizit, dann würde in 
diesem Land Geld in Höhe eben dieses Defizits fehlen und die 
Wirtschaft käme ins Stocken. Auf der anderen Seite würden in 
einem Land mit Überschüssen Geldmengen auftauchen, für die 
es keine Verwendung gibt und die damit die Gefahr einer Inflati-
on in sich bergen. Folglich sieht das System von Bretton Woods 
vor, dass die Geldmengen der Überschussländer gegen Zins-
zahlungen an Länder mit Defiziten ausgeliehen werden.  
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 Wiederum ein an sich funktionsfähiges Modell, allerdings mit 
einem gewaltigen Haken: Was passiert, wenn das Leitwährungs-
land selbst ein Defizit im Außenhandel hat? 1944, als das Sys-
tem von Bretton Woods etabliert worden ist, waren die USA, das 
Leitwährungsland, zweifellos eine starke Exportnation, und man 
ist davon ausgegangen, dass das auch so bleibt.  
 
 Betrachten wir nun, wie der internationale Ausgleich der Han-
delsbilanzen erfolgte. Sobald bei der Zentralbank eines Landes 
Außenhandelsüberschüsse aufgelaufen waren, wurden diese 
noch am selben Tag zur Weltbank in New York transferiert. Dort 
stand dann dieses Geld, wie geplant, zur Verfügung, um an Defi-
zitländer verliehen zu werden. Alles bestens so weit. Allerdings 
mutierten die USA bereits in den 1950er-Jahren von einer Ex-
port- zu einer Importnation – mit fatalen Folgen: Die USA, das 
Leitwährungsland, mussten nun das ordnungsgemäß nach New 
York transferierte Geld an sich selbst ausleihen – ein Vorgang, 
der eine eingehendere Betrachtung verdient.  
 Schon 1961 hat der Finanzberater von Charles de Gaulle, 
Jaques Rueff, mahnend dargelegt, was das Außenhandelsdefizit 
der USA für das gesamte System bewirken wird. Er führte aus, 
dass die USA überhaupt keinen Grund haben, ihr Außenhan-
delsdefizit zurückzuführen. Jaques Rueff erläuterte das an einem 
zeitgemäßen Beispiel: „[...] Was ist das Wesen dieses Systems 
und was ist der Unterschied zur Goldwährung? Es bedeutet, 
wenn ein Land mit einer Schlüsselwährung ein Zahlungsbilanz-
defizit erleidet – nehmen wir als Beispiel die USA – dann bezahlt 
es dem Gläubigerland Dollars, die in der Zentralbank des Letzte-
ren landen. Doch noch am selben Tag werden diese als Kredit 
wieder auf dem New Yorker Geldmarkt ausgeliehen, sodass 
diese Dollars in ihr Ursprungsland zurückkehren. Somit verliert 
das Schuldnerland nicht, was das Gläubigerland erwirtschaftet 
hat. Deshalb spürt das Währungs-Schlüsselland auch nie die 
Auswirkungen eines Zahlungsbilanzdefizits. Und die Hauptaus-
wirkung ist, dass es überhaupt keinen Grund für das Verschwin-
den des Defizits gibt, denn es erscheint erst gar nicht. Um die 
Sache deutlicher zu erklären: Nehmen wir an, dass ich mit mei-
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nem Schneider eine Vereinbarung treffen würde, dass er jegli-
ches Geld, das er von mir erhält, mir am selben Tag als Kredit 
zurückgibt. Auf diese Weise hätte ich überhaupt keine Beden-
ken, bei ihm noch viel mehr Anzüge in Auftrag zu geben, auch 
wenn meine eigene Zahlungsbilanz dann ein Defizit aufweisen 
würde.“  
 So weit Jaques Rueff bereits im Jahr 1961! Allerdings wies er 
auch auf weitere Auswirkungen hin, nämlich zwangsläufige Infla-
tion, die es in dem System eigentlich gar nicht geben dürfte. 
Schließlich hatte die Leitwährung, der US-Dollar, wie bereits 
erwähnt, einen fixen Wert gegenüber Gold: 35 US-Dollar pro 
Unze Feingold. Wie kann also dennoch Inflation entstehen?  
 Durch den Rücktransfer taucht das Geld zweimal in den Bi-
lanzen auf, und zwar als Guthaben im Geberland und in den 
internen Bilanzen des Schuldnerstaates, wenn es sich um das 
Leitwährungsland handelt. Das heißt, die gesamte Geldmenge 
vergrößert sich in Höhe des Außenhandelsdefizits der USA. Aber 
dieser Umstand hat sich als das kleinere Problem erwiesen. Die 
wirklichen Probleme entstehen in den USA selbst. Die retransfe-
rierten US-Dollar müssen dort wieder in den internen Umlauf 
gebracht werden, was jedoch nicht so einfach ist, weil es sich um 
Geldmengen handelt, denen in den USA keine Wertschöpfung 
gegenübersteht.  
 Solange das Außenhandelsdefizit der USA überschaubar 
war, ließ sich dieses Problem dadurch lösen, indem der durch-
schnittliche Arbeitnehmer in den USA einen höheren Lohn er-
hielt, als er seiner eigentlichen wertschöpfenden Arbeitsleistung 
entsprochen hätte. Das bewegte sich bis in die 1960er-Jahre im 
einstelligen Prozentbereich und war deshalb möglich, weil die 
Wirtschaft der USA zu dieser Zeit ein nahezu geschlossenes, 
sich selbst genügendes System war. Jedoch wuchsen die Men-
gen an US-Dollar, die außerhalb der USA als Guthaben verbucht 
waren, also die Auslandsverbindlichkeiten der USA, bis zum Jahr 
1970 derart an, dass sich Präsident Nixon 1971 gezwungen sah, 
die Goldbindung des US-Dollars aufzuheben. Die Goldreserven 
der USA reichten einfach nicht mehr aus, um das Versprechen 
einzulösen, jeden Dollar gegen Gold tauschen zu können. Die 
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Menge der US-Dollar im Ausland war zu einer derartigen Größe 
angewachsen, dass es in den USA selbst nicht genügend Han-
delsware gegeben hätte für den Fall, dass alle Dollarbesitzer aus 
dem Ausland in die USA reisen wollten, um ihre Dollar im Mutter-
land der Währung auszugeben. Das System war am Ende.  
 
 Wie bereits gesagt, wären spätestens zu diesem Zeitpunkt – 
1971 – ein Neustart und eine Revision des Systems von Bretton 
Woods dringend erforderlich gewesen. Doch anstatt das durch-
zuziehen, sind marginale Änderungen vorgenommen worden, 
die in ihrer Auswirkung die bisherigen Vorteile der USA auch 
weiterhin sicherten, und nicht nur das. Galt bislang, dass zu groß 
gewordene Außenhandelsdefizite mit Gold ausgeglichen werden 
mussten, entfiel diese Regelung vollständig. So ist zu erklären, 
warum zum Beispiel Deutschland seine Nachkriegsreserven an 
Gold nur bis 1971 ansammeln konnte. Wie gewaltig in ver-
gleichsweise wenigen Jahren nach dem Krieg die Wirtschafts-
leistung Deutschlands wiedererstarkt war, lässt sich an der Tat-
sache ablesen, dass bis 1971 rund 3.390 Tonnen Gold in deut-
schen Besitz übergegangen waren. Wobei „Besitz“ nicht ganz 
zutreffend ist. Tatsächlich wurde und wird ein Großteil dieses 
Goldes in den Tresoren der Siegermächte gehortet (1.536 t in 
New York, 450 t in London, 374 t in Paris). Lediglich ein Drittel 
des Goldschatzes verwahrt die Bundesbank in eigenen Tresoren 
im Inland. Interessanterweise verlangt die Bank of England (als 
einzige) auch noch Lagerungsgebühren in Höhe von 500.000 
Euro jährlich. Im Januar 2013 hat die Bundesbank bekannt ge-
geben, dass sie bis 2020 rund 700 Tonnen der deutschen Gold-
reserven von New York und Paris nach Frankfurt bringen lassen 
wolle. Warum nicht alles, und zwar umgehend? Möglicherweise 
dienen diese Goldlager außerhalb des Landes den Alliierten des 
Zweiten Weltkriegs immer noch als eine Art Pfand, mit dem 
Deutschland zu „Wohlverhalten“ angehalten werden soll(te). 
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3.000 Milliarden Euro – verschwunden im  
„Finanznirwana“ 
 
 In den Jahren nach 1971 hat die deutsche Wirtschaft Außen-
handelsüberschüsse erwirtschaftet, die summiert mittlerweile 
etwa 3.000 Milliarden Euro betragen. Das ist eine gewaltige Zahl, 
die erst einmal richtig Freude bereiten sollte. Doch leider hat die 
Sache einen gewaltigen Haken, denn diese Zahl ist in der Tat 
nichts als eine Zahl. Die deutschen Außenhandelsüberschüsse 
sind auf keinem Konto verbucht, sie existieren faktisch nicht. 
Ebenso hat Deutschland keine Währungsreserven, die auch nur 
annähernd der Höhe der erwirtschafteten Überschüsse entsprä-
chen. Dieses Geld ist einfach im „Finanznirwana“ verschwunden.  
 
 Die Bestätigung für diese ungeheuerliche Tatsache wurde 
uns von der Bundesbank in einem Schriftverkehr im Jahr 2012 
indirekt geliefert. Auf unsere Anfrage, ob es denn theoretisch 
möglich wäre, in Zukunft Außenhandelsdefizite Deutschlands mit 
den alten Überschüssen zu verrechnen, teilte man uns mit, dass 
das auf keinen Fall möglich sei.  
 Welchen Wert hat es dann, wenn Deutschland – wie unsere 
Medien Anfang Februar 2015 stolz verkündeten – im Jahr 2014 
mit einem neuen Rekordwert den größten Exportüberschuss 
aller Länder erzielt hat? Ein Plus von sagenhaften 285 Milliarden 
Dollar weist nach Berechnungen des Münchner Ifo-Instituts un-
sere Leistungsbilanz für das Jahr 2014 auf. Weltrekord! Mit ge-
hörigem Abstand folgen die weltgrößte Handelsnation China 
(150 Milliarden Dollar) und der Ölexporteur Saudi-Arabien (100 
Milliarden Dollar). Eine derartige Leistungsbilanz ist großartig, 
spricht sie doch für die Kreativität unserer Ingenieure, für den 
Fleiß unserer Arbeiter, für die vielfach unschlagbare Qualität von 
Produkten „Made in Germany“. Nur was haben wir davon? 
Nichts (siehe oben), rein gar nichts! Das Geld ist weg, ver-
schenkt an Staaten, die sich ein anhaltendes Außenhandelsdefi-
zit erlauben können – und das sind die Länder, die einst die 
Leitwährung hatten und heute einfach Geld drucken, wenn sie 
etwas nicht regulär bezahlen können: die USA und England. 
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Regulär bedeutet in diesem Fall, dass den Importen eine ent-
sprechende Menge von Exporten gegenüberstehen müsste.  
 
 Hiermit sind wir bei der nächsten Änderung angekommen, die 
1971 vorgenommen worden ist. Nachdem der US-Dollar nicht 
mehr an Gold gebunden war, konnten die USA, das Federal 
Reserve System (kurz: Fed, Notenbank der Vereinigten Staa-
ten), Geld in beliebiger Menge emittieren, also schlicht drucken, 
bis die Maschinen glühten. Das hatte sofort zur Folge, dass die 
gesamte Geldmenge im weltweiten Umlauf stetig um die Summe 
der US-Außenhandelsdefizite zugenommen hat. Somit ist, be-
ginnend 1971, eine stetig anwachsende Menge Geld im Umlauf, 
für die es keinen realen Gegenwert – also Güter oder Dienstleis-
tungen – gibt, denn den hemmungslos gedruckten US-Dollars 
steht keine wertschöpfende Arbeit gegenüber. So sind die 
Schulden der USA einfach angewachsen und erstaunlicherweise 
stört sich niemand daran. Auch nicht, nachdem offensichtlich 
geworden ist, dass die USA ihre Schulden niemals begleichen 
können, werden, geschweige denn wollen (siehe hierzu auch 
Teil 2, S. 169) 
 
 
 
Geld als Ware – es jubelt der Spekulant 
 
 Die Konsequenzen der Abkopplung des US-Dollars vom Gold 
waren jedoch noch viel weitreichender: Die Wechselkurse muss-
ten freigegeben werden. Das klingt auf den ersten Blick nicht so 
dramatisch, ja, man könnte das sogar als positiv schönreden. Ist 
es aber nicht, denn als Folge dessen ist Geld vom bloßen Zah-
lungsmittel zum Tausch gegen Waren oder Dienstleistungen 
selbst zur Ware mutiert. Fortan wurde bedenkenlos mit Wech-
selkursen spekuliert. Geld wurde mit Geld gekauft, eine Währung 
gegen eine andere getauscht in der Hoffnung auf steigende oder 
fallende Kurse. Die daraus entstehenden Gewinne waren irreal. 
Das heißt, es wurden Gewinne erzielt, die absolut nichts mehr 
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mit wertschöpfender Arbeit zu tun hatten – und so ist es bis heu-
te geblieben.  
 Geld als Ware zu handeln, ist in etwa so sinnvoll, als würde 
man zum Bauern gehen, um Kartoffeln zu kaufen, und dann als 
Bezahlung Kartoffeln anbieten. Eine Sorte gegen eine andere in 
der Hoffnung, dass die erworbene Sorte Kartoffeln in Kürze mehr 
wert sein wird als diejenige, die man dem Bauern als Bezahlung 
überlassen hat. Kein Bauer wird auf so einen „Kuhhandel“ ein-
gehen. Damit wird deutlich, welcher Wahnsinn auf den internati-
onalen Finanzmärkten stattfindet – oder besser gesagt, welcher 
Betrug. 
  
 Aber mit dem einfachen Handel mit Geld war es noch lange 
nicht getan. Bereits nach wenigen Jahren, noch in den 1970-ern, 
begann der große Optionshandel. Man musste das Geld nicht 
einmal mehr haben, mit dem man anderes (virtuelles) Geld kau-
fen wollte. Man erwarb Optionsscheine, die das Recht begründe-
ten, zu einem bestimmten Zeitpunkt Geld zu einem festgelegten 
Kurs zu kaufen oder zu verkaufen. Der Preis dieser Options-
scheine betrug einen Bruchteil des gehandelten Werts. Das gilt 
auch für Spekulationen auf reale Güter. Fortan konnte man das 
Recht erwerben, bestimmte Güter zu einem fixierten Termin zu 
vorbestimmten Preisen zu kaufen oder abzustoßen – wiederum 
für einen Bruchteil des Werts der Ware. Dadurch hat der Speku-
lant einen enormen Hebel bei streng begrenztem Risiko. Hatte 
man sich verspekuliert, verlor man nur den – geringfügigen – 
Einsatz. Ging die Entwicklung aber so, wie man es erhofft hatte, 
war der Gewinn enorm, meist ein Vielfaches des eingesetzten 
Geldes. Ein Gewinn, der aus dem Nichts erwachsen ist und nicht 
das Geringste mit wertschöpfender Arbeit zu tun hat.  
 
 Mit dem Bank(un)wesen passierte in der Folge etwas Ähnli-
ches. Die Banken konnten nunmehr Geld verleihen, das sie nicht 
hatten. Sie mussten lediglich Geld in Höhe des selbst (!) einge-
schätzten Ausfallrisikos vorhalten. Allgemein wurde, beginnend 
in den 1970er-Jahren, von etwa 15 Prozent der Kreditsumme 
ausgegangen. Das heißt, die Banken konnten etwa siebenmal 
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mehr Geld ausleihen, als sie Einlagen hatten. Natürlich kassier-
ten sie die Zinsen auf das ausgeliehene Geld in voller Höhe. Die 
Gewinne explodierten in mehrfach höherem Maß, als die Geld-
menge durch diese Verfahren zunahm. So entstanden neue 
Geldmengen, reine Buchungswerte, deren Umfang nicht mehr 
von den Zentralbanken kontrolliert werden konnte. Das führte 
dann auch zu Inflationsraten in zweistelliger Höhe, allerdings nur 
für einen begrenzten Zeitraum in den 1970er-Jahren.  
 
 
 
Turbokapitalismus und Globalisierung 
 
 Spätestens zu dieser Zeit ist eine wesentliche Grundlage der 
ökonomischen Lehre entfallen: der permanente Mangel. Der 
Zusammenhang zwischen Geldmenge und Inflation ist nur dann 
gegeben, wenn grundlegender Mangel herrscht. Nur dann wird 
eine größere Geldmenge zu größerer Nachfrage führen und 
Inflation auslösen. In den 1970er-Jahren verhielt es sich in den 
hoch entwickelten Industriestaaten bereits so, dass die Bedürf-
nisse elitärer Bevölkerungsteile weitestgehend gesättigt waren. 
Gab man diesen gesättigten Schichten – also den oberen etwa 
30 Prozent – mehr Geld in die Hand, haben sie ihren Konsum 
dennoch nicht erhöht. Schon damals ist die Bevölkerung geteilt 
gewesen in relativ wenige Reiche, die im Überfluss leben, und 
eine klare Mehrheit der Ärmeren.  
 Die Schere der sozialen Ungleichheit hat sich seitdem immer 
weiter geöffnet, sodass wir heute eine zweigeteilte Gesellschaft 
haben. Ein sehr kleiner Teil lebt im aberwitzigen Überfluss, der 
andere, weitaus größere Teil wird gezielt knapp gehalten. Aber 
genau dieser größere, ärmere Teil ist derjenige, der zusätzliches 
Einkommen ausgäbe, wenn er es hätte. Weil er aber nicht mehr 
Geld bekommt, wirkt sich die Geldmenge nicht mehr auf die In-
flation aus, und gleichzeitig konnten und können sich enorme 
Geldmengen entwickeln, die für den einfachen Warenaustausch 
keinerlei Funktion mehr haben. Sie dienen allein dem Zweck, 
sich selbst zu vermehren und die Machtzentren von der Politik in 
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die Bankhäuser zu verlagern. Der ehemalige Präsident der EZB, 
Jean-Claude Trichet, hat diesen Zustand ebenso lapidar wie 
treffend beschrieben: „Die Märkte funktionieren nicht mehr.“  
 
 Wie konnte es gelingen, die überflüssigen Geldmengen von 
den unteren Schichten fernzuhalten und so die eigentlich 
zwangsläufige Inflation durch Geldmengenerhöhung auszuschal-
ten? Der Vorgang ist so einfach wie undemokratisch: Schon in 
den 1980er-Jahren haben die Gewerkschaften ihre eigentliche 
Aufgabe nicht mehr wahrgenommen, nämlich die Interessen der 
Arbeiter zu vertreten. Sie haben sich dem Primat des Geldes und 
der diesem Primat gehorchenden Politik unterworfen und ihre 
Forderungen streng begrenzt. So sorgen sie dafür, dass denje-
nigen, die inflationsauslösend handeln würden, das nötige Geld 
vorenthalten wird. In der Welt der überflüssigen freien Geldmen-
gen wird Inflation also nicht mehr verhindert durch die strenge 
Regulierung der Geldmengen, sondern durch Tarifverträge.  
 
 
 
Gewerkschaften als Handlanger 
 
 Die stillschweigend einvernehmliche Zusammenarbeit der 
Gewerkschaften mit den Geldgewaltigen hat einen vollkommen 
neuen Mechanismus geschaffen, der die Zweiteilung der Gesell-
schaften weiter vorantreibt: Hier die knapp gehaltenen Arbeiter-
schichten, dort die anderen wenigen, die ihre Massen an Geld 
nicht mehr für Konsum ausgeben können, weil sie schon alles 
haben und übersättigt sind. Wie bereits gesagt, kann Inflation nur 
ausgelöst werden, wenn Schichten mit unerfüllten Bedürfnissen 
mehr Geld in die Hand gegeben wird.  
 Somit haben es heute die Gewerkschaften in der Hand, die 
Höhe der Inflationsrate zu lancieren. Sie sind es, die punktgenau 
bestimmen, wie viel Geld der einfache Arbeitnehmer zur Verfü-
gung hat und ausgeben kann. Sie bestimmen darüber, inwieweit 
eine erhöhte Nachfrage inflationär wirken kann. Man darf in die-
ser Hinsicht durchaus von einer „globalen Verschwörung“ des 
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Kapitals mit den Gewerkschaften sprechen, die das Ziel hat, das 
bereits gescheiterte Geldsystem am Leben zu erhalten, indem 
der Zusammenhang zwischen Geldmenge und Inflation ausge-
schaltet wird. Das gilt aber nur für die einfachen Bürger. Tatsäch-
lich ist die Welt auch in der Hinsicht zweigeteilt, dass es „oben“ 
Inflation gibt, „unten“ jedoch nur in streng kontrolliertem Ausmaß.  
  
 Betrachten wir hierzu den Goldpreis, obwohl dieser keines-
falls unkontrolliert marktwirtschaftlichen Regeln folgen darf. Er 
wird nach Bedarf gesteuert. Dennoch können wir feststellen, 
dass der Goldpreis immer wieder inflationäre Höhenflüge unter-
nimmt. Bei dieser Betrachtung müssen wir wieder von dem omi-
nösen „Schicksalsjahr“ 1971 ausgehen. Von 1944 bis 1971 war 
der Goldpreis fixiert auf 35 Dollar pro Unze Feingold. Nach der 
Abkopplung der Leitwährung vom Gold schnellte der Goldpreis in 
die Höhe und erreichte 1978 eine Spitze von etwa 1.000 Dollar 
pro Feinunze. Das bedeutet, dass in Bezug auf Gold innerhalb 
von sieben Jahren eine Inflation stattgefunden hat, und zwar in 
etwa mit dem Faktor 30. Als der Goldpreis vor einigen Jahren 
fast 2.000 Dollar pro Feinunze erreicht hatte, musste dieser Fak-
tor bereits auf das über 50-fache erhöht werden. Dass der Gold-
preis nicht noch höher ist, ist dem Umstand geschuldet, dass er 
eben nicht dem Markt folgen darf, sondern künstlich niedrig ge-
halten wird. Auch mit dieser Maßnahme will man verschleiern, 
wie es tatsächlich um unser marodes Geldsystem steht. 
 
 
 
Die „Finanzwaffe“ ist gnadenlos  
 
 Noch einen weiteren Faktor wollen wir beleuchten. Manch 
einer erinnert sich an Zeiten, als ein Millionär noch als etwas 
Besonderes galt. Heute dagegen muss man schon Milliarden 
haben, um in der „Oberliga“ Eindruck zu machen. Das ist immer-
hin der Faktor 1.000! Hier wird bereits offenkundig, dass das 
Geldsystem nichts mehr mit der Realität zu tun hat. Erschwerend 
kommt hinzu, dass in etwa eine hundertfache (!) Geldmenge 
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mehr im Mikrosekundentakt um den Globus zirkuliert, als zum 
Warenaustausch benötigt würde. Das heißt, dass 99 Prozent des 
Geldes nicht mehr seinem ursprünglichen Zweck dient, nämlich 
als Tauschmittel für Waren und Dienstleistungen, sondern als 
reine Spekulationsmasse missbraucht wird mit dem einzigen 
Zweck, seinen Besitzern Gewinne zu bescheren, ohne dass 
diese dafür irgendeine Leistung erbringen.  
 
 Die unnützen – weil von keinem realen Wert gedeckten – 
Geldmengen bewirken jedoch noch etwas viel Schlimmeres: 
Durch sie wird die Politik erpressbar. Man kann Währungskurse 
manipulieren und ganze Volkswirtschaften ruinieren. Wer sich, 
nicht nur als Staat, dem Diktat des Kapitals nicht unterwirft, wird 
gnadenlos abgestraft – mit der „Finanzwaffe“. Das an sich wert-
lose Geld bietet seinen Besitzern die Möglichkeit, alles und jeden 
zu kaufen, zu bestechen oder zu vernichten. Mit frisch gedruck-
tem Geld lassen sich jederzeit auch Auftragsmörder bezahlen, 
die im Auftrag der Geldgewaltigen notfalls auch einen Staatschef 
umbringen, wenn er sich dem Diktat des Kapitals nicht unterwer-
fen will. Wir verweisen hier auf die „Economic Hit Men“ (kurz: 
EHMs), die z. B. die Staatschefs von Ecuador und Panama im 
Auftrag der US-Regierung durch Flugzeugabstürze ermordet 
haben. – Im Auftrag der US-Regierung? Das klingt abenteuerlich 
und man mag es nicht glauben. Doch gerade in den USA ist 
schon lange nicht mehr erkennbar, wer das Land wirklich regiert: 
der Präsident oder das Kapital. In jedem Fall ist die Souveränität 
jeder Regierung, egal welchen Landes, massiv eingeschränkt, 
denn das Kapital hat alle Macht, jeden Staat zu vernichten.  
 
 Bei all diesen Betrachtungen müssen wir ein zweites Datum 
heranziehen: 1990 – das Ende der Sowjetunion. Solange der 
kommunistische Machtblock existierte, befand sich „der Westen“ 
in Konkurrenz zum Kommunismus und musste andauernd be-
weisen, dass der Kapitalismus das bessere System zum Wohl 
der Menschen ist. Nachdem diese Konkurrenz überwunden und 
der Kommunismus als besiegt erklärt worden war, konnte der 
Kapitalismus sein wahres Gesicht zeigen, und das erhielt schnell 
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den – viel zu positiven – Namen „Turbokapitalismus“. Er ging 
einher mit dem Begriff der „Globalisierung“. Doch was bedeutet 
Globalisierung wirklich? Mit der Macht des großen Geldes sind in 
rasantem Tempo mehr oder weniger einfache Tätigkeiten in 
Länder verlagert worden, die – weit entfernt von westlichen 
Standards – die gnadenlose Ausbeutung von Arbeitskräften für 
Hungerlöhne garantieren. Und nicht nur das. Auch Umwelt- und 
Sicherheitsstandards, deren Einhaltung die Produktion verteuern 
würde, waren und sind in diesen sog. Niedriglohnländern kein 
Hindernis für billigste Produktion.  
 Parallel zu dieser schädlichen Entwicklung wurden die Regu-
larien für „Kapitalmärkte“ mehr und mehr abgeschafft. Gab es bis 
1990 noch eine Börsenumsatzsteuer, entfiel diese in den 90er-
Jahren gänzlich. Damit hat man den Weg frei gemacht für den 
Hochgeschwindigkeitshandel, der Gewinne im Mikrosekunden-
takt herstellen kann, was mit einer Börsenumsatzsteuer unmög-
lich wäre, denn für jede einzelne Transaktion müsste Steuer 
entrichtet werden. Es würden dann Steuern in ebensolcher 
Hochgeschwindigkeit anfallen, und wir wären zurück im alten 
Zustand, als ein gewinnbringender Verkauf von Aktien nur dann 
möglich war, wenn die Kurssteigerung den Steuersatz übertraf.  
 Erst in den letzten Jahren wird wieder darüber diskutiert, ob 
es nicht besser wäre, eine ähnliche Steuer erneut einzuführen, 
die jetzt allerdings einen anderen Namen erhalten soll: „Finanz-
transaktionssteuer“. An der Stelle müssen wir feststellen, dass 
die Geldmächtigen zuverlässig zu verhindern wissen, dass diese 
Steuer tatsächlich eingeführt wird. Die Argumente sind ebenso 
alt wie erpresserisch: Wenn ein Land eine solche Steuer einfüh-
ren sollte, dann wird das Kapital dieses Land verlassen und die 
Wirtschaft wird zusammenbrechen. Um als effektives Instrument 
wirksam werden zu können, müsste eine solche Steuer in allen 
Ländern gleichzeitig eingeführt werden. Das aber wissen genau 
die Länder zu verhindern, deren Gedeih und Verderb von den 
Kapitalerträgen abhängig ist: die USA und England, deren BIP 
immerhin zu etwa 30 Prozent von Einnahmen aus dem Kapital-
verkehr errechnet wird. Hier sind wir beim nächsten Aspekt.  
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 BIP heißt Bruttoinlandsprodukt. Einnahmen aus Kapitalver-
kehr haben jedoch absolut nichts zu tun mit realen Produkten. 
Das heißt, diese Kapitaleinkünfte dürften überhaupt nicht dem 
BIP zugerechnet werden. Warum wird es dennoch getan und, 
was noch schlimmer ist, von sog. Ökonomen weltweit akzeptiert? 
Die Antwort ist einfach: Auf diese Weise wird der wahre Zustand 
von Volkswirtschaften verschleiert. Länder mit permanentem 
Außenhandelsdefizit, aber großen Einkünften aus dem Kapital-
verkehr können mithilfe dieses unlauteren Tricks ihre Bilanz 
schönrechnen und vor der Welt verbergen, dass 

• sie im Grunde von der Arbeit anderer Länder leben, 
• Arbeitsleistung und Qualität im Inland nicht wettbewerbs-

fähig sind und  
• nicht ausreichen für das Maß an Luxus, das man sich 

gönnt. 
 
 Tatsächlich gibt es nur zwei Länder, die diesen Betrug am 
Rest der Welt vollziehen können, und das sind diejenigen, die 
seit 1971 gnadenlos vom gescheiterten und seiner Grundlage 
beraubten System von Bretton Woods profitieren: die USA und 
England.  
 Betrachten wir die Bilanzen der beiden  genauer: Offiziell, das 
heißt unter Einrechnung der Kapitalerträge, beträgt das Außen-
handelsdefizit etwa 15 Prozent. Vor zwei Jahren mussten die 
Regierungen zugeben, dass 28 Prozent ihres BIP aus den Kapi-
talmärkten stammen. Das heißt, dass das wahre Außenhandels-
defizit dieser beiden Staaten jeweils in etwa bei 40 Prozent liegt. 
Mit diesem Wissen erschließt sich dann auch, warum das bank-
rotte Finanzsystem nicht wirklich reformiert wird hin zu einem 
System, das es Ländern nicht mehr erlaubt, ihre Rechnungen mit 
munter gedrucktem Geld zu „bezahlen“. An dem Tag, an dem 
der anhaltende Betrug des angelsächsischen Kapitals an der 
Welt nicht mehr möglich ist, wäre die Macht des Geldes beendet.  
 Eines muss aber allen ebenso klar sein: Nicht nur die Schul-
den der USA und Großbritanniens, sondern alle Schulden, die 
mittlerweile das Mehrfache der gesamten Weltwirtschaftsleistung 
betragen und in ihrem gigantischen Ausmaß allgegenwärtig sind, 
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können niemals mehr beglichen werden. Jeder, der bis drei zäh-
len kann, wird das erkennen. Betrachten wir hierzu nur den 
Schuldenstand der Bundesrepublik: mehr als 3.000 Milliarden 
Euro. Selbst wenn – nach der „schwarzen Null“ – Jahr für Jahr 
50 Milliarden getilgt würden, was absolut unrealistisch ist, würde 
es 60 Jahre dauern, bis diese Schulden abgetragen sind, und 
das auch nur, wenn in dieser Zeit keine neuen Schulden ge-
macht werden. Ein Gedanke, der angesichts der im August 2015 
einsetzenden, ungebremsten Ströme von Zuwanderern aus Afri-
ka und dem Nahen Osten ins Reich der Utopie verbannt werden 
kann.  
 
 
 
Wir haben kein Geld, nur Schulden  
 
 Unser real existierendes Geldsystem ist nicht erst seit 1971 
untauglich. Dieses System – und jedes andere der letzten hun-
dert Jahre – war von Anfang an zum Scheitern verurteilt, denn es 
ist nur eine Frage der Zeit, bis jedes schuldenbasierte System 
unter der zunehmenden Last von Zins und Zinseszins zusam-
menbrechen muss. Bei einer weitergehenden Betrachtung sto-
ßen wir auf zwei unterschiedliche Organisationsvarianten: 
 
 1. Der Staat selbst ist der Hüter der Geldordnung und hat in 
dieser Funktion das alleinige Recht, Geld zu emittieren. Das 
bedeutet, dass der Staat seiner Wirtschaft eine ausreichende 
Menge Geld zur Verfügung stellt, die den Warenaustausch und 
die Bezahlung von Dienstleistungen sicherstellen kann. Er tut 
das „selbstlos“, was bedeutet, dass er das Geld zinsfrei zur Ver-
fügung stellt. Das ist grundsätzlich richtig, denn es muss eine 
Instanz geben, die die Normierung für den Wert des Geldes nicht 
nur festlegt, sondern auch garantieren kann, dass dieser Wert 
Bestand hat und die zugehörigen Regeln eingehalten werden. 
Wer wäre dafür besser geeignet als ein Staat, der demokrati-
scher Kontrolle unterliegt?  
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 Nun kommen die Kritiker dieses Systems und behaupten 
pauschal, ein Staat kann mit Geld nicht umgehen. Dieser Vor-
wurf mag in gewisser Weise berechtigt sein – aber wer könnte es 
besser? Wie die Entwicklungen der letzten Jahre und Jahrzehnte 
gezeigt haben, können private Bankinstitute dies mit Sicherheit 
nicht. Wäre es anders, hätte es die Finanzkrisen nicht gegeben. 
Das Hauptargument für die Untauglichkeit des Staates als allei-
niger Herrscher über das Geld stammt aus einer Zeit, als Staa-
ten zum Beispiel im Kriegsfall hemmungslos die Druckerpressen 
für Geldscheine anwarfen und so das gesamte System in kür-
zester Zeit in eine Inflation getrieben und letztlich zum Scheitern 
gebracht haben. Was aber passiert aktuell? – Genau dasselbe!  
 Wieder einmal sind es gerade die USA, die der Welt vorfüh-
ren, dass wirtschaftliches Versagen und Kriegskosten versteckt 
bzw. kompensiert werden, indem gnadenlos Geld gedruckt wird. 
Erstaunlich an dieser Vorgehensweise ist, dass sie vom Rest der 
Welt widerspruchslos akzeptiert wird. Die Folge ist, wie bereits 
angesprochen, dass riesige Geldmengen im Umlauf sind, die 
jeglicher realer Funktion entbehren. Das Argument, ein Staat 
könne nicht mit Geld umgehen, wird hier relativiert in dem Sinn, 
dass es andere auch nicht besser können oder – und das dürfte 
der wesentliche Punkt sein – gar nicht wollen.  
 
 2. Der Staat gibt das Recht zur Ausgabe von Geld an eine 
private Institution oder besser, an eine öffentlich rechtliche Zent-
ralbank, die wiederum demokratisch überwacht wird – in etwa 
so, wie die ehemalige Bundesbank und heute die EZB. Solange 
ein solches System streng kontrolliert und mit klaren Regeln 
belegt ist, könnte das funktionieren, aber dann drängt sich die 
Frage auf, warum es der Staat nicht gleich selbst macht. Das 
Problem mit dieser – real existierenden – Systemform ist, dass 
diese Institute das Geld nicht einfach zur Verfügung stellen, son-
dern nur gegen Zinsen ausleihen. Man kann es drehen und 
wenden, wie man will: Das urkapitalistische System von Zins und 
Zinseszins ist letztlich tödlich für jede Volkswirtschaft – ganz 
einfach, weil das geliehene Geld niemals mehr zurückgezahlt 
werden kann. 
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 Wir erläutern das an einem Beispiel, das zum besseren Ver-
ständnis an einem theoretischen Nullpunkt beginnt. Nehmen wir 
an, eine existierende Volkswirtschaft muss, weshalb auch immer, 
mit einem neuen Geldsystem ausgestattet werden. Die Geld-
menge, die zur Funktion der Wirtschaft benötigt wird, ist einfach 
zu bestimmen: Sie muss in etwa dem Wert aller gehandelten 
Waren und Dienstleistungen entsprechen. Die Zentralbank erhält 
also den Auftrag, die benötigte Geldmenge gewissermaßen aus 
dem Nichts herzustellen und gegen Zinsen zu verleihen. Bereits 
am Tag eins nach der Emission können die Verbindlichkeiten bei 
der Zentralbank nicht mehr restlos beglichen werden, denn durch 
die anfallenden Zinsen sind die Schulden höher, als die gesamte 
emittierte Geldmenge.  
 Das bemerkt aber zu diesem Zeitpunkt noch niemand. Erst 
dann, wenn die Bank ihre Zinsen einfordert, wird das Problem 
deutlich. Man müsste jetzt Geld aus dem Umlauf nehmen, um 
die Zinszahlungen leisten zu können. Das geht aber nicht, denn 
dann würde dem Umlauf genau die Geldmenge in Höhe der 
Zinslast zur reibungslosen Funktion fehlen. Das wiederum hat 
zur Folge, dass die Volkswirtschaft, der Staat, einen neuerlichen 
Kredit bei der Zentralbank aufnehmen muss, und zwar in Höhe 
der angefallenen Zinsen. Damit ist die Schuld bei der emittieren-
den Bank weiter angewachsen um den Zinsanteil, und dieser 
wird mit der Schuld mit jedem weiteren Jahr nur ansteigen kön-
nen, denn dem Umlauf darf ja kein Geld entzogen werden. Nach 
den Regeln der Mathematik gelangt dieser Circulus vitiosus un-
weigerlich an einen Punkt, an dem die Leistung der Volkswirt-
schaft nicht mehr ausreicht, um allein die Zinsen zu bedienen. 
Wie schnell dieser Zustand erreicht wird, hängt von der Höhe der 
Zinsen ab.  
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Mechanismen des Scheiterns 
 
1. Inflation 
 Der Grundfehler unseres auf Zins und Zinseszins basieren-
den Geldsystems, das zwangsläufig zu immer gewaltigeren 
Schuldenbergen führt, die niemals mehr abgetragen werden 
können, dürfte nunmehr hinreichend verdeutlicht und für jeden 
zweifelsfrei erkennbar sein. Um das Scheitern des Systems hin-
auszuzögern, hat man jedoch einen schrecklichen Mechanismus 
hinzugefügt: die Inflation. Wie funktioniert das?  
 Wenn die Zinszahlungen fällig sind, leiht man sich etwas 
mehr aus, als dafür notwendig wäre. Dieses zusätzliche Geld 
wird in den Umlauf eingespeist, und so ist plötzlich mehr Geld 
unterwegs, als es Waren zu kaufen gibt. In der Erwartung – und 
das ist die Grundannahme der falschen Lehre –, dass zusätzli-
ches Geld Nachfrage erzeugt, die nicht befriedigt werden kann, 
weil es für das zusätzliche Geld keine Waren gibt, werden die 
Preise ansteigen. Das geschieht – wiederum nach der klassisch 
falschen Lehre – so lange, bis die Preise ein Niveau erreicht 
haben, dass die Geldmenge wieder den verfügbaren Waren ent-
spricht. Mit den nächsten Zinszahlungen an die Zentralbank wie-
derholt sich der Vorgang permanent aufs Neue. 
 
 Nun könnte man idealerweise annehmen, dass die Inflations-
rate exakt der Vergrößerung der Geldmenge entspricht und so 
ein stabiler Zustand entsteht. Das würde heißen, die Waren wer-
den zwar teurer, doch die Bürger erhalten als Ausgleich höhere 
Gehälter und die nominale Schuld gegenüber der Zentralbank 
würde in ihrem Wert nicht anwachsen. So einfach ist es aber 
nicht, denn die Schuld wächst zwangsläufig in Höhe der stetig 
anwachsenden Zinsen. Ohne dem Umlauf Geld zu entziehen, 
können weder Schulden getilgt noch Zinsen bezahlt werden. Die 
Gesamtschuld – und mit ihr die Zinslast – kann immer nur weiter 
anwachsen, immerzu und immer mehr ... – ja, bis es eben nicht 
mehr geht und das System sich selbst aufgefressen hat.  
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 Halten wir fest: Ein Geldsystem kann nur dann nachhaltig und 
auf Dauer stabil sein, wenn es ohne Inflation funktioniert. Der 
Wert des Geldes muss stabil sein. Das war bei den schulden-
basierten Geldsystemen der letzten hundert Jahre nicht der Fall, 
und deshalb waren sie ausnahmslos von Anfang an zum Schei-
tern verurteilt. Weil das so ist, müssen sie gründlich reformiert 
werden, man könnte sagen, sie brauchen einen „Reset“, der 
wieder bei null anfängt.  
 
 Anmerkung: Vor und während der Durchführung eines sol-
chen Resets, also Neustarts, kann es durchaus zu gewissen 
Turbulenzen kommen und eine verlässliche Planung könnte für 
einen gewissen Zeitraum erschwert werden. Das mag als vor-
übergehende, unangenehme Begleiterscheinung angesehen 
werden für den notwendigen und längst überfälligen Schritt, ein 
durch und durch brüchiges, ja, kaputtes System durch ein neues, 
taugliches zu ersetzen. Ein System, das – aufbauend auf einer 
komplett andersgearteten Grundlage – den Menschen wieder 
Stabilität und Planungssicherheit bietet. Die Humane Marktwirt-
schaft kann das leisten.  
 
 
2. Kapitalertrag 
 Neben der Inflation haben wir uns an einen weiteren Zustand 
gewöhnt, der genauso unnatürlich und unlogisch ist und gleicher-
maßen eine unausweichliche Folge des Schuldensystems dar-
stellt: den Kapitalertrag. Um das zu verdeutlichen, stellen wir 
einen Grundsatz der Ökonomie voran: Geld ist ein legalisiertes 
Tauschmittel, das auch zur Wertaufbewahrung dienen soll. Wer 
nachdenkt, wird schnell erkennen, dass dieser Grundsatz nicht 
schlüssig sein kann in einem System, das nicht ohne Inflation 
auskommt. Wie kann etwas zur (zuverlässigen) Wertaufbewah-
rung dienen, das stetig an Wert verliert – nämlich Geld, das 
durch Inflation immer weniger wert ist? Also muss man dem 
Wertverlust etwas entgegenstellen, das den Inflationsverlust zu-
mindest ausgleicht – und das ist der sog. Kapitalertrag.  
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 In seiner einfachsten Form kennen die meisten Kapitalertrag 
noch als Guthabenzinsen auf dem Sparbuch oder dem Tages-
geldkonto. In dieser Form ist am leichtesten auszumachen, in 
welchem Ausmaß das angesparte Geld tatsächlich „werthaltig“ 
ist: Von den Guthabenzinsen muss die Inflationsrate abgezogen 
werden. Solange das Schuldensystem noch nicht über seine 
Grenzen hinausgewachsen war, haben die Guthabenzinsen 
immer die Inflationsrate übertroffen – das Geld hat sich auf wun-
dersame Weise von selbst vermehrt. In den letzten Jahren aber, 
nachdem das Schuldensystem nur noch im Wachkoma erhalten 
werden kann, indem nahezu oder vollkommen zinsfreies Geld in 
die „Märkte“ gepumpt wird, zeigt sich, dass das keineswegs auch 
nur im Mindesten garantiert ist. Die Guthabenzinsen auf einfache 
Sparguthaben sind niedriger als die Inflationsrate, was bedeutet, 
dass das angesparte Geld immer weniger wert ist.  
 
 
 
Geld und Geldeswert 
 
 Die grundsätzliche Frage, die sich hier stellt, lautet: Auf wel-
che Weise erhält Geld überhaupt seinen Wert? Geld als solches, 
in seiner physischen oder buchungstechnischen Form, hat zu-
nächst einmal überhaupt keinen Wert. Es erhält seinen Wert erst 
dadurch, dass es ein allgemein gültiges Versprechen gibt, Geld 
gegen Arbeit oder deren Wert eintauschen zu können – und dies 
wiederum zu allgemein anerkannten Konditionen.  
 Um zu verdeutlichen, dass Geld als solches überhaupt keine 
nützliche Funktion hat, nehmen wir wieder ein Extrembeispiel: 
Stellen Sie sich vor, Sie wandern durch eine Wüste und haben 
sich vorsichtshalber mit einem Rucksack voller Geld ausgerüstet, 
aber nicht genügend Wasser eingepackt. Was nutzt dann all das 
schöne Geld, wenn niemand da ist, der Ihnen gegen Geld Was-
ser verkaufen kann oder will? Oder den Weg zur nächsten Quel-
le zeigt? Sie werden jämmerlich verdursten – und sei es mit dem 
„beruhigenden“ Gefühl, womöglich sogar Millionen im Rucksack 
zu haben.  
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 An diesem einfachen Beispiel wird deutlich, dass Geld nur so 
lange einen Wert haben kann, wie es jemanden gibt, der bereit 
ist, seine Arbeitsleistung gegen eben dieses Geld einzutau-
schen. Verfolgt man den Gedanken konsequent weiter, wird man 
feststellen, dass es vollkommen gleichgültig ist, in welcher Form 
der Tauschhandel „Geld gegen Leistung“ zustande kommt. Es 
geht nicht um Geld, sondern einzig und allein darum, ein 
Tauschmittel zu haben, das das Versprechen beinhaltet, diesen 
Tausch zu definierten Konditionen durchführen zu können. Ent-
scheidend dabei ist, dass es einen tauschwilligen und vor allem 
tauschfähigen Partner gibt. Tauschfähige Partner und Objekte 
kann es aber nur geben, wenn Arbeit geleistet wird. Die Grund-
lage jeder Wirtschaftsform ist folglich nicht das Geld, sondern die 
Menge der geleisteten Arbeit und deren Effizienz. Aus diesem 
Grund müssen wir aufräumen mit einer vollkommen verbildeten 
Denkweise. Seit Jahrzehnten wird nämlich immer die falsche 
Frage gestellt, wenn über Projekte diskutiert wird: Ist genügend 
Geld vorhanden, um das Projekt stemmen zu können? Die kor-
rekte Frage müsste lauten: Haben wir genügend freie Arbeitska-
pazitäten und die notwendigen Fertigkeiten, um das Projekt 
durchführen zu können? 
  
 Wieder wollen wir das an zwei einfachen Beispielen verdeutli-
chen: Nehmen wir an, man schickt viele Milliarden in ein unter-
entwickeltes Land, nach „Weitfortistan“. Was können diese Milli-
arden bewirken? Im Land selbst gibt es niemanden und nichts, 
den oder das man mit diesem Geld kaufen oder erarbeiten könn-
te. Es fehlt nicht nur an Können, sondern auch an allem anderen, 
wie Rohstoffen oder Infrastruktur. Das Einzige, was man mit 
diesem Geld anfangen kann, ist, externe Arbeitsleistung und 
Güter aus dem Ausland einzukaufen.  
 Wir gehen hier bewusst nicht darauf ein, dass dieser Vorgang 
„Weitfortistan“ in eine Schuldenfalle zwingen würde, aus der es 
kein Entkommen gibt. Wir stellen lediglich fest: Planlos Milliarden 
in ein unterentwickeltes Land hineinzupumpen, bringt überhaupt 
nichts. Wirklich sinnvolle und nachhaltige Entwicklungshilfe kann 
nur darin bestehen, in diesem Land die Bildung zu fördern und 
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Kenntnisse zu vermitteln, damit die Einheimischen selbst in die 
Lage versetzt werden, in Zukunft Arbeit in einer Qualität zu leis-
ten, die die wirtschaftliche Entwicklung des Landes voranbringen 
und den Lebensstandard jedes Einzelnen verbessern kann. Eine 
über Jahrzehnte fehlgeleitete, unkoordinierte und halbherzig 
betriebene Entwicklungspolitik des reichen Westens im Nahen 
Osten, in Vorderasien und Afrika ist ein sehr wesentlicher Grund 
für das Flüchtlingsdesaster, mit dem Europa heute (Sommer 
2015) konfrontiert wird. Eine vorhersehbare, jedoch dramatisch 
vernachlässigte Entwicklung, die nun droht, den europäischen 
Kontinent in seinen Grundfesten zu erschüttern. 
 
 Das zweite Beispiel betrifft unser eigenes Land. Im Zweiten 
Weltkrieg sind Millionen arbeitsfähige Männer, darunter viele 
Facharbeiter, ums Leben gekommen. Diese verlorene Arbeits-
leistung fehlte in den schweren Zeiten des Wiederaufbaus, und 
so gab es mehr Arbeit zu leisten, als Arbeitskräfte zur Verfügung 
standen. Geld? Hier gab es kein Problem, was dadurch bewie-
sen ist, dass der deutsche Staat bis Ende der 1960er-Jahre 
schuldenfrei war. Die Lösung für das Problem hieß „Gastarbei-
ter“. Man hat sich also dadurch beholfen, indem man arbeitsfähi-
ge Männer ins Land holte, ohne die die Menge an Arbeit nicht 
hätte bewältigt werden können. Mit keiner noch so großen Men-
ge Geldes allein wäre das Problem zu lösen gewesen. An diesen 
Beispielen sollte jedem klar werden, dass es eben die falsche 
Frage ist, ob genügend Geld für ein Projekt zur Verfügung steht.  
 
 Doch zurück zu den Kapitalerträgen. In der Natur gibt es 
nichts, was mit der Zeit nicht vergeht, an Wert verliert oder wert-
los wird. Auch ein guter Wein wird irgendwann keinen Genuss 
mehr bieten, wenn er überlagert ist. Weshalb sollte es ausge-
rechnet mit dem Geld anders sein? Wenn sich Geld aus sich 
selbst heraus vermehren kann, dann kann es das nur deswegen, 
weil es so bestimmt worden ist, und zwar von Menschen. Dass 
Geld mit der Zeit ein eigenständiges Wachstum erzeugt, ist ein 
widernatürlicher Vorgang, der nur von Menschen erschaffen 
worden ist, die ein Luxusleben genießen wollen, ohne eigene 
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wertschöpfende Arbeit leisten zu müssen. Dass das nur möglich 
sein kann auf Kosten derjenigen, die die unverzichtbare Arbeit 
leisten, bedarf keiner weiteren Erklärung. Von nichts kommt 
nichts – außer Geld, und über dessen Wert an sich sind wir uns 
bereits im Klaren.  
 
 Um die innere Logik dieses Gedankens zu verdeutlichen, 
erlauben wir uns hier einen kleinen Vorgriff auf den 2. Teil des 
Buches, wo wir das Thema „Wertaufbewahrung“ als eine tragen-
de Säule der Humanen Marktwirtschaft ausführlich beschreiben. 
Wir müssen unterscheiden zwischen Wertaufbewahrung und der 
eigenständigen Vermehrung von Geld. Solange es keine Inflation 
gibt, die Wertaufbewahrung also stabil und zuverlässig ist, kann 
überschüssige Arbeit in Form von Geld oder – und das ist ein 
sehr wichtiger Aspekt – Geldeswert zurückgelegt werden für 
Zeiten, in denen die eigene Arbeitsfähigkeit einmal nicht mehr 
ausreichen sollte, das eigene Überleben zu sichern. Dabei ist mit 
Nachdruck darauf hinzuweisen, dass dieses zurückgelegte Geld 
sofort wieder von jemand anderem ausgegeben werden muss. 
Dieser Jemand ist derjenige, der sich bereits in einer Situation 
befindet, die es ihm erlaubt, von seinen Rücklagen zu leben, also 
zum Beispiel Rentner ist. Das heißt, ein dauerhaft funktionsfähi-
ges Modell kann nur ein Umlagesystem sein, das nicht auf Kapi-
talbildung angewiesen ist.  
 Grundvoraussetzung dafür ist allerdings, dass es ein wiede-
rum zuverlässiges System, oder besser Versprechen und Kon-
ventionen gibt, die weit in die Zukunft hinein garantieren, dass 
das Geld oder dessen Adäquat von denjenigen anerkannt wird, 
die dann die Arbeit leisten, die mit dem zurückgelegten Geld 
erworben werden soll bzw. muss. Diese Voraussetzung ist un-
verzichtbar für jegliches System der Wertaufbewahrung. Selbst 
Gold ist in seinem „Wert“ darauf angewiesen, dass es jemanden 
gibt, der das Edelmetall für seine Arbeitsleistung annimmt. Wie-
derum stellen wir fest, dass es vollkommen gleichgültig ist, in 
welcher Form dieses Versprechen für die Zukunft dokumentiert 
ist. Betrachten wir in diesem Zusammenhang ein passendes 
Beispiel: das deutsche Rentensystem.  
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In die Rente wird nicht „eingezahlt“  
 
 In Bezug auf die deutsche Rente gibt es eine allgemein ge-
bräuchliche Sprachverirrung. Man spricht immer davon, dass 
Geld „in die Rente eingezahlt“ wird. Das entspricht nicht dem 
Vorgang, und schon gar nicht dem System. Das deutsche Ren-
tensystem basiert auf dem Prinzip der Umlage und nicht auf dem 
der Kapitalbildung. Man zahlt nicht ein, sondern erwirbt für sein 
Geld das Recht auf einen Anteil an zukünftig zu leistender Arbeit. 
 Der Unterschied ist fundamental. Das Geld, das man zum 
Erwerb der Anteile abgibt, wird sofort weitergeleitet an diejeni-
gen, die in früheren Zeiten ihre Anteile erworben haben. Der 
Kassenstand der Rentenversicherung ist folglich immer auf null 
oder nahe null, bis auf einen kleinen Pufferbetrag, der für kurz-
zeitige Schwankungen vorgehalten werden muss. Der essenziel-
le Vorteil dieses Systems liegt darin, dass es vollkommen gleich-
gültig ist, ob dieselbe Währung noch existent ist, in deren Form 
man seine Anteile erworben hat. Das erworbene Anrecht auf 
diese Anteile bleibt bestehen, auch nach grundlegenden Ände-
rungen im Geldsystem.  
 Die Situation in Deutschland unmittelbar nach dem Zweiten 
Weltkrieg belegt das unzweifelhaft. Private Lebensversicherun-
gen waren nichts mehr wert, oder bestenfalls noch 10 Prozent 
ihres ursprünglichen Werts. Die Renten konnten jedoch wieder 
ausgezahlt werden von dem Moment an, als in Deutschland die 
Arbeit wieder aufgenommen wurde. Natürlich waren die Renten 
kurz nach dem Krieg sehr niedrig, aber es gab sie und sie ent-
sprachen eben in ihrer Höhe dem allgemeinen Zustand des Lan-
des (vgl. hierzu auch S. 72 ff).  
 
 Halten wir fest: Ein System, das auf Kapitalbildung angewie-
sen ist, kann jederzeit zusammenbrechen, und zwar dann, wenn 
das Kapital, das Geld, nicht mehr in seinem früheren Wert aner-
kannt wird – aus welchem Grund auch immer. Gerade die Erfah-
rungen der letzten Jahre mit Lebensversicherungen zeigen das 
überdeutlich: Wurde früher den Leuten ihr Geld aus der Tasche 
gelockt mit hochtrabenden Renditeversprechen, können diese 
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heute nicht mehr eingehalten werden. Die „Garantierendite“ liegt 
zurzeit (Anfang 2015) unter der Inflationsrate. Das liegt unter 
anderem daran, dass jedes kapitalbildende System auf stetes 
Wachstum und Zinsen angewiesen ist – und damit sieht es zur-
zeit sehr schlecht aus. Was uns über viele Jahre als „unmöglich“ 
dargestellt wurde, ist heute Realität: Wer Geld in eine Lebens-
versicherung einzahlt – und in diesem Fall ist die Terminologie 
korrekt – der tut das im Wissen, dass er nicht einmal mehr das 
ausgezahlt bekommen wird, was er eingezahlt hat. Von echten 
Renditen muss man sich, was Lebensversicherungen anbelangt, 
getrost verabschieden. – Nicht unerwähnt bleiben soll an der 
Stelle die Tatsache, dass durch anhaltende Niedriglohnpolitik 
auch die Stabilität des Rentensystems infrage gestellt wird.  
 
 
 
Geld kann nicht arbeiten, sich aber wundersam 
vermehren 
 
 Wir sind daran gewöhnt worden, dass Geld Renditen abwirft. 
Das geflügelte Wort ist jedem bekannt, dass man „sein Geld für 
sich arbeiten lässt“. Das ist blanker Unsinn – Geld kann nicht 
arbeiten. Es kann sich also nur darum handeln, mithilfe von Geld 
Zugriff auf die Arbeit anderer zu nehmen. Das ist der normale 
Verwendungszweck von Geld, aber er wird pervertiert, wenn das 
Geld gar nicht ausgegeben wird, sondern sich aus sich selbst 
heraus auf wundersame Weise erst vermehrt und ein Teil dieser 
Mehrung dann für die Arbeit anderer ausgegeben wird.  
 Betrachtet man diesen Vorgang unvoreingenommen, so 
muss man konstatieren, dass es zumindest moralisch nicht zu 
rechtfertigen ist, auf diese Weise ein unbeschwertes Leben frei 
von jeglicher Anstrengung zu führen. Es ist eine besondere Form 
der Perversion, wenn Menschen, auf welche Weise auch immer, 
zu großem Reichtum gekommen sind, der es ihnen erlaubt, im 
Luxus zu schwelgen, ohne je dafür auch nur einen einzigen Fin-
ger krumm zu machen. Ein solches Dasein kann man nicht an-
ders als „parasitär“ bezeichnen. 
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Ein Prozent besitzt ein Drittel aller Privatvermögen 
 
 Also reden wir kurz über Reichtum. Deutschland ist wirklich 
ein sehr reiches Land. Die Wirtschaft brummt, und mit ihrem 
sprichwörtlichen Fleiß, ihrem Erfindungsreichtum und ihrer Zu-
verlässigkeit haben die Deutschen mit Produkten „Made in Ger-
many“ 2014 einen Außenhandelsüberschuss von sage und 
schreibe 285 Milliarden Dollar erwirtschaftet. Wieder einmal 
Weltrekord. Von diesem riesigen Kuchen müsste doch auch ein 
schönes Stück abfallen für die ganz unten. So viel wenigstens, 
dass sie ihre Selbstachtung behalten können als Rentner, Mini-
jobber, Mindestlohnbezieher oder Hartz-IV-Empfänger. – Sollte 
man meinen, dem ist aber nicht so. Denn, wir haben es mehr-
fach angeprangert, dieses Plus in der Leistungsbilanz unserer 
Wirtschaft ist nichts als eine unvorstellbar große Zahl ohne Wert. 
Es ist absurd und mit dem gesunden Menschenverstand nicht zu 
begreifen, aber leider wahr: Es gibt kein Konto, auf dem diese 
285 Milliarden Dollar (und all die anderen Überschüsse der zu-
rückliegenden Jahre) oder auch nur Teile davon verbucht wären. 
Dieses ganze Geld ist nur eine fiktive Zahl, verschwunden im 
„Finanznirwana“ (vgl. S. 23 ff.).  
 Dennoch, man glaubt es kaum, sind die Deutschen sehr reich 
– wenigstens einige. Das Vermögen in Privatbesitz beträgt im-
merhin satte 9,3 Billionen Euro! Das ist wirklich eine verdammt 
stolze Summe, und mit einem Bruchteil dessen ließen sich die 
meisten, wenn nicht alle Probleme in den Bereichen Bildung, 
Infrastruktur und Soziales mühelos lösen – und die Inhaber die-
ser gigantischen Geldmenge würden immer noch lange nicht am 
Hungertuch nagen. De facto besitzt nämlich gerade mal 1 Pro-
zent der Bevölkerung rund 34 Prozent, also mehr als ein Drittel, 
des gesamten Privatvermögens. Anders ausgedrückt, sind das 
märchenhafte 3,25 Billionen Euro in den Händen von nur 80.000 
Individuen.  
 Das DIW (Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung), das 
diese Zahlen im Februar 2015 vorgelegt hat, geht in seiner Stu-
die noch einen Schritt weiter und stellt fest: Die wohlhabendsten 
10 Prozent der Haushalte besitzen zwischen 63 und 74 Prozent 
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aller Vermögen. Im Umkehrschluss heißt das: Die übrigen 90 
Prozent der Deutschen (immerhin rund 72 Millionen) dürfen das 
verbleibende Drittel unter sich aufteilen. Ist das nicht „großartig“?  
 
 Ja, Deutschland ist wirklich ein reiches Land. Und das Schö-
ne (für die Superreichen) ist, dass sich ihr Vermögen immer 
schneller vermehrt. Immer mehr, immer mehr, immer mehr ... 
Wie das Magazin „Bilanz“ im September 2015 veröffentlichte, hat 
sich das Vermögen der 500 reichsten Familien in Deutschland 
insgesamt um eine Rekordsumme von 665,2 Milliarden Euro 
vergrößert – sage und schreibe 12,5 Prozent mehr als im Vor-
jahr. Hier lässt sich ganz klar erkennen: Wer erst einmal in der 
Champions League der Kapitalisten mitspielt, dem können letzt-
endlich nicht einmal Turbulenzen an den internationalen Börsen 
etwas anhaben. Das virtuelle Geld „arbeitet“ munter weiter und 
kann offensichtlich gar nicht anders, als sich zu vermehren. Bei 
Millionen von Kleinanlegern dagegen, die auch einmal ein klei-
nes Stückchen vom „großen Kuchen“ abhaben wollten und wo-
möglich sogar Kredite aufgenommen haben, um an der Börse 
„mitzuspielen“, kann ein drastischer Kursverfall den Totalverlust 
bedeuten und existenziell bedrohlich sein.  
 Für all jene, die nicht dem erlesenen Kreis der Geldelite an-
gehören, sondern eben jenen 90 Prozent, die, wie auch immer, 
tatsächlich für ihren Lebensunterhalt sorgen müssen, wird es 
immer schwerer, den einmal erreichten Lebensstandard zu hal-
ten bzw. überhaupt ein menschenwürdiges Leben zu führen. 
Dieser Zustand ist absolut krank! 
 
 
 
Die Großen „fressen“ die Kleinen 
 
 Von nichts kommt nichts. Diese „Binsenweisheit“ trifft im 
Grunde auf alle Lebensbereiche zu. Die einzige Ausnahme bildet 
offensichtlich das Geld. Es wird aus dem Nichts erschaffen und 
vermehrt sich dann auch noch auf wundersame Weise. Allein 
aus dieser Tatsache wird ersichtlich, dass etwas mit unserem 
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Geld nicht stimmen kann. Das Geld und die Regeln für den Um-
gang damit sind menschengeschaffen. Mithin sind diese Regeln 
keinesfalls einem Naturgesetz gleichzusetzen, sondern sie kön-
nen – was tatsächlich auch andauernd geschieht – jederzeit 
geändert werden. In unserem aktuell gültigen System wird bei 
jedweden Regeländerungen allerdings streng darauf geachtet, 
dass das Geldsystem nicht etwa gerechter oder nachhaltiger 
gestaltet wird. Vielmehr haben gerade die Änderungen der letz-
ten 25 Jahre ausschließlich darauf abgezielt, dass die wunder-
same Geldvermehrung noch reibungsloser und schneller von-
statten gehen kann. Damit sind die Mechanismen der perfiden 
Ausbeutung der „Arbeiterklasse“ immer ausgefeilter und wirksa-
mer geworden, und nicht nur das:  

• Durch die ungestörte Kapitalanhäufung sind Kapitalmen-
gen entstanden, die so viel Macht erzeugen, dass das 
Primat der Politik nicht mehr existiert.  

• Mit diesen riesigen Kapitalmengen wurden und werden 
Monopole geschaffen, die für Einzelhändler unüberwind-
bar sind und dabei der Allgemeinheit als völlig natürliche, 
geradezu unumgängliche Entwicklung weisgemacht wer-
den.  

• Diejenigen, die diese Kapitalmengen kontrollieren, schaf-
fen gleichzeitig Käuferkartelle, die den freien Wettbewerb 
gänzlich konterkarieren.  

 
Das Beispiel Zalando 
 Vordergründig betrachtet, liefert der Berliner Online-Händler, 
der 2008 als Startup mit Flipflops (Zehenstegsandalen aus 
Kunststoff) an den Markt ging und sechs Jahre später 14 Millio-
nen Kunden mit Modeartikeln aller Art bedient, eine veritable 
Erfolgsgeschichte. Bei genauerem Hinsehen ist Zalando jedoch 
ein Musterbeispiel dafür, wie mit massivem Kapitaleinsatz 
(Hauptinvestoren waren die Gebr. Samwer) lästige Konkurrenz 
aus dem Weg geräumt wird und die „Großen“ sukzessive die 
„Kleinen“ auffressen. Mit dem Einsatz von etwa einer halben 
Milliarde Euro – für kleine und mittelständische Betriebe eine 
unvorstellbar hohe Summe – wurde eine perfekt funktionierende 
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Infrastruktur geschaffen und dazu eine Werbekampagne von 
gigantischem Ausmaß gefahren. Damit hatte sich Zalando be-
reits ein gewisses Monopol geschaffen. Nur wer in der Lage ist, 
eine vergleichbare Kapitalmenge in sein Unternehmen zu pum-
pen, könnte dagegen konkurrieren.  
 Damit wird klar, dass auf diesem Level Wettbewerb aus-
schließlich unter den Größen des Kapitals möglich ist. Auf der 
Strecke bleiben die Kleinunternehmer, die knapp kalkulieren 
müssen, während die Großkapitalisten beim Aufbau ihrer Mono-
pole erst einmal nicht darauf angewiesen sind, sofort Gewinne 
zu erzielen – wie das Beispiel Zalando belegt. Mit der üppigen 
Kapitalausstattung konnte es sich das Unternehmen leisten, fast 
sechs Jahre lang zu operieren und dabei nur Verluste einzufah-
ren. Macht nichts! Hauptsache, die „Kleinen“, die auf regelmäßi-
ge Gewinne angewiesen sind, werden kaputtgemacht. Auf diese 
Weise können die „Großen“ Preise aufrufen, die kein „Kleiner“ 
bieten kann.  
 Seit dem Börsengang im Oktober 2014 schreibt Zalando nun 
erstmals schwarze Zahlen und hat schon angekündigt, jetzt erst 
richtig angreifen und weitere Marktanteile vereinnahmen zu wol-
len. Der Wert des Unternehmens beträgt ein halbes Jahr nach 
dem Börsengang bereits 5 Mrd. Euro. Bis August 2015 hatte die 
Aktie um weitere 8 Prozent zugelegt und das Unternehmen ver-
kündete für das laufende Jahr stolz ein erwartetes Wachstum 
von 31 Prozent. 
 
 Aber der extrem hohe Kapitaleinsatz ist nur die eine Seite der 
Medaille. Eine weitere Folge dieses verzerrten Marktes sind die 
bereits erwähnten Käuferkartelle. Zalando hat mittlerweile einen 
derart großen Marktanteil, dass sie den Herstellern die Preise 
diktieren können. Das Diktat heißt: Entweder du verkaufst mir zu 
meinem Preis oder du kannst deinen Laden dichtmachen! 
Zalando weiß ganz genau, welche Gestehungskosten die Her-
steller haben, und kann so darüber bestimmen, welcher Gewinn 
dem jeweiligen Produzenten „genehmigt“ wird. Doch auch das ist 
noch nicht die ganze Wahrheit: Die Niedrigpreise, die Zalando 
erzwingt, werden anderen, kleineren Einkäufern von den Herstel-
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lern nicht gewährt. Diese müssen höhere Preise bezahlen, was 
ihre Konkurrenzfähigkeit zusätzlich beeinträchtigt. Zalando selbst 
hat den Verkauf an kleinere Abnehmer zu einem höheren Preis 
bereits in sein Preisdiktat eingerechnet und kann in der Konse-
quenz Waren zu einem Preis beziehen, der für den Hersteller 
nicht einmal kostendeckend ist. Die „Zeche“ zahlen, wie gesagt, 
die Kleinunternehmer, solange sie es können – und wenn ihnen 
die Luft ausgeht, müssen sie eben ihr Geschäft aufgeben.  
 Und als sei all das nicht schon genug an drastischer Wettbe-
werbsverzerrung, so setzt der Staat noch eins drauf und wirft 
Zalando zusätzlich 35 Millionen Euro Steuergelder als Investiti-
onshilfe in den Rachen (z. B. 25 Prozent der Investitionen für 
Büroausstattung) – locker gewährt von der Berliner Investitions-
bank (IBB). Davon kann die kleine Boutique-Besitzerin nur träu-
men, bei der sich eher das Finanzamt wegen einer Tankrech-
nung festbeißt. Ebenso wie von den ausgebufften Beratern von 
Price Waterhouse Coopers (PWC), die den Deal mit der IBB für 
Zalando eingefädelt haben. Diese Unternehmensberater kennen 
sämtliche Tricks und kosten deshalb auch irrsinnig viel Geld. Bei 
Tageshonoraren, die höher liegen als das, was der Boutique-
Besitzerin am Monatsende übrig bleibt, ist diese Form der Hilfe-
stellung wiederum nur jenen vorbehalten, die über das nötige 
„Kleingeld“ verfügen.  
 
 Natürlich ist Zalando nicht der einzige Online-Händler, der 
sich den Markt nach Heuschrecken-Manier einverleibt. Bei Ama-
zon, Google, Alibaba, Asos und anderen sieht es nicht besser 
aus. Verlierer sind in jedem Falle die Einzelhändler, die einer 
solchen massiven Konkurrenz auf Dauer nicht standhalten kön-
nen. Diese höchst ungesunde Entwicklung ist nicht zuletzt mit-
verantwortlich für die zunehmenden Leerstände von Ladenge-
schäften, vor allem in kleineren und mittleren Städten.  
 Scheinbar profitiert davon der Konsument. Tatsächlich aber 
wird auf diese Weise der Wettbewerb extrem verzerrt, und zwar 
zuungunsten der heimischen Lohnstruktur. Durch die unregulier-
te Globalisierung müssen so europäische Familienväter mit un-
terbezahlten Wanderarbeitern in „Weitfortistan“ in Wettbewerb 
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treten, die noch dazu ohne Sozialabsicherung und/oder die bei 
uns gültigen Umweltstandards arbeiten müssen. Auf diese Weise 
wird ein Wettbewerb nach unten geschaffen: Ihr wollt nicht arbei-
ten für niedrigere Löhne? Dann werden eure Arbeitsplätze eben 
woandershin verlagert! – Sieht Fortschritt so aus? Ganz sicher 
nicht! Die Folge zeichnet sich in einigen Bereichen schon ab: Die 
Löhne reichen nicht mehr aus, um die Waren zu kaufen, die man 
selbst herstellt. Nur an der Spitze der Pyramide ist die Entwick-
lung gegenläufig. Die Einkommen und das Vermögen der Ober-
klasse sind in den letzten Jahren geradezu explodiert, während 
der gemeine Fleißige kaum Zuwächse verzeichnen kann, ja, 
sogar Lohn- und Sozialeinbußen hinnehmen muss.  
 
 Wir sind nicht die Ersten, die feststellen, dass eine Demokra-
tie nur dann auf Dauer sinnhaft und sinnstiftend existieren kann, 
wenn zuverlässig verhindert wird, dass sich unkontrollierbare 
Kapitalmengen anhäufen, mit deren Hilfe Regierung und Wirt-
schaft kontrolliert und erpresst werden. Unglücklicherweise ist 
diesbezüglich der Rubikon längst überschritten: Einzelpersonen 
herrschen über derartige Kapitalmengen, die zum Beispiel die 
gesamte Wirtschaftsleistung eines Jahres in Deutschland weit 
übertreffen. Das muss man sich einmal vorstellen: Theoretisch 
könnten diese Multimilliardäre mal eben alles aufkaufen, was in 
einem Jahr in Deutschland produziert wird. Die Macht, die diese 
Individuen ausüben können, ist von geradezu groteskem Aus-
maß – doch in keiner Weise „demokratisch legitimiert“.  
 
 
 
Die unkontrollierbare Macht des Öls 
 
 Betrachten wir zu diesem Thema die (Kapital-)Macht der Öl-
konzerne. Die Freiheit, kein Öl zu kaufen, gibt es nicht. Auch 
wenn uns ein Wettbewerb unter den Ölkonzernen vorgegaukelt 
wird, ist ein solcher tatsächlich nicht existent – deren Macht aber 
schon. Wie die Entwicklung im Schatten der Ukraine-Krise deut-
lich zeigt, kann mit dem Ölpreis die Wirtschaft selbst großer 

50



Staaten ruiniert oder beflügelt werden. Eine echte marktwirt-
schaftliche Preisfindung findet beim Öl nicht statt, denn, wie ge-
sagt, die Freiheit, kein Öl zu kaufen, gibt es nicht. Es handelt 
sich also um eine Monopolware, und deren Verbrauch wird vom 
Preis nur minimal beeinflusst. Zum Jahreswechsel 2014/15 war 
das sehr deutlich zu beobachten: Die (vergleichsweise) niedrigen 
Ölpreise führten nicht zu höherem Verbrauch. In einer Niedrig-
preisphase wie dieser findet allenfalls eine kurzfristig höhere 
Nachfrage statt, weil zum Beispiel die Öltanks früher und voll-
ständiger aufgefüllt werden. Das wiederum bedingt eine Nach-
fragesenkung in absehbarer Zeit. Es passiert also nur eine – 
wiederum kurzfristige – Verschiebung der Vorratshaltung. Auf 
längere Sicht wird der Ölverbrauch in unveränderter Kontinuität 
verlaufen.  
 
 Aber der Ölpreis hat noch einen wirklich bestimmenden Ef-
fekt. Wenn ein Staat Steuersenkungen beschließt, um die Kon-
junktur anzukurbeln, wirkt sich das in der Regel frühestens nach 
einem Jahr aus – und die Effekte sind zumeist eher marginal. 
Wir reden hier von den viel gepriesenen „Entlastungen“ der Bür-
ger, die am Ende gerade mal 10, wenn es hoch kommt, 20 Euro 
pro Monat ausmachen. Wenn jedoch die Ölgesellschaften ihre 
Preise ändern, wirkt das sofort und wesentlich stärker auf das 
Portemonnaie des Einzelnen. Nahezu zeitgleich stellt der Kon-
sument nämlich fest, dass er am Monatsende entweder Geld 
übrig hat, das er nicht beim Tankwart hat abgeben müssen – 
oder er musste für Sprit eben mehr Geld hinlegen, das er nun 
nicht mehr anderweitig ausgeben kann.  
 
 Dieser Konjunktureffekt durch den Ölpreis übertrifft jede 
Steuerpolitik bei Weitem und ist ein neuerliches Beispiel dafür, 
welche Macht die Kapitalgewaltigen über ganze Volkswirtschaf-
ten ausüben und dass es längst nicht mehr der Staat ist, der mit 
seiner Steuerpolitik die Kaufkraft der Bürger, zumindest kurzfris-
tig, steuert. Diese Machtverschiebung von der Politik hin zum 
Kapital ist zutiefst undemokratisch. Erst wenn die Übermacht des 
Kapitals gebrochen ist und demokratisch gewählte Regierungen 
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wieder die Rahmenbedingungen für eine funktionierende Volks-
wirtschaft vorgeben, erst dann können wir wieder davon spre-
chen, in einem wirklich demokratischen Staat zu leben.  
 
 
 
Geld und Arbeit(-slosigkeit)  
 
 Wer mit offenen Augen durch die Welt geht, erkennt sofort, 
dass es eigentlich keinen Mangel an Arbeit gibt. Infrastruktur 
verfällt und wird nicht repariert. Die Menschen werden traktiert 
mit immer neuen Forderungen nach längerer Arbeitszeit, mehr 
Leistung bei gleichem Gehalt, Lohnverzicht usw., während 
gleichzeitig die Zahl der Arbeitslosen ansteigt und in vielen Län-
dern Europas katastrophale Höhen erreicht. Die Begründung ist 
immer dieselbe: Es sei kein Geld vorhanden, um die Arbeit zu 
bezahlen. – Falsch! An Geld mangelt es keineswegs, es ist nur 
in den falschen Händen. 
 Die zutiefst beklagenswerte Wirklichkeit ist, Menschen lieber 
auf niedrigem Niveau dafür zu alimentieren, dass sie nicht arbei-
ten, obwohl es genug zu tun gäbe. All jene, die wegen des an-
geblichen Geldmangels nicht arbeiten dürfen, müssen jedoch am 
Leben erhalten werden, das heißt, der Sozialstaat muss für ihre 
Ernährung, Kleidung, Unterkunft und vieles andere aufkommen. 
Der volkswirtschaftliche Aufwand dafür ist nahezu derselbe, der 
betrieben werden müsste, wenn die Betreffenden eine Arbeit ver-
richten dürften, und sei sie noch so wenig wertschöpfend. Aber 
die Würde dieser Menschen wäre eine andere. Das Gefühl, ge-
braucht zu werden, tut gut – als Empfänger gnädiger Hilfe abge-
stempelt zu werden, macht krank.  
 
 Der Zustand ist pervers. Es gibt Arbeit und es gibt Geld, aber 
wegen der angeblich unüberwindbaren Regeln für den Umgang 
mit Geld darf eben diese Arbeit nicht verrichtet werden. Und das 
letztlich nur deswegen, weil andernfalls die Ausbeutung nicht 
funktioniert und damit die angepeilten Gewinnmargen nicht er-
reicht werden. So aber kann man Arbeitslose gnadenlos gegen-
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einander ausspielen und dazu bringen, zu immer schlechteren 
Konditionen zu arbeiten – zugunsten stetig ansteigender Gewin-
ne und damit des Machtpotenzials eines sehr geringen Anteils 
der Bevölkerung.  
 
 
 
Bilanz des Schreckens 
 
 Wir könnten hier weitermachen mit einer schier endlosen 
Fülle von Beispielen, welche die Untauglichkeit des bestehenden 
Systems für eine gerechte und nachhaltige Entwicklung belegen. 
Das lässt sich abkürzen mit der neuesten Statistik über die Ver-
teilung des Reichtums, veröffentlicht von „Oxfam“ (Oxforder Hun-
gerhilfekomitee) im Januar 2015. Daran lässt sich mühelos able-
sen, wohin das alte System geführt hat, führen musste – weil es 
so gewollt ist – und wohin es noch weiter führen wird:  

• 1 Prozent der Weltbevölkerung besitzt 48,2 Prozent des 
weltweiten Vermögens. 

• Die nächsten 4 Prozent nennen weitere 27,5 Prozent ihr 
Eigen. 

• Die folgenden 5 Prozent beanspruchen 11,7 Prozent. 
• Dann gibt es weitere 10 Prozent mit immerhin noch 7,1 

Prozent Anteil am Weltvermögen. 
• Summa summarum ergibt sich nach Adam Ries: Lediglich 

20 Prozent der Weltbevölkerung dürfen 94,5 Prozent des 
Weltvermögens für sich beanspruchen. Für die „restlichen“ 
80 Prozent der Weltbürger bleiben gerade mal noch 5,5 
Prozent übrig.  

 
 Niemand kann dieses Missverhältnis als wünschenswert oder 
in irgendeiner Weise gar als gerecht empfinden. Wäre dem so, 
müsste man annehmen, die Arbeitsleistung von 20 Prozent der 
Weltbevölkerung sei etwa 68-mal mehr wert als die der übrigen 
80 Prozent. Dass ein derartiger „Erklärungsversuch“ niemals 
gelingen kann, liegt auf der Hand. Erschwerend kommt hinzu, 
dass jenes superreiche Fünftel – wie oben dargestellt – über-
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haupt keine Arbeit leistet, sondern allein von der wundersamen 
Vermehrung seines bereits vorhandenen Kapitals lebt. Auch in 
der deutschen Lohnstruktur spiegelt sich dieses Missverhältnis 
deutlich wider, wenn man die Einkommen der sog. Spitzenver-
diener mit denen der unteren Einkommensklassen vergleicht. 
Aber es kommt noch besser – nein, schlimmer!  
 
 Nur 80 Individuen erheben Anspruch auf Besitz in einer Grö-
ßenordnung, die der des Besitzes der unteren/armen 50 Prozent 
der gesamten Menschheit entsprechen. Das muss nochmals 
klargestellt werden: Der Besitz der ärmsten Hälfte der Men-
schen, also die Habe von etwa 3,5 Milliarden Menschen zusam-
mengenommen, ist genauso groß, wie der der reichsten 80 Ein-
zelpersonen. Und weil das so unglaublich erscheint, ein drittes 
Mal anders formuliert: Es gibt 80 Menschen auf dieser Welt, 
deren individueller Besitz (statistisch gesehen) so groß ist, wie 
der gesamte Besitz von jeweils 43.750.000 (dreiundvierzig Milli-
onen siebenhundertfünfzigtausend) Menschen der unteren „Be-
sitz-Klasse“. In welch rasantem Tempo die Entwicklung hin zu 
diesem perversen Zustand vorangeschritten ist und weiterhin 
voranschreitet, lässt sich daran ablesen, dass das Vermögen der 
Top 80 in den Jahren von 2010 bis 2014 von 1,3 Billiarden Dollar 
auf 1,9 Billiarden angestiegen ist. Das ist ein Plus von 600 Billio-
nen in nur vier Jahren oder ein Zuwachs von rund 46 Prozent.  
 
 Die 600 Billionen „verteilen“ sich auf nur 80 Personen! Und 
das angesichts der Tatsache, dass beim Rest der Bevölkerung 
während dieser Jahre eher ein Rückgang des Einkommens 
stattgefunden hat. – Eine Billiarde? Was ist eine Billiarde? Eine 
Billiarde sind 1.000 Billionen, und eine Billion sind Tausend Milli-
arden. Eine Milliarde wiederum sind 1.000 Millionen. Dabei ist 
eine Million schon derart viel, dass es für die meisten Menschen 
außerhalb ihrer Vorstellungskraft liegt. Eine Billiarde ist eine Eins 
mit 15 Nullen: 1.000.000.000.000.000.  
 Um die gewaltige Dimension einer solchen Zahl begreiflich zu 
machen, lohnt es sich, die Abstraktion der Nullen zu „überset-
zen“ in ein anschauliches Bild. Eine Million in 500-Euro-Scheinen 
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ergibt ein handliches Päckchen von etwa 10 Zentimetern Höhe. 
Eine Milliarde in den gleichen Scheinen türmt sich bereits zu 
einer Höhe von 100 Metern auf – so hoch wie die Frauenkirche 
in München. Eine Billion, also 1.000 Milliarden, würde bereits in 
den Weltraum reichen – nämlich 100 Kilometer hoch. Eine Billi-
arde, also 1.000 Billionen, erreicht dementsprechend eine Höhe 
von 100.000 Kilometern und reicht somit zweieinhalbmal um die 
Erde. Das aufgetürmte (derzeitige) Vermögen der 80 Reichsten 
von 1,9 Billiarden würde schließlich die sagenhafte Höhe von 
190.000 Kilometern erreichen – das entspricht immerhin der 
halben Distanz zwischen Erde und Mond. Hinsichtlich ihrer Kauf-
kraft heißt das: Diese 80 Personen könnten die gesamte Land-
masse der Erde aufkaufen, wenn wir einen durchschnittlichen 
Preis pro Quadratmeter von 12,5 Dollar annehmen, inklusive 
aller Wüstengebiete, der Antarktis, Grönland und anderer „un-
brauchbarer“ Gegenden.  
 Angesichts dessen kann man nur noch feststellen, dass diese 
Geldmengen jeglichen Bezug zur Realität verloren haben. Sie 
existieren ja auch nicht real, sondern lediglich als bloße Zahlen-
kolonnen, die über megaschnelle Computer täglich um den Glo-
bus gejagt werden: virtuelles Geld ohne realen Wert und ohne 
sinnstiftende Funktion – abgesehen von dem bereits erwähnten 
einen Prozent, das dem Warenaustausch dient oder für diesen 
benötigt wird.  
 
 An dieser Stelle möchten wir Sie mit einem Gedankenexperi-
ment konfrontieren: Was würde geschehen, wenn – ohne Voran-
kündigung – von heute auf morgen sämtliche, also ausnahmslos 
alle Schulden und Guthaben annulliert würden? Für den Moment 
lassen wir Sie mit diesem Gedanken allein, werden aber später 
ausführlicher darauf eingehen. 
  
 Die aufgezeigte Entwicklung der ungleichen Vermögensver-
teilung folgt einer logarithmischen Kurve, das heißt, sie be-
schleunigt sich exponentiell. Das wiederum bedeutet, dass das 
System definitiv in kürzester Zeit zusammenbrechen muss, zu-
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mal es schon seit Jahren nur noch mühsam künstlich am Leben 
erhalten wird.  
 Realistisch gesehen, hätte die Welt schon vor vielen Jahren 
ein globales Insolvenzverfahren einleiten müssen. Noch einmal 
zur Erinnerung: Wenn absehbar ist, dass der Schuldner seine 
Schulden in einem angemessenen Zeitraum nicht begleichen 
kann, ist das Insolvenzverfahren unumgänglich. Wie wir bereits 
ausgeführt haben, kann kein Staat der Welt seine Schulden in-
nerhalb der nächsten hundert Jahre begleichen.  
 Es muss also etwas Drastisches geschehen – und das wird 
es auch. Allerdings ist bis jetzt noch kein grundlegend anderes 
Modell für ein neues System angedacht worden, das nicht auch 
wieder Fehler des alten beinhaltet. Nicht so bei unserer Huma-
nen Marktwirtschaft, die wir Ihnen im 2. Teil des Buches vorstel-
len.  
 
Fazit: Weil die Humane Marktwirtschaft völlig neue Wege geht, 
ist es erforderlich, das alte System Stück für Stück zu analysie-
ren, sprich auseinanderzunehmen, damit die Grundforderungen, 
die das neue System an Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 
stellt, erkennbar und plausibel werden. Da seit mindestens ein-
hundert Jahren das Denken der Menschen in Bezug auf ökono-
mische Zusammenhänge konsequent verbildet, ja, geradezu 
indoktriniert worden ist, kommen wir nicht umhin, mit alten und 
falschen Lehrmeinungen nicht weniger konsequent aufzuräu-
men. Gleichzeitig müssen wir einige wesentliche Zusammen-
hänge erklären, welche in den Betrachtungen, die uns manche 
„Ökonomen“ immer wieder einhämmern, nahezu vollkommen 
außer Acht gelassen werden.  
Dass das alte System grundsätzlich untauglich ist für ein stabiles 
und gerechtes Wirtschafts- und Finanzsystem, dürfte an der 
Stelle bereits jedem Leser klar geworden sein. Doch es sind 
noch Fragen offen, die es zu beantworten gilt, und manche Er-
kenntnisse, die bereits vorgetragen wurden, müssen noch weiter 
vertieft werden. Das „Horrorszenario“ ist noch nicht zu Ende.  
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Das ungerechte System von Zins und 
Zinseszins  
 
 Die Mathematik nennt es Infinitesimalrechnung, also etwas, 
das gegen Unendlich strebt. Weil wir als Erdenbürger aber auf 
den endlichen Raum unseres Planeten beschränkt sind, kann 
kein System Bestand haben, das früher oder später in die Un-
endlichkeit führen muss. Deshalb muss das von Menschen ge-
schaffene System von Zins und Zinseszins, wie wir bereits dar-
gelegt haben, zyklisch wieder auf null gesetzt werden. Dass die-
ser „Reset“ einschneidende Auswirkungen für uns alle mit sich 
bringen wird, liegt in der Natur der Sache. Auch darauf haben wir 
bereits hingewiesen. Schließlich geht es hier nicht um ein Com-
puterspiel – wir sprechen von der Realität des Lebens.  
 
 Vielleicht gehören Sie zu den Glücklichen, den Vernünftigen, 
die keine Schulden haben, und lehnen sich in dem guten Gefühl 
zurück, dass Zinszahlungen Sie nichts angehen. Das ist nach-
vollziehbar, aber leider falsch. Jeder, auch derjenige, der keine 
persönlichen Schulden bedienen muss, wendet mindestens 30 
Prozent seines Einkommens für Zinszahlungen auf. „Wie das?“, 
fragen Sie empört. „Wer keine Schulden hat, muss auch keine 
Zinsen zahlen, das ist doch logisch.“ – Sollte man meinen, ist es 
aber nicht, denn die Zinszahlungen, die Sie als schuldenfreier 
Bürger Tag für Tag leisten, sobald Sie sich als Konsument am 
Wirtschaftsleben beteiligen, sind natürlich gut versteckt. Lassen 
Sie uns den Vorhang beiseite schieben ...  
 
 Nehmen wir an, Sie wollen im Wirtshaus ein Bier trinken ge-
hen. Um dorthin zu kommen, besteigen Sie den Bus und kaufen 
eine Fahrkarte. Hier geht es schon los, denn die meisten Ver-
kehrsbetriebe haben Schulden und müssen auf diese Zinsen 
bezahlen. Der Preis für Ihren Fahrschein muss also auch die 
Zinsbelastung des Verkehrsbetriebes abdecken, was im Klartext 
heißt: Ein Teil des Fahrpreises geht direkt an die finanzierende 
Bank. Im Wirtshaus angekommen, bestellen Sie ein Bier. Wie 
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setzt sich die Kalkulation für den Preis dieses Bieres zusam-
men? Die Gaststätte Ihrer Wahl ist frisch renoviert, und da der 
Wirt das Geld dafür nicht in seiner Portokasse hatte, musste er 
einen Kredit aufnehmen. Die Zinsen für diesen Kredit muss er 
von seinen Kunden verlangen, um sie dann an seine Bank wei-
terzureichen. Das Bier wird teurer.  
 Betrachten wir das Bier selbst. Die Brauerei hat ebenfalls 
investiert, natürlich auf Kredit. Auch diese hier fälligen Zinszah-
lungen müssen mit dem Bierpreis erwirtschaftet werden. Mit 
jedem Glas, das Sie genießen, bezahlen Sie als Gast an diesen 
Zinsen mit. Schließlich ist auch das Glas selbst, das Sie in der 
Hand halten, möglicherweise mit seinen Produktionskosten zins-
belastet. Sie bezahlen mit.  
 Jetzt bekommen Sie Hunger und bestellen ein Schnitzel. Um 
seine Gäste jederzeit zufriedenstellen zu können, hat der Wirt 
auch seine Küche auf den neuesten Stand gebracht – selbstver-
ständlich mit Kredit. Gleiches gilt für den Schweinemäster, der in 
seinen Stall investiert hat, und für den Spediteur, der seine Last-
wagen auf Kredit gekauft hat, damit er erst die lebendigen Tiere 
und später die portionierten Teile sachgerecht transportieren 
kann. An jedem Bissen, den Sie genießen, erfreuen sich die 
finanzierenden Banken.  
 
  An diesem ganz alltäglichen Beispiel wird schon deutlich, 
dass es in unserer Welt nahezu nichts gibt, dessen Preis nicht 
Zinszahlungen beinhaltet. Das fängt mit Ihrer Kleidung an und 
hört mit dem Apfel, den Sie essen, noch lange nicht auf. Addiert 
man all diese verdeckten Zinszahlungen, ergibt sich ein durch-
schnittlicher Zinsanteil am Endpreis, der 30 Prozent nicht nur 
erreicht, sondern meist noch übersteigt. Dieser Zustand ist nicht 
natürlich, er wurde absichtlich herbeigeführt. Die treibende Kraft, 
die hierbei ausgenutzt worden ist, ist die Ungeduld.  
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Jeder Wunsch soll sofort in Erfüllung gehen  
 
 Bis in die 60er-Jahre des letzten Jahrhunderts lebten auch 
die Menschen in der westlichen Welt überwiegend im permanen-
ten Mangel – die Grundlage aller Wirtschaftstheorien bis heute. 
Permanenter Mangel bedeutet, dass die Nachfrage grundsätzlich 
höher ist als das Angebot. Wenn in einer solchen Situation Geld 
in das System gepumpt wird, steigt die Nachfrage sofort. Da 
diese aber nicht befriedigt werden kann, steigen mit der in Um-
lauf gebrachten Geldmenge auch die Preise: Es gibt Inflation 
(vgl. S. 35 f.). In der modernen Überflussgesellschaft funktioniert 
dieser Mechanismus in der Form nicht mehr. 
  
 Etwa ab Mitte der 1960er-Jahre begann ein steiler Anstieg 
der Produktivität. Die Produktion begehrter Güter wuchs schnel-
ler an als die Einkommen der Bevölkerung. Jetzt gab es also ein 
reichhaltiges Angebot, aber die Konsumenten hatten nicht das 
Geld, diese Waren zu kaufen. Die Lohnentwicklung hinkte der 
Produktivität hinterher. Das war die Stunde der Banker. Von 
diesem Zeitpunkt an konnte Geld an die Bevölkerung gegeben 
werden, ohne eine sofortige Inflation auszulösen. Wohlgemerkt, 
es handelte sich um Geld jenseits der normalen Entlohnung, also 
um ein großzügiges Angebot an Krediten.  
 Das bewirkte zweierlei: Die Nachfrage, also die Gefahr von 
Inflation, wurde von da an auch von den Banken unter Kontrolle 
gehalten. Je nachdem, wie die angebotenen Konditionen für 
Kredite waren, konnte die Kauflust gesteuert werden. Zum ande-
ren gab es nun eine stetig anwachsende Menge von Zinsver-
pflichtungen. Die Konsumenten, die ein Produkt „auf Pump“ ein-
gekauft hatten, bedienten ihren Kredit nicht bis zur vollständigen 
Rückzahlung, bevor sie das nächste Objekt ihrer Begierde – 
wiederum mit geliehenem Geld – erwarben. Man gewöhnte sich 
daran, Schulden bei seiner Bank zu haben. Vorbei die Zeiten, als 
man erst sparte und dann einkaufen ging, wenn genügend Geld 
zusammengekommen war.  
 

59



 Nun muss man den Banken zugestehen, dass sie in der An-
fangsphase rasant ansteigender Produktivität einen wichtigen 
Beitrag zum ungestörten Wachstum der Wirtschaft geleistet ha-
ben. Dank großzügiger Kreditvergabe konnten die Produkte ver-
kauft werden. Im Interesse einer gesunden Konjunktur sollte 
diese Phase allerdings nur kurz währen, denn auf lange Sicht 
muss das Verhältnis zwischen Lohnmenge und verfügbaren 
Gütern annähernd ausgeglichen sein. Geld selbst produziert 
nichts, Geld kann nicht arbeiten. In einem gesunden, stabilen 
System sollte der Ablauf stets so sein: Man produziert, erhält 
seinen Lohn, spart an und kauft dann ein.  
 Der Unterschied zu kreditfinanziertem Einkauf mit fatalen 
Folgen wird schnell ersichtlich. Man kann sich zwar schnell 
Wünsche auf Kredit erfüllen, muss aber in Zukunft seinen Kon-
sum einschränken, weil jetzt ein Teil des Einkommens für Zins-
zahlungen aufgewendet werden muss. Wenn also auf Kredit 
eingekauft wird, verschiebt sich lediglich der Zeitpunkt des Kon-
sums nach vorn. Der weitere Konsum muss dann aber zwangs-
läufig geringer ausfallen, als er sein könnte, wenn kein Kredit 
bedient werden müsste. Es ist also falsch zu behaupten, das 
Kreditwesen würde Wirtschaftswachstum fördern oder gar erst 
ermöglichen. Die Kausalität ist genau anders herum (siehe hier-
zu auch Teil 2, S. 151 bzw. 154 ff.): Zunächst muss das Produkt 
da sein, und dann erst kann die Kreditwirtschaft den Verkauf 
kurzfristig (!) fördern.  
 
 Damit sind wir an einem vitalen Punkt angelangt: Wem stün-
den in einer gerechten Welt die Zinserträge eigentlich zu? Wohl 
kaum den Banken, denn, nüchtern betrachtet, haben sie zur 
Entstehung eines Produkts nichts beigetragen. Es sind die Arbei-
ter, die die Produkte herstellen und damit grundsätzlich in Vor-
leistung gehen in der Hoffnung, dass die Früchte ihrer Arbeit 
auch Abnehmer finden. Wenn also jemand ein Produkt erwirbt, 
obwohl er das Geld dafür nicht hat und auf Kredit kauft, dann 
greift er zurück auf die Arbeit eines anderen, der diese bereits 
geleistet hat. Der Konsument schuldet demzufolge dem Produ-
zenten etwas, nicht der finanzierenden Bank. Dennoch gehen 
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seine Zinszahlungen in die Taschen der Bank, während der Pro-
duzent, der die eigentliche Vorleistung erbracht hat, nichts davon 
abbekommt. Im Gegenteil ist es oft sogar so, dass der Produzent 
selbst Kredite zu laufen hat und dafür Zinsen an eine Bank zah-
len muss, weil er die Zeitspanne zwischen Investition, Produktion 
und Bezahlung des Produkts überbrücken muss. Die Banken 
kassieren auf beiden Seiten.  
 
 Es wird noch besser – für die Bank. Sie muss das Geld, für 
das sie Zinsen einsteckt, gar nicht haben. Nehmen wir der Ein-
fachheit halber an, alles wird von ein und demselben Bankhaus 
abgewickelt. Der Kunde nimmt Kredit auf, um beim Produzenten 
einzukaufen – bankintern findet dann nur eine Umbuchung statt. 
Der Kaufpreis wird vom Konto des Kunden abgebucht und dem 
Produzenten gutgeschrieben. Die Bilanz der Bank ändert sich 
nicht, wohl aber die Gewinnsituation – eben durch die Zinsein-
nahmen.  
 Nehmen wir weiterhin an, der Produzent muss keinen Kredit 
bedienen, sondern hat ausnahmsweise ein Guthaben auf seinem 
Girokonto. Dafür bekommt er von der Bank null Zinsen, der Kun-
de hingegen muss für seinen Kredit ordentlich Zinsen zahlen. 
Daraus ergibt sich für die Bank die komfortable und hoch profi-
table Situation, dass sie für eine einfache interne Umbuchung 
Zinsen vom Kunden kassiert, während sie mit dem Guthaben auf 
dem Girokonto des anderen kostenlos „spielen“ kann: weitere 
Kreditvergaben, weitere Zinseinnahmen usw. Die Bank gewinnt 
immer.  
 
 
 
Wo hat der Staat Schulden und warum?  
 
 Wir haben uns daran gewöhnt, dass nahezu alle Staaten 
gigantische Schulden und damit enorme Zinslasten vor sich her-
schieben. Betrachtet man diese Tatsache unvoreingenommen, 
stellt sich die Frage, wieso ein Staat überhaupt Schulden haben 
kann. Und wenn ja, bei wem?  
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 Ein Staat besteht aus einem abgegrenzten Territorium, sei-
nen Bürgern und allen Aufbauten im Land – Infrastruktur, Ge-
bäude, Fabriken. All diese Dinge sind entstanden aus der Arbeit 
seiner Bürger. Das heißt, all das, was einen Staat ausmacht, ist 
die Summe der bereits geleisteten Arbeit seiner Bürger. Also 
nochmals die Frage: Wieso und bei wem hat der Staat dann 
Schulden?  
 
 Zur Klärung müssen wir erneut in die 1960er-Jahre zurückge-
hen und nehmen wiederum das Beispiel Deutschland. Bis zum 
Ende jenes Jahrzehnts hatte Deutschland praktisch keine Schul-
den, alles war ziemlich stabil. Dann setzte wegen der Abkopp-
lung des US-Dollars vom Goldstandard 1971 eine weltweite 
Phase der finanziellen Umstrukturierung ein. Die Währungskurse 
waren freigegeben – und nicht zuletzt deshalb stieg auch in 
Deutschland die Inflationsrate auf über 10 Prozent an. Jetzt pas-
sierte etwas Vergleichbares wie oben beschrieben mit der rapide 
ansteigenden Produktivität. Wegen der hohen Inflation hinkten 
die Einnahmen des Staates hinter der Preis- und Lohnentwick-
lung hinterher. Um diese Lücke überbrücken zu können, musste 
der Staat Kredit aufnehmen.  
 Der Staat handelte also ähnlich unvernünftig wie der Ver-
braucher. Er hat nicht seine Finanzen in Ordnung gebracht und 
die Schulden beglichen, indem er seine Einnahmeseite den Be-
dürfnissen angepasst hat, sondern munter weiter Kredite aufge-
nommen. Helmut Schmidt war es, der die ausufernde Schulden-
politik „salonfähig“ gemacht hat.  
 Welche Auswirkungen aber hat das für die Bürger, wenn ein 
Staat Schulden macht, anstatt so viele Steuern einzutreiben, 
dass er seine Ausgaben stemmen kann? – Schuldenaufnahme 
des Staates ist immer eine verdeckte Steuererhöhung mit Lang-
zeitwirkung.  
 Tatsächlich beschließt der Staat mit jeder Kreditaufnahme, 
dass er die Steuereinnahmen erhöhen muss, um alles bezahlen 
zu können. Das kann und will er aber seinen Wählern nicht of-
fenbaren. Also bittet er seine wohlhabenderen Bürger oder Ban-
ken, ihm Geld zu leihen. Als Gegenleistung verspricht er, Zinsen 
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zu zahlen, und verkauft zu diesem Zwecke Staatsanleihen, die 
klassischerweise früher „Kriegsanleihen“ hießen. Mit diesem Vor-
gehen betrügt der Staat seine einfachen Bürger, die mit ihrem 
Steueraufkommen die Zinsen auf die Staatsanleihen bezahlen 
müssen – zugunsten der Begüterten und Banken, die es sich 
leisten können, diese Staatsanleihen zu kaufen. In dem Moment, 
da Staatsanleihen ausgegeben werden, ist die Steuererhöhung 
für die Zukunft bereits festgeschrieben. Ein unausweichlicher 
„Sachzwang“, für den niemand mehr verantwortlich zeichnen 
muss und der allein zulasten der „kleinen Leute“ geht. Die Begü-
terten bekommen ja einen Teil dieser Steuererhöhung in Form 
von Zinsen auf ihre Staatsanleihen zurück. Den Rest müssen 
alle Steuerzahler leisten.  
 
 Eine weitere Ursache für Staatsschulden können Außenhan-
delsdefizite sein, wenn also ein Staat mehr Leistungen oder Gü-
ter aus dem Ausland einkauft, als der eigene Export hergibt. 
Dieser Staat hat dann Schulden bei anderen Staaten und müss-
te/sollte diese früher oder später begleichen. Für Deutschland, 
das Land, das seit Mitte der 1950er-Jahre konstant Außenhan-
delsüberschüsse erwirtschaftet hat, entfällt diese Art von Schul-
den gegenüber einem anderen Land. Die deutschen Staats-
schulden müssen also intern sein, wobei „intern“ nicht heißt, 
dass deutsche Staatsanleihen nur in Deutschland verkauft wur-
den, sondern wegen ihrer besonderen Sicherheit auch im Aus-
land als Anlage gefragt sind. Festzustellen ist, dass die allge-
meine Wirtschaftsleistung Deutschlands mehr als ausreichend 
wäre, um diese Staatsanleihen mit inländischem Kapital zu er-
werben.  
 
 Damit kommen wir zum zweiten Teil der Frage, nämlich bei 
wem der Staat überhaupt interne Schulden haben kann. Es gibt 
nur eine Antwort: bei seinen eigenen Bürgern, zumindest bei 
denjenigen, die reich genug sind, Staatsanleihen zu kaufen. 
Nachdem aber der Staat (auch) aus seinen Bürgern besteht, hat 
er also Schulden bei sich selbst. Geht das? Die Quadratur des 
Kreises sieht wie folgt aus: Die Bürger eines Staates bauen die-
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sen mit ihrer Leistung auf. Die Entlohnung dafür und die resultie-
renden Steuereinnahmen daraus sind so niedrig, dass der Staat 
zusätzliche Einnahmen benötigt und Staatsanleihen verkaufen 
muss. Es wird ein Paradoxon. Weil der Staat zu wenige Abgaben 
kassiert und diese auch noch zu spät, ist er gezwungen, sich bei 
seinen eigenen Bürgern zu verschulden, also gleichsam bei sich 
selbst. Die Zinsen hierfür kommen aber nur einem elitären Teil 
der Bevölkerung zugute – und natürlich den Banken. Die Spirale 
wird immer steiler ansteigen und die soziale Schere wird sich 
immer weiter öffnen. Der „kleine Mann“ muss aus seinem Steu-
eraufkommen immer mehr an Zinsen an die abführen, die so-
wieso schon mehr als genug haben.  
 
 
 
Braucht eine Währung eine (Gold-)Deckung?  
 
 Die Währung eines Landes setzt sich in aller Regel zusam-
men aus Banknoten für höhere Wertigkeiten und Münzen, also 
dem Kleingeld, das man in der Tasche trägt. Banknoten sind 
letztlich nichts weiter als mehr oder weniger bunt bedrucktes 
Papier und als solches eigentlich wertlos. Zum begehrten 
Tauschobjekt wird die Banknote erst durch eine aufgedruckte 
Zahl: 10, 20, 50, 100 usw.  
 Bei den Münzen sieht es etwas anders aus. Da gibt es zum 
einen wertvolle Münzen, also solche, die aufgrund ihrer Beschaf-
fenheit aus Edelmetall, zumeist Gold oder Silber, einen Wert an 
sich darstellen. Zum anderen gibt es die aus Kupfer oder Alumi-
nium gefertigten Münzen mit einem vergleichsweise sehr gerin-
gen Materialwert. Damit haben Letztere dieselbe Funktion wie 
Papiergeld, und es ist allein ihrem geringen nominalen Wert ge-
schuldet, dass sie Münzen sind. Es wäre schlicht unpraktisch, 
einen Geldschein im „Wert“ von einem Cent zu drucken und zu 
verwenden.  
 Nachdem Papiergeld als solches keinen eigenständigen Wert 
haben kann, ist dessen Besitz nichts anderes als ein Vertrag 
über seinen aufgedruckten Wert. Auch dieser Vertrag kann, wie 
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jede zwischen und von Menschen getroffene Abmachung, jeder-
zeit wieder gekündigt werden. 
 Der Wert einer Gold- oder Silbermünze erklärt sich von 
selbst. Eine Prägung in Edelmetall ist das einzige wirklich wert-
haltige Zahlungsmittel, das selbst nach Jahrtausenden nicht an 
Wert verliert. Mehr als 2.000 Jahre alte Goldmünzen aus der 
Antike sind aufgrund ihrer Seltenheit, ihres Materials und der 
damit verbundenen Begehrlichkeit nicht nur für Sammler heute 
sogar wesentlich wertvoller. Auch eine alte Goldmark hat nur an 
Wert gewonnen. Goldmünzen oder Goldstücke stellen also einen 
erheblichen Wert an sich dar und sind so „teuer“, dass sie als 
Zahlungsmittel im täglichen Gebrauch untauglich sind.  
 Für den Zahlungsverkehr im Alltag muss es demnach eine 
mehr oder weniger detaillierte Unterteilung geben, die logischer-
weise nicht aus Gold bestehen kann. Diese kleineren Münzen 
und Geldescheine haben aber einen festen Bezug zur großen 
Goldmünze, denn mit einer genügenden Menge an Kleingeld 
lässt sich eine solche „teure“ Münze erwerben. Man kann also 
sagen, dass ein Geldsystem, dessen Grundlage Goldmünzen 
sind, eine Goldbindung hat. Um das System stabil zu halten, ist 
darauf zu achten, dass nicht mehr Kleingeld ausgegeben wird, 
als der Wert aller Goldmünzen ausmacht. Wird das eingehalten, 
ist Inflation nahezu unmöglich. Den Nachweis hierfür hat das 
Deutsche Reich erbracht, als von 1871 bis ins 20. Jahrhundert 
hinein die Wirtschaft zwar um 400 Prozent gewachsen ist und 
dennoch ohne Inflation auskam. Allerdings muss dazu gesagt 
werden, dass es sich hierbei nicht um ein goldgedecktes Zah-
lungsmittel, sondern um eine veritable Goldwährung gehandelt 
hat.  
 
 Lassen Sie uns an der Stelle einmal der ketzerischen Frage 
nachgehen: Hat es denn jemals eine goldgedeckte Währung 
gegeben, die ihrem theoretischen Anspruch gerecht geworden 
wäre?  
 Bei genauer Betrachtung müssen wir feststellen: Nein, das 
hat es noch nie gegeben. Dem Prinzip einer goldgedeckten 
Währung nach müsste es doch so sein, dass der Besitzer von 
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Zahlungsmitteln – sei es in Form von bedrucktem Papier oder 
von wertlosen Münzen – diese entsprechend dem vereinbarten 
Nominalwert jederzeit in Gold umtauschen kann. Es ist zwar 
immer behauptet worden, dass dem so sei, aber die Realität hat 
uns etwas anderes gelehrt. Immer dann nämlich, wenn eine 
goldgedeckte Währung inflationäre Probleme bekam, ist die 
Golddeckung einfach aufgehoben worden.  
 Wir nennen hier als Beispiel das Britische Pfund. Mehr als 
400 Jahre lang war der Wert des Britischen Pfunds stabil. Als 
dann Ende des 19. Jahrhunderts die Wirtschaft der Briten nicht 
mehr konkurrenzfähig war und das Außenhandelsdefizit nur 
noch durch munteres Drucken neuer Scheine überdeckt werden 
konnte, haben die Briten einfach die Goldbindung für aufgeho-
ben erklärt. Das geschah dreimal im 20. Jahrhundert: vor dem 
Ersten Weltkrieg, dann 1931 und de facto 1971. Es stellt sich 
folglich die berechtigte Frage: Welchen Wert hat eine Goldbin-
dung, wenn sie jederzeit widerrufen werden kann?  
 
 Die Goldbindung des US-Dollars – wie festgelegt in Bretton 
Woods – war von Anfang an eine Farce, wie wir eingangs bereits 
dargelegt haben. Schon wenige Jahre nach den Vereinbarungen 
von Bretton Woods konnte das theoretische Versprechen, jeder-
zeit Dollar gegen Gold tauschen zu dürfen, nicht mehr eingehal-
ten werden. Schon gar nicht für US-Bürger, denen bereits von 
1933 an (bis 1970) der private Besitz von Gold – über einer 
Wertgrenze von 100 Dollar auch in Form von Schmuck – verbo-
ten war. Für Amerikaner war dieses Versprechen mithin von 
Anfang an eine absurde Lüge. Als 1971 das Außenhandelsdefizit 
der USA über eine beherrschbare Größe hinausgewachsen war, 
ist diese theoretische Goldbindung dann auch schlicht annulliert 
worden. Darum hier noch einmal die Frage: Was taugt die Gold-
bindung einer Währung, wenn sie jederzeit einfach wieder auf-
gehoben werden kann – und wird?  
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Versprechen taugen nur, wenn sie eingehalten werden! 
 
 Halten wir also fest: Es gab zwar echte Goldwährungen, je-
doch keine „goldgedeckten“, die ihrem Anspruch auch nur annä-
hernd gerecht geworden wären. Angesichts dessen stellt sich die 
Frage, ob eine Goldbindung für eine Währung überhaupt not-
wendig oder gar förderlich ist. Immerhin leben wir seit mehr als 
40 Jahren mit einem Geldsystem, das keine Goldbindung hat. 
Gut, man könnte jetzt argumentieren, dass das Scheitern des 
Systems genau daran liegt, weil es eben keine Goldbindung gibt. 
Das lassen wir nicht so einfach gelten, denn was bestimmt den 
Wert von Geld wirklich?  
 Der „Wert“ von Geld ist eine Konvention, also ein allgemein 
anerkanntes Versprechen, eine bestimmte Menge an Arbeit und 
deren Produkte für eine bestimmte Menge Geld zu handeln. 
Diese Abmachung bedarf an sich keiner Grundlage in Form von 
Gold. Die Goldbindung ist nur deswegen erfunden worden, um 
es fahrlässig handelnden Staaten zu erschweren, Geld nach 
Belieben zu drucken. Hat das etwas genutzt? Die Geschichte 
sagt „Nein“ – und wir schließen uns diesem vernichtenden Urteil 
der Geschichte an.  
 
 Wessen bedarf es also, um ein dauerhaftes und stabiles 
Geld- und Wirtschaftssystem aufzustellen? Nicht mehr und nicht 
weniger als eines allgemein anerkannten Versprechens über den 
Wert des Geldes sowie Teilnehmern, die sich dann auch vorbe-
haltlos an dieses Versprechen halten. Wenn die zwangsläufig 
schöngelogene Inflation nicht wäre, hätten wir bereits genau 
dieses System. Es gibt zwar vagabundierende Geldmengen im 
Überfluss, aber im täglichen Leben wird das Versprechen einge-
halten: Man bekommt Waren und Dienstleistungen für sein Geld, 
stabil – bis auf eben diese Inflation. 
 
 Solange Wirtschaftsräume/Volkswirtschaften abgeschlossen 
für sich betrachtet werden, existieren kaum Probleme mit Geld-
mengen und Handel. Erst wenn verschiedene Wirtschaftsräume 
miteinander Handel treiben, gibt es die Notwendigkeit, Zahlungs-
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fähigkeit zu garantieren. Wenn die Handelsströme ausgeglichen 
sind, ist alles bestens, denn dann handelt es sich gleichsam um 
einen Austausch von Ware gegen Ware, der tatsächlich keiner 
weiteren Finanztransaktionen bedarf. Allerdings zeigt die Reali-
tät, dass dieser ideale Zustand kaum aufrechterhalten werden 
kann. Vielmehr gab und gibt es immer auch Zeiten, in denen ein 
Wirtschaftsraum mehr importieren muss, als er an Gütern im 
Gegenzug anbieten kann. In dieser Situation könnte die Gold-
bindung einer Währung eine Rolle spielen. 
  
 Die mit Gold hinterlegte Währung könnte als Garantie gelten, 
dass offene Rechnungen mit Gold beglichen werden, wenn sie 
durch entsprechende Exportleistungen nicht ausgeglichen wer-
den können. Aber ein Blick in die Geschichte zeigt, dass auch 
dieses Verfahren, wenn überhaupt, nur sehr eingeschränkt funk-
tioniert hat – siehe 1971, als die USA eben dieses Versprechen 
einfach aufgekündigt haben. Bleibt die bittere Erkenntnis, dass 
selbst eine goldgedeckte Währung jenen Garantieaspekt nicht 
erfüllen kann, wenn sich eine der beteiligten Seiten nicht an die 
allgemeingültigen Abmachungen oder Versprechen hält. Folglich 
gibt es keinen zwingenden Grund, eine Währung mit Gold zu 
unterlegen.  
 Grundsätzlich würde es ausreichen, dass ein Land – letztlich 
alle Länder – für die Bezahlung von Außenhandelsdefiziten mit 
ihren Goldvorräten garantieren, welche nichts mit der Währung 
zu tun haben müssen. Die Bonität, sprich das Vertrauen in eine 
Volkswirtschaft, wird dann so lange als gegeben angenommen 
werden können, wie der Wert der Goldreserven eines Landes 
seine Schulden im Außenhandel übertrifft. Jedoch auch dieses 
Verfahren ist darauf angewiesen, dass sich alle (!) Beteiligten an 
die gegebenen Versprechen halten.  
 
Fazit: Auch eine mit Gold unterlegte Währung ist kein Garant für 
Stabilität. Im Gegenteil. Eine goldbasierte Währung ist unflexibel, 
und sie wird zusammenbrechen, wenn – aus welchem Grund 
auch immer – die Goldreserven nicht mehr ausreichen, Verbind-
lichkeiten zu bedienen. Sehr viel effektiver wäre es, einer Volks-
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wirtschaft staatlicherseits zinsfreies (!) Geld zur Verfügung zu 
stellen, und zwar in der unveränderlich fixierten Menge, die aus-
reicht, alle Waren und Dienstleistungen fortlaufend zu bezahlen. 
Um die Geldmenge unverändert zu halten, muss verhindert wer-
den, dass Rücklagen in Form von Geld angelegt werden können. 
Denn dann ist wieder eine Erhöhung der Geldmenge in Höhe der 
Rücklagen notwendig mit der zwangsläufigen Folge: Inflation. 
Wie diese „Quadratur des Kreises“ möglich ist, werden wir im 2. 
Teil des Buches erläutern.  
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Ist zuverlässige Wertaufbewahrung mit 
Geld möglich?  
 
 Geld ist ein legalisiertes Tauschmittel, das auch zur Wertauf-
bewahrung dienen soll. Diese Aussage ist eine der Grundthesen 
der modernen Ökonomie und wird praktisch nicht hinterfragt. Im 
2. Teil unseres Buches werden wir dieses wichtige Thema der 
Wertaufbewahrung von einer ganz anderen Seite aus beleuch-
ten. Vorab stellen wir die Gegenthese auf: Es hat niemals eine 
zuverlässige Wertaufbewahrung mit Geld gegeben.  
 Die einfachste Form der Wertaufbewahrung wäre, einfach 
alles Geld, das angespart werden kann, zu Hause zu „bunkern“. 
Doch wie wir bereits ausgeführt haben, ist der Wert des Geldes 
eine Konvention, die jederzeit gekündigt werden kann – und 
bereits allzu oft gekündigt worden ist. Müssen wir doch täglich 
erleben, wie eine stete Inflation den Wert gehorteten Geldes 
schrumpfen lässt. (Auch wenn es temporär zu einer Minderung 
inflationärer Tendenzen kommen kann – mittel- und langfristig 
findet unterm Strich immer Inflation statt.) Schon allein deswegen 
kann es nicht sinnvoll sein, sein Erspartes in Form von Geld-
scheinen zu Hause aufzubewahren. Früher oder später ist die-
ses bedruckte Papier nichts mehr wert, wie die Geschichte mit 
unzähligen Hyperinflationen gezeigt hat.  
 Bargeld im heimischen Safe oder unter der Matratze aufzu-
bewahren, ist jedoch nicht nur für den einzelnen Sparer von 
Nachteil, sondern auch für die Volkswirtschaft im Ganzen. Das 
massenhaft gehortete Geld würde dann nämlich dem Umlauf 
entzogen und der Warenaustausch käme wegen fehlenden Gel-
des ins Stocken. Es müsste also Geld in der Menge der Erspar-
nisse dem System neu zugeführt werden mit der Folge, dass die 
Geldmengen einer zwangsläufigen Vermehrung unterworfen wä-
ren, die das System instabil machen würde.  
 
 Nun könnte man einen Idealzustand annehmen, in dem sich 
die Entnahmen aus dem Ersparten mit den neuen Rücklagen 
genau die Waage halten. Dann müsste dem Umlauf kein neues 
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Geld zugeführt werden, denn Entnahmen, also der Verbrauch 
von Angespartem, und die neuen Rücklagen würden sich aus-
gleichen. Ein Idealzustand wie der beschriebene wäre allerdings 
nur zu erreichen unter der unbedingten Voraussetzung, dass ein 
stabiles System über längere Zeit existiert und eine strenge und 
weise Kontrolle über die Geldmengen regiert. Als „längere Zeit“ 
muss dabei mindestens eine Generation angenommen werden, 
also etwa 30 Jahre. Die Annahme, dass dies realisierbar wäre, 
dürfen wir getrost in den Bereich der Utopie verbannen.  
 
 
 
Der Trick mit der „Sparbuch-Praxis“ 
 
 Damit die Wertaufbewahrung in Form von Geld doch noch 
funktionieren könnte, haben sich die Bankiers etwas Schlaues 
einfallen lassen: die „Sparbuch-Praxis“. Auf dass die fleißigen 
und sparwilligen Bürger eher bereit sind, ihr Geld irgendwelchen 
Fremden anzuvertrauen, hat man sie geködert mit dem „Ver-
sprechen“: Gebt uns euer Erspartes, damit wir es sicher aufbe-
wahren und vermehren, und wenn ihr es braucht, könnt ihr es 
jederzeit zurückfordern. – Hier wird bereits gelogen. Die Bank 
bewahrt das Geld nämlich nicht auf, sie macht Geschäfte damit. 
Sie verleiht Geld, das ihr nicht gehört, also unser Geld, an ande-
re, und zwar gegen Zinsen. Von diesen Zinsen gibt sie einen – 
sehr kleinen, wenn überhaupt – Anteil an den Sparer weiter. 
 Wiederum einen Idealzustand angenommen, könnte das 
durchaus funktionieren. Das angesparte Geld käme wieder in 
den Umlauf und die Geldmenge müsste nicht wachsen. Doch 
ganz abgesehen davon, dass der Erfindungsreichtum und die 
Gier der Banker einen andauernden Idealzustand nicht zulassen, 
hat diese heuchlerische Konvention – und nichts anderes ist die 
„Sparbuch-Praxis“ – gravierende Folgen, die einem demokrati-
schen System widersprechen.  
 Die Entscheidung, wer wann Geld entleihen darf und wofür, 
liegt allein in den Händen weniger Banker, die noch dazu ihre 
Regeln selbst bestimmen und nach Belieben verändern können. 
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Damit erhält die Bankenwelt eine Macht, die ihr in keiner Weise 
zusteht. Aber das ist längst nicht alles, wie sich gleich zeigt, 
wenn man den Vorgang noch etwas genauer unter die Lupe 
nimmt. Der Sparer gibt also sein Geld irgendjemandem, den er 
überhaupt nicht kennt und dessen Seriosität er nicht einschätzen 
kann. 
  
 Die Eigentumsverhältnisse von Banken sind sehr undurch-
sichtig, so viel weiß man inzwischen. Wären die Menschen nicht 
seit vielen Jahrzehnten dahingehend indoktriniert worden, dass 
die „Sparbuch-Praxis“ segensreich und alternativlos sei, dann 
würde niemand mehr sein Geld zur Aufbewahrung an einen Un-
bekannten geben, der sich nicht vorab das Vertrauen erworben 
und bewiesen hat, dass er es auch verdient. Die Geschichte hat 
gezeigt, dass es letztlich kein Bankinstitut gibt, das ein solches 
Vertrauen verdient. Vielmehr ist es so, dass die Banken gar nicht 
versprechen können, dem Sparer sein Geld zurückzugeben, 
wenn er es braucht. Schließlich sind selbst Banken schon pleite-
gegangen, und auch sie sind zur Einhaltung ihres Versprechens 
darauf angewiesen, dass das System nicht aus dem Ruder läuft. 
Doch damit nicht genug.  
 
 
Schuldscheine mit vagen Versprechen 
 
 Nehmen wir also das Sparbuch als klassische Wertaufbewah-
rung. Man bringt seine Ersparnisse zur Bank und erhält als Beleg 
dafür einen Eintrag ins Sparbuch – faktisch eine Ziffer, die ledig-
lich als Bits in irgendwelchen Computern existiert. Was geschieht 
tatsächlich bei diesem Vorgang?  
 Man tauscht sein Bargeld ein gegen eine Schuldverschrei-
bung. In dem Moment, wenn das Geld an die Bank gegeben 
worden ist, besitzt man es nicht mehr, sondern nur noch das 
Versprechen der Bank, dieses Geld auf Anforderung zurück-
zugeben – eben einen Schuldschein. Die Bank selbst kann die-
ses Versprechen aber nur dann einlösen, wenn wiederum die 
Versprechen eingehalten werden, die ihr von ihren Schuldnern 
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gemacht worden sind. Nämlich die, dass die Schulden nach Plan 
an die Bank zurückgezahlt werden.  
 Doch selbst wenn dieser Teil planmäßig erfüllt wird, heißt das 
noch lange nicht, dass die Bank ihr Versprechen gegenüber 
jedem ihrer Sparer einlösen kann. Wenn nämlich, aus welchem 
Grund auch immer, zu viele Einleger gleichzeitig ihr Geld zurück-
haben wollen, kann die Bank diese Zusagen nicht einhalten. Sie 
müsste außerplanmäßig Geld von ihren Schuldnern einfordern, 
um ihre Verpflichtungen gegenüber den Sparern erfüllen zu kön-
nen. Das System würde zusammenbrechen.  
 
 Halten wir zwei elementare Erkenntnisse fest:  
 

1. Die „Sparbuch-Praxis“ ist kein System zur Aufbewahrung 
von Bargeld, sondern man tauscht sein Geld in Schuld-
scheine. 

2. Der Wert dieser Schuldscheine ist keinesfalls gesichert. 
Sowohl eine unkontrollierte Inflation wie auch ein Bank-
rott der Banken können den Wert der Schuldscheine an-
nullieren.  

 
 Vertiefen wir unsere Betrachtung über den Sinn von Wertauf-
bewahrung. Sparen, also Werte aufzubewahren, die man nicht 
unmittelbar zum Lebensunterhalt benötigt, ist notwendig für Zei-
ten, in denen man nicht mehr durch eigene Arbeit für seinen 
Lebensunterhalt sorgen kann. Geld als solches dafür zurückzu-
legen, ist nicht zielführend, wie wir dargelegt haben. Ein hoff-
nungsloser Zustand? Eben nicht, denn es gibt Alternativen. Wie 
mit Gold oder Immobilien eine sinnvolle und nachhaltige Wert-
aufbewahrung stattfinden könnte, lassen wir an der Stelle erst 
einmal außen vor, darauf werden wir später noch zurückkom-
men. Hier verweisen wir auf ein Alternativsystem, das seit nun-
mehr über hundert Jahren zuverlässig funktioniert: das deutsche 
Rentensystem. 
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Die Genialität des deutschen Rentensystems  
 
 Die fundamentalen Unterschiede zwischen einem kapitalbil-
denden System und einem Umlagesystem sowie die absolute 
Überlegenheit des Letzteren haben wir bereits im Abschnitt „Tur-
bokapitalismus und Globalisierung“ (S. 26 f.) herausgearbeitet. 
Da das real existierende deutsche Rentensystem jedoch modell-
haft sein kann für eine angestrebte nachhaltige Wertaufbewah-
rung in unserer Humanen Marktwirtschaft, wollen wir diese The-
matik hier noch einmal aufgreifen und vertiefen.  
 
 Gehen wir aus von der einfachen Fragestellung: Was unter-
scheidet das deutsche Rentensystem von einem Sparbuch oder 
Bargeld?  
 Das Rentensystem ist kein kapitalbildendes System, in dem 
Geld für spätere Zeiten aufbewahrt wird, sondern ein Umlage-
system, dem allerdings – ebenso wie dem Geldsystem – ein 
Versprechen zugrunde liegt, ein Vertrag, auch als „Generatio-
nenvertrag“ bekannt. Das Versprechen hier lautet: Jeder, der 
arbeiten kann, gibt von dem, was er mit seiner Arbeit verdient 
hat, etwas ab an diejenigen, die nicht (mehr) arbeiten können. 
Wenn er dann selbst aus dem Arbeitsleben ausscheidet, erhält 
er von denjenigen seinen Lebensunterhalt, die dann wiederum 
die arbeitende Bevölkerung stellen. Und zwar in der Höhe, wie er 
selbst vorher zum Lebensunterhalt der damals nicht Arbeitsfähi-
gen beigetragen hat.  
 Das Geniale an diesem System ist, dass das Geld hier tat-
sächlich nur als Tauschmittel dient und nicht zur Wertaufbewah-
rung verwendet wird. Alles, was in das System hineinfließt, wird 
sofort wieder verteilt an die Empfangsberechtigten. Bis auf einen 
kleinen Pufferbetrag sind die Konten der Rentenkasse also im-
mer auf null. Da wird sofort ersichtlich, dass das Rentensystem 
dem Umlauf kein Geld entziehen kann und somit auch keine 
Notwendigkeit entsteht, die Geldmenge zu korrigieren.  
 Die Wertaufbewahrung findet also statt, indem man sein 
überschüssiges Geld gegen ein Versprechen eintauscht, zur 
rechten Zeit einen angemessenen Gegenwert dafür zu erhalten. 
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Das ist der „Sparbuch-Praxis“ im Prinzip sehr ähnlich, hat jedoch 
einen entscheidenden Vorteil: Die Auszahlung der Renten, also 
die Erfüllung des Generationenvertrags, ist nicht abhängig von 
Geld oder Geldeswert.  Wie die deutsche Geschichte gezeigt 
hat, kann ein solches Rentensystem sogar Hyperinflationen und 
Währungsreformen überstehen. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
sind die Renten in D-Mark ausgezahlt worden, die zuvor in 
Reichsmark angesammelt wurden. Die Lebensversicherungen 
aus Zeiten der Reichsmark waren dagegen entweder gar nichts 
mehr wert oder gerade mal 10 Prozent ihres ursprünglichen 
Werts – wenn man Glück hatte.  
 
 Solange in einer Volkswirtschaft produktive Arbeit geleistet 
wird, kann der Generationenvertrag erfüllt werden. Es ist nur 
eine Frage der allgemeinen Leistungsfähigkeit einer Volkswirt-
schaft, die über die Höhe der Renten bestimmt. Die Entwicklung 
des 20. Jahrhunderts hat gezeigt, dass die Werthaltigkeit der 
Rente alle anderen Wertaufbewahrungsformen weit übertreffen 
kann. Man bedenke hierzu: Ein durchschnittlich verdienender 
Arbeiter konnte sich in früheren Zeiten, etwa bis in die 1960er-
Jahre, nur selten ein eigenes Auto leisten. Später, etwa ab Mitte 
der 1970er-Jahre, konnte sich derselbe Arbeiter, wenn er schon 
in Rente war, unter Umständen ein Auto kaufen. Der Rentner hat 
also seinen Anteil bekommen an der allgemeinen Steigerung der 
Effizienz des Arbeitswesens. Dass ihm das zusteht, sollte außer 
Frage sein. Mit seiner zuvor geleisteten Arbeit und seinem Erfin-
dungsreichtum hat der jetzige Rentner erst die Voraussetzungen 
geschaffen, dass der allgemeine Wohlstand auf dem Niveau ist, 
von dem nun die Volkswirtschaft als Ganzes profitiert. 
   
 Wir haben also mit dem Rentensystem ein System der Wert-
aufbewahrung, das Krisen und selbst die gewaltigsten Umbrüche 
überstehen und dem Geldsystem kein Geld aus dem Umlauf 
entziehen kann. Damit dieses Umlagesystem auch weiterhin 
reibungslos funktioniert, muss allein gewährleistet sein, dass sich 
auch die nächsten Generationen an das dem Generationenver-
trag zugrunde liegende Versprechen halten. Dass sie das tun 
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werden, hat die höchstmögliche Wahrscheinlichkeit, denn aus-
nahmslos jeder, der heute aktiv im Berufsleben steht, weiß, dass 
er selbst irgendwann einmal auch Rentner sein wird.  
 
Fazit: Eine zuverlässige Wertaufbewahrung in Form von Geld 
oder dessen Abarten gibt es nicht. Der Wert des Geldes ist eine 
Konvention, die jederzeit widerrufen werden kann. Spareinlagen 
bei der Bank sind nichts als Schuldscheine mit vagen Verspre-
chen. Nachdem sich unser Rentensystem seit mehr als hundert 
Jahren als überaus tauglich erwiesen hat, drängt sich die Frage 
auf: Kann denn nicht die gesamte Wertaufbewahrung auf ein 
System umgestellt werden, das in seiner Genialität dem Renten-
system gleichkommt? Wir sagen „Ja“ und werden im 2. Teil des 
Buches ausführlich darlegen, wie es funktioniert.  
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Unser Wohlstand und wie es dazu kam  
 
 Ein griffiger Terminus, der gern herangezogen wird, wenn es 
darum geht, unsere heutige Gesellschaft in Abgrenzung zu 
früheren (und andernorts immer noch existierenden) Gesell-
schaften zu charakterisieren, ist der der sogenannten „Wohl-
standsgesellschaft“. Diese Bezeichnung ist sicher richtig, denn 
die rund 80 Millionen Bürger unseres Landes haben keine wirkli-
che Not zu erleiden. Jeder – der es will – hat ein Dach über dem 
Kopf, Zugang zu Elektrizität, Heizung im Winter, ausreichend 
frisches Wasser und Nahrung, medizinische Versorgung, staatli-
che Unterstützung, wenn es notwendig ist, Altersversorgung … 
Das war nicht immer so und ist, wie bereits angedeutet, keines-
wegs überall auf der Welt der Fall. An der Stelle drängt es sich 
auf, den Wohlstand, in dem wir leben dürfen, einmal genauer 
unter die Lupe zu nehmen und zu hinterfragen: Wo kommt dieser 
Wohlstand eigentlich her? Wie ist er entstanden?  
 
 Wohlstand kann nur entstehen, wenn man die Früchte von 
Arbeit genießen kann, die man nicht selbst leisten musste. In 
archaischen Zeiten war das nur möglich durch Sklavenhaltung. 
Wer über genügend Macht und Geld verfügte, konnte sich dem 
Müßiggang hingeben und die süßen Früchte genießen, während 
auf seinen Feldern Heerscharen von Sklaven schufteten. Nicht 
umsonst wurden in jenen Zeiten unzählige Kriege geführt mit 
dem Ziel, Sklaven zu erbeuten. Wie das mit den modernen Krie-
gen korrespondiert, werden wir noch aufzeigen. Schon hier wird 
aber deutlich, dass in einer Welt der Sklavenhaltung die Gesell-
schaft notgedrungen immer eine gespaltene sein muss: Sklaven 
und Sklavenhalter, präzise gesagt: wenige Sklavenhalter und 
viele Sklaven. Luxus für eine Minderheit und harte Arbeit für den 
Rest.  
 Die nächste – humanere – Stufe war der Einsatz von Tieren. 
Die Erfindung des Pflugs, vor den ein Zugtier gespannt werden 
konnte, gab dem Besitzer eines Ochsen die Möglichkeit, die 
Arbeitskraft des Tieres für seinen eigenen Wohlstand zu nutzen. 
Bereits an dieser Stelle wird deutlich, dass der Steigerung des 
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Wohlstands durch die Nutzung tierischer Arbeit eine erfinderi-
sche Leistung vorangegangen sein musste. Schließlich musste 
man erst einmal auf die Idee kommen, einen brauchbaren Pflug 
zu bauen und einzusetzen. Nicht zu vergessen, die praktischen 
Ausführungen und Weiterentwicklungen im Interesse der Effizi-
enz – und das mit den doch damals beschränkten Mitteln und 
dem geringen allgemeinen Wissen um Technik, Materialien und 
Physik.  
 
 Wenn wir uns diese Abhängigkeiten von kreativer Idee und 
praktischer Umsetzung, von Ursache und Wirkung zur Verbesse-
rung der Lebenssituation der Menschen in archaischen Gesell-
schaften vor Augen halten, stellen wir fest, dass diese Zusam-
menhänge über Jahrtausende wahr und gültig waren – und sind, 
bis auf den heutigen Tag. Jede Steigerung des allgemeinen 
Wohlstands konnte und kann nur auf einer technischen Innovati-
on beruhen, die die Nutzung fremder Arbeit steigert und/oder 
eine allgemeine Arbeitserleichterung zur Folge hat in dem Sinne, 
dass die individuelle Arbeit effizienter durchgeführt werden kann.  
 
 Die nächste Entwicklungsstufe des Wohlstands war der erste 
Schritt zur Modernität: die Nutzung der Wind- und Wasserkraft. 
Schiffe mussten nicht mehr gerudert werden, der Wind über-
nahm diese Arbeit, und man benötigte demzufolge nicht mehr so 
viele Sklaven an den Rudern der Galeeren. Diese Arbeitskräfte 
konnten jetzt für andere Tätigkeiten eingesetzt werden und so 
den Reichtum ihrer Eigentümer noch weiter steigern.  
 Die Arbeitsleistung der Wasserkraft durch Mühlen revolutio-
nierte die Getreideverarbeitung zu Mehl. In einer weiteren Stufe 
ersetzte die Wasserkraft den Schmiedehammer und trieb über 
Riemenwerke schnell drehende Werkzeuge an. Die technische 
Entwicklung konnte nunmehr weiter voranschreiten, weil durch 
den intelligenten Einsatz von Wind- und Wasserkraft ein großes 
Potenzial an Arbeits- und Erfindungskraft frei geworden waren – 
ein exponentieller Vorgang, der, gemäß der mathematischen 
Regel, erst flach ansteigt, um sich im weiteren Verlauf immer 
steiler zu entwickeln. Allerdings endet dieser Vorgang nicht im 
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Unendlichen, wie in der Mathematik, sondern wird früher oder 
später wieder in eine flache Kurve übergehen.  
 
 Der tatsächliche Übergang zur Moderne war aber erst mög-
lich durch die nutzbare Umwandlung von thermischer Energie in 
Arbeitsleistung, also durch die Erfindung der Dampfmaschine 
und in der Folge der Benzin- oder Dieselmotoren. Schiffe fuhren 
fortan unabhängig vom Wind mit ungeahnter Geschwindigkeit, 
und die Arbeitsleistung der Kraftmaschinen konnte auch sonst 
überall genutzt werden, ganz unabhängig von Wasserläufen 
oder Wind. Die rasante Entwicklung des 19. Jahrhunderts ist auf 
genau diesen technischen Entwicklungen begründet.  
 Das 20. Jahrhundert begann schließlich mit der Nutzung der 
Elektrizität. Jetzt konnten auch filigrane Arbeiten, die zuvor nur 
von vielen fleißigen Händen zu bewerkstelligen waren, von im-
mer kleineren Maschinen übernommen werden. Die Chemie hat 
das ihrige dazu geleistet, und so befindet sich die Welt heute in 
einem Zustand, dass mehr als 90 Prozent der Arbeitsleistung 
von thermischer Energie und den entsprechenden Maschinen 
geleistet wird. Die Folge ist, dass der Durchschnittsbürger in der 
westlichen Welt heute einen Wohlstand (oder sogar Luxus) ge-
nießen kann, der über viele Jahrhunderte hinweg – mit großen 
Abstrichen – allein der herrschenden Kaste des Adels und des 
hohen Klerus, also einer kleinen Elite, vorbehalten war.  
 
 Zwei Aspekte wollen wir in diesem Kontext thesenhaft her-
vorheben und einer genaueren Betrachtung unterziehen:  
 

1. Die Steigerung des allgemeinen Wohlstands ist das Pro-
dukt erfinderischer Leistung. 

2. Der Handel mit fremder Arbeitsleistung war schon immer 
ein einträgliches Geschäft.  

 
 Zu 1.: Obwohl die Steigerung des Wohlstands der Ober-
schicht auch in früheren Jahrhunderten immer von der erfinderi-
schen Leistung der Handwerker oder Ingenieure abhängig war, 
sind es durchgängig die Kaufleute gewesen, die den „Rahm“ 
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abschöpften und überproportional Profit daraus zogen. Die alten 
Handelsstädte – ganz besonders die der Hanse – sprechen hier 
eine sehr deutliche Sprache: Wir dürfen dort ganze Straßenzüge 
mit großartigen, eindrucksvollen Kaufmannshäusern bewundern, 
aber kaum das eines Erfinders oder Handwerkers. Noch extre-
mer wird es allerdings, wenn wir die luxuriösen Bankhäuser be-
trachten.  
 Während Kaufleute immerhin einen, wenn auch geringen, 
Anteil an der allgemeinen Entwicklung hatten, haben Bankiers 
definitiv nichts dazu beigetragen. Ganz im Gegenteil: Mangels 
technischen Verständnisses haben sie so manche hoffnungsvol-
le Entwicklung verzögert, wenn nicht gar verhindert, indem sie 
Erfindern kurzerhand die Finanzierung verweigerten, weil diese – 
abgesehen von ihren womöglich genialen Ideen – keinerlei Si-
cherheiten bieten konnten. Und nur Sicherheiten sind für Banken 
von Interesse; Ideen sind Utopien, und Utopien sind nicht kredit-
würdig. Gewinnmaximierung, gepaart mit Ignoranz und rück-
sichtsloser Härte gegenüber dem Einzelnen, war schon immer 
Markenzeichen der Banken. Daran hat sich bis heute absolut 
nichts geändert. Banken bestimmen über Wohl und Weh von 
Unternehmen, erpressen und kontrollieren ganze Staaten – und 
schwelgen selbst im größten Luxus.  
 
 Zu 2.: Seit Urzeiten war der Sklavenhandel ein besonders 
einträgliches Geschäft. In der Zeit nach der Entdeckung Ameri-
kas erlebte er seine letzte Hochblüte. Der Reichtum – und damit 
auch die Macht des British Empire – gründete sich zu großen 
Teilen auf den Handel mit Sklaven und deren Ausbeutung. Die 
Aufklärung und die Ächtung der Sklaverei änderten zunächst 
wenig daran, denn auch der Kolonialismus war letztlich nichts 
anderes als Sklavenhaltung. Man verbrachte die Sklaven nun 
nicht mehr ins eigene Land (z. B. England, USA, Spanien), son-
dern ließ sie in ihrer Heimat die Arbeit verrichten. Die auf diese 
Weise sehr billig erworbenen Produkte schafften die Kaufleute 
dann mit immer größeren Schiffen ins Heimatland, um sie dort 
teuer zu verkaufen. Daran hat sich bis heute nichts geändert. 
Man muss nur sehen, zu welchen Bedingungen in den „Billig-
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lohnländern“ Produkte für unseren Verbrauch hergestellt werden. 
Auch das ist fremde Arbeitsleistung (Ausbeutung), deren Früchte 
zu unserem Wohlstand beitragen.  
 
 Im Laufe des 19. Jahrhunderts wurde der Sklavenhandel 
abgelöst durch die Förderung und den Handel mit Brennstoffen, 
also thermischen Energieträgern. Heute hat jeder Haushalt eine 
Vielzahl von „Energiesklaven“ zur Verfügung: Waschmaschine, 
Küchenmaschinen, Strom für Licht, Aufzüge – die Liste ist end-
los. All das ist Bestandteil unseres Wohlstands. Dank an die 
Ingenieure hierfür!  
 In einer Hinsicht hat sich allerdings nichts geändert: Wenn 
früher Kriege geführt wurden, um Sklaven zu erbeuten, werden 
heute Kriege geführt um die Macht über die „Energiesklaven“. 
Um nichts anderes geht es bei dem Ziel, ölreiche Länder mit 
allen nur erdenklichen Mitteln unter Kontrolle zu halten. Dürfen 
wir doch nicht vergessen, dass das Öl, Energieträger Nummer 
eins unserer Zeit, die Grundlage unseres Wohlstands ist. Es ist 
die Fremd-Arbeitsleistung eben dieses Energieträgers, der uns 
so weitreichend von eigener Arbeit entlastet. Wer also die Kon-
trolle über das Öl hat, der hat auch die Kontrolle über unseren 
Wohlstand – und vor allem darüber, welchen Preis wir an wen 
dafür bezahlen müssen. Kein Wunder also, dass die Kontrolle 
über den Ölmarkt in denselben Händen liegt wie einst der lukra-
tive Sklavenhandel – in den Händen der angelsächsischen Groß-
konzerne.  
 Man sollte schon darüber nachdenken, in welchem Ausmaß 
wir das Recht beanspruchen können, die Arbeitskraft thermi-
scher Energie nur zu unserem eigenen Vorteil zu nutzen. Es ist 
an der Zeit, auch diesbezüglich eine gerechtere Aufteilung zu 
fordern. Die Schätze der Erde gehören niemandem exklusiv, 
auch nicht demjenigen, der deren Nutzung erfunden hat. Wohl-
stand aus Energie ist ein universelles Recht, und die Kontrolle 
darüber darf nicht von giergetriebenen Oligarchen ausgeübt 
werden.  
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 Neben dieser merkantilen, also rein geschäftlichen Betrach-
tung des Wohlstands dürfen wir natürlich nicht übersehen, dass 
wirklicher Wohlstand – und da überschreiten wir die Grenze zum 
Luxus – noch eine ganz andere Qualität hat: nämlich Zeit! Zeit 
für sich, für den Partner, für die Familie, für Freunde … – für all 
das, was der Seele guttut. Nicht dem Diktat des Terminkalenders 
unterworfen zu sein, atemlos von Meeting zu Meeting hechelnd, 
den Kopf voll mit Zahlen, Fakten und Argumenten, derer es in 
der Regel bedarf, um im beruflichen/geschäftlichen Konkurrenz-
kampf zu bestehen. Das laugt aus, das macht krank auf Dauer. 
Stattdessen sagen zu können: „Kinder, packt die Koffer, ich habe 
ein verlängertes Wochenende auf Usedom gebucht. Papa und 
Mama spielen eine Runde Golf und ihr dürft euch auf dem Pony-
hof vergnügen.“ Keine E-Mails, keine Anrufe, keine Akten auf 
dem heimischen Schreibtisch, sondern drei Tage, die nur mir 
und meinen Liebsten gehören ...  
 Das klingt in vielen Ohren wie ein Märchen, weil die Anforde-
rungen des beruflichen/geschäftlichen Alltags einfach viel zu 
hoch sind, als dass man sich eine solche „Auszeit“ gönnen könn-
te. Denkt man! – Dabei könnten sich viele Familien des Mittel-
stands eine solche Auszeit durchaus leisten, jedenfalls finanziell. 
Aber ihr „Feind“, der das verhindert, ist die Zeit. Die Zeit, die sie 
meinen, zum Geldverdienen zu brauchen – auf Kosten eines 
guten Lebensgefühls, des Wohlstands, des wahren Luxus. 
 
 Wie war das mit den Sklaven und den Sklavenhaltern? Letz-
tere hatten die Zeit und die Muße zu genießen, was Erstere für 
sie erwirtschaftet haben. Das war ihr wirklicher Luxus. – Warum 
gelingt den meisten von uns das nicht, obwohl die Sklaverei im 
eigentlichen Sinne doch längst überwunden ist? – Weil wir dumm 
sind! Weil wir uns heutzutage selbst zu Sklaven machen, zu 
Sklaven des Mammons und zu Sklaven der Zeit. Muss das so 
sein? 
 
Fazit: Der Wohlstand, in dem wir heute leben, hat sich sukzessi-
ve über Jahrtausende hinweg entwickelt und hat sehr viel mit 
menschlichem Erfindergeist und der Verfügbarkeit neuer und 
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jeweils effizienterer Techniken zu tun. An dieser unserer Wohl-
standsgesellschaft können und dürfen letztendlich alle partizipie-
ren. Niemand muss verhungern oder erfrieren; jeder erhält medi-
zinische Versorgung. Im Grunde sehr günstige Voraussetzungen 
für ein glückliches und zufriedenes Leben. Hinzu kommt, dass 
unser Staat rund 43 Prozent des Haushalts für Sozialleistungen 
ausgibt, um die Schwachen zu unterstützen.  
Dennoch ist eine zunehmende Unzufriedenheit in der Gesell-
schaft deutlich erkennbar. Warum ist das so? In erster Linie liegt 
es daran, dass der Wohlstand sehr ungleich verteilt ist. Diese 
Ungleichheit ist ungerecht, und diese Ungerechtigkeit gilt es 
abzuschaffen.  
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Die Basis jeder Volkswirtschaft ist die 
Produktion  
 
 Das Maß dessen, welchen Wohlstand eine Gesellschaft ge-
nießen kann, sind die Menge und die Qualität der produktiven 
Arbeit. In einer gesunden Volkswirtschaft sollte der Anteil an 
produktiver Arbeit nicht unter 25 Prozent liegen, denn diese und 
der Preis, der dafür zu bezahlen ist, bilden die Grundlage jeder 
Volkswirtschaft. Produktion ist gleich Wertschöpfung. Die Sum-
me des Werts der Produktion ist das, was an die Bevölkerung 
verteilt werden kann/muss. 
 
 Jeder in der Produktion Tätige produziert mehr, als er für sich 
persönlich benötigt, und zwar genau so viel mehr, dass es für 
diejenigen ausreicht, die nicht produktiv tätig sind: Kinder und 
Jugendliche, Ruheständler, Kranke und Hilfebedürftige sowie 
viele, viele Dienstleister. Betrachten wir diese Zusammenhänge 
zunächst am Beispiel Deutschland: Ausgehend von 80 Millionen 
Bürgern ist etwa die Hälfte in Lohn und Brot. Von diesen 40 Milli-
onen arbeitet rund ein Viertel, also 10 Millionen, im produzieren-
den Gewerbe. Das wiederum bedeutet, dass 30 Millionen Men-
schen hierzulande in irgendeiner Form als Dienstleister tätig 
sind. (Das Thema „Dienstleistung“ werden wir an späterer Stelle 
eingehend beleuchten.)  
 Mit einem Produktivanteil von etwa 25 Prozent produziert in 
Deutschland ein Mensch also Güter für sich und drei weitere 
Arbeitnehmer. Nachdem aber nur 50 Prozent der Bevölkerung in 
Lohn stehen, produziert ein Produktiver mithin für 7 Mitbürger. 
Zum Vergleich: Bei einem Produktivanteil von nur 15 Prozent 
muss ein Mensch schon für 6 Dienstleister bzw. 13 Bürger pro-
duzieren. Das ist eine ganze Menge.  
 Wenn man sich diese Relation vor Augen hält, wird deutlich, 
warum Länder mit einem Produktivanteil von weniger als 15 Pro-
zent – wie z. B. die maroden Volkswirtschaften Europas – nicht 
dasselbe Wohlstandsniveau für sich beanspruchen können wie 
eben beispielsweise Deutschland. Je höher der Anteil an Dienst-
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leistungen, desto höher muss der Preis für produktive Arbeit 
sein, denn die Dienstleistungen werden fast ausschließlich durch 
produktive Arbeit finanziert.  
 
 
 
Historischer Rückblick: 
Am Anfang ging es ums Überleben 
 
 Um das Primat der Produktion für das Funktionieren einer 
Gesellschaft zu verdeutlichen, werfen wir einen Blick zurück in 
frühe Kulturen. Solange die Menschen vollauf damit beschäftigt 
waren, ihr „täglich Brot“ zu beschaffen, das heißt, ihr tägliches 
Überleben zu gewährleisten, war keine Arbeitskraft für Dienst-
leistung übrig. Erst von dem Moment an, als die vollständige 
Arbeitskraft nicht mehr ausschließlich für das nackte Überleben 
gebraucht wurde, konnten Dienstleistungen erbracht werden. 
Wie bereits im Abschnitt „Unser Wohlstand und wie es dazu 
kam“ ausgeführt, musste eine technische Weiterentwicklung 
stattgefunden haben, und/oder Klima, Bodenbeschaffenheit und 
Wasserversorgung mussten so günstig sein, dass das „täglich 
Brot“ zwar nicht von allein gewachsen ist, aber dennoch mit ver-
gleichsweise geringem Aufwand zu beschaffen war. Demzufolge 
finden sich die ersten entwickelten Gesellschaften unseres Kul-
turkreises in klimatisch bevorzugten Regionen, wie zum Beispiel 
Phönizien, Mesopotamien, Ägypten oder Südeuropa.  
 
 Bei der Betrachtung archaischer Zustände wird eines deut-
lich: Vorrangig muss die allgemeine Arbeitsleistung dafür ver-
wendet werden, das Überleben der gesamten Bevölkerung zu 
sichern. Sobald Dienstleistung ins Spiel kommt, muss gewähr-
leistet sein, dass die Produktion von Lebensmitteln und anderen 
notwendigen Gütern ausreicht, um auch die Dienstleister damit 
zu versorgen. Das heißt, die Produzierenden müssen so viel 
produzieren, dass es für alle reicht, auch für jene, die am Pro-
duktionsprozess originär nicht beteiligt sind. Anders ausgedrückt: 
Damit Dienstleistung überhaupt möglich ist, muss freie Arbeits-
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leistung zur Verfügung stehen, die nicht in der Produktion benö-
tigt wird.  
 Nun haben die Menschen im Laufe der Geschichte die Erfah-
rung gemacht, dass es in unterschiedlichen Regionen unter-
schiedliche Spezialisten gibt, die in der Herstellung von bestimm-
ten Produkten geschickter sind als andere. Ebenso, dass es 
andernorts natürliche Produkte gibt, über die sie selbst nicht 
verfügen, die sie aber gern haben wollten. Dieser Umstand (und 
in der Folge die Weiterentwicklung von Transportmitteln) lässt 
die Händler und Kaufleute in Erscheinung treten. Sie kaufen 
Waren hier, transportieren sie woandershin und verkaufen sie 
dort mit Gewinn. Alle profitieren, und so leisten Händler und 
Kaufleute durchaus auch einen gewissen Anteil am Wohlstand 
der Allgemeinheit. Gleichwohl zählen sie nicht zum produzieren-
den Teil der Bevölkerung, sie sind Dienstleister im weiteren Sin-
ne. Ihre Dienste allerdings sind sehr eng mit der Produktion, der 
Vermarktung und dem Vertrieb von Waren verflochten. 
 Fraglos kommt der Produktion das Primat jedes wirtschaftli-
chen Tuns zu – wo nichts ist, kann nichts ge- oder verkauft wer-
den. Ein florierender, expandierender Markt ist jedoch nur mit 
Unterstützung der Kaufleute möglich. Somit sind ihre Dienstleis-
tungen notwendig und mit verantwortlich für den Wohlstand einer 
Gesellschaft.  
 Solcherart gesellschaftliche Notwendigkeit und volkswirt-
schaftlichen Nutzen kann man in unserer Gesellschaft gewiss 
nicht allen Dienstleistern attestieren. Deshalb ist es an dieser 
Stelle notwendig, dass wir uns die vielfältigen Dienstleistungen, 
die im Raume stehen, einmal genauer ansehen.  
 
 
 
Dienstleistungen im Übermaß 
 
 So vergleichsweise einfach die Definition von Produktion und 
Produktivität ist, so kompliziert und ganz und gar nicht eindeutig 
sieht es bei den Dienstleistungen aus. Produktion ist alles, was 
im Ergebnis ein konsumfähiges, handelbares und/oder wertbe-
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ständiges Gut darstellt. Bei den Dienstleistungen müssen wir drei 
Kategorien unterscheiden, Kategorien von sehr unterschiedlicher 
Qualität: notwendige, unternehmerische und unnötige. Diese drei 
Kategorien bilden das grobe Raster von Dienstleistungen in un-
serer Gesellschaft, das natürlich noch zu spezifizieren ist.  
 
 
1. Notwendige Dienstleistungen 
 
Diener der Gesellschaft : Absolut unverzichtbar für das Funktio-
nieren unserer Gesellschaft sind Dienstleistungen wie Polizei, 
Feuerwehr, Alten- und Krankenpflege, Kinderbetreuung, Bildung 
usw. Jeder Bürger kommt im Laufe seines Lebens in Situationen, 
in denen er die eine oder andere der genannten Dienstleistungen 
in Anspruch nehmen will oder muss, und erwartet selbstver-
ständlich, dass ihm der bestmögliche Service bzw. die optimale 
Hilfe geboten wird. – Hier drängt sich die Frage auf, warum aus-
gerechnet die Menschen, die einen dieser Berufe gewählt haben, 
für das, was sie tagtäglich leisten, so miserabel bezahlt werden. 
In den genannten Bereichen müssen mehr attraktive Arbeitsplät-
ze geschaffen werden für Menschen, die sich berufen fühlen, 
diese schweren Jobs im Dienste der Allgemeinheit zu machen. 
 
  Nicht weniger wichtig sind all die Menschen, die in den unter-
schiedlichsten Verwaltungen dafür sorgen, dass die Kommunika-
tion zwischen Bürgern und staatlichen Institutionen möglichst 
reibungslos und fehlerfrei stattfindet: Bürgeramt, Steuerbehörde, 
Rentenanstalt, Polizei, Justiz usw. Gäbe es diese Einrichtungen 
nicht und würde dort nicht ordentlich gearbeitet – wir alle würden 
im Chaos versinken. Kritisch ist hier allerdings anzumerken, dass 
sich an vielen Stellen eine überbordende Bürokratie aufgebläht 
hat, die dem Bürger nicht mehr dient, sondern ihn gängelt und 
belastet und das Leben unnötig erschwert. Darüber hinaus wer-
den dadurch immense Kosten produziert – Geld, das an anderer 
Stelle sehr viel sinnvoller eingesetzt werden könnte. 
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Die Produktion unterstützende Dienstleistungen: Hierzu gehört 
alles und jeder, was dem Unternehmer im produzierenden Ge-
werbe seine Produktion überhaupt erst ermöglicht: Kantine und 
Fuhrpark, Telefondienst und Buchhaltung, Marketing und Ver-
trieb, Management und Vorstand usw. Die Mitarbeiter dieser 
Abteilungen sind für die Funktionsfähigkeit eines Betriebes un-
verzichtbar, und sie alle befinden sich in einer Art „Grauzone“ 
zwischen Dienstleistung und Produktion.  
   
Gesundheitswesen: Hier haben wir es in gewisser Weise mit 
einem Sonderfall zu tun, der nach zwei Seiten wirksam wird: 
Zum einen ist medizinische Versorgung notwendig, um Arbeits-
kraft für die Produktion zu erhalten. Dieser Teil kann somit zu 
den für die Produktion notwendigen Dienstleistungen gerechnet 
werden. Zum anderen sorgt die medizinische Versorgung für ein 
möglichst langes und beschwerdefreies Leben – auch abseits 
der Produktionsnotwendigkeit. Ketzerisch betrachtet, könnte die 
lebensverlängernde Medizin jenseits des Arbeitslebens als „un-
produktiver Luxus“ bezeichnet werden. Tatsächlich dient auch 
diese primär humanistische Gesellschaftsleistung dem Erhalt 
von angesammeltem Wissen, auf das nicht verzichtet werden 
sollte. So oder so: Jede humane Gesellschaft muss die bestmög-
liche Versorgung ihrer Kranken sicherstellen, und zwar unab-
hängig von sozialem Stand und Alter. Weil gute medizinische 
Versorgung schnell die finanziellen Möglichkeiten weniger gut 
betuchter Bürger überfordern kann, ist hier immer eine soziale 
Komponente notwendig. Wer viel verdient oder aber ausgibt, der 
muss sich auch überproportional an den Kosten beteiligen.  
 
 
2. Unternehmerische Dienstleistungen 
 
 Hierzu zählen jene Branchen, die originär zwar selbst nichts 
produzieren, zur Aufrechterhaltung ihrer Angebote jedoch auf 
Waren aus der Produktion angewiesen sind. Mit ihrer Nachfrage 
wirken sie demnach produktionssteigernd und tragen damit zwei-
fellos zum allgemeinen Wohlstand bei. Zu den wichtigsten unter-
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nehmerischen Dienstleistern gehören unter anderem Fremden-
verkehrswirtschaft/Tourismus, Hotel- und Gaststättengewerbe, 
Unterhaltungsindustrie, Sport und Freizeitgestaltung sowie Kul-
tureinrichtungen. Es sind dies alles Komfort-Dienstleistungen, die 
der Mensch nicht zwingend braucht, die ihm aber das Leben 
angenehmer machen und zu seinem Wohlbefinden beitragen.  
 Je weniger Zeiteinsatz für die Produktion lebensnotwendiger 
Güter erforderlich ist, weil „intelligente“ Maschinen, neue Tech-
nologien, effizienter Energieeinsatz usw. dem Menschen viel 
Arbeit abnehmen, umso ausgeprägter ist das Bedürfnis des Ein-
zelnen, diese gewonnene Zeit sinnvoll oder auch lustvoll für sich 
zu nutzen. Damit werden diese Dienstleistungen zu einem volks-
wirtschaftlich wichtigen Faktor. Sie bieten Arbeitsplätze für sehr 
viele Menschen, die hier ihren Lebensunterhalt verdienen, für ihr 
Einkommen entsprechend Steuern zahlen und das verdiente 
Geld für den Erwerb von Produkten bzw. die Inanspruchnahme 
von unternehmerischen Dienstleistungen ausgeben können. Die 
Unternehmen selbst, also die Arbeitgeber, zahlen ihrerseits 
Steuern und Sozialabgaben und leisten einen nicht unerheb-
lichen Beitrag zum BSP.  
 
 
3. Unnötige Dienstleistungen 
 
 Von aufgeblähten Verwaltungsapparaten, die im Extremfall 
nur noch als sich selbst erhaltende Systeme zu verstehen sind, 
war bereits die Rede. Hier könnten – den politischen Willen für 
eine durchgreifende Veränderung vorausgesetzt – Milliarden von 
Steuergeldern eingespart werden. Frei werdendes Kapital, mit 
dem man an anderer Stelle sehr viel Gutes tun könnte.  
 Mit einer vereinfachten, für den Bürger verständlichen und 
nachvollziehbaren Steuergesetzgebung – ohne Ausnahmerege-
lungen für Großkonzerne und Schlupflöcher für Superreiche – 
könnten Heerscharen von Steuerbeamten, Wirtschaftsprüfern, 
Steuerberatern, Fachanwälten für Steuer- und Vertragsrecht, 
Unternehmensberater usw. einer anderen, wirklich sinnvollen, 
kreativen und befriedigenden Beschäftigung nachgehen. Was für 
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ein unglaubliches Potenzial an Intelligenz, Kreativität und Ener-
gie würde freigesetzt, wenn Millionen Menschen ihr Leben nicht 
mehr damit verbringen müssten, systemimmanenten Fehlern auf 
die Spur zu kommen und für die Mehrheit der Bevölkerung nicht 
nachvollziehbare Gesetze und Verordnungen zu „übersetzen“ 
und zu interpretieren!  
 Weitere Dienstleister, die in keiner Weise produktiv sind, son-
dern ausschließlich mit dem ehrlich verdienten Geld der in der 
Produktion bzw. den unternehmerischen Dienstleistungen tätigen 
Menschen jonglieren und sich daran bereichern, sind Banken, 
Versicherungen, Auskunfteien wie Schufa, Creditreform usw., 
private Finanzdienstleister u. Ä. All diese Institutionen und Ein-
richtungen sind größtenteils (z. B. Versicherungen), meist jedoch 
vollständig entbehrlich. Es handelt sich hierbei um Auswüchse, 
die sich das bestehende System zunutze machen, um sich, ohne 
eine wirkliche Leistung zu erbringen, die Taschen vollzustopfen. 
Ihr volkswirtschaftlicher Nutzen entspricht dem der Stasi im real 
existierenden Sozialismus der ehemaligen DDR: null, wenn nicht 
gar schädlich!  
 
 
 
Produktive Arbeit versus Dienstleistungen 
 
 Der eingehenden Betrachtung dieses Themas stellen wir 
einen einfachen Leitsatz voran, der uns noch an weiteren Stellen 
begegnen wird: In jeder Gesellschaft/Volkswirtschaft kann auf 
Dauer nur so viel konsumiert werden, wie produziert wird.  
 
 Je effizienter die Produktion durch gesteigerten Energieein-
satz vonstatten geht, desto größer kann der unproduktive Anteil, 
also Dienstleistung, an der gesamten Arbeitsleistung sein. Bei-
spiel Landwirtschaft: Wo früher ganze Heerscharen von Mägden, 
Knechten, Saisonarbeitern und sonstigen Hilfskräften für die 
Produktion von Lebensmitteln benötigt wurden, können diese 
Arbeitskräfte heute, in einer Welt der mechanisierten Landwirt-
schaft, für anderweitige Produktionen, Forschung und Dienstleis-
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tung herangezogen werden, oder sie können sich, wenn Neigung 
und Talent vorhanden, künstlerischen Tätigkeiten widmen.  
 Oder nehmen wir die Tourismusindustrie. Vordergründig be-
trachtet, erscheint sie als ein geschlossenes System, das sich 
selbst genügt. Es wird Geld verdient und ausgegeben, es wer-
den Arbeitsplätze geschaffen und Steuern bezahlt. So weit, so 
gut. Bei genauerem Hinsehen wird allerdings deutlich, dass die 
Tourismusindustrie ohne eine solide Infrastruktur nicht existieren 
kann. Lebensmittel, Freizeiteinrichtungen, Sportgeräte usw. müs-
sen produziert und von außerhalb angeliefert werden. Natürlich 
müssen auch die notwendigen Baulichkeiten vor Ort geschaffen 
werden, ebenso wie die Transportmittel, die den Erholung su-
chenden bzw. unternehmungslustigen Kunden von A nach B 
bringen. Die Tourismusindustrie ist also – wie all die anderen 
genannten Komfort-Dienstleistungen – auch davon abhängig, 
dass ein Überschuss in der Produktion vorhanden ist, der Ein-
zelne also mehr produziert, als er selbst verbrauchen kann oder 
will.  
 Produktion und Dienstleistung müssen immer in einem ge-
sunden Verhältnis zueinander stehen. Wenn dieses aus dem 
Ruder läuft, das heißt, wenn der Produktivanteil in einer Volks-
wirtschaft zu gering ist, um die Dienstleister mit „durchzuziehen“, 
und gleichzeitig die Anspruchshaltung der Bürger unverhältnis-
mäßig hoch ist, dann kann das gesamte System nicht mehr funk-
tionieren.  
 
  Ein augenfälliges Beispiel, wie es nicht geht, liefert Griechen-
land. Wie konnte es geschehen, dass das einst so stolze Hellas 
in eine derartige Existenzkrise gerät? Die Erklärung ist einfach: 
Im Zeitalter der Industrialisierung war Griechenland von Anfang 
an ein armes Land. Außer dem Schiffbau gab und gibt es keine 
nennenswerte Industrie (Produktion). Auch die einst florierende 
Textilindustrie ist der Globalisierung zum Opfer gefallen. Begehr-
te Güter wie Autos mussten importiert werden und waren früher 
mit hohen Importzöllen belegt. Die Kreditzinsen waren hoch. 
 Dann kamen Europa und der Euro. Die Kreditzinsen sind auf 
allgemeines europäisches Niveau gesunken und Europa hat 
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Griechenland die hohen Importzölle verboten. Damit wurden die 
Waren aus dem Ausland zwar günstiger, angesichts des niedri-
gen Durchschnittseinkommens für viele Griechen real aber im-
mer noch viel zu teuer. Das hat die lebensfrohen Hellenen je-
doch nicht gestört. Sie wollten ihr Wohlstandsniveau gewisser-
maßen aus dem Stand dem deutschen annähern und kauften, 
was das Zeug hielt – auf Kredit! Dass das auf Dauer nicht gut 
gehen konnte, hat die Entwicklung der letzten Jahre überdeutlich 
gezeigt. 
  
 Die Situation Griechenlands ist keinesfalls einzigartig in Euro-
pa. Während Deutschland mit seinem hohen Produktivanteil mit 
großem Abstand an der Spitze steht, stellt sich die Situation in 
Spanien, Portugal, Irland und selbst in Italien kaum besser dar 
als in Griechenland. Nicht vergessen dürfen wir an dieser Stelle 
die USA und Großbritannien. Auch diese beiden Länder sind mit 
ihrem Produktivanteil auf griechischem Niveau, was sich in einer 
katastrophalen Außenhandelsbilanz manifestiert. Allerdings ha-
ben diese zwei eine vollkommen andere Situation. Angesichts 
des herrschenden Weltfinanzsystems können sie es sich leisten, 
ihre Defizite zu ignorieren, indem sie einfach neues Geld dru-
cken (siehe hierzu auch Teil 2, S. 164 ff.). 
 
 Stellt sich noch die Frage, warum die asiatischen Länder in 
den letzten Jahren einen derart rasanten Aufschwung erleben. 
Nun, die Antwort ist einfach: In den sogenannten „Tigerstaaten“ 
herrscht ein hervorragendes Verhältnis zwischen Dienstleistung 
und Produktion. Obwohl die Produktivität hier im Vergleich zu 
Deutschland eher gering ist, gleichen das diese Länder mit ei-
nem höheren Produktivanteil aus. Es wird wohl noch einige Zeit 
dauern, bis auch dort der Dienstleistungssektor in die Nähe 
westlicher Staaten kommen wird. Dann werden diese Länder 
nicht mehr so billige Produkte liefern können, weil auch dort die 
(gestiegenen) Kosten für Dienstleistungen in den Produktpreis 
direkt eingerechnet werden.  
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Fazit: Das oft strapazierte Schlagwort von der „Dienstleistungs-
gesellschaft“ ist ziemlicher Unsinn, in jedem Falle irreführend. 
Keine Volkswirtschaft kann von Dienstleistung allein leben – 
wenn man Mikroökonomien wie die Seychellen ausnimmt, deren 
einzige Einnahmequelle der Tourismus ist. Es muss immer ein 
angemessenes Verhältnis zwischen Produktion und Dienstleis-
tung gegeben sein. Die Produktion ist die Grundlage für den 
Wohlstand einer Gesellschaft/Volkswirtschaft; ohne Produktion 
keine Dienstleistung. Die Produktionsmenge und ihr Wert sind 
das Maß dafür, wie viel Geld im Umlauf sein kann und muss. Es 
muss ein ausgewogenes Verhältnis gefunden werden, in welcher 
Relation Produktion und Dienstleistung bezahlt werden. Das, 
was produziert wird, muss auch von den Dienstleistern gekauft 
werden können. Es ist das Merkmal einer gesunden Gesell-
schaft, wenn Produzierende und Dienstleister gleichermaßen an 
der Produktivität teilhaben.  
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Eine Hypothek auf die Zukunft gibt es 
nicht  
 
 Man kann ein Versprechen für die Zukunft leisten. Das geht 
durchaus und ist in vielfältiger Hinsicht gängige Praxis. Um die-
ses Versprechen für den Empfänger besonders glaubhaft zu 
gestalten, muss man es jedoch mit einem weiteren Versprechen 
absichern. Üblicherweise mit einem Pfand, das man dem Emp-
fänger überschreibt, bis das Versprechen eingelöst Ist. Dieses 
Pfand muss aber bereits existieren, also der Vergangenheit ent-
stammen. Man nimmt folglich eine Hypothek auf ein bereits exis-
tierendes Objekt auf. – Der Begriff „Hypothek“ kommt aus dem 
Griechischen und bedeutet „Unterpfand“. Landläufig wird damit 
der Vorgang beschrieben, eine Immobilie an einen Kreditgeber 
zu verpfänden, als Sicherheitsleistung für einen Kredit. 
  
 Alles, was wir verbrauchen (können), entstammt letztlich der 
Vergangenheit. Bevor wir das Butterbrot essen dürfen, muss es 
geschmiert worden sein. Wir können zwar ein Versprechen ab-
geben, das sich auf etwas bezieht, das es noch gar nicht gibt, 
aber wir können nicht garantieren, dass wir dieses Versprechen 
einhalten werden (können). Es hilft auch nicht, wenn dieses Ver-
sprechen mit größtem Ernst und bestem Willen gegeben worden 
ist. Alles, was sich auf die Zukunft bezieht, ist immer einer Unsi-
cherheit unterworfen. Was wir aber tun können, ist, die Wahr-
scheinlichkeiten berechnen und die Chancen auf Erfüllung dieser 
Wahrscheinlichkeiten verbessern.  
 Doch selbst wenn wir – zum Beispiel mit einer Hypothek auf 
ein Gebäude – ein Versprechen absichern, gibt es noch lange 
keine absolute Gewissheit, dass das Besicherungsobjekt auch 
tatsächlich noch existiert, wenn der Besicherungsfall eintritt. Ein 
Feuer oder eine Naturkatastrophe kann es zerstört haben. Um 
auch diesen Fall abzusichern, gibt es Versicherungen. Was aber, 
wenn die Zerstörung durch eine Naturkatastrophe großflächig ist, 
so umfassend, dass die Versicherung überfordert ist? Dann gibt 
es noch die Rückversicherung, bei der sich die Versicherungs-
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gesellschaften selbst versichern. Natürlich ist aber auch der Fall 
denkbar, dass sogar die Rückversicherungen überfordert sind. 
Halten wir also fest: Die Erfüllung eines Versprechens ist immer 
davon abhängig, dass sich die Zukunft auch genau in der vorge-
sehenen Weise entwickelt, damit das Versprechen eingehalten 
werden kann.  
 Um diese Wahrscheinlichkeit zu verbessern, ist es sinnvoll, 
das Risiko möglichst breit zu streuen. Das heißt, je größer eine 
Versicherungs- und Rückversicherungsgemeinschaft ist, desto 
größer wird die Wahrscheinlichkeit, dass Versprechen für die 
Zukunft eingehalten werden können. Absolute Sicherheit kann 
es, wie bereits gesagt, nicht geben.  
 In Erkenntnis dieser Tatsache stellt sich die Frage, inwieweit 
es sinnvoll sein kann, eine Vielzahl von konkurrierenden Versi-
cherungen zuzulassen. Wäre es nicht wesentlich besser, eine 
einzige Versicherung zu haben, die die Solidarität aller für alle 
repräsentiert? Letztlich nicht einmal mehr aufgeteilt in nationale 
Entitäten, sondern global, für alle Menschen? Dass dieser Ge-
danke keine reine Utopie ist, beweist die globale Solidarität, die 
nach Katastrophen zum Tragen kommt, wenn eine Nation von 
einer Katastrophe überfordert ist. Um also die größtmögliche 
Wahrscheinlichkeit für eine abgesicherte Zukunft zu erlangen, 
sollte das weltweite Versprechen gelten, sich nötigenfalls welt-
weit gegenseitig zu helfen.  
 
 Befreien wir diesen Gedanken aus der reinen Theorie und 
geben ihm Gestalt durch ein realistisches Beispiel: Wenn eine 
Region durch Naturereignisse eine Missernte erleidet, müssen 
die Regionen, die Überschüsse produzieren, die notwendigen 
Nahrungsmittel liefern. So sollte es sein. In der realen Welt, die 
wir (noch) erleben müssen, geschieht jedoch das Gegenteil. 
Gierige, gewinnsüchtige Spekulanten nutzen die Not der einen 
aus, um aus dieser Not maximalen Gewinn zu ziehen. Es wird 
auf Lebensmittelpreise spekuliert, wodurch es für diejenigen, die 
sowieso schon zu leiden haben, noch viel schlimmer wird. Sie 
erhalten die knappen Lebensmittel nicht mehr zu normalen Prei-
sen, sondern müssen aus ihrer ohnehin schon angeschlagenen 
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Volkswirtschaft auch noch die Spekulationsaufschläge bezahlen. 
Gerade das ist es, was aus einer vorübergehenden Störung 
überhaupt erst ein lang anhaltendes Problem macht. Um die 
spekulativ erhöhten Lebensmittelpreise bezahlen zu können, 
müssen sich diese Länder verschulden, und mit der Bürde des 
Zinsdienstes werden sie auch in Jahren mit normalen Ernten 
nicht zurückkehren können zu dem Zustand, den sie vor der 
Missernte hatten. Auf unabsehbare Zeit werden sie weiterhin 
Geld aus ihrer Volkswirtschaft an jene abführen müssen, die 
bereits ihren „Reibach“ mit den erhöhten Lebensmittelpreisen 
gemacht haben.  
 Der ideale Zustand einer lebenswerten Welt für alle setzt ein 
universell gefestigtes Bewusstsein voraus, das alle Menschen 
danach streben lässt, alles zu tun, damit es allen Menschen so 
gut wie möglich geht. Reine Utopie? Ja – solange unser Gott 
Geld heißt! Aber genau darum geht es uns. Wir wollen diesen 
Götzen entlarven als das, was er ist: das Grundübel für Not und 
Elend auf dieser Welt, hervorgerufen durch die rigorose Abkehr 
von solidarischem Handeln zugunsten egoistisch-individuellen 
Gewinnstrebens ohne Rücksicht auf die Bedürfnisse anderer. 
Hier verhält es sich genauso wie mit dem Weltfrieden: Fast – 
leider nur fast – jeder sieht im Weltfrieden die wünschenswertes-
te Zukunft, doch gleichzeitig tut fast jeder diese tief im Menschen 
verwurzelte Sehnsucht als unmögliche Utopie ab. Warum ist das 
so? Wenn fast alle dasselbe wünschen, dann sollte dieses Ziel 
doch auch erreichbar sein – das sagt zumindest der gesunde 
Menschenverstand, aber von dem wird unsere Welt nicht regiert. 
 Das größte Hindernis für den Weltfrieden ist und bleibt die 
Möglichkeit einiger weniger, mithilfe des Geldsystems ein Luxus-
leben auf Kosten anderer zu führen – vieler anderer. Wollen wir 
also Weltfrieden und eine echte Solidargemeinschaft, dann muss 
das System derart verändert und von Grund auf neu geordnet 
werden, dass es nicht mehr möglich ist, seinen persönlichen 
Luxus um ein Vielfaches größer zu gestalten, als die eigene 
Leistung es gestatten würde. Das wird nur erreichbar sein, wenn 
die wundersame Vermehrung des Geldes aus sich selbst heraus 
unmöglich ist.  
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 Zurück zur Hypothek auf die Zukunft, die es nicht geben 
kann. Ja, wir können weiterhin mit unserer Zukunft Schindluder 
treiben, indem wir sorglos mit natürlichen Ressourcen umgehen, 
Rohstoffe vergeuden und uns der Wegwerfgesellschaft unterwer-
fen. Obsoleszenz ist in diesem Zusammenhang als eines der 
größten Verbrechen an der Menschheit zu nennen. Obsoleszenz 
heißt, Dinge nicht so gut und haltbar wie möglich zu produzieren, 
sondern deren Lebensdauer künstlich, also absichtlich, zu ver-
kürzen, indem bereits bei der Herstellung ein Fehler eingebaut 
wird, der zu frühzeitigem Schaden führt und das Gerät durch ein 
neues ersetzt werden muss. Nicht nur das. Die Reparatur eines 
defekten Geräts wird ebenfalls bereits im Design unmöglich ge-
macht oder zumindest so teuer, dass sie sich nicht lohnt. Obso-
leszenz hat nur ein einziges Ziel: Gewinn aus andauernden, 
volkswirtschaftlich jedoch vollkommen unsinnigen Neuverkäufen 
zu ziehen. Obsoleszenz heißt Arbeit um der Arbeit willen, also 
unsinnige Arbeit, oder noch brutaler: Arbeit um des Gewinns 
einer kleinen Elite willen.  
 Bei all ihrem hemmungslosen, egoistischen Gewinnstreben 
übersehen die Profiteure eine Realität, wie sie die Geschichte oft 
genug gezeigt hat: Früher oder später wird ein Zustand erreicht, 
der zu Aufständen der Benachteiligten führen muss, was in aller 
Regel mit Blutvergießen verbunden ist. Die Französische Revo-
lution mag als ein hinreichend bekanntes Beispiel genügen. Wer 
also ein Wohlleben für sich anstrebt, sollte immer gewahr sein, 
dass es ihm nur dann dauerhaft gut gehen kann, wenn er es 
nicht nur zulässt, sondern sich aktiv darum bemüht, dass es 
anderen auch gut geht.  
 
 Ein weiterer Aspekt in diesem Kontext darf ebenfalls nicht 
vernachlässigt werden: Geld ist vergänglich, und der Besitz von 
Geld bietet keinesfalls eine Garantie dafür, dass man in Zukunft 
in sorgenfreiem Luxus leben kann. Dieses Ziel kann nur erreicht 
werden, wenn ein System der Versprechungen existiert, das 
allen dient und genau deswegen von allen nicht nur akzeptiert, 
sondern gewünscht und gefördert wird.  
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 Betrachten wir den Zustand der Welt, in der wir leben, müs-
sen wir konstatieren, dass die Wirkmechanismen genau gegen-
läufig sind. Jeder Mensch mit klarem Verstand weiß, dass die 
aktuell im Raum stehenden Versprechen niemals eingehalten 
werden können. Damit meinen wir insbesondere den realen 
Schuldenstand der Welt. Kein Land wird seine Schulden jemals 
begleichen können. Schulden zu haben, bedeutet aber in aller-
erster Linie das Versprechen, diese zurückzuzahlen. Jedem, der 
eins und eins zusammenzählen kann und das ausbeuterische 
System von Zins und Zinseszins einigermaßen durchschaut, ist 
absolut klar, dass die für die Zukunft gegebenen Versprechen 
nicht eingehalten werden (können). Das ist keine Hypothek auf 
die Zukunft, sondern ein gigantisches Verbrechen an der 
Menschheit, das nur einem einzigen Zweck dient: Die Menschen 
mit Versprechen „bei der Stange zu halten“, von denen die Profi-
teure ganz genau wissen, dass sie von Anfang an eine Lüge 
waren und sind.  
 
Fazit: Als Voraussetzung für einen wirklichen Neuanfang muss 
dem Zustand von bereits im Ansatz gebrochenen – weil unerfüll-
baren – Versprechen radikal ein Ende gesetzt werden. Absolute 
Grundlage für diesen Neuanfang muss sein, dass jedes gegebe-
ne Versprechen erfüllbar ist und bleibt und gleichzeitig alle be-
stehenden unhaltbaren Versprechen für ungültig erklärt werden. 
Dies erfordert unweigerlich ein globales Insolvenzverfahren, da 
das mit den Kreditaufnahmen gegebene Versprechen, die 
Schulden zurückzahlen zu wollen, niemals mehr eingehalten 
werden kann – von keinem Staat.  
Geld oder Schulden unterliegen in keiner Weise irgendeinem 
Naturgesetz. Beides ist Menschenwerk, und alles, was der 
Mensch geschaffen hat, kann er auch wieder ändern. Damit ob-
liegt es ausschließlich den Menschen selbst, die Rahmenbedin-
gungen so zu setzen, dass die Einhaltung künftiger Versprechen 
allen Menschen – und hier liegt die Betonung auf „allen“ – zum 
Vorteil gereicht. Das ist ein wahrhaft humanistisches Ziel! 
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Zwischenbemerkung  
 
 Wenn Sie unsere Analyse des derzeit gültigen Finanz- und 
Wirtschaftssystems in Teil 1 dieses Buches aufmerksam gelesen 
haben und sich die aufgezeigten Zusammenhänge vor Augen 
halten, werden Sie vermutlich leichter nachvollziehen können, 
weshalb wir eingangs von einem „Horrorszenario“ gesprochen 
haben. Wenn man die diversen Deckmäntelchen beiseite zieht, 
mit denen Politiker und willfährige Medien nur allzu gern system-
immanentes Versagen beschönigend verhüllen, damit dem folg-
samen Bürger nicht gleich jede Lust vergeht, noch weiter zu 
arbeiten und ordentlich seine Steuern zu zahlen, wenn man Lüge 
als Lüge entlarvt und Ungerechtigkeit als Ungerechtigkeit – dann 
gibt es keinen treffenderen Begriff.  
 Und so wenig ein fiktives Horrorszenario in einem Thriller zu 
einem Happyend führen kann, so wenig kann es dieses reale. 
Das Scheitern ist unausweichlich. Letzter und einziger positiver 
Aspekt, der den „Überlebenden“ der Katastrophe bliebe, wäre 
die Katharsis, die seelische Reinigung im aristotelischen Sinne. 
Ja, möge dieser kollektive Reinigungsprozess stattfinden und 
daraus ein besseres (sprich dem Menschen zugetanes) Weltbild 
erwachsen. Dazu wollen wir unseren Beitrag leisten mit unserem 
Entwurf einer Humanen Marktwirtschaft (kurz: HMW).  
 
 Für die zerstörerische Hybris – in der antiken Tragödie ein 
gern verwendetes Motiv für menschliches (Fehl-)Verhalten, das 
die Katharsis unweigerlich nach sich ziehen muss – gibt es in der 
real existierenden Finanzwelt unzählige Beispiele. Eines, das im 
Juli/August 2014, kurz nachdem wir mit der Arbeit an diesem 
Buch begonnen hatten, sehr aktuell war, war der drohende 
Staatsbankrott von Argentinien. Dabei war die zweitgrößte 
Volkswirtschaft in Südamerika zu diesem Zeitpunkt gar nicht 
wirklich pleite – im Gegensatz zu 2001. Damals war das Land 
definitiv zahlungsunfähig und hat sich in seiner Not in die Fänge 
amerikanischer Hedgefonds begeben. Das war ein großer Feh-
ler, denn milliardenschwere Super-Spekulanten wie Paul Singer 
kennen keine Gnade. „Aasgeier“ nannte Argentiniens Präsidentin 
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Cristina Kirchner ihn und die anderen Finanzhaie, die 2001 ar-
gentinische Staatsanleihen für ein Butterbrot gekauft hatten und 
2014 ordentlich absahnen wollten. Natürlich alles nach (ameri-
kanischem!) Recht und Gesetz. Dass sich dort dann auch noch 
ein Richter fand, der als 83-Jähriger sein Lebenswerk offensicht-
lich darin vollendet sah, Argentinien in die Knie zu zwingen und 
den „Geierfonds“ Recht zu geben, versteht sich von selbst. 
  Und wer sind die Verlierer bei solch unsauberem Spiel? Das 
Volk natürlich, der gemeine Argentinier, der versuchen muss, mit 
einer exorbitanten Inflationsrate von bis zu 40 Prozent irgendwie 
zu überleben. Aber was kümmert es den Aasgeier, wenn die 
Beute im Sand liegt? Hauptsache, es gibt ordentlich was zu fres-
sen! 
 
 Vorgänge wie diese sind unwürdig, unmenschlich und in einer 
wahrhaft humanen Gesellschaft nicht hinnehmbar. Es kann nicht 
sein, dass Banken mit dubiosen Immobiliengeschäften Millionen 
Menschen ins Unglück stürzen, mit ihrem schändlichen Tun eine 
Weltwirtschaftskrise auslösen (2007), sich dann, wenn nichts 
mehr geht, mit Steuergeldern „retten“ lassen und gleichzeitig 
Boni in Millionenhöhe an ihre Vorstände und „verdiente“ Super-
Broker ausschütten. Es kann nicht sein, dass Spekulanten wie 
Paul Singer in ihrer unersättlichen Geldgier und mit zynischer 
Nonchalance ganze Staaten, siehe Argentinien, gewissermaßen 
als Geiseln nehmen und versuchen, diese in den Staatsbankrott 
zu treiben.  
 Wenn es etwas gibt, das die Bezeichnung „pervers“ ohne 
Einschränkung verdient, dann sind es Zustände wie diese. Wenn 
mafiöse Strukturen den Segen von Politik und Justiz erhalten 
und als „normales“ Verhaltensmuster akzeptiert werden, wenn 
die unersättliche Raffgier einiger weniger über jegliche Moral 
triumphiert und gnadenloser Egoismus jede Empathie für andere 
Menschen killt – dann haben wir das Stadium höchster Perversi-
on erreicht. Diese Perversion kann und darf die schweigende 
Masse der Anständigen nicht länger widerspruchslos hinneh-
men. Es wird allerhöchste Zeit, dem menschenverachtenden 
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Treiben der Investmentbanker, Hedgefonds-Manager und Mega-
Spekulanten ein Ende zu bereiten.  
  
 Unser System der Humanen Marktwirtschaft ist, wie der Na-
me schon sagt, dem Humanismus verpflichtet, also dem Wohl 
aller Menschen, die guten Willens sind und nichts anderes wol-
len als ein zufriedenes und glückliches Leben in Frieden und 
Freiheit.  
 Drei fundamentale Leitgedanken bilden die tragenden Säu-
len, auf denen das Konstrukt der HMW im Wesentlichen ruht:  
 

1. Wertaufbewahrung in einem Wertspeicher, 
2. gesichertes Grundeinkommen für jeden Bürger sowie 
3. permanenter Umlauf der vorhandenen/notwendigen 

Geldmenge. 
  
 Diese drei tragenden Säulen werden flankierend unterstützt 
von weiteren Streben und Pfeilern, die der Gesamtkonstruktion 
Stabilität und Sicherheit verleihen. 
 
 Lassen Sie sich ein auf ein Gedankengebäude, dessen Archi-
tektur sich an zentralen Stellen radikal neu und anders zeigt, die 
an vielen Stellen aber auch Bewährtes und Brauchbares mit 
einbezieht. Begleiten Sie uns mit wachem und kritischem Auge 
durch die Räume, und Sie werden feststellen, dass es sich hier-
bei keineswegs um eine Utopie handelt, sondern um eine sehr 
solide Bauweise. Das Konstrukt unserer HMW ist – um im Bild 
der Architektur zu bleiben – so viel und so wenig utopisch wie 
der Gedanke des ersten mittelalterlichen Baumeisters, der den 
über Jahrhunderte gebräuchlichen Rundbogen der Romanik 
öffnete und durch den eleganten, nach oben strebenden Spitz-
bogen der Gotik ersetzte. Eine neue Epoche war geboren. Alles, 
was denkbar ist, lässt sich auch in die Tat umsetzen. Man muss 
es nur wollen und die richtigen Maßnahmen ergreifen.  
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TEIL 2 
 
Modell der Humanen Marktwirtschaft: 
Radikal neues Denken & Mut zur Vision 
 
 „Woran arbeiten Sie denn gerade?“, wollte meine Friseurin in 
ihrer nonchalanten, dem Figarogewerbe natürlich innewohnen-
den Neugier im Frühjahr 2015 wissen. – „Gemeinsam mit einem 
Freund an der Entwicklung eines Systems für eine Humane 
Marktwirtschaft“, antwortete ich. – „Gibt es so was?“, brach es 
aus ihr heraus. – „Noch nicht“, erwiderte ich gelassen, „aber wir 
haben ein schlüssiges Modell dafür entwickelt, und wenn man 
unsere strategischen Gedanken wirklich ernst nimmt, wird es die 
Humane Marktwirtschaft in absehbarer Zeit tatsächlich geben. – 
„Na dann“, meinte meine Friseurin trocken und machte sich an 
meinem Hinterkopf an die Arbeit. 
 Das ungläubige Erstaunen der Frau über die Verbindung von 
„human“ und „Marktwirtschaft“ ist bezeichnend für das Stim-
mungsbild der meisten Menschen in der Mitte unserer Gesell-
schaft. Menschen, die Tag für Tag arbeiten, eine Familie zu ver-
sorgen haben, sich um die Ausbildung ihrer Kinder kümmern, 
treu und brav ihre Steuern bezahlen und, wie im Falle meiner 
Friseurin, als Kleinunternehmer auch noch verantwortlich sind für 
das Wohlergehen ihrer Angestellten – und sich am Ende des 
Monats die berechtigte Frage stellen: Wozu das alles? Wofür 
mache ich mich jeden Tag krumm? Warum schleppe ich mich 
selbst mit schlimmsten Rückenschmerzen noch zur Arbeit? Wa-
rum können wir uns seit Jahren keinen Urlaub mehr leisten, wäh-
rend andere für ein Bild von Picasso eben mal so 160 Millionen 
Dollar auf den Tisch blättern? Wie kann es sein, dass so wenige 
so viel und so viele so wenig besitzen? 
  
 Solche und ähnliche Fragen als Ausdruck der Unzufrieden-
heit mehren sich und werden immer lauter gestellt. Zu Recht, 
denn unsere Marktwirtschaft ist schon lange nicht mehr „sozial“, 
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wie wir im 1. Teil unseres Buches ausführlich dargelegt haben, 
und schon gar nicht „human“. 
 Um das extreme Missverhältnis bei der Verteilung des Reich-
tums in Deutschland zu vergegenwärtigen, wollen wir einige der 
Zahlen, die wir im 1. Teil schon angeführt haben, noch einmal in 
Erinnerung bringen: Das Vermögen in deutschem Privatbesitz 
beträgt satte 9,3 Billionen Euro (2014)! Das ist wirklich eine ver-
dammt stolze Summe, und mit einem Bruchteil dessen ließen 
sich, wie gesagt, die meisten, wenn nicht alle Probleme in den 
Bereichen Bildung, Infrastruktur und Soziales in unserem Land 
mühelos lösen, ohne dass die Inhaber dieser gigantischen 
Geldmenge am Hungertuch nagen müssten. De facto besitzt 
nämlich gerade mal 1 Prozent der Bevölkerung rund 34 Prozent, 
also mehr als ein Drittel, des gesamten Privatvermögens. Anders 
ausgedrückt, sind das 3,25 Billionen Euro in den Händen von nur 
80.000 Individuen. Die DIW-Studie, die diese Zahlen Anfang 
2015 vorgelegt hat, geht noch weiter und stellt fest: Die wohlha-
bendsten 10 Prozent der Haushalte besitzen zwischen 63 und 74 
Prozent aller Vermögen. Im Umkehrschluss heißt das: Die ver-
bleibenden 90 Prozent der Deutschen (immerhin rund 72 Millio-
nen) dürfen das verbleibende Drittel unter sich aufteilen (siehe  
S. 43 f.) 
 Angesichts dieser Zahlen müsste auch dem letzten „Sozial-
romantiker“ klar geworden sein, dass ein „Weiter wie bisher – 
Augen zu und durch“ in sehr absehbarer Zeit zur Katastrophe 
führen muss. Denn es gibt überhaupt keinen Zweifel daran, dass 
die Schere zwischen Arm und Reich immer weiter auseinander-
driften wird, wenn das bestehende Finanz- und Wirtschaftssys-
tem keine gravierenden Veränderungen erfährt. Mit gravierend 
meinen wir wirklich fundamental, von Grund auf – kein oberfläch-
liches Herumdoktern, kein Schönreden, kein So-tun-als-ob, keine 
faulen Kompromisse!  
  Ein gänzlich andersartiges Gesellschaftssystem zu konzipie-
ren, erfordert den Mut, radikal neu zu denken, und die Fähigkeit, 
Visionen zu entwickeln. Visionen im Sinne von in die Zukunft 
gerichteten Projektionen für ein erfülltes, zufriedenes und glückli-
ches Dasein, frei von Sorgen und Nöten. Wir haben den Mut, 
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uns unseres Verstandes zu bedienen und als „mündige Bürger“ 
den Mund aufzumachen. Dabei berufen wir uns gern auf den 
Vordenker der Aufklärung und des Humanismus, den großen 
Philosophen Immanuel Kant: „Aufklärung ist der Ausgang des 
Menschen aus seiner selbst verschuldeten Unmündigkeit. Un-
mündigkeit ist das Unvermögen, sich seines Verstandes ohne 
Leitung eines anderen zu bedienen. Selbst verschuldet ist diese 
Unmündigkeit, wenn die Ursache derselben nicht am Mangel des 
Verstandes, sondern der Entschließung und des Mutes liegt, sich 
seiner ohne Leitung eines anderen zu bedienen. Sapere aude! 
Habe Mut, dich deines eigenen Verstandes zu bedienen!“  
 Was die Visionen anlangt, erlauben wir uns, den englischen 
Schriftsteller Jonathan Swift zu zitieren: „Visionen sind die Kunst, 
Dinge zu sehen, die andere nicht sehen.“ 
 
 
 
Die Zukunft gestalten  
 
 Wer heute bereits in Rente ist, hat Glück gehabt. Er konnte 
sein (Arbeits-)Leben überwiegend unter den Bedingungen der 
Sozialen Marktwirtschaft gestalten. Stete Verbesserungen des 
Einkommens und der sozialen Absicherung haben ihm ein Leben 
gestattet, in dem er sich kaum Gedanken um seine Zukunft und 
deren Absicherung machen musste. Die Rente war sicher und 
die Lebensversicherung ist mit einer ordentlichen Rendite aus-
bezahlt worden. Das Arbeitsrecht hat ihm einen Arbeitsplatz 
ohne Angst vor Kündigung gesichert.  
 Mit Beginn der 1990er-Jahre hat sich dieser Zustand der rela-
tiven Sorglosigkeit dramatisch verändert. Die Lohntabellen sind 
nach unten erweitert worden und der Kündigungsschutz existiert 
praktisch nicht mehr – vor allem für die junge Generation. Die 
muss mit wachsender Unsicherheit leben, zu oft mit schlecht 
bezahlten Teilzeitstellen bzw. kurzfristigen Zeitarbeitsverträgen 
vorliebnehmen. Die planbare Zukunft der älteren Generationen 
ist für die Jungen nur noch ein schöner Traum. Immer mehr  
können von einer Arbeitsstelle allein nicht mehr leben. Sie sind 
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darauf angewiesen, vom Staat zusätzlich alimentiert zu werden, 
oder sie müssen in der immer knapperen Freizeit weitere Arbei-
ten übernehmen, um über die Runden zu kommen. Eine Rente, 
von der man leben kann? Daran mag kaum noch jemand glau-
ben. Obwohl die Technik stetig Fortschritte zu verzeichnen hat, 
schlägt sich das nicht in einer erkennbaren Verbesserung der 
Lebensqualität nieder. Haben unsere gewählten Volksvertreter in 
den vergangenen 25 Jahren versäumt, Politik für Menschen zu 
machen? Haben sie es stattdessen zugelassen, dass ihre Politik 
zunehmend nur noch den Interessen des Kapitals dient? Eindeu-
tig ja!  
 
 Nun könnten die „Alten“ sich erleichtert zurücklehnen und 
genießen, dass sie es noch so fein „erwischt“ haben. Doch so 
einfach wollen wir, die wir selbst dieser Generation angehören, 
es uns nicht machen und stellen darum die Frage: Wie wün-
schen sich die Älteren die Zukunft für ihre Kinder und Enkel? In 
welchem Zustand wollen wir die Welt an unsere Nachkommen 
übergeben – mit gutem Gewissen? Die Politik offeriert uns keine 
Zukunftsperspektiven. Man „wurstelt“ so vor sich hin, und der 
Eindruck drängt sich auf, dass es überhaupt keinen Plan für eine 
lebenswerte Zukunft gibt. Mit allen Mitteln wird krampfhaft ver-
sucht, ein System, das nicht zukunftsfähig ist, im Wachkoma zu 
halten und vor dem endgültigen Kollaps zu bewahren.  
 Wie aber will man Zukunft gestalten, wenn kein Ziel, keine 
Vision vorhanden ist? Dass es so ist, dürfte daran liegen, dass 
auch diejenigen, die versuchen, alternative Ideen zu entwickeln, 
zu stark im alten Denken verhaftet sind, zu wenig Fantasie ent-
wickeln, um wirklich Neues zu kreieren. Vorrangig ist es notwen-
dig zu beschreiben, wie man sich die Gesellschaft der Zukunft 
wünscht, in der unsere Nachfahren leben sollen. Diese Zukunfts-
vision kann sehr idealistisch sein, sie sollte es sogar sein. Wenn 
es darum geht, Visionen für ein besseres Leben zu kreieren, darf 
man nicht kleinlich, nicht kleingeistig vorangehen. Herbert Frank, 
amerikanischer Fantasy-Autor (1920 – 1986), sagte dazu: „Man 
muss immer das Beste fordern, damit wenigstens etwas Passab-
les dabei herauskommt.“ Stets waren es Visionäre – nicht zu 
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verwechseln mit Utopisten und Spinnern –, die mit ihrer Fähig-
keit, über den Tellerrand zu blicken, und mit ihrem Mut, das 
Noch-nicht-Dagewesene zu denken, die Welt verändert haben.  
 Auch wir meinen, dass das Ziel unserer Überlegungen einem 
idealen Zustand entsprechen sollte. Auf welchem Wege dann 
dieses Ziel zu erreichen ist, muss in einer nüchternen Analyse 
kritisch hinterfragt werden. Genau das haben wir getan und sind 
zu dem Ergebnis gekommen, dass in der heutigen Zeit eigentlich 
alles möglich wäre, wenn man es nur wollte. Die Zeit war noch 
nie so günstig, eine neue Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung 
einzuführen. Zu Zeiten von Karl Marx und später im real existie-
renden Sozialismus war das Leben der Menschen geprägt vom 
permanenten Mangel. In den entwickelten Industrieländern stellt 
sich die Situation schon lange ganz anders dar. Heute herrscht 
dort allenthalben schierer Überfluss. Folglich geht es heute nicht 
mehr darum, den Mangel zu überwinden, sondern den Überfluss 
weise und gerecht zu verteilen.  
 Keinesfalls reden wir der sozialistischen Doktrin von der „uni-
versellen Gleichheit“ das Wort. Die Menschen sind nicht mit glei-
chen Gaben gesegnet, und das darf sich auch in den Lebens-
umständen niederschlagen. Allerdings sollte nicht übersehen 
werden, dass selbst der klügste Kopf auf die Hilfe anderer, auch 
weniger begabter Menschen angewiesen ist, wenn er seine klu-
gen Ideen realisieren will. Weiterhin hat die Geschichte gezeigt, 
dass es letztlich immer zu Blutvergießen geführt hat, wenn die 
sozialen Unterschiede zu krass geworden sind.  
  
 In der Einführung zu diesem Buch haben wir die wesentlichen 
Eckpunkte unseres Modells einer Humanen Marktwirtschaft be-
reits thesenhaft dargestellt. Diese tragenden Elemente unserer 
Vision von zufriedenen Menschen in einer gerechten Welt wer-
den wir im Folgenden detailliert erläutern, miteinander verknüp-
fen und Zusammenhänge erklären. Gleichzeitig werden wir klar 
und unmissverständlich herausarbeiten, welche Konsequenzen 
unser neues Gesellschaftsmodell für den Einzelnen, für unser 
Land, für Europa und letztlich für die gesamte Weltgemeinschaft 
haben kann und haben wird.  

106



 In der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung von 1776 
haben die Unterzeichner feierlich erklärt, „Life, Liberty and the 
Pursuit of Happiness“ („Leben, Freiheit und das Streben nach 
Glück“) zu schützen. Es ist sehr bedauerlich, dass sich die Nach-
fahren dieser weisen Männer heute offensichtlich kaum mehr an 
das hehre Versprechen der Gründerväter der USA erinnern. 
Vielmehr sind ausgerechnet sie es, die mit ihrer imperialen Poli-
tik erheblich dazu beigetragen haben, dass die Welt heute an 
vielen Stellen aus den Fugen zu geraten droht. Und ausgerech-
net sie sind es, die die „Finanzwaffe“ gnadenlos gegen aufsässi-
ge Länder einsetzen, die Schwachen ausbeuten und mit ihrer 
unstillbaren Machtgier in erheblichem Maße dazu beigetragen 
haben – und es noch immer tun –, das dem Turbokapitalismus 
huldigende Finanz- und Wirtschaftssystem in geradezu perverser 
Weise für eigene Interessen auszunutzen und letztlich an den 
Rand des völligen Zusammenbruchs zu treiben.  
 Dass das real existierende System kollabieren wird, ist so 
sicher wie das Amen in der Kirche – es ist nur noch eine Frage 
der Zeit. Wir sind der tiefen Überzeugung, dass das marode 
System nicht mehr lange im Wachkoma gehalten werden kann. 
Umso wichtiger ist es, rechtzeitig ein in sich schlüssiges System 
vorzustellen, das ein tragfähiges und realisierbares Gegenmodell 
zur uneingeschränkten Macht des Kapitals beinhaltet, der zu-
nehmenden Versklavung des Einzelnen Einhalt gebietet und den 
Menschen wieder in den Mittelpunkt des politischen und wirt-
schaftlichen Geschehens rückt. Ohne eine durchdachte und 
funktionsfähige Alternativlösung, auf die die politisch Verantwort-
lichen dann zurückgreifen können, wird nicht zu verhindern sein, 
dass am „Tag X“ das blanke Chaos ausbricht und ein blutiger 
Verteilungskampf die ganze Welt in Angst und Schrecken ver-
setzt.  
 Das in der Unabhängigkeitserklärung der USA verbriefte 
Streben nach Glück ist auf jedes einzelne Individuum bezogen, 
und es sollte auch jedem zustehen. Unabdingbare Grundbedin-
gung dafür ist jedoch ein Leben in Frieden, Freiheit und Gerech-
tigkeit. Das ist es, was sich die allermeisten Menschen aus tiefs-
tem Herzen wünschen, ganz egal, wo auf diesem Globus sie 
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beheimatet sind, welche Hautfarbe sie haben oder welcher Reli-
gion sie angehören. Genau diese Ur-Sehnsucht des Menschen 
nach Frieden, Freiheit und Gerechtigkeit hat uns inspiriert, moti-
viert und angetrieben, dieses Buch jetzt zu schreiben und mit 
unserem Modell der Humanen Marktwirtschaft an die Öffentlich-
keit zu gehen. Tempus fugit!  
 
 Folgen Sie uns auf diesem spannenden, ereignisreichen und 
mit einigen Überraschungen gepflasterten Weg. Sie werden 
staunen, zu welchen Erkenntnissen man gelangen kann, wenn 
man den Mut hat, radikal neu zu denken, und sich von Visionen 
leiten lässt, die allein der humanistischen Grundidee verpflichtet 
sind. 
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Das Prinzip des „fließenden Geldes“  
 
 Eine wesentliche Grundlage der Humanen Marktwirtschaft ist 
das Prinzip des „fließenden Geldes“. Konkret bedeutet das, dass 
es kein Geld geben soll, das sich nicht im Umlauf befindet. 
Gleichzeitig muss eine Möglichkeit der Wertaufbewahrung vor-
handen sein – so wie wir es seit vielen Jahren bis heute mit dem 
Sparbuch praktizieren. Geld, das man gerade nicht braucht, also 
ein temporärer Überschuss, kann angespart werden und Rück-
lagen bilden. Nun haben wir bereits dargelegt (vgl. S. 70 f.), dass 
ein Sparbuch im Prinzip nichts anderes als der Umtausch von 
Bargeld in Schuldscheine ist. Nachdem das so einfach funktio-
niert, haben wir den Gedanken weitergeführt: Es muss doch 
möglich sein, dieses Schuldschein-Prinzip auch auf anderer 
Ebene anzuwenden. – Es ist möglich, und in der Praxis wird sich 
für den Bürger der Umgang mit der neuen Form der Geldaufbe-
wahrung nicht von dem gewohnten Umgang mit dem Sparbuch 
unterscheiden.  
 
 Wie das geht, wird im deutschen Rentensystem bereits seit 
mehr als hundert Jahren zuverlässig praktiziert. So zuverlässig, 
dass es selbst nach zwei Kriegen und Hyperinflation die Rentner 
nahezu störungsfrei weiter versorgen konnte. Da dieses System 
ein Umlagesystem ist – das heißt, alles, was eingenommen wird, 
wird sofort wieder in Umlauf gebracht –, liefert es den prakti-
schen Nachweis, wie ein System des „fließenden Geldes“ sicher 
und nachhaltig funktionieren kann. Mit den Abgaben an das Ren-
tensystem – man gibt Geld, das man nicht sofort verbraucht – 
erwirbt man das Anrecht, in Zukunft aus dem System wieder 
Geld entnehmen zu dürfen. Allerdings unterliegt dieses Recht 
einer zeitlichen Beschränkung, denn man darf es erst dann 
wahrnehmen, wenn das Rentenalter erreicht ist. 
 Konsequent weitergedacht, spricht demnach nichts dagegen, 
dieses System auf die gesamte Wertaufbewahrung anzuwenden 
– jedoch ohne zeitliche Beschränkung. Man gibt Geld, das man 
nicht sofort verbrauchen, sondern ansparen will, in einen Wert-
speicher und erhält dafür einen Anrechtsschein, es jederzeit 
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wieder daraus entnehmen zu dürfen. Das ist vergleichbar mit 
dem Sparbuch, bis auf einen fundamentalen Unterschied: Die 
Einlagen im Wertspeicher sind absolut sicher, und man muss 
sich nicht darum sorgen, ob das Bankinstitut, dem man sein Geld 
übereignet hat, irgendwann überhaupt noch existiert. Wer sein 
Geld in Anteilsscheine des Wertspeichers getauscht hat, be-
kommt als Sicherheit die volle Leistungsfähigkeit der gesamten 
Volkswirtschaft, denn an diesem Wertspeicher sind alle beteiligt.  
 Bereits hier wird sich ein Mentalitätswandel einstellen. Fortan 
ist man nicht mehr an „seine“ Bank gebunden, sondern es gibt 
das allgemeine Interesse, den gesammelten Wert im Wertspei-
cher für die eigene und allgemeine Zukunftssicherung zu erhal-
ten. Das heißt: An die Stelle multipler, weit verstreuter Individual-
interessen tritt nunmehr ein zentrales, übergeordnetes Allge-
meininteresse.  
 
 Das klassische Finanzsystem – in seiner ursprünglich ge-
dachten Form – sah vor, dass die Spareinlagen an Kreditnehmer 
ausgeliehen werden und so dem Umlauf wieder zur Verfügung 
stehen. Wir wissen heute, was Gier, Zins und pervertierte Regeln 
daraus gemacht haben. Dennoch war das Grundprinzip richtig, 
angespartes Geld möglichst sofort wieder dem Umlauf zuzufüh-
ren. Dieses Prinzip liegt auch der Humanen Marktwirtschaft zu-
grunde, wenngleich mit einem wesentlichen Unterschied: Wie im 
Rentensystem wird Angespartes nicht mit Zinsen belohnt. Das ist 
auch nicht notwendig, denn in der Humanen Marktwirtschaft gibt 
es keine Inflation, weil das im Umlauf befindliche Geld eben nicht 
gegen Zinsen ausgeliehen wird. Vielmehr wird die notwendige 
Geldmenge einmalig von einem Zentralinstitut kosten- und zins-
frei zur Verfügung gestellt und muss nicht ständig vergrößert 
werden. Die einmal in Umlauf gebrachte Geldmenge bleibt un-
verändert (siehe S. 113 ff.).  
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Die Zukunft wird planbar 
 
 Die einfache, aber sehr wesentliche Folge ist, dass sich jeder 
darauf verlassen kann, welchen Wert sein Angespartes in Zu-
kunft haben wird. Mehr noch: Die Zukunft wird planbar, und Fort-
schritte in der Produktivität werden für jeden sofort erkennbar, 
indem die effizienter hergestellten Waren billiger werden. Nun 
werden die Verfechter der klassischen (und falschen) Lehren 
einwenden, dies käme dann einer Deflation gleich, was für jede 
Wirtschaft extrem schädlich wäre. Dieses Paradigma ist nicht nur 
schlicht falsch, sondern für jede Form der Nachhaltigkeit extrem 
untauglich, wie wir an wenigen Beispielen belegen werden.  
 Solange die Gesellschaften im Zustand des permanenten 
Mangels auf andauerndes Wachstum angewiesen waren, wie 
zum Beispiel in der Lebensmittelversorgung, hatten sowohl die 
Wachstumsdoktrin als auch das auf Wachstum angewiesene 
Geldsystem eine gewisse Existenzberechtigung. Heute jedoch 
lebt die bei Weitem überwiegende Mehrheit der Bevölkerung im 
Zustand des Überflusses. Weiteres quantitatives Wachstum ist 
demnach nicht nur unnötig, sondern auch schädlich für den Res-
sourcen-Haushalt. Die moderne westliche Gesellschaft braucht 
nur noch qualitatives Wachstum und muss dringend zurückkeh-
ren zu einer nachhaltigen Bewirtschaftung.  
 
 Betrachten wir kurz, wie Inflation und Preissteigerungen das 
Konsumverhalten beeinflussen: Der Annahme, dass auf der ei-
nen Seite das Geld immer weniger wert sein wird (Inflation), 
steht auf der anderen Seite gegenüber, dass die Waren teurer 
werden. Für den Konsumenten ist es folglich von Vorteil, Neuan-
schaffungen vorzeitig vorzunehmen und dafür sogar einen Kredit 
aufzunehmen. Man gibt Geld frühzeitiger aus, als es notwendig 
wäre und dem tatsächlichen Einkommen und Bedarf entspricht. 
Die negativen Folgen dieser Verschuldung haben wir bereits auf 
den S. 57 ff. dargelegt. Lebt man hingegen in einem tendenziell 
deflatorischen System, werden Neuanschaffungen vornehmlich 
nur noch nach Notwendigkeit und bei echtem Bedarf vorgenom-
men. Das ist eine Grundlage für jedes nachhaltige System.  
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 Doch nun wollen wir auf die falsche Behauptung genauer 
eingehen, der zufolge sinkende Preise in einem deflatorischen 
System den Handel zum Erliegen brächten. In einigen Bereichen 
erleben wir nämlich schon jetzt genau das Gegenteil. Das sind 
die Branchen, die von rasant fortschreitender technischer Ent-
wicklung geprägt sind, allen voran IT, Unterhaltungselektronik 
und Computerindustrie. Seit Jahrzehnten weiß jeder, dass Neu-
heiten auf diesem schnelllebigen Markt anfangs sehr teuer be-
zahlt werden müssen und man nur ein wenig Geduld haben 
muss, bis dasselbe Produkt für weniger als den halben Preis 
angeboten wird – und das dann oftmals mit einer ausgereifteren 
Technik und in nochmals verbesserter Qualität. Dennoch erleben 
wir, dass es zum Beispiel auf jedes neue Smartphone in den 
ersten Wochen einen kaum zu befriedigenden Ansturm gibt. 
Ähnliches gilt für neue Fernsehermodelle oder die letzte Version 
eines Autos. Brutal gesagt, scheint es also in der Natur des 
Menschen zu liegen, zum einen das Neueste und Beste ganz 
besonders zu begehren und zum anderen mit besonders ausge-
fallenen und teuren Statussymbolen protzen zu wollen.  
 Auch in der Bekleidungsindustrie zeigt sich deutlich, dass die 
Aussicht auf fallende Preise keineswegs den Konsum bremst. 
Wäre dem so, dann würde jeder darauf warten, das Objekt sei-
ner Begierde zum halben Preis im Schlussverkauf zu erwerben. 
Vor allem hier zeigt sich, dass Konsum an sich weniger von 
Notwendigkeiten abhängt, sondern eher emotionalen Regeln 
folgt, die eben nicht durch Inflation oder Deflation bestimmt sind. 
Auch die Güter des täglichen Lebens müssen eben nach Bedarf 
gekauft werden, unabhängig davon, ob nun eine Steigerung oder 
ein Verfall der Preise zu erwarten ist. Die Behauptung, florieren-
de Wirtschaft sei in einem deflatorischen System unmöglich, ist 
nichts weiter als eine Zwecklüge.  
 In einem System ohne Inflation wird es demnach so sein, 
dass Angespartes nicht nur seinen Wert behält, sondern durch 
technischen und/oder organisatorischen Fortschritt mehr wert 
sein wird als zu dem Zeitpunkt, zu dem es zurückgelegt worden 
ist. Sparen lohnt sich, auch wenn es keine Zinsen auf Erspartes 
gibt. Die Zukunft ist planbar!  
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Arbeit, Geldmengen und der Wertspeicher  
 
 Grundgesetz Artikel 14, Absatz 2: „Eigentum verpflichtet. Sein 
Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“ 
 
 
1. Arbeit 
 
 Grundsätzlich gilt: In einer Volkswirtschaft kann – dauerhaft – 
nur so viel konsumiert werden, wie produziert wird. Damit alle 
produzierten Güter gekauft werden können, müssen die Konsu-
menten auch so viel Geld zu ihrer Verfügung haben, wie der 
Wert aller Produkte und Dienstleistungen ausmacht. Nicht nur 
das. Je effizienter produziert wird, desto weniger Arbeitskraft 
muss für die Produktion verwendet werden, und wer nicht an der 
Produktion teilhat, kann sich im Bereich Dienstleistung nützlich 
machen. Der Dienstleistungssektor an sich ist ein teilweise sich 
selbst genügendes System, das allerdings in nicht unerhebli-
chem Maße auch auf eine leistungsfähige Produktion angewie-
sen ist.  
 Das Verhältnis zwischen Produktion, deren Effizienz und den 
Dienstleistungen ist der wesentliche Faktor für den Wohlstand 
einer Volkswirtschaft. Nach jetzigem Stand der Technik sollte 
dieses Verhältnis keinesfalls weniger als 1 : 3 sein. Die Situation 
in Deutschland ist diesbezüglich bereits ideal: Ein Produzieren-
der steht drei Dienstleistern gegenüber – genauer gesagt, sind 
26 Prozent der Arbeitnehmer in Deutschland im produzierenden 
Gewerbe beschäftigt. (Man vergleiche: Griechenland 12 Prozent; 
USA und England ebenfalls 12 Prozent.) Hier wird erkennbar, wo 
die Probleme dieser Volkswirtschaften liegen, wobei Griechen-
land diesbezüglich noch einen entscheidenden Vorteil hat, wie 
wir gleich sehen werden. 
 
 Betrachten wir zunächst Deutschland mit seinen gerundet 80 
Millionen Einwohnern und gehen – der Einfachheit halber – von 
25 Prozent Produzierenden aus. Da aber etwa nur die Hälfte der 
Bevölkerung einer bezahlten Beschäftigung nachgeht, heißt das, 
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dass ein Produzierender die benötigten Güter für sich und sieben 
weitere Bürger herstellt. Nehmen wir dagegen Griechenland mit 
seinem Anteil an Produzierenden von nur 12 Prozent (der Ein-
fachheit halber nehmen wir hier 12,5 Prozent), dann muss in 
diesem Land ein Arbeiter alle benötigten Güter schon für 16 
Konsumenten herstellen. Dass in einem solchen Missverhältnis 
nicht derselbe Wohlstand wie in Deutschland mit einem Produk-
tivanteil von 25 Prozent (siehe oben) erreicht werden kann, liegt 
auf der Hand. Hinzu kommt, dass in Deutschland durchgängig 
erheblich effizienter produziert wird, indem mehr und bessere 
Maschinen eingesetzt werden, also mehr menschliche Arbeits-
kraft durch Energie ersetzt wird. 
 
 Griechenland hat also einen deutlich überhöhten Anteil an 
Dienstleistung, und man fragt sich: Wie können die Griechen 
dann überhaupt ein halbwegs auskömmliches Leben gestalten? 
Der Tourismus macht es möglich. Eine sehr große Zahl der 
Menschen arbeitet als Dienstleister im Bereich Fremdenver-
kehrswirtschaft und Gastgewerbe. Das wiederum ist nur möglich, 
weil viele ausländische Gäste ihren Urlaub in Griechenland ver-
bringen wollen. Diesen Umstand in die (grenzüberschreitende) 
Betrachtung von Produktion und Dienstleistung einbeziehend, ist 
festzuhalten, dass mit dem hohen Produktivanteil in Deutschland 
Dienstleistung in Griechenland zugekauft wird. Der Dienstleis-
tungssektor Tourismus in Griechenland lebt also vom Produk-
tivüberschuss Deutschlands (und anderer Länder) und verbes-
sert damit die Bilanz des Verhältnisses zwischen Produktion und 
Dienstleistung. 
 Diesen Faktor können die USA oder England mit ihrem eben-
falls geringen Produktivanteil nicht in dem Maße für sich bean-
spruchen, weil dort der Anteil an ausländischen Touristen im 
Vergleich zur einheimischen Bevölkerung geringer ist.  
  
 Um nochmals zu verdeutlichen, wie sich das Verhältnis Pro-
duktion/Dienstleistung zwischen zwei Ländern ausgleichen kann, 
stellen wir ein theoretisches Modell im Extremen vor: Angenom-
men, zwei annähernd gleich große Länder haben – was Produk-
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tion und Dienstleistung anbelangt – genau das gegenteilige Ver-
hältnis: In einem beträgt der Anteil an Produktion 50 Prozent, 
das andere hat überhaupt keine nennenswerte Produktion. Ist 
das Land ohne Produktion aber das exklusive Urlaubsland für 
das andere, so kann das Verhältnis Produktion/Dienstleistung für 
beide zusammengerechnet werden. Diese beiden Länder ergän-
zen sich also und haben im – gemeinsamen – Durchschnitt ein 
Verhältnis Produktion/Dienstleistung von 1 : 3, also 25 Prozent 
Produktivanteil. Dass dieses Gedankenspiel nicht völlig aus der 
Luft gegriffen ist, lässt sich an Urlaubszielen wie den Malediven 
oder anderen kleinen Inselstaaten gut nachvollziehen. In diesem 
Sinn wird ersichtlich, dass bei der Beurteilung einer Volkswirt-
schaft die internationalen Faktoren nicht vernachlässigt werden 
dürfen und reine Dienstleistung (z. B. Tourismusindustrie) einen 
Staat durchaus funktionsfähig halten kann, wenn an anderen 
Orten genügend produziert wird.  
 
 
2. Geldmenge  
 
 Die Geldmenge, die eine Volkswirtschaft zur reibungslosen 
Funktion benötigt, muss nicht nur den Wert aller Güter abde-
cken, sondern auch die Entlohnung der Dienstleister. Die umlau-
fende Geldmenge muss der Summe aller Arbeitseinkommen 
entsprechen, die jeden Monat ausbezahlt werden. Tatsächlich 
muss es etwas mehr sein, um einen Puffer zu haben, der das in 
den Portemonnaies der Bürger enthaltene Geld ausgleichen 
kann. Keinesfalls darf diese Geldmenge kleiner sein als die 
Summe aller Arbeitseinkommen. Auf diese Weise ist sicherge-
stellt, dass alle Waren und Dienstleistungen im monatlichen 
Rhythmus verkauft und auch bezahlt werden können.  
 Was geschieht aber mit dem Geld, das von der arbeitenden 
Bevölkerung – Produktion und Dienstleistung – nicht ausgege-
ben, sondern angespart wird? In gewisser Weise muss auch 
dieses Geld ausgegeben werden, sonst funktioniert das System 
des „fließenden Geldes“ nicht. 
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3. Der Wertspeicher – tragendes Element im System 
 
 Geld, das von der arbeitenden Bevölkerung nicht ausgege-
ben wird, muss folglich von denjenigen ausgegeben werden, die 
noch nicht oder nicht mehr arbeiten (können). Hier kommt die 
Funktion des Wertspeichers zum Tragen. In diesem Pool landet 
alles Geld, das von den Arbeitnehmern und den Selbstständigen 
nicht zur unmittelbaren Konsumbefriedigung eingesetzt wird. 
Wer bereits im Rentenalter ist, hat Vorsorge getroffen, indem er 
im Laufe seines Arbeitslebens Ansprüche erworben – und nicht 
verbraucht – hat, die ihm Zugriff auf das Geld im Wertspeicher 
garantieren. Es sei nochmals daran erinnert, dass in einer 
Volkswirtschaft auf Dauer nur so viel konsumiert werden kann, 
wie in dieser produziert wird. Auf der anderen Seite muss aber 
auch alles konsumiert, verbraucht und verkauft werden, was an 
Produkten und Dienstleistungen verfügbar ist. An der Stelle 
kommt auch in der Humanen Marktwirtschaft die klassische 
Marktwirtschaft als solche zum Tragen: Angebot und Nachfrage 
werden sich in einen für die jeweiligen Umstände funktionalen 
Zustand einpendeln.  
 
 Anmerkung: Bei der Umstellung des alten Systems auf die 
Humane Marktwirtschaft werden die Rentenansprüche umge-
wandelt in Zertifikate, die Zugriff auf den Wertspeicher gestatten. 
So wird das Rentensystem gleichsam übergangslos und ohne 
individuelle Verluste weitergeführt. 
  
 Diese Marktdynamik hat immerhin bereits dazu geführt, dass 
die Mehrzahl der Menschen hierzulande in einem gewissen 
Überfluss leben kann, und trotzdem reguliert sich der Markt so, 
dass es kaum Produkte gibt, die unverkäuflich sind, eingelagert 
oder gar vernichtet werden müssen – den Lebensmittelbereich 
ausgenommen. Im Grunde lebt die weitaus überwiegende Mehr-
heit in unserer Gesellschaft wie die Fürsten in früheren Zeiten. 
Wir haben keinen Mangel an Nahrung, im Gegenteil erfreuen wir 
uns der oftmals exotischsten Früchte aus fernen Kontinenten, zu 
jeder Jahreszeit. (Ob das immer sinnvoll ist, lassen wir dahinge-
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stellt, und auch auf die ebenso maßlose wie unnötige Ver-
schwendung von Lebensmitteln wollen wir an der Stelle nicht 
weiter eingehen.) Wir leben in Behausungen, die einen Komfort 
bieten, der selbst Fürsten versagt war, zumindest was Temperie-
rung und sanitäre Anlagen betrifft. Wir können jederzeit einen 
Wagen mit Chauffeur anfordern (Taxi) und viele haben einen 
eigenen Fuhrpark (Auto, Motorrad, Fahrrad) zur Verfügung. Die 
niederen Tätigkeiten, wie Wäschewaschen oder Geschirrspülen, 
werden von Energiesklaven erledigt, und auch bei der Reinigung 
der Wohnung stehen uns diese hilfreich zur Seite. Zu korrigieren 
bleibt eigentlich nur, eine gerechtere Verteilung herbeizuführen – 
und auf diese Weise eine drastische Verbesserung der Lebens-
umstände am unteren Ende der Sozialskala.  
 
 Wir haben bereits festgestellt, dass das Geld, das von der 
arbeitenden Bevölkerung nicht ausgegeben wird und in den 
Wertspeicher fließt, weitgehend von denjenigen entnommen und 
in Umlauf gebracht wird, die nicht am aktiven Arbeitsprozess 
beteiligt sind. Solange eine Volkswirtschaft insgesamt mehr er-
wirtschaftet, als von allen für den täglichen Lebens- und Luxus-
bedarf verbraucht wird, wird nicht angeforderte Arbeitsleistung, 
also Geld, im Wertspeicher übrig bleiben. Hier hat der Staat sei-
ne wichtige Aufgabe. Er muss diesen Überschuss zum Wohle 
der Bürger ausgeben, indem er beispielsweise Infrastruktur 
schafft bzw. verbessert oder den Bürgern Schulen, Kitas, Biblio-
theken, Kultur- und Sportstätten und andere soziale/kulturelle 
Einrichtungen zur Verfügung stellt. Auf diese Weise entsteht ein 
urdemokratischer Zustand.  
 Die Bürger selbst, also der Souverän, entscheiden darüber, 
wie viel Geld/Arbeitsleistung dem Staat für zusätzliche Aufgaben 
zur Verfügung steht. Der Staat kann, darf und muss nur das ver-
wenden, was ihm die Bürger im Wertspeicher übrig lassen, denn 
sie, jeder einzelne Inhaber von Anrechtsscheinen, sind es, die 
stets den ersten Zugriff auf den Inhalt des Wertspeichers haben. 
Der Staat erhält vom Verwalter des Wertspeichers in regelmäßi-
gen Abständen die Meldung, wie viel dort übrig geblieben ist, 
nachdem die Bürger ihre Entnahmen getätigt haben und die 
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Kreditvergabe über Banken erfolgt ist (Details dazu s. S. 151 ff.). 
Die verbleibende Summe kann er dann beanspruchen und zum 
Wohl seiner Bürger einsetzen. Diese dem Staat zur Verfügung 
stehende Summe wird Schwankungen unterworfen sein, zum 
Beispiel zur Weihnachtszeit, wenn der individuelle Konsum seine 
Spitzen erreicht und die Bürger mehr von ihren Einlagen aus 
dem Wertspeicher abziehen. Damit der Staat dennoch seine 
Investitionen längerfristig planen kann, wird es einen Pufferme-
chanismus geben, der kurzfristige Schwankungen ausgleicht.  
 Diese staatlichen Entnahmen aus dem Wertspeicher dürfen 
nicht verwechselt werden mit dem Etat, den der Staat für seine 
unumgänglichen Aufgaben erhält. Damit meinen wir: Verwaltung, 
Legislative und Exekutive, Bezahlung der Beamten usw. Die 
zuverlässige Finanzierung dieser laufenden Staatsausgaben 
wird ausschließlich durch eine Steuer sichergestellt, die mit einer 
Kapitalertragssteuer vergleichbar ist.  
 
 Der Wertspeicher ist das tragende Element im System des 
„fließenden Geldes“ und wird für jede Volkswirtschaft von einem 
Zentralinstitut verwaltet und kontrolliert. Diesem stehen Banken 
zur Seite, die allerdings in ihrer Funktion und Definition komplett 
neu aufgestellt werden müssen. Banken sind Dienstleister und 
müssen auch wie solche behandelt werden.  
 Weil in den Wertspeicher jeder alles einlegen muss, was er 
nicht sofort für sich selbst ausgibt, entfällt jegliche Notwendigkeit, 
Gehälter zu regulieren oder nach oben zu deckeln. Selbst absurd 
hohe Vorstandsgehälter sind so nicht mehr sozial schädlich, 
denn das, was der fürstlich Entlohnte nicht sofort verbrauchen 
kann – auch wenn er in Luxusgüter, Immobilien, Aktien usw. 
investiert –, fließt in den Wertspeicher und steht der Allgemein-
heit zur Verfügung. Das Anrecht, jederzeit auf seine Anteile dort 
zugreifen zu können, bleibt ihm selbstverständlich unbenommen, 
es ist ja sein Eigentum. Die bislang übliche Option der „wunder-
samen Geldvermehrung“ im Finanznirwana indes kann er nicht 
mehr in Anspruch nehmen.  
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 Einmal mehr wird auch hier deutlich: Die Grundlagen der 
Humanen Marktwirtschaft haben absolut nichts mit irgendwel-
chen sozialistischen Ideen gemein. Im Gegenteil verhält es sich 
so, dass außerordentlich hohe Gehälter durchaus wünschens-
wert sind, denn es sind gerade diese Gehälter, die vom Individu-
um nicht verbraucht werden können und in den Wertspeicher 
fließen. Hier bilden sie eine Grundlage für die Überschüsse, die 
dann dem Staat für Projekte zur Verfügung stehen.  
 
 Die Zertifikate über Einlagen in den Wertspeicher sind in der 
Praxis wie Bargeld zu verwenden. Wer eine gewisse Summe in 
diesen Zertifikaten angespart hat, kann diese jederzeit entneh-
men und für größere Anschaffungen nutzen. Man gibt sie bei-
spielsweise dem Autohändler direkt als Bezahlung für den neuen 
oder gebrauchten Wagen – in ähnlicher Weise, wie man früher 
einen Scheck ausgestellt hat. Interessant an diesem Vorgang ist 
vor allem, dass tatsächlich überhaupt kein Geld fließt und aus 
dem Wertspeicher nichts entnommen wird. Der Verkäufer muss 
die erhaltenen Zertifikate sofort wieder in den Wertspeicher zu-
rückführen, wenn er sie nicht für anderes ausgibt. Da größere 
Anschaffungen üblicherweise nicht über Bargeld abgewickelt 
werden, ist es vollkommen ausreichend, wenn die Bargeldmenge 
auf die Summe aller Löhne begrenzt ist. Die Transfers von grö-
ßeren Summen sind nur Umbuchungen, die bankintern – auch 
zwischen mehreren Banken – vorgenommen werden. Im Prinzip 
ist es ja heute auch nicht anders. Der wesentliche Unterschied 
besteht allerdings darin, dass durch diese Transfers in der HMW 
im Normalfall für keine Partei irgendwelche Zinsverpflichtungen 
entstehen.  
 
 
 
Bargeld horten lohnt sich nicht 
 
 Wir sehen also, dass sich im System der Humanen Markt-
wirtschaft mit dem Wertspeicher der tägliche Umgang mit Geld 
und Geldeswert prinzipiell nicht verändert. Gleichwohl bedarf es 

119



für den Umgang mit dem Wertspeicher einiger neuer, klar defi-
nierter Regeln. Die erste Vorgabe ist, dass Geld, das nicht sofort 
verbraucht wird, auch dort hineinfließt. Dieser Vorgang soll weit-
gehend freiwillig erfolgen, weil die Humane Marktwirtschaft so 
weit wie möglich auf Kontrollen oder Zwänge verzichten will. Um 
sicherzustellen, dass das überschüssige Geld auch tatsächlich in 
den Wertspeicher gelangt, wird dem Geld eine widernatürliche 
Eigenschaft genommen: Es kann sich nicht mehr aus sich selbst 
heraus vermehren. Vielmehr wird ihm die natürliche Eigenschaft 
verliehen, zu altern und damit dem Verfall preisgegeben zu sein 
(vgl. „Geldverrufung“ in der Einführung zum 1. Teil des Buches, 
S. 8 ff.).  
 Das ist nicht mit Inflation zu verwechseln, denn der Wert des 
Geldes bleibt derselbe, solange es frisch ist. Jede Banknote 
erhält ein Verfallsdatum, wobei „Verfall“ nicht meint, dass sie 
dann mit einem Schlag wertlos ist. Der einzelne Schein mit abge-
laufenem Verfallsdatum ist nur weniger wert und kann nur noch 
bei einer Bank gegen einen neuen getauscht werden. Allerdings 
erhält der Kunde 12 Prozent weniger zurück, als der Nominal-
wert des abgelaufenen Scheins beträgt. Sobald das Ablaufdatum 
um mehr als ein Jahr überschritten ist, wird der Abschlag weitere 
12 Prozent für jedes angefangene Jahr betragen. Nach etwa 
acht Jahren ist der Schein dann tatsächlich nur noch wertloses 
Papier. Diese Vorgehensweise wird verhindern, dass Banknoten 
unter dem Kopfkissen oder in irgendwelchen Tresoren gehortet 
und damit dem notwendigen Umlauf des Geldes entzogen wer-
den. Das darf nicht sein. Sobald jedoch Geld in den Wertspei-
cher eingelegt worden ist, ist sein Wert stabil und keinerlei Verfall 
oder Wertverlust ausgesetzt.  
 
 Anmerkung: Alle Einlagen in den Wertspeicher werden in 
einem Zentralinstitut kontinuierlich registriert und überwacht. 
Diese zentrale Aufsichtsbehörde hat also stets einen sehr ge-
nauen Überblick über den aktuellen Zustand der Volkswirtschaft. 
Ein positiver Nebeneffekt dabei ist, dass es sich absolut nicht 
mehr lohnt, größere Summen zu erpressen, zum Beispiel mit 
einer Entführung, oder eine Bank auszurauben. Weil das Bargeld 
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eben nicht für längere Zeit verborgen werden kann – es droht 
zunehmender Wertverlust – müsste es in den Wertspeicher ein-
gezahlt werden. Eine derartige Anomalie aber würde auffallen 
und der Erpresser/Bankräuber entdeckt. Ähnliches gilt für Beste-
chungs- und Korruptionsgelder (siehe dazu auch den Abschnitt 
„Mögliche Fragen“, S. 199 f.). 
 
 Das Haltbarkeitsdatum der Zertifikate soll nicht weniger als 
ein Jahr betragen. Die Banken stehen in der Verantwortung, alle 
Scheine gegen frische auszutauschen, die weniger als zwei Mo-
nate Haltbarkeitsdatum übrig haben. Der Tauschvorgang lässt 
sich mühelos über die Geldautomaten in den Banken abwickeln, 
die sowieso regelmäßig von den meisten Bankkunden in An-
spruch genommen werden. Die hier ausgegebenen Banknoten 
dürfen nicht „älter“ als neun Monate sein. Damit ist sichergestellt, 
dass überwiegend Scheine mit hinreichender Restlaufzeit im 
Umlauf sind. Um zu verhindern, dass ein ganz „Schlauer“ heute 
noch einen Geldschein beim Fleischer auf die Theke legt, der 
morgen schon weniger wert ist, hat der Einzelhandel das Recht, 
Banknoten zurückzuweisen, deren Haltbarkeit weniger als einen 
Monat beträgt. Gleiches gilt für den Kunden mit Blick auf das 
erhaltene Wechselgeld.  
 
 Auch Geld, das auf dem Girokonto liegt, wird dem notwendi-
gen und erwünschten Umlauf entzogen – was nicht sein soll. Um 
diese Form des „Sparens“ gleichermaßen unattraktiv zu machen, 
wird ein ähnlicher Mechanismus zur Anwendung kommen. Der-
gestalt, dass das durchschnittliche Monatsguthaben auf dem 
Konto mit einer sog. Geldbenutzungsgebühr belegt wird. Diese 
Gebühr wird drei Prozent im Monat betragen und regelmäßig 
einem Sondertopf zugeführt, der für die Alimentierung sozialer 
Härtefälle verwendet wird. Das soll bewirken, dass jeder bemüht 
ist, Geld, welches er nicht sofort verbraucht, umgehend in den 
Wertspeicher einzuzahlen. Damit aber nicht andauernd umge-
schichtet wird, vom Konto in den Wertspeicher und zurück, gibt 
es eine weitere Regel: Erst bei einem Guthaben über 1.000 Euro 
darf in den Wertspeicher transferiert werden.  
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Fazit: Alles Geld, das nicht sofort ausgegeben und im Wertspei-
cher gesammelt wird, steht dort allen zur Verfügung, die ein An-
recht darauf erworben haben. Was dann nicht entnommen wor-
den ist und nicht für Kreditleistungen gebraucht wird, darf der 
Staat zum Wohl der Bürger einsetzen. Da es sich beim Wert-
speicher um ein Umlagesystem – vergleichbar unserem Renten-
system – handelt, muss der Geldbestand auch hier immer nahe 
null sein. Unbenommen davon, wird es eine hohe Summe von 
Anrechten auf den Wertspeicher geben, die aber nur sequenziell, 
nach Stand der Volkswirtschaft entnommen werden können. 
Wieder steht das bewährte deutsche Rentensystem Pate, denn 
auch dort existieren Ansprüche in einer Höhe, die nur sequenzi-
ell nach Geldeingang befriedigt werden können. 
 
 Niemals war die Zeit geeigneter, aus einer Position des 
Überflusses heraus daran zu arbeiten, eine ideale Gesell-
schaft mit einem gerechten und nachhaltigen Wirtschafts- 
und Wertesystem zu formen.  
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Leben ohne Lohnsteuer  
 
 Arbeit ist eine der wesentlichen Grundlagen für jedes funktio-
nierende Staatswesen. Eine Frage wird in diesem Zusammen-
hang grundsätzlich nicht gestellt, aber wir tun es: Kann es sinn-
voll sein, gerade diese unverzichtbare Grundlage, also Arbeit, zu 
besteuern? – Da ist man dann schnell mit „Geht nun mal nicht 
anders“ bei der Hand. Aber das stimmt nicht! Die staatlich sank-
tionierte Beraubung der Fleißigen ist keineswegs alternativlos. 
Die Geschichte kennt jede Menge Beispiele von Staaten und 
Gesellschaften, in deren Rechtssystem die Besteuerung von 
Arbeit nicht vorgesehen war. Dennoch hatten diese Staaten und 
Gesellschaften ausreichend Geld zur Verfügung, und zwar vor 
allem durch die Erhebung direkter Gebühren. Tatsächlich ist es 
in Deutschland ebenfalls üblich, einiges durch direkte Steuern 
und Gebühren zu finanzieren. Wir nennen hier die Grundsteuer 
und andere Abgaben, mit denen Infrastrukturmaßnahmen finan-
ziert werden. Auch die Kfz- und Mineralölsteuer sollte ursprüng-
lich für den Bau und den Erhalt von Straßen eingesetzt werden.  
 
 Im Urtext der amerikanischen Verfassung war die Erhebung 
von Lohnsteuer verboten. Die Väter dieser Verfassung dürfen 
zweifelsfrei als kluge, vorausschauende Köpfe angesehen wer-
den, doch sie konnten nicht ahnen, in welch kurzer Zeit die Gier 
über die Verfassung siegen und dieser Passus ersatzlos gestri-
chen würde. Die Gier ist ein mächtiger und gefährlicher Faktor. 
Nicht ohne Grund ist die Gier für Katholiken eine Todsünde. Die 
Gier ist unstillbar. Sie kann allein von der Vernunft gezügelt wer-
den – besiegt werden kann sie nicht. Voraussetzung für das 
Primat der Vernunft muss die Gewissheit sein, ein einigermaßen 
zufriedenes und sorgenfreies Leben führen zu können.  
 Es gilt also, ein Finanzsystem zu schaffen, das der Gier kei-
nen Vorschub leistet. Dies ist in allererster Linie nur dann zu 
erreichen, wenn es das ausufernde System von Zins und Zin-
seszins nicht mehr gibt, wenn es ausgeschlossen ist, durch 
„wundersame Geldvermehrung“ reich zu werden, ohne einen 
einzigen Finger zu rühren. Auf der anderen Seite muss der 
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Mensch zweifelsfrei nachvollziehen können, welches Einkom-
men er tatsächlich mit seiner Arbeit erwirtschaftet hat. In der 
Humanen Marktwirtschaft wird sein Verdienst nicht geschmälert, 
weder durch Zwangsabgaben für Renten noch für Arbeitslosen-
versicherung, und schon gar nicht für Lohnsteuer. Wer gearbeitet 
hat, soll die Bezahlung für seine Leistung 1 : 1 behalten dürfen. 
Für seine persönliche Absicherung muss jeder dann mit diesem 
erwirtschafteten Geld – je nach Bedarf und Leistungsfähigkeit – 
selbst sorgen. 
 Das grundsätzliche Verbot, Arbeit zu besteuern, wird vielfälti-
ge Vorteile und Einsparungen mit sich bringen. „Schwarzarbeit“ 
im herkömmlichen Sinn kann es nicht mehr geben. Die Verwal-
tung des Lohnsteuereinzugs fällt ersatzlos weg. Welch ein unge-
heurer bürokratischer Aufwand, der dann nicht mehr betrieben 
werden muss; wie viele Streitfälle, die in der Folge nicht mehr vor 
Gericht landen; wie viele Arbeitskräfte, die endlich einer wirklich 
produktiven/kreativen Tätigkeit nachgehen können?  
 
 
 
Die Kirchensteuer entfällt 
 
 Wenn es die Lohnsteuer nicht mehr gibt, kann es andere 
prozentual auf diese Steuer erhobene Abgaben logischerweise 
auch nicht mehr geben. Das betrifft vor allem die Kirchensteuer. 
8 bzw. 9 Prozent, bezogen auf die Lohn-/Einkommensteuer, 
werden derzeit vom Staat einbehalten und, abzüglich einer Ver-
waltungsgebühr, an die großen christlichen Kirchen weitergelei-
tet. Bei dieser durch das staatliche Inkasso eingetriebenen 
Zwangsabgabe kommt einiges zusammen: rund 5,46 Milliarden 
Euro für die katholische, rund 4,84 Milliarden Euro für die evan-
gelische Kirche (2013). Hinzu kommen jährlich ca. 480 Millionen 
(2013) „Staatsleistungen“ an beide Kirchen. Dieses Geld zahlt 
der Staat als Unterstützung zur „Erfüllung kirchlicher Aufgaben 
und der Deckung des kirchlichen Bedarfs“. Was allerdings die 
Religionsgemeinschaften am Ende damit machen, liegt allein in 
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ihrem Ermessen, denn diese Staatsleistungen werden ohne 
Zweckbindung gezahlt. 
 Dem neuzeitlichen Zehnt kann der Bürger nur entgehen, 
wenn er seinen Austritt aus der jeweiligen Kirche erklärt und 
damit jegliche Verbindung zu seiner angestammten Glaubens-
gemeinschaft abbricht. Die Option, praktizierender Katholik oder 
Protestant zu sein, ohne Kirchensteuer zu bezahlen und statt-
dessen seine Gemeinde mit Spenden zu unterstützen, gibt es in 
Deutschland nicht. In vielen anderen Ländern (z. B. Niederlande, 
Belgien, Griechenland, Polen, Brasilien) geht das sehr wohl, weil 
sich die Kirchen dort sowieso ausschließlich aus Spendengel-
dern finanzieren bzw. der Staat (wie z. B. in Frankreich und den 
USA) nur eine geringe Förderung gewährt, der Löwenanteil der 
benötigten Mittel aber ebenfalls aus Spenden aufgebracht wer-
den muss.  
 
 
 
Historischer Rückblick zur Kirchensteuer – 
Gesetzliche Verankerung seit 1919 
 
 Die Kirchensteuer, wie wir sie kennen, ist eine neuzeitliche 
„Erfindung“. Der erste Kleinstaat in Deutschland, der sie einführ-
te, war 1827 Lippe-Detmold, weitere Provinzen und Königreiche 
kamen sukzessive hinzu; 1892 schließlich Bayern und erst 
1905/06 Preußen. Die Regelungen im Einzelnen waren sehr 
unterschiedlich, grundsätzlich aber war die auf staatliche Initiati-
ve hin eingerichtete Kirchensteuer lediglich als zusätzliche Hilfs-
quelle für besondere Aufgaben einer einzelnen Gemeinde ge-
dacht und sollte ursprünglich auch kein Recht auf Dauer sein. 
Erst in der Weimarer Reichsverfassung (WRV) von 1919 wurde 
die flächendeckende Kirchensteuer gesetzlich verankert. Dort 
heißt es im Artikel 137, Absatz 6: „Die Religionsgesellschaften, 
welche Körperschaften des öffentlichen Rechtes sind, sind be-
rechtigt, aufgrund der bürgerlichen Steuerlisten nach Maßgabe 
der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern zu erheben.“   
Diese gesetzliche Festlegung wurde vom Grundgesetz über-
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nommen und ist bis heute gültig. Gleiches gilt für Artikel 138 
WRV mit der Forderung, „die Staatsleistungen an die evangeli-
sche und die katholische Kirche abzulösen“. Diesem Auftrag ist 
das bundesrepublikanische Parlament bis heute nicht nachge-
kommen.  
 Die Nationalsozialisten haben der katholischen Kirche zu-
nächst das Recht auf Erhebung von Kirchensteuern weiterhin 
zugesichert (Reichskonkordat von 1933); zum 1. Januar 1935 
wurde der Kirchensteuereinzug durch den Arbeitgeber sogar als 
„staatliche Aufgabe“ eingeführt. Mit Wirkung vom 1. Dezember 
1941 verweigerte die Reichsregierung dann allerdings per Ge-
setz die staatliche Mithilfe bei der Erhebung der Kirchensteuer. 
In Bayern führte das 1943 dazu, die Kirchensteuer wieder durch 
eigene Kirchensteuerämter einzutreiben.  
 In der DDR wurde in einer Phase der Konfrontation von Chris-
ten und Kirche mit dem Staatsapparat der Einzug von Kirchen-
steuern ab 1956 komplett eingestellt. Mit Vollendung der deut-
schen Einheit wurden die Bürger der ehemaligen DDR wieder 
kirchensteuerpflichtig.  
  
 Ist es nicht weit mehr Ausdruck der tief empfundenen Zuge-
hörigkeit zu einer Glaubensgemeinschaft, wenn ich aus freien 
Stücken und meiner jeweiligen finanziellen Situation angemes-
sen meine Kirche mit Spenden unterstütze, als dass das staatli-
che Inkasso mich zur Zwangsabgabe „verdonnert“? Wenn ich 
mich mit Herz und Seele dem christlichen Glauben, welcher Kon-
fession auch immer, zugehörig fühle, dann ist es mir auch wert, 
nach Kräften dazu beizutragen, dass meine Kirche ihre Aufga-
ben erfüllen kann. Für „besondere Leistungen“, wie Taufe, Hoch-
zeit, Beerdigung, müssen die Gläubigen ja sowieso auch heute 
noch extra bezahlen. Über die Höhe der Tarife entscheidet nach 
Wegfall der Kirchensteuer je nach Bedarf die jeweilige Kirchen-
gemeinde; wer keiner Konfession angehört, zahlt das Doppelte. 
 
 Mit Blick auf all jene Länder, in denen es eine staatlich ver-
ordnete Kirchensteuer nicht gibt, dürfen wir beruhigt feststellen, 
dass die großen christlichen Kirchen dort ihre seelsorgerische 
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und caritative Arbeit dennoch leisten können, dass die Kirchen 
und Klöster dort nicht verfallen und die Nachwuchssorgen für 
Kleriker dort nicht größer sind als bei uns. Wie oben ausgeführt, 
gab es in der Vergangenheit und gibt es heute durchaus Wege, 
die Gläubigen an der Finanzierung ihrer Religionsgemeinschaft 
zu beteiligen, ohne dass der Staat als Inkassobüro auftritt. Mag 
sein, dass die Einnahmequellen der Kirchen dann nicht mehr 
ganz so üppig sprudeln – genug, um ihren eigentlichen Aufgaben 
nachkommen zu können, wird es immer sein.  
 Auf der anderen Seite wird es Exzesse der Verschwendung, 
wie sie 2013 mit dem Limburger „Protz“-Bischof Franz-Peter 
Tebartz van Elst publik wurden, dann höchstwahrscheinlich nicht 
mehr geben. Auf eine für rund 32 Millionen Euro übertrieben 
hochgestylte Bischofsresidenz mit hauseigener Kapelle, Lichthof 
mit Koi-Becken und Marien-Garten, mit Doppeldusche, Desig-
nerbadewanne, Sauna, Bidet und jeder Menge Einbauschränke 
aus edelsten Materialien in den Privatgemächern kann jeder 
Gläubige gern verzichten.  
 
  
 
Die Finanzierung des Staatswesens  
 
 Jeder Staat braucht zuverlässig Einnahmen, um seine Aufga-
ben ebenso zuverlässig erfüllen zu können. Die Lohn- bzw. Ein-
kommensteuer kann das leisten, aber es geht auch ohne. Zu-
nächst weisen wir nochmals auf die groteske Tatsache hin, dass 
Arbeit in Deutschland – und weitgehend im gesamten westlichen 
Raum – höher besteuert wird als (arbeitsfreie) Kapitaleinkünfte: 
Arbeit im Spitzensatz mit mehr als 40 Prozent, Kapitaleinkünfte 
lediglich mit 25 Prozent. Diesen pervertierten Zustand wird die 
Humane Marktwirtschaft ins Gegenteil wenden: Arbeit wird über-
haupt nicht besteuert, Kapitaleinkünfte dagegen umso mehr. 
„Umso mehr“ heißt jetzt nicht, dass wir exorbitant hohe Steuern 
fordern. Je nach Umständen wird über Steuersätze zu diskutie-
ren sein, die etwa zwischen 30 und 50 Prozent liegen. Wir gehen 
davon aus, dass ca. 35 Prozent ausreichen sollten.  
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 Für unsere Berechnungen nehmen wir – was läge näher – 
das „Modell“ Deutschland und betrachten zunächst einmal den 
Bedarf. Den größten Batzen im aktuellen Haushalt bilden die 
Sozialleistungen mit etwa 43 Prozent, an zweiter Stelle folgt der 
Schuldendienst mit immerhin 13 Prozent. Beide Posten wird es 
in der Humanen Marktwirtschaft nicht geben! Warum das so ist 
und wie es im Einzelnen funktioniert, wird im nächsten Abschnitt 
ausführlich erläutert. Für den Augenblick nur so viel: Sobald die-
se beiden „Schwergewichte“ den Haushalt nicht mehr belasten, 
beträgt der Bedarf für den Staat nur noch weniger als 200 Milli-
arden Euro pro Jahr. Auch der Verteidigungshaushalt, der immer 
noch 9 Prozent ausmacht, sollte überprüft werden. Mindestens 
die Hälfte davon erachten wir als überflüssig in einem friedlichen 
Europa. Das heißt, der deutsche Staat hat in der Humanen 
Marktwirtschaft lediglich noch einen Einnahmebedarf von etwa 
160 Milliarden Euro, um seine andauernden Aufgaben erfüllen zu 
können. Hierbei sind wir bewusst noch nicht auf Einsparungen, 
welche durch den weitgehenden Wegfall der Finanzverwaltung 
und anderer überflüssig gewordener bürokratischer Einrichtun-
gen entstehen werden, eingegangen. 
   
 In der Humanen Marktwirtschaft wird es nur noch zwei Arten 
von sog. Kapitaleinkünften geben, wobei keine von beiden durch 
Zinsen oder sonstige mehr oder weniger seltsame Geldvermeh-
rungen entstehen. Einkünfte aus Besitz werden sein: Mieten und 
Dividenden aus Aktienbesitz. Wobei wir zu Letzterem ebenso 
Einkünfte zählen, die aus dem direkten Besitz von Produktions-
mitteln stammen, also auch als Firmengewinne bezeichnet wer-
den können. Für Dienstleistungsunternehmen gilt dies gleicher-
maßen. Nimmt man die aktuellen Zahlen, wird sofort ersichtlich, 
dass eine Besteuerung dieser Einkommen in Höhe von 30 bis 40 
Prozent völlig ausreicht, den Staat mit etwa 200 Milliarden Euro 
pro Jahr auszustatten. Wie man sieht, ist die Humane Marktwirt-
schaft auf Einnahmen aus Lohn- bzw. Einkommensteuer nicht 
angewiesen.  
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 Anmerkung: An der Stelle sei nochmals ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass wir es grundsätzlich für recht und billig erach-
ten, Einkünfte, die nicht produktiver Arbeit entstammen, also 
Kapitalerträge, mit Steuern zu belegen, die je nach Bedarf sehr 
hoch sein können. Wir halten es dagegen nicht für „gerecht“, 
wenn die einen arbeiten müssen für ihren Lebensunterhalt und 
Steuern zahlen, während sich andere mit ihrem leistungslosen 
Einkommen und den gebotenen Steuerprivilegien einen „schlau-
en Lenz“ machen können.  
 
 Der „normale“ Arbeitnehmer wird in der Humanen Marktwirt-
schaft also steuerlich nicht erfasst und muss logischerweise 
auch keine Lohn- oder Einkommensteuererklärung abgeben. Der 
hohe Verwaltungsaufwand für das Eintreiben dieser Staatsein-
nahmen entfällt vollständig. Dagegen müssen sich jede Einzel-
person, die über Kapitaleinkünfte verfügt, und jede Firma steuer-
lich erklären. Da das aber im Nachhinein erfolgt, muss dem Staat 
eine Vorauszahlung geleistet werden, und damit der Staat zuver-
lässig planen kann, muss diese Vorauszahlung höher ausfallen, 
als es der Endabrechnung entspricht. Es wird so sein, dass von 
allen Kapitaleinkünften, wie Mieten und Dividenden, direkt 50 
Prozent abgeführt werden müssen. Nach Jahresende werden 
diese Abgaben abgerechnet, wie auch jetzt mit der Einkommen-
steuererklärung. Danach erhält der Steuerzahler das zurück, was 
er an Vorauszahlung zu viel abgegeben hat. Firmengewinne 
werden nicht mit Vorauszahlungen belegt, müssen aber versteu-
ert werden.  
 Wer solche Kapitaleinkünfte hat, zählt nicht zu den Armen. Er 
kann es verschmerzen, wenn er maximal ein Jahr auf 10 bis 20 
Prozent seines (arbeitsfreien) Einkommens warten muss. Durch-
schnittlich beträgt die Wartezeit nur ein halbes Jahr. Bereits im 
zweiten Jahr nach Einführung der Humanen Marktwirtschaft ist 
die Einkommenssituation wieder „normal“, denn dann erhält er 
das, was er im Vorjahr zu viel abgegeben hat, zurück. Er stellt 
gleichsam – einmalig (!) – dem Staat 10 bis 20 Prozent seines 
Einkommens zur Verfügung, um diesem letztendlich eine zuver-
lässige Planung zu ermöglichen. Es ist durchaus vorgesehen, 
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dass die Höhe dieser Steuer im jährlichen Rhythmus je nach 
Bedarf angepasst wird. 
  
 Wie wir es bereits heute kennen, finanziert der Staat hoheitli-
che Aufgaben, die direkt zugeordnet werden können (z. B. Stra-
ßenbau, Infrastruktur usw.) mit direkten Gebühren, wie Kraftfahr-
zeug- und Mineralölsteuer, Grundsteuer usw. Hierfür müssen 
also keine oder nur geringe andere Steuermittel aufgebracht 
werden. Jeder zahlt für das direkt, was er in dieser Hinsicht vom 
Staat in Anspruch nimmt. Steuern auf Alkohol und Tabakwaren 
z. B. können weiterhin erhoben werden, wenn die Einnahmen 
dem Gesundheitssystem direkt zugute kommen. Man kann diese 
durchaus als direkte Gebühr betrachten, denn Alkohol- bzw. 
Nikotinmissbrauch verursachen der Allgemeinheit schließlich 
direkte Kosten. Dieses Verfahren entlastet die Finanzierung des 
Gesundheitssystems, wie wir später noch genauer erläutern 
werden.  
 
 Anmerkung: Was den Bau und Erhalt von Straßen, Brücken, 
Tunneln usw. anbelangt, vertreten wir die Auffassung, dass es 
am gerechtesten ist, die erforderlichen Gelder einzig über die 
Kfz- und Mineralölsteuer sowie über Mautgebühren einzuziehen. 
Nur so ist sichergestellt, dass derjenige, der die Straßen am 
meisten be- und abnutzt, auch am meisten für deren Bau und 
Erhalt leistet. Wir lehnen es ab, zum Beispiel Autos, die mit 
Strom betrieben werden, von der Steuer freizuhalten. Das ist 
eine Subvention und als solche in der Humanen Marktwirtschaft 
nicht zulässig. Das Argument, Transporte würden dadurch teu-
rer, ist nicht von der Hand zu weisen. Wir sehen darin jedoch 
einen positiven Anreiz, unnötige Transportleistungen einzustellen 
bzw. zu verlagern. 
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Marktverzerrende Subventionen sind passé  
 
 Da die Humane Marktwirtschaft jegliche Art von Subventio-
nen verbietet, werden auch diese Posten den Staatshaushalt 
nicht mehr belasten. Das hat den wünschenswerten Effekt, dass 
der Bürger wieder den wahren Wert dessen erkennen kann, was 
er konsumiert. Beispielsweise müssten die Lebensmittelpreise 
erheblich höher sein, damit der Bauer – ohne Subventionen – 
vom Verkauf seiner Produkte leben kann (vgl. hierzu auch den 
Abschnitt „Vor allem die Landwirtschaft muss wieder human 
werden“, S.179 ff.). 
 Subventionen, Stilllegungsprämien und Ähnliches verzerren 
den Markt und verursachen unter anderem den Niedergang hei-
mischer Produktion weltweit – Stichwort „Afrika“. Erschwerend 
kommt hinzu, dass mit Lebensmitteln an Warenterminbörsen 
gehandelt wird, ohne diese Waren tatsächlich zu bewegen. Das 
führt zu einer unsinnigen Volatilität der Preise (Volatilität = Aus-
maß der Schwankungsintensität des Preises eines bestimmten 
Basiswertes innerhalb eines bestimmten Zeitraums), was ganze 
Nationen in Hunger und Armut gestürzt hat. Nicht nur deswegen 
verbietet die Humane Marktwirtschaft jegliche Terminbörsen – 
also ebenso für Rohstoffe. Denn auch auf diesem Markt werden 
durch die Börsen Preise nach oben oder nach unten getrieben 
mit dem alleinigen Ziel, aus dem Bedarf – oder gar der Not – 
unbillige Profite zu erzielen, die keiner produktiven Arbeit ent-
stammen.  
  
 In der Humanen Marktwirtschaft hat der Staat noch andere 
Mittel, auf die er zurückgreifen kann, allerdings sind diese nicht 
zuverlässig planbar. Hier handelt es sich um Überschüsse im 
Wertspeicher, die nicht von den Eigentümern der Zertifikate ver-
braucht worden sind. Diese müssen jedoch ausgegeben werden, 
wenn die Wirtschaft rundlaufen soll, und es ist die Aufgabe des 
Staates, dieses Geld sinnvoll einzusetzen. Wie bereits erwähnt, 
darf er mit diesen Mitteln keinesfalls seine dauernden Verpflich-
tungen finanzieren, sondern er muss sie einsetzen für außeror-
dentliche Investitionen, wie zum Beispiel zur Optimierung der 
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Infrastruktur oder für andere (Groß-)Projekte, die das Leben der 
Bürger nachhaltig verbessern. Auf diese Weise – also letztlich 
durch ihr eigenes Konsumverhalten – haben es die Bürger selbst 
in der Hand, in welcher Größenordnung derlei Maßnahmen reali-
siert werden können. Der Staat darf demzufolge nur das Geld 
ausgeben, das die Bürger freiwillig zur Verfügung stellen. Demo-
kratischer geht es nicht.  
 
Fazit: Dank des abgespeckten Staatshaushalts in der Humanen 
Marktwirtschaft kann sich der Staat mühelos sowohl aus Steuern 
aus Kapitaleinkünften als auch aus direkten Gebühren finanzie-
ren. Die Lohnsteuer entfällt und vom Lohn werden auch keine 
Abgaben eingezogen für die Renten- oder Arbeitslosenversiche-
rung. Es gibt keine Mehrwertsteuer und keine Subventionen, 
ebenso wenig wie andauernde Zinsbelastungen. Mit dem Weg-
fall all dieser extrem preistreibenden Faktoren wird das allgemei-
ne Preisniveau drastisch gesenkt.  
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Ein gesichertes Grundeinkommen  
garantiert den sozialen Frieden 
 
 Über ein gesichertes Grundeinkommen für jeden Bürger ist 
schon viel diskutiert worden. Die vorgetragenen gedanklichen 
Ansätze waren an sich nicht verkehrt, hatten jedoch einen fun-
damentalen Makel: Sie wollten dieses revolutionäre Versor-
gungsmodell in das bestehende System implementieren. Das 
aber ist vollkommen ausgeschlossen. Eine regelmäßige und 
garantierte Grundsicherung für alle Menschen eines Staates 
lässt sich nur dann realisieren, wenn die notwendigen Rahmen-
bedingungen dafür gegeben sind. Genau diese sind aber derzeit 
nicht vorhanden. Deshalb ist es erforderlich, das gesamte Sys-
tem von Grund auf neu zu denken – das leistet die Humane 
Marktwirtschaft.  
  
 Immer, wenn man die Idee für ein gesichertes Grundeinkom-
men ins Spiel bringt, wird als erstes Gegenargument sofort ange-
führt, die Menschen könnten dadurch verleitet werden, sich auf 
die „faule Haut“ zu legen. Diese Gefahr besteht jedoch nur dann, 
wenn eine solche Grundsicherung zu üppig ausfällt. Folglich 
muss ein gesichertes Grundeinkommen so niedrig sein, dass es 
nur verschwindend wenige zum Nichtstun animieren kann. Wir 
orientieren uns hier an den aktuellen Hartz-IV-Sätzen und legen 
400 Euro pro Person pro Monat fest. Im Gegensatz zur aktuellen 
Praxis sieht die Humane Marktwirtschaft jedoch nicht vor, dass 
dieser Betrag durch irgendwelche Sonderzahlungen aufgestockt 
wird. Weitere Zuschüsse wird es nicht geben (siehe auch ergän-
zende Ausführungen unter „Mögliche Fragen“, S. 196 f.) Manch 
einem mag das im ersten Augenblick grausam erscheinen, doch 
betrachtet man die Sache im Zusammenhang, sieht das Ganze 
schon anders aus: Es gibt keine Lohnsteuer. Das bedeutet, dass 
es sich für jedermann lohnen wird, auch kleine Tätigkeiten gegen 
Bezahlung zu verrichten.  
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 Anmerkung: Selbstverständlich gibt es auch in der Humanen 
Marktwirtschaft ein System, das schuldlos Arbeitsunfähige    
angemessen versorgt, und zwar in Form einer verpflichtenden 
Arbeitslosenversicherung für alle Angestellten und Selbstständi-
ge. Weil sie verpflichtend ist, muss der Träger eine Anstalt des 
öffentlichen Rechts sein. Der Unterschied zum bisherigen Ver-
fahren ist der, dass jeder über die Höhe seiner Absicherung 
selbst entscheiden kann. Eine Obergrenze gibt es nicht, denn 
mancher Gutverdienende hat sich laufende Verpflichtungen auf-
gebaut, die mit einer Absicherung, welche sich an der gültigen 
Bemessungsgrenze orientiert, nicht abgedeckt werden können. 
Die Beiträge für die Arbeitslosenversicherung werden von allen 
direkt bezahlt. Beitrags- und Auszahlungskonditionen müssen 
von einer Expertenkommission erarbeitet werden.  
 
 Welche fundamental positiven Auswirkungen das gesicherte 
Grundeinkommen haben wird, das jeder, vom Säugling bis zum 
Greis, jeden Monat erhält, lässt sich an einfachen Beispielen 
leicht verdeutlichen:  

1. Eine alleinerziehende Mutter mit zwei Kindern verfügt 
bereits über ein Grundeinkommen von 1.200 Euro. Von 
dieser sicheren Basis aus kann sie einer bezahlten Halb-
tags- oder Teilzeitarbeit nachgehen – und zwar ohne 
den Druck der Existenzsicherung, dem sie bislang aus-
gesetzt ist. Jeden Lohn, den sie erhält, wird sie vollstän-
dig für sich und ihre Kinder verwenden können, denn es 
gibt keine Abzüge.  

2. Die Durchschnittsfamilie – verheiratet, zwei Kinder – ver-
fügt über 1.600 Euro Grundeinkommen. Hier wird bereits 
der erheblich vergrößerte individuelle Entscheidungs-
spielraum erkennbar: Wollen beide Elternteile berufstätig 
sein oder nur einer von beiden, und in welchem zeitli-
chen Umfang? Die Gründung einer Familie mit Kindern 
ist jedenfalls nicht länger eine Frage des Geldes, da die 
Grundsicherung gewährleistet ist. Damit erweist sich un-
ser System als sehr familienfreundlich, und zwar für An-
gestellte wie für Selbstständige gleichermaßen.  
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Die Finanzierung 
 
 Jetzt gilt es, die spannende Frage zu beantworten, wie das 
gesicherte Grundeinkommen finanziert werden kann. Auch hier 
gehen wir neue Wege. Bevor wir aber unsere Rechnung vorstel-
len, müssen wir erklären, mit welchen Zahlen wir operieren und 
warum. Da gibt es ein BIP (Brutto Inlands Produkt), ein BNP 
(Brutto National Produkt) und andere Parameter, die mehr oder 
weniger tauglich sind, die Leistung einer Volkswirtschaft zu 
quantifizieren. Auch hierbei wird die Öffentlichkeit hinters Licht 
geführt, indem manches zum BIP gerechnet wird, was nicht da-
zugehören darf. Hier meinen wir vor allem Einkünfte aus Kapital-
bewegungen, die in manchem Staat 30 Prozent des BIP ausma-
chen. Realistischerweise dürften diese nicht mit einbezogen 
werden, denn sie beschreiben kein Produkt, sondern lediglich 
Einnahmen, die keinerlei wertschöpfender Arbeit entstammen.  
 
 In Deutschland gibt das Statistische Bundesamt das BIP für 
2014 mit etwa 2.900 Milliarden Euro an. Dem steht gegenüber 
ein Volkseinkommen von etwa 2.180 Milliarden Euro. Man sieht 
bereits hier, dass es eine Lücke gibt, die nicht mit dem deut-
schen Außenhandelsüberschuss von 285 Milliarden Euro erklärt 
werden kann. Deswegen sind wir einen anderen Weg gegangen, 
um eine Zahl zu berechnen, die in etwa dem verfügbaren Ein-
kommen aller Deutschen nahekommt. Wie mehrfach gesagt, 
geht es uns darum, das Prinzip der Humanen Marktwirtschaft 
vorzustellen und zu erläutern, und dazu bedarf keiner exakten 
Zahlen mit der dritten Stelle hinter dem Komma. 
 
 Wir nehmen ein Durchschnittseinkommen pro Arbeitnehmer 
von 40.000 Euro pro Jahr, was einigermaßen realistisch sein 
dürfte. Multipliziert mit etwa 40 Millionen Arbeitnehmern ergibt 
das 1.600 Milliarden Euro pro Jahr für alle Arbeitnehmer zu-
sammen. Hinzu müssen etwa 20 Millionen Rentner und Pensio-
näre gerechnet werden. Es kommt der Realität sehr nahe, wenn 
wir deren Jahreseinkommen wiederum im Durchschnitt mit der 
Hälfte, also mit 20.000 Euro rechnen. Das sind dann weitere 400 
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Milliarden Euro, sodass wir insgesamt mit einem Volkseinkom-
men von 2.000 Milliarden Euro rechnen können. Wir nehmen 
bewusst diese Summe, die kleiner ist als diejenige, die das Sta-
tistische Bundesamt veröffentlicht, denn so können wir aufzei-
gen, dass die folgenden Rechnungen tatsächlich noch ein gutes 
Stück günstiger ausfallen werden, sobald mit den exakt ermittel-
ten Parametern gerechnet wird.  
 
 Hier nun unsere Rechnung im Modell: Der Bedarf zur Finan-
zierung des Grundeinkommens beträgt etwa 400 Milliarden Euro 
pro Jahr [80 Millionen x 4.800 Euro (400 Euro x 12 Monate) = 
384 Milliarden – der Einfachheit halber aufgerundet auf 400 Milli-
arden]. Um diese Summe einzunehmen, wird jedes Produkt, jede 
Dienstleistung an seinem/ihrem Endpreis mit einem Aufschlag 
versehen. Dieser Mechanismus unterscheidet sich grundsätzlich 
vom System der Mehrwertsteuer, denn er betrifft nur den End-
preis und der Aufschlag kann nicht irgendwo anders gegenge-
rechnet werden. Er gilt auch nicht für „Halbzeug“, also Teile, die 
zur Weiterverarbeitung benötigt werden. Erst das Endprodukt, 
das der Endverbraucher erwirbt, wird mit diesem Aufschlag in 
Höhe von 20 Prozent, gerechnet vom Endverkaufspreis, verse-
hen. Gleiches gilt, wie gesagt, für Dienstleistungen.  
 
 Der Preis, den der Endverbraucher bezahlen muss, setzt 
sich demnach wie folgt zusammen: 
 Alle Aufwendungen für die Herstellung des Produkts 
 oder die Dienstleistung  
+ der angepeilte Gewinn für den Hersteller  
= die Basis von 80 Prozent des Endpreises.  
Die restlichen 20 Prozent sind der Aufschlag für den Ver-
braucher – bezogen auf den Endpreis.  
 
 Hier sei nochmals daran erinnert, dass die Herstellungskos-
ten für Produkte bzw. Aufwendungen für Dienstleistungen nicht 
belastet sind durch Zinszahlungen für Kredite, Lohnsteueranteile 
und Sozialleistungen für die Arbeitnehmer oder sonstige Abga-
ben. In der Humanen Marktwirtschaft entfallen alle diese Steuern 
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und Abgaben. Es werden stattdessen die – nunmehr deutlich 
niedrigeren – Endpreise mit einem Aufschlag von 20 Prozent 
versehen. Damit stehen die benötigten etwa 400 Milliarden Euro 
für die Grundsicherung zur Verfügung. Ganz automatisch ergibt 
sich durch dieses System eine bemerkenswerte Sozialkompo-
nente: Wer viel ausgibt und viel konsumiert, trägt auch viel zur 
Grundsicherung bei. Schließlich gibt er mit jeder Ausgabe, die er 
tätigt – ob für ein Kilo Kartoffeln oder ein Luxusauto – 20 Prozent 
ab. Um das nochmals zu erklären: Wir rechnen das Volksein-
kommen mit 2.000 Milliarden Euro und gehen davon aus, dass 
für diese Summe Güter und Dienstleistungen eingekauft werden. 
20 Prozent davon fließen in die Grundversorgung, also 400 Milli-
arden Euro.  
  
 Nun erscheinen 20 Prozent Aufschlag ziemlich viel. Würde es 
die bislang preistreibend wirksamen Faktoren wie Lohn- und 
Mehrwertsteuer oder Zinsbelastungen noch geben, wäre das in 
der Tat der Fall. Doch diese sind nicht mehr existent. Hinzu 
kommt, dass es eine Vorschrift geben wird, der zufolge die 
Grundsicherung in die Löhne einzurechnen ist. Das heißt, dass 
jeder Arbeitgeber vom Tariflohn, den er bezahlen muss, den 
Sockelbetrag der Grundsicherung abzuziehen hat. Das normale 
Einkommen/Gehalt besteht dann aus der Grundsicherung plus 
der Summe, die das Gehalt auf den alten Stand bringt.  Nehmen 
wir ein Beispiel: Hat der Arbeitnehmer bisher von seinem Arbeit-
geber 3.000 Euro pro Monat erhalten, dann wird derselbe Arbeit-
nehmer nur noch mit einer Belastung von 2.600 Euro in den Bi-
lanzen des Arbeitgebers geführt werden müssen. Die Differenz 
zu seinem bisherigen Einkommen wird durch das gesicherte 
Grundeinkommen ausgeglichen.  
 Etwa die Hälfte der Bürger ist in einem Arbeitsverhältnis. Das 
bedeutet, dass für diese Hälfte auf der Lohnseite etwa 200 Milli-
arden Euro pro Jahr Entlastungen für die Arbeitgeber entstehen. 
Diese Entlastungen können direkt in die Preisgestaltung einge-
rechnet werden. Das wiederum führt dazu, dass der rechnerisch 
angenommene preiswirksame Aufschlag von 20 Prozent auf den 
Endpreis auf die Hälfte reduziert wird. Da dieses Verfahren bis-
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lang noch nicht diskutiert worden ist, müssen wir tiefer darauf 
eingehen, um es für jeden Leser verständlich zu machen.  
 Generell könnte man sagen, dass jemand, der arbeitet, keine 
Grundsicherung braucht. Dennoch erhält er sie, da dies im 
Grundkonzept der Humanen Marktwirtschaft so verankert ist. 
Weil er diese aber nicht braucht, darf ihm der Arbeitgeber diesen 
Betrag vom Lohn abziehen. Das Einkommen des Arbeitnehmers 
bleibt gleich. Der Arbeitgeber indes kann den eingesparten 
Lohnanteil in seine Kalkulation einrechnen – das Produkt bzw. 
die Dienstleistung werden entsprechend billiger. Da aber nur die 
Hälfte der Bevölkerung am Arbeitsprozess teilnimmt, die Grund-
sicherung jedoch allen zusteht, wird der Endpreisaufschlag in 
seiner Preiswirksamkeit halbiert und beträgt somit effektiv nur 10 
Prozent.  
 Was also im Endpreis oben aufgeschlagen wird, kann der 
Arbeitgeber am unteren Ende, also auf der Lohnseite, wieder zur 
Hälfte kompensieren. Durch den Endpreisaufschlag für das gesi-
cherte Grundeinkommen steigt der Preis effektiv nur um 10 Pro-
zent. Das ist deutlich weniger als die aktuelle Mehrwertsteuer, 
die im neuen System nicht mehr vorgesehen ist. Gleichzeitig ist 
zu beachten, dass durch dieses System keinerlei Belastungen 
für den Staatshaushalt entstehen. Der größte Batzen, nämlich 
die Sozialleistungen, die bislang beinahe die Hälfte der Staats-
ausgaben ausmachen, entfällt vollständig und muss nicht mehr 
aus (Lohn-)Steuergeldern finanziert werden.  
  
 Auch die sog. prekären Beschäftigungsverhältnisse wollen wir 
nicht außer Acht lassen. Wir vertreten die Auffassung, dass (in 
Deutschland) ein Mensch in Vollbeschäftigung mindestens 2.000 
Euro im Monat zur Verfügung haben sollte, um ein würdiges 
Leben führen zu können. Deswegen erhält der Arbeitgeber erst 
ab einem Lohn höher als 1.600 Euro pro Monat das Recht, die 
Grundsicherung vom Lohn abzuziehen. Das heißt, dass der Ar-
beitnehmer in Vollzeit 2.000 Euro pro Monat zur Verfügung hat, 
bevor der Arbeitgeber durch den Grundsicherungsbeitrag entlas-
tet wird. Diese Entlastung erfolgt stufenweise. Bei Löhnen höher 
als 1.600 Euro pro Monat darf der Arbeitgeber 50 Prozent des 

138



Lohnes über 1.600 Euro mit der Grundsicherung gegenrechnen. 
Im Bereich zwischen 1.600 und 2.400 Euro pro Monat Entloh-
nung durch den Arbeitgeber erhält der Arbeitnehmer zusammen 
mit der Grundsicherung ein Einkommen von 2.000 bis 2.400 
Euro pro Monat. Bei höherem Lohn verläuft die Steigerung wie-
der linear. Wer seinen Lebensunterhalt mit mehreren kleinen 
Jobs verdient, die jeweils weniger als 1.600 Euro monatlich brin-
gen, zum Beispiel Studenten oder Rentner, dem darf die Grund-
sicherung nicht vom Lohn abgezogen werden.  
 
 Der 20-prozentige Aufschlag auf den Endpreis von Waren ist 
verwaltungstechnisch einfach zu bewerkstelligen. Aber derselbe 
Aufschlag muss auch auf Dienstleistungen und selbstständige 
Arbeit eingezogen werden. Solange Dienstleistungen im Ange-
stelltenverhältnis erbracht werden, ist der Vorgang vergleichs-
weise einfach. Der Dienstleister muss seinen Endpreis einfach 
mit den 20 Prozent beaufschlagen und diese Einnahme an die 
Verwaltungsinstitution des Grundeinkommens – nennen wir es 
„Versorgungsamt“ – abführen. In dem Moment, wo Kleinunter-
nehmer und Einzeldienstleister direkt vom Endkunden mit Bar-
geld bezahlt werden, wird es schwieriger. Vor allem deswegen, 
da die Humane Marktwirtschaft ja keinen direkten Lohnabzug 
von staatlicher Seite kennt und der Staat somit nicht wissen 
kann, in welcher Höhe sich die individuellen Einnahmen bewe-
gen. Das soll er auch nicht, denn die Humane Marktwirtschaft 
wird das freieste und so wenig wie möglich staatlich kontrollierte 
System aller Zeiten sein.  
 
 Anmerkung: Wäre es ein System ohne Bargeld, wäre das 
Problem leichter zu lösen. Aber auf Bargeld wollen wir nicht ver-
zichten, da wir andernfalls die totale Kontrolle über alle unsere 
Lebensgewohnheiten hinnehmen müssten. Das wollen wir unter 
keinen Umständen. 
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Eigenverantwortliche Altersvorsorge  
 
 Die Lösung des oben skizzierten Problems führt über den 
Wertspeicher und die Altersvorsorge, für die jeder – zusätzlich 
zum Grundeinkommen – selbst zu sorgen hat. Im Rentenkonzept 
der Humanen Marktwirtschaft sammelt jeder seine eigene Rente 
im Wertspeicher in Form von Anteilen an. Da es keine Inflation 
gibt, ist alles zuverlässig planbar. Man muss also während des 
Arbeitslebens so viel im Wertspeicher auf die Seite legen, damit 
das Auskommen am Lebensabend gesichert ist. Der Vorteil des 
Systems in der Humanen Marktwirtschaft ist, dass jeder selbst 
bestimmen kann, wann und wie viel er für seine Alterssicherung 
zurücklegt. Ja, man kann sogar den Zeitpunkt seines „Renten-
eintritts“ selbst bestimmen – und dieser muss keineswegs end-
gültig sein. Sollte man irgendwann zu der Erkenntnis gelangen, 
dass man sich verkalkuliert hat, dann kann auch im Alter durch 
mehr oder weniger kleine Tätigkeiten jederzeit ein Zubrot ver-
dient werden. Nochmals zu Erinnerung: Alles, was der Einzelne 
durch Arbeit verdient, gehört ihm vollständig, ohne jegliche Ab-
züge. Trägt ein älterer Mensch zum Beispiel Zeitungen aus und 
bekommt dafür 400 Euro im Monat, dann stehen ihm für seine 
Lebensführung bereits 800 Euro monatlich zur Verfügung (also 
Grundeinkommen plus Zuverdienst) – selbst wenn er keine 
Rücklagen fürs Alter bilden konnte. Bei einer besser bezahlten 
Tätigkeit hat er entsprechend mehr. 
 
 Der größte Vorteil der eigenverantwortlichen Vorsorge aber 
ist, dass man dann etwas dafür tun kann, wenn die Lebensum-
stände es erlauben. Leser, die schon etwas älter sind, kennen 
das aus eigenem Erleben: In jungen Jahren ist das Geld aus 
unterschiedlichen Gründen meistens knapp. Das Gehalt ist noch 
nicht besonders hoch und die Gründung eines eigenen Haus-
stands bedarf eines beträchtlichen Aufwands. Dann kommen die 
Kinder, was nicht wirklich zur Entspannung der Finanzsituation 
beiträgt – auch dann nicht, wenn es ein gesichertes Grundein-
kommen für jedes Kind gibt. Wenn aber der Nachwuchs weitge-
hend flügge ist, die Familienkasse zunehmend von notwendigen 
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Mehrausgaben durch Erziehung und Ausbildung entlastet wird 
und auch das eigene Einkommen dem Alter und der Berufserfah-
rung gemäß gestiegen ist, ist der Zeitpunkt günstig, die Rückla-
gen fürs Alter anzulegen. In der mittleren Lebensphase ist man 
dann auch eher geneigt, sich Gedanken über das Alter zu ma-
chen, und kann jetzt weit eher abschätzen, wie viel man für die 
eigene Alterssicherung benötigen wird/will.  
 Natürlich steht es jedem frei, auch schon früher im Leben 
Rücklagen zu bilden. Hier wird sich ein weiterer Effekt durch die 
Humane Marktwirtschaft einstellen: Ein Leben auf Kredit oder mit 
dauerhaft überzogenem Konto ist nicht mehr erstrebenswert, 
denn Verbraucherkredite werden extrem unattraktiv sein. Das 
„normale“ Leben und der „normale“ Konsum werden sich wan-
deln in der Weise, dass zuerst angespart und dann konsumiert 
wird. Auch dazu später mehr.  
 
 
 
Sonderfälle  
 
1. Beamtenpensionen und Betriebsrenten 
 
 Beamte werden gebraucht, um sicherzustellen, dass staats-
tragende Aufgaben zuverlässig erledigt werden: Bahn, Post, 
Verwaltung, Bildung, Legislative, Exekutive … Allerdings ist das 
bestehende System der Beamtenpensionen reformbedürftig. Da 
Beamte selbstverständlich wie alle anderen das gesicherte 
Grundeinkommen erhalten, wird der Staatshaushalt um diesen 
Betrag ebenfalls entlastet, denn auch hier muss die Grundsiche-
rung vom Gehalt abgezogen werden. Weil es aber Beamte sind, 
denen gewisse Rechte „normaler“ Arbeitnehmer vorenthalten 
werden (z. B. das Streikrecht), sollen sie auch mit einem „Bonus“ 
belohnt werden. Der Staat zahlt das, was er durch das Grund-
einkommen einspart, in den Wertspeicher ein, zugunsten seiner 
Beamten. Allerdings mit einer Sonderregelung: Erst nach Aus-
scheiden aus dem aktiven Dienst darf der Beamte auf diese 
Guthaben im Wertspeicher zugreifen. Damit hat der Staatsdiener 
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den Vorzug, dass er bei Renteneintritt über ein Guthaben im 
Wertspeicher verfügen kann, das seine Grundsicherung erheb-
lich aufpolstert. Ähnliches wird für Betriebsrenten gelten.  
 Das jetzige System der Betriebsrenten birgt das anwachsen-
de Problem, dass sich Firmen für die Zukunft belasten, wenn sie 
ihren Beschäftigten eine Firmenrente garantieren. In der Huma-
nen Marktwirtschaft entfällt das. Wenn eine Firma Betriebsrenten 
zahlen will, muss sie den entsprechenden Betrag zeitnah in den 
Wertspeicher abführen. Wiederum mit der Einschränkung, dass 
der Arbeitnehmer erst nach Renteneintritt in einem definierten 
Alter darauf zugreifen darf. Das hat im Wesentlichen zwei Vortei-
le für den Arbeitgeber: Er belastet nicht seine Wettbewerbsfähig-
keit für die Zukunft und kann je nach Geschäftslage darüber 
bestimmen, wann er wie viel für seine Angestellten für deren 
Altersvorsorge erübrigen kann. Es ist auf diese Weise gleichsam 
ein Bonussystem, das Leistung honoriert. Genau darum geht es 
in der Humanen Marktwirtschaft: Leistung soll sich lohnen, nicht 
der Besitz von Kapital. 
 
 
2. Kleine selbstständige Dienstleister 
 
 Diese Art der Altersvorsorge bedingt, dass früher oder später 
jeder entsprechende Rücklagen im Wertspeicher bilden wird – 
auch der kleine selbstständige Dienstleister. Er wird gleichfalls 
darauf angewiesen sein, Geld im Wertspeicher anzusammeln, 
wenn er für größere Anschaffungen spart, oder er wird Geld, das 
er übrig hat, dort deponieren, weil das Anhäufen von Bargeld 
unattraktiv bis unmöglich ist. Diesen Umstand macht sich die 
Humane Marktwirtschaft zunutze. 
  
 In dem Zusammenhang sei nochmals daran erinnert, dass 
der Staat keinen Überblick darüber hat, welche individuellen 
Rückstellungen im Wertspeicher existieren. Das weiß nur die 
Institution, die den Wertspeicher verwaltet, und diese ist zu 
strengster Geheimhaltung verpflichtet, eben auch gegenüber 
dem Staat. Allein diese Institution ist kontinuierlich darüber im 
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Bilde, wer wann Einlagen in welcher Höhe in den Wertspeicher 
einbringt. Hier unterscheidet sie sich nicht von der bisherigen 
„Bank Ihres Vertrauens“.  
 
 Was den kleinen selbstständigen Dienstleister bzw. Produ-
zenten von Waren betrifft (zum Beispiel einen Schreiner – 
Handwerker ohne Angestellte zählen wir hier dazu), bedarf es 
einer realistischen Messgröße dafür, wie viel er durch seine 
selbstständige Tätigkeit erwirtschaftet hat. Das Einkommen die-
ser Dienstleister setzt sich mithin zusammen aus dem Grundein-
kommen und den Einnahmen durch seine Arbeit. Wir gehen 
davon aus, dass im Durchschnitt 2.000 Euro für Lebenshal-
tungskosten ausgegeben werden, ehe Einlagen in den Wertspei-
cher gemacht werden (können). Dass diese Einlagen dann auch 
getätigt werden, ist dem Umstand geschuldet, dass man sein 
Geld vor der Geldbenutzungsabgabe schützen will, die anfällt, 
wenn das Geld zu lange auf dem Konto liegt.  
 
 Anmerkung: Eingangs haben wir versprochen, so wenig wie 
möglich mit aufwendigem Zahlenwerk und komplizierten Rech-
nungen zu operieren, sondern uns vielmehr auf die Erläuterung 
von Strukturen zu konzentrieren und das Rechnen später Spezi-
alisten zu überlassen. Hier sind wir allerdings an einer Stelle 
angelangt, wo wir mit konkreten Zahlen exemplarisch aufzeigen 
müssen, wie eine faire Behandlung des kleinen Selbstständigen 
gegenüber dem Angestellten bezüglich der Finanzierung des 
Grundeinkommens erfolgt. 
  
 Da in der fiktiven Messgröße von 2.000 Euro das gesicherte 
Grundeinkommen in Höhe von 400 Euro enthalten ist, dürfen nur 
1.600 Euro zur Finanzierung der Grundsicherung für die Allge-
meinheit herangezogen werden. Mit dem ersten Euro, den der 
selbstständige Dienstleister in den Wertspeicher einzahlt, gibt er 
zu erkennen, dass er mehr als 1.600 Euro im Monat eingenom-
men hat. Für die Zentralverwaltung des Wertspeichers wird dar-
aus ersichtlich, dass davon 320 Euro (also 20 Prozent) zur Fi-
nanzierung der Grundsicherung für die Allgemeinheit fällig sind. 
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Allerdings wird dieses Geld von dem Bürger nicht sofort verlangt, 
sondern erst dann einbehalten, wenn die Forderung durch weite-
re Einlagen in den Wertspeicher gedeckt werden kann. Diese 
Berechnung erfolgt auf monatlicher Basis, bereits bestehende 
Einlagen dürfen nicht rückwirkend herangezogen werden. Allein 
die Verwaltungsinstitution des Wertspeichers hat die Information, 
ob jemand selbstständig ist oder im Angestelltenverhältnis arbei-
tet, und ist verantwortlich für die korrekte Abgabe an das Grund-
einkommen.  
 
 In der Praxis wird es sich für den selbstständigen „Sparer“ nur 
als sinnvoll erweisen, monatlich eine höhere Summe als 400 
Euro in den Wertspeicher zu transferieren. Er kann aber auch 
zwei oder drei Monate zusammennehmen, ehe er Einlagen im 
Wertspeicher tätigt. Warum gerade 400 Euro? Dieser Betrag 
setzt sich zusammen aus den bereits erwähnten 320 Euro (20 
Prozent von 1.600 Euro). Wenn er aber diese 320 Euro bezahlt 
hat, muss er dafür auch 20 Prozent Abgaben entrichten, also 
weitere 64 Euro. Es ist eine klassische Infinitesimalrechnung, die 
im Endergebnis auf etwas weniger als 400 Euro kommt. Von 
allen darüber hinausgehenden Einlagen pro Monat werden dann 
linear 20 Prozent zur Finanzierung der Grundsicherung für die 
Allgemeinheit abgeführt, die verbleibenden 80 Prozent sind sein 
gesichertes Guthaben.  
 
 Anmerkung: Der Wertspeicher und das Versorgungsamt für 
das Grundeinkommen sind vollständig voneinander getrennt, 
obwohl sie in ihrer Funktion ähnlich sind. Beide sind Umlagesys-
teme. Sie tauschen lediglich Daten aus über den Status „ange-
stellt“ oder „selbstständig“. Der Wertspeicher überweist die fälli-
gen Abgaben der Selbstständigen für die Grundsicherung an das 
Versorgungsamt.  
 
 Diese Rechnung zählt nun wirklich nicht zu den einfachsten 
Teilen der Humanen Marktwirtschaft, und weil sie etwas kompli-
ziert ist, wollen wir sie nochmals aufschlüsseln und erklären. So 
wie jeder Arbeitgeber, hat auch der kleine Selbstständige das 

144



Recht, das Grundeinkommen bei seiner Preisfindung mit einzu-
rechnen. Auf das ihm zustehende Grundeinkommen muss er 
folglich keine Abgabe leisten, diese 400 Euro gehören ihm in 
jedem Falle. Allein die Einnahmen, die er aus seiner Arbeit er-
zielt, werden zur Finanzierung der Grundsicherung für die Allge-
meinheit herangezogen – aber erst dann, wenn er mehr als 
1.600 Euro im Monat eingenommen hat. Dass dem so ist, zeigt 
er an, indem er Anteile am Wertspeicher erwirbt. Sein Einkom-
men setzt sich wie folgt zusammen:  
 
Gesichertes Grundeinkommen:     400 Euro  
Arbeitsleistung:    1.600 Euro oder größer  
Gesamteinkommen:   2.000 Euro oder größer  
Abgaben an die Grundsicherung: 20 Prozent von 1.600  
       oder mehr, wenn er  
       mehr eingenommen hat.  
 
 Daraus folgt: Die ersten 400 Euro, die er in den Wertspeicher 
einlegt, müssen vollständig an die Grundsicherung abgeführt 
werden; von dem, was darüber hinausgeht, 20 Prozent. 80 Pro-
zent verbleiben im Besitz des Dienstleisters. Dieses Verfahren 
entlastet den Selbstständigen, wenn er eine Phase mit weniger 
gutem Geschäftsverlauf durchmachen muss, es sichert seine 
Existenz in schlechten Zeiten. Natürlich wird es in der Praxis so 
gehandhabt werden, dass derjenige, der knapp an die (ange-
nommenen) 2.000 Euro pro Monat herankommt, einige Monate 
abwarten kann, bis er auf einmal eine größere Summe in den 
Wertspeicher einlegt, um Reserven zu bilden.  
 
 Wir zeigen nochmals an einem Beispiel, worum es hier geht: 
Ein selbstständiger Kleinunternehmer mit Angestellten ist nicht 
betroffen. Er muss seinen Angestellten und sich selbst ein Ge-
halt (abzüglich der 400 Euro für das Grundeinkommen) bezah-
len, das ansonsten abgabenfrei ist. Den Preisaufschlag für die 
Grundsicherung gibt er mit seiner Rechnung an den Kunden 
weiter und führt diesen an das Versorgungsamt ab. Nicht anders 
als heute, muss er eine Bilanz erstellen, die im Umfang aller-
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dings nur einen Bruchteil der heutigen ausmachen wird. Wenn 
nach allen Gehaltszahlungen noch ein Gewinn ausgewiesen 
werden kann, dann unterliegt dieser der Steuer auf Kapitalerträ-
ge in der vorgeschriebenen Höhe. Dieser Kleinunternehmer ist 
von dem oben beschriebenen Verfahren nicht betroffen. Es gilt 
nur für denjenigen, der seinen Lebensunterhalt ohne Mitarbeiter 
durch Dienst-, Beratungs- oder Handwerksleistungen verdient.  
 
 Man hört geradezu den empörten Aufschrei des selbstständi-
gen Dienstleisters: „Wie kann es sein, dass mir von allem, das 
ich erwirtschafte, ein Fünftel abgenommen wird?“ – Gemach, 
liebe Änderungsschneiderin, gemach lieber einzelkämpfender 
Rechtsanwalt! Bitte bedenkt, ihr zahlt weder Lohnsteuer noch 
Mehrwertsteuer, noch unnötige Zinsen – und, was das Wichtigs-
te ist: Diese 20-prozentige Abgabe zur Sicherung des Grundein-
kommens zahlt ihr ja nicht aus eigener Tasche, sondern ihr habt 
diesen Anteil bei der Rechnungslegung bereits aufgeschlagen. 
Damit ist es der Kunde, der dieses Geld für in Anspruch genom-
mene Dienstleistungen – so wie für den Erwerb von Produkten – 
aufbringt.  
  
 Dieses Verfahren hat eine starke Sozialkomponente, denn 
reicht das Einkommen nicht, um Rücklagen zu bilden, dann sind 
auch keine Abgaben fällig. Umgekehrt könnte man argwöhnen, 
dass alle möglichen Vermeidungsstrategien erdacht werden, um 
seiner Verpflichtung zur Sicherung des Grundeinkommens zu 
entgehen. Irgendwo wird sich tatsächlich auch immer wieder 
eine Lücke auftun, und sei sie noch so klein, durch die der eine 
oder andere hindurchschlüpft. Grundsätzlich aber muss jeder, 
der eine größere Anschaffung oder Investition plant, zuerst im 
Wertspeicher ansammeln, ehe er Geld daraus entnehmen kann. 
Sich seiner Verpflichtung der Allgemeinheit gegenüber entziehen 
zu wollen, wird also in aller Regel nicht weit führen. Aufgrund der 
im Gesamtsystem eingebauten Sicherungsmechanismen ist der 
Zufluss in die Grundsicherung und in den Wertspeicher gesi-
chert, und auch der kleine Selbstständige wird seinen adäquaten 
Beitrag leisten. 
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Fazit: Das gesicherte Grundeinkommen ist mühelos finanzierbar 
durch 20 Prozent (effektiv nur 10 Prozent) Aufschlag auf den 
Endpreis eines Produkts bzw. einer Dienstleistung. Mit einer 
Größenordnung von 400 Euro ist diese Grundsicherung so ge-
ring, dass sie kaum jemanden dazu animieren wird, sich auf die 
faule Haut zu legen – zumal es keine weiteren Zuschläge gibt. 
Das gesicherte Grundeinkommen belastet den Staatshaushalt 
nicht und hat starke soziale Komponenten. Da es keine Abzüge 
vom Lohn gibt, kann jeder durch Arbeit – welchen Umfangs auch 
immer – jederzeit hinzuverdienen. Jeder ist für seine Altersvor-
sorge verantwortlich. Wann und wie viel er dafür in den Wert-
speicher einbringt, bleibt dem Einzelnen überlassen. Die Huma-
ne Marktwirtschaft wird das freieste und so wenig wie möglich 
kontrollierte System aller Zeiten sein.   
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Ein einheitliches Gesundheitswesen  
 
 Die Belastung des Preisniveaus durch die Abgaben für das 
gesicherte Grundeinkommen betragen bis hierhin nur 10 Pro-
zent. Folglich gibt es noch „Luft nach oben“ für einen weiteren 
unumgänglichen Preisaufschlag. Mit diesem nämlich wird das 
Gesundheitssystem finanziert, und zwar genauso sozialverträg-
lich wie das Grundeinkommen.  
 Menschen arbeiten immer dann effizient und kreativ, wenn 
sie frei von Angst und Sorgen sind – das hat die Soziale Markt-
wirtschaft in ihrer guten Zeit eindrucksvoll bewiesen. Ein moder-
ner, leistungsfähiger Staat lässt seine Bürger weder verhungern 
noch an Krankheiten elendiglich zugrunde gehen. Er braucht ein 
Gesundheitssystem, das den Menschen die Angst nimmt, durch 
Krankheit in Not und Elend zu geraten. Dieses System muss für 
alle gleichsam zugänglich sein und soziale Unterschiede dürfen 
sich nicht auf die (medizinische) Qualität der Behandlung aus-
wirken. Andererseits soll es aber durchaus auch eine Sozial-
komponente haben, dergestalt: Wer mehr ausgibt, mehr konsu-
miert, der soll auch einen höheren Beitrag leisten. Also fährt die 
Humane Marktwirtschaft zur Finanzierung des Gesundheitssys-
tems ein Modell analog zum gesicherten Grundeinkommen, was 
eine nochmalige ausführliche Erläuterung dieses Modells hier 
überflüssig macht. 
  
 Die gesamten Kosten für Gesundheit betrugen in Deutsch-
land 2012 etwa 300 Milliarden Euro. Diese Summe ist erheblich 
höher, als sie sein müsste, und zwar um gut 30 Prozent. Preis-
treibend wirken sich vor allem zu teure Medikamente und Hilfs-
mittel aus, die in Deutschland wesentlich mehr kosten als in 
sonst einem Land der Welt. Auch ein System unnützer oder so-
gar schädlicher „Vorsorgeuntersuchungen“ belastet das Ge-
sundheitssystem. Das sollte und muss nicht sein. Zu den über-
dimensionalen Entwicklungskosten für Medikamente, die in sehr 
hohem Maße auf die deutschen Patienten abgewälzt werden, 
kommen die üblichen „Preistreiber“ hinzu: hohe Lohnkosten 
durch Lohnsteuer, Mehrwertsteuer, Zinsen. All das zusammen-
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gerechnet, wird in einem vernünftigen System die Ausgaben für 
das Gesundheitswesen um mindestens 30 Prozent reduzieren.  
 In der Humanen Marktwirtschaft gehen wir davon aus, dass 
eine Summe von 200 Milliarden pro Jahr (für Deutschland) mehr 
als ausreichend sein wird. Das sind immer noch 2.500 Euro pro 
Jahr und Person. Bei einem BNP von angenommenen 2.000 
Milliarden Euro pro Jahr beträgt demzufolge der Bedarf für das 
Gesundheitswesen 10 Prozent dieser Summe. Wie bereits ge-
sagt: Wer viel hat, wer viel ausgibt/konsumiert, soll entsprechend 
an den Kosten des Gesundheitssystems beteiligt werden. Eben-
so wie zur Finanzierung des Grundeinkommens, muss ein weite-
rer Aufschlag auf alle Endpreise (Produkte und Dienstleistungen) 
erhoben werden, und zwar in Höhe von 10 Prozent, der direkt an 
das Gesundheitssystem abgeführt wird. Demnach müssen bei 
der Kalkulation der Endpreise für Waren und Dienstleistungen 
neben den 20 Prozent zur Sicherung des gesicherten Grundein-
kommens weitere 10 Prozent zur Finanzierung des Gesund-
heitswesens eingerechnet werden.  
 30 Prozent – das erscheint im ersten Augenblick unerhört 
viel. Wie wir aber bereits auf S. 131 ff. ausgeführt haben, wirken 
sich die 20 Prozent für das Grundeinkommen effektiv nur in Hö-
he von 10 Prozent aus. Insgesamt beträgt der Sozialanteil, den 
die HMW dem Bürger „zumutet“, also 20 Prozent all dessen, was 
er konsumiert. Wobei – und das ist der „springende Punkt“ – das 
Preisniveau insgesamt deutlich sinken wird, da, wie wir an ande-
ren Stellen mehrfach ausgeführt haben, die klassischen preis-
treibenden Faktoren entfallen. Weitere Abgaben sind nicht not-
wendig und werden nicht erhoben. 
  
  Vergleichen wir noch kurz den gegenwärtigen Ist-Zustand mit 
dem der Humanen Marktwirtschaft: Aktuell werden etwa 16 Pro-
zent der Löhne für das Gesundheitssystem eingezogen. Dieser 
Wert ist deswegen so hoch, weil es die „Bemessungsgrenze“ 
gibt. Das heißt, dass Bürger mit Einkommen oberhalb dieser 
Grenze aus ihren sozialen Pflichten entlassen sind. Sie dürfen 
sich komplett aus der gesetzlichen Gesundheitsvorsorge verab-
schieden und die wesentlich günstigeren Tarife der Privatvorsor-
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ge nutzen. Das ist in doppelter Hinsicht sozial schädlich. Zum 
einen sind diese Bürger weniger krank, verursachen weniger 
Kosten und bewirken so indirekt eine Mehrbelastung der gesetz-
lichen Krankenkassen zuungunsten der dort versicherten weni-
ger Begüterten. Zum anderen würden Beiträge, die ausnahmslos 
von allen in voller Höhe analog zum Einkommen geleistet wür-
den, den Beitragssatz für ebenso alle erheblich senken – auch 
für die Begüterten. Wir verweisen hier auf das Beispiel der 
Schweiz, welche die Unsitte der Bemessungsgrenze nicht kennt 
und deswegen niedrigere Beitragssätze für alle hat. 
  
 Nun wird den Bürgern vorgegaukelt, sie müssten nur 7 oder 8 
Prozent ihres Lohns für die Krankenkasse abführen. Das ist eine 
„Milchmädchenrechnung“, denn wenn der Arbeitgeber seinen 
Anteil nicht leisten müsste, könnte diese Summe den Löhnen 
und Gehältern zugeschlagen werden. In der Humanen Markt-
wirtschaft erhält der Arbeitnehmer 16 Prozent mehr Lohn, weil 
keine Beiträge zur Krankenversicherung abgezogen werden. 
Dem stehen dann um 10 Prozent höhere Endpreise gegenüber. 
Was man mehr an Lohn erhält, muss in geringerem Maße auf-
gewendet werden für den Sozialanteil. Dieses System hat den 
entscheidenden Vorteil, dass sich niemand davor drücken kann, 
seinen Beitrag zu leisten.  
 
 Im Gesundheitssystem der Humanen Marktwirtschaft rechnen 
die Gesundheitsdienstleister direkt mit den Patienten ab – wie in 
der Privatversicherung oder für Beamte schon lange üblich. Bis 
zu einer Höhe von 400 Euro pro Jahr muss der Patient seine 
Kosten selbst tragen. Darüber hinausgehende Aufwendungen 
werden erstattet. Das entspricht dem Modell, welches private 
Versicherer bereits heute praktizieren, wenn sich der Versicherte 
für einen gewissen Selbstbehalt entscheidet und im Gegenzug 
niedrigere Prämien in Anspruch nehmen kann. Mit der Eigenbe-
teiligung wird sich dann so mancher überlegen, ob er wegen 
jeder Kleinigkeit sofort den Arzt aufsucht und sich für jede kleine 
Unpässlichkeit teure Medikamente verschreiben lässt. Dieses 
Verfahren haben wir nicht erfunden, aber wir übernehmen es 
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ohne Weiteres, da es sich bei zahlreichen Privatversicherern 
über lange Jahre bestens bewährt hat – und vernünftige Rege-
lungen beizubehalten, sind wir gern bereit.  
 Selbstverständlich ist es auch in der Humanen Marktwirt-
schaft jedem freigestellt, private Zusatzversicherungen abzu-
schließen für über die Grundversorgung hinausgehende Sonder-
leistungen, wie Einbett-Zimmer oder Chefarzt-Behandlung.  
 
Fazit: Ein gut funktionierendes, stabiles Gesundheitswesen ist 
die tragende Säule für eine leistungsfähige Gesellschaft – zumal 
in einem System wie dem der Humanen Marktwirtschaft. Die 
medizinische Grundversorgung muss für alle Bürger gleich gut 
und jederzeit zugänglich sein. Die exorbitant hohen Kosten müs-
sen und können deutlich reduziert werden. Durch die Erhebung 
eines generellen Selbstbehalts für jeden Versicherten, wie es bei 
vielen privaten Versicherern schon lange Usus ist, werden unnö-
tige Arztbesuche und Verschreibungen vermindert. Private Zu-
satzversicherungen für Sonderleistungen sind jederzeit möglich.  
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Bargeld und bargeldähnliche  
Zahlungsmittel  
 
 Diesbezüglich wird sich in der Humanen Marktwirtschaft im 
alltäglichen Umgang nichts spürbar ändern. Allerdings wird es 
keine Kreditkarten geben – die normale EC-Karte genügt. So 
bequem der Zahlungsverkehr mittels Kreditkarte vordergründig 
auch erscheinen mag, wir lehnen dieses System grundsätzlich 
ab. Die Gründe dafür liegen auf der Hand und sind schnell erläu-
tert: Kreditkartenfirmen kassieren etwa 3 Prozent Gebühren da-
für, dass sie für einen Zeitraum von drei Tagen bis zu einem 
Monat Geld vorstrecken. In Europa ist die Praxis überwiegend 
so, dass die meisten ihre Schulden bei ihrer Kreditkartengesell-
schaft jeden Monat begleichen.  
 Folgt der Kunde hingegen der in den USA üblichen Praxis, 
lediglich 10 Prozent der getätigten Umsätze monatlich zurückzu-
zahlen, dann ist das vergleichbar mit einem Dispo-Kredit. Dem-
entsprechend hoch ist der Zinssatz, den die Kreditkartengesell-
schaften ihren Kunden berechnen: etwa 12 Prozent. Wie unsin-
nig ein solches Verfahren für den Verbraucher ist, erläutern wir 
im folgenden Abschnitt „Banken und Versicherungen“.  
 Für die Kreditkartengesellschaften dagegen ist dieses Verfah-
ren ein höchst einträgliches Geschäftsmodell. Man muss nämlich 
die Gebühr von ca. 3 Prozent pro Monat als Zins auf ein Jahr 
hochrechnen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Kreditkar-
tengesellschaften im Durchschnitt das Geld lediglich für 14 Tage 
vorstrecken, also nur für einen halben Monat. Dafür kassieren 
sie 3 Prozent der Kaufsumme. Diese zinsähnliche Gebühr ergibt 
einen enorm hohen Ertrag, wenn er auf das ganze Jahr umge-
legt wird. Die 3 Prozent müssen mit 26 multipliziert werden (52 
Wochen pro Jahr, 3 Prozent auf 2 Wochen). Daraus ergibt sich 
ein Gewinn von 78 Prozent pro Jahr auf das Geld, das dem Kre-
ditkartennutzer vorgestreckt wurde. Ein unerhört gutes Geschäft, 
das man auch als „Wucher“ bezeichnen könnte. Deswegen sind 
in der Humanen Marktwirtschaft Kreditkarten verboten – eine 
Scheckkarte oder Schecks in ihrer Urform reichen völlig aus.  
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Banken und Versicherungen  
 
 Banken und Versicherungen werden in der Humanen Markt-
wirtschaft natürlich auch gebraucht. Ein staatlich sanktioniertes 
Raubrittertum, wie es diese Institutionen im alten System etablie-
ren konnten, wird es allerdings nicht mehr geben. In Kurzform sei 
hier nochmals das heutige Geschäftsmodell der Banken be-
schrieben: Banken verleihen Geld, das ihnen nicht gehört, und 
kassieren dafür Zinsen, die eigentlich den Eigentümern des Gel-
des zustehen. Über kurz oder lang – je nach Zinshöhe – gehört 
ihnen dann das gesamte Geld, und damit haben sie die Macht 
über Investoren und Politik. Was ist an dieser Vorgehensweise 
noch demokratisch? Eine solche Macht steht den Banken nicht 
zu! Sie sind nichts anderes als Dienstleister und sollten lediglich 
dafür sorgen, dass Geld nur an diejenigen verliehen wird, die die 
Rückzahlung höchstwahrscheinlich leisten können. Für diese 
Dienstleistung sollten sie bezahlt werden – mehr nicht. Es kann 
nicht richtig sein, dass Banken mit fremdem Geld Reichtum und 
Macht erwerben. Deshalb wird die Humane Marktwirtschaft Ban-
ken zu dem zurückführen, was ihre eigentliche Bestimmung ist: 
Dienstleister zu sein. 
 
 Der Konsum auf Kredit im privaten Bereich ist volkswirtschaft-
lich und gesellschaftlich schädlich. Letztlich haben die Banken 
dieses Verhalten propagiert, um durch Zinsen Gewinne zu ihren 
Gunsten abzuschöpfen. Weil aber nur das verbraucht werden 
kann, was bereits geschaffen worden ist, ist es sinnvoller, zuerst 
anzusparen und dann zu konsumieren. Das gilt natürlich nicht für 
große Investitionen, wie zum Beispiel Fabrikanlagen oder Immo-
bilien. Hierfür muss und wird es weiterhin Kredite geben, um eine 
zeitnahe Finanzierung zu ermöglichen. Im konsumtiven Bereich 
hingegen wird das Kreditwesen in der Humanen Marktwirtschaft 
eher restriktiv gehandhabt. Der Umfang des privaten Verbrauchs 
von Konsumgütern wird dadurch nicht beeinträchtigt, sondern im 
Gegenteil gefördert, weil die Zinsleistungen auf den Verbrauch 
entfallen. Er findet lediglich etwas später statt, was jedoch in der 
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Kontinuität nichts ändert. Die eingesparten Zinsen können jetzt 
sogar dem Verbrauchsumsatz zugeschlagen werden.  
 Was sich dann notgedrungen einstellen wird, ist ein gewisser 
Mentalitätswechsel bei nicht wenigen Konsumenten. Ist doch die 
Haltung „Konsumbefriedigung sofort“ gerade auch bei jungen 
Leuten weit verbreitet. Ich habe etwas gesehen, das mir gefällt 
oder das mein Kumpel schon hat, also muss ich es auch unbe-
dingt sofort besitzen, selbst wenn ich das Geld dafür (noch) gar 
nicht habe. – Diese geradezu zwanghafte Konsumgier wird einen 
deutlichen Dämpfer erfahren. Man wird eher zurückkehren zu 
der Haltung, wie sie Menschen der älteren Generation pflegen, 
weil sie es nie anders kennengelernt haben: Diese oder jene 
Anschaffung wird erst dann getätigt, wenn ich das Geld dafür 
habe. Auf „Pump“ geht gar nichts.  
 
 In der Humanen Marktwirtschaft haben die Banken durchaus 
wichtige Aufgaben zu erfüllen. Sie müssen dafür sorgen, dass 
Geldescheine rechtzeitig vor dem Ablaufdatum ausgetauscht 
werden; sie sind die Schnittstelle zwischen Bürger und Wertspei-
cher; sie vermitteln die Vergabe von Krediten. In der Wahrneh-
mung allein dieser Aufgaben sind sie dann tatsächlich das, wofür 
sie sich heute in ihrer geschönten Eigenwerbung gern ausgeben: 
Finanzdienstleister – und für diese Dienstleistung werden sie 
bezahlt. Was Banken in der Humanen Marktwirtschaft nicht dür-
fen, ist, Zinsen zu ihren Gunsten einfordern – aus dem einfachen 
Grund, weil sie kein eigenes Geld haben, abgesehen von dem, 
das sie für ihre Dienstleistung erhalten und mit dem sie Löhne 
und Gehälter sowie die Kosten zur Aufrechterhaltung des Ge-
schäftsbetriebs finanzieren. Sorgfältiges Wirtschaften ist dann 
auch an der Stelle gefragt, denn die Banken stehen im gegensei-
tigen Wettbewerb. Ein Bonus-/Malus-System wird gewährleisten, 
dass die Banken bei der Kreditvergabe seriös und verantwor-
tungsvoll agieren.  
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Restriktive Kreditvergabe 
 
 Die Kreditvergabe an sich ist in der Humanen Marktwirtschaft 
anders geregelt als bisher. Grundsätzlich ist es möglich, Kredite 
aufzunehmen, doch es muss sichergestellt sein, dass nicht mehr 
Geld verliehen wird, als verbraucht werden kann. Die Humane 
Marktwirtschaft regelt das sehr einfach: Kredite können nur aus 
dem Überschuss des Wertspeichers vergeben werden, also nur 
dann, wenn im Wertspeicher Geld vorhanden ist, auf das noch 
niemand zugegriffen hat, der eine erstrangige Berechtigung hat. 
Zur Erinnerung: Den ersten Zugriff haben immer diejenigen, die 
über direkte Zertifikate verfügen, also ihr Geld im Wertspeicher 
gesichert haben. Dann kommen Kreditvergaben, und was dann 
noch übrig ist, darf/muss der Staat für Investitionen verwenden.  
 Der Ablauf einer Kreditvergabe funktioniert folgendermaßen: 
Der Kreditnehmer fragt bei der Bank an. Diese nimmt zwei Über-
prüfungen vor: Ist der Kreditnehmer erstens kreditwürdig und 
steht die angefragte Summe aus dem Wertspeicher zweitens zur 
Verfügung. Können beide Prüfungen positiv beschieden werden, 
wird der Kredit vergeben, und zwar so: Die Bank greift auf den 
Wertspeicher zu und schreibt dem Kreditnehmer die Summe gut. 
Der Schuldner schuldet jetzt dem Wertspeicher Geld, nicht der 
Bank. Diese erhält für ihre Dienstleistung eine Vergütung, die 
allerdings nicht von der Höhe des Kredits abhängig ist, sondern 
von dem Aufwand, den die Bank für ihre Prüfungen und die 
Transaktion leisten musste.  
 Natürlich ist es notwendig, dass der Schuldner für seinen 
Kredit Zinsen zahlt, nicht zuletzt auch als Anreiz, die Forderun-
gen regelmäßig zu bedienen und den Kredit möglichst schnell 
wieder abzulösen. Die Humane Marktwirtschaft unterscheidet 
zwischen zwei Arten von Krediten: Investitionskredite, dazu zäh-
len auch Hypotheken, und Verbraucherkredite. Dementspre-
chend wird es nur zwei festgelegte Zinssätze geben: 3 Prozent 
für Investitionskredite und 12 Prozent für Verbraucherkredite. 
Investitionen sollen nicht durch hohe Zinsen be- oder verhindert 
werden, Verbraucherkredite schon. Indem Letztere gezielt unat-
traktiv gestaltet werden, sollen die Menschen, wie bereits gesagt, 
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zu dem eher natürlichen Verhalten zurückgeführt werden, dass 
zuerst angespart und dann konsumiert wird.  
 Die erzieherische Komponente, die mit der restriktiven bzw. 
unattraktiven Vergabe von Verbraucherkrediten einhergeht, ist 
durchaus gewollt. Viele Menschen lassen sich von dem Überan-
gebot und der Glitzerwelt der Schaufensterauslagen blenden und 
verführen. Das böse Erwachen kommt in der Regel erst dann, 
wenn das Konto heillos überzogen ist und die laufenden Kosten 
für die Lebenshaltung – und erst recht die Kreditraten – nicht 
mehr bedient werden können. Deshalb wird die bislang übliche 
Praxis, sein Konto überziehen zu können, gänzlich abgeschafft. 
Es ist einfach unsinnig, mit einem dauerhaft überzogenen Konto 
zu leben. Spätestens dann, wenn der Überziehungsrahmen aus-
geschöpft ist, wird der Unsinn dieser Praxis spürbar. Man hat 
jetzt weniger Geld im Monat zur Verfügung, weil Zinsen – sehr 
hohe Zinsen (!) – für den Überziehungskredit bezahlt werden 
müssen. Dieser andauernde Nachteil steht in keinem Verhältnis 
zu dem einmaligen und kurzatmigen Vorteil, seiner Konsumlust 
voreilig nachzugeben. Sowohl emotional wie auch praktisch le-
ben Menschen besser, wenn sie ein angemessenes finanzielles 
Polster haben, anstatt mit der Bürde von Krediten und Zinsen 
belastet zu sein.  
 Um zu verdeutlichen, welch kapitaler Unsinn es ist, mit einem 
ständig überzogenen Konto zu leben, wollen wir das am Beispiel 
eines Durchschnittsverdieners illustrieren: Harry Hirsch hat ein 
Einkommen von 3.000 Euro im Monat. Seine Bank hat ihm einen 
Dispo in Höhe von 6.000 Euro genehmigt. Innerhalb dieses 
Rahmens muss er 12 Prozent Zinsen zahlen. Überzieht er den 
Dispo, genehmigt ihm seine Bank einen weiteren Kredit bis zu 
einer Höhe von 9.000 Euro. Für diese 3.000 Euro mehr verlangt 
die Bank jetzt aber schon 18 Prozent Zinsen. Dann ist für Harry 
Hirsch endgültig das „Ende der Fahnenstange“ erreicht. Wenn er 
seine vollen 9.000 Euro ausgeschöpft hat, muss er insgesamt 
1.260 Euro an Zinsen pro Jahr an seine Bank abführen (12 Pro-
zent für 6.000 = 720 + 18 Prozent für 3.000 = 540 = 1.260). Das 
sind mal eben 100 Euro jeden Monat – oder ein gepflegtes 
Abendessen für zwei.  
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 Wenn also Harry Hirsch nicht warten will mit seinen Ausga-
ben und seinen Überziehungsrahmen bis zum Limit ausschöpft, 
kann er in Zukunft 100 Euro weniger im Monat für sich selbst 
verbrauchen – und hat noch nicht einen einzigen Cent an Schul-
den abgetragen. Unfreiwillig finanziert er mit seinem Geld jeden 
Monat einem der Vorstände seiner Bank ein gepflegtes Abend-
essen. Seine Ungeduld sorgt dafür, dass er sich in Zukunft ein-
schränken muss und nicht einmal mehr auf dem Niveau leben 
kann, das eigentlich seinem Einkommen entspräche.  
 
 Nun gibt es manchmal Lebenssituationen, die nur mithilfe 
eines Kredits zu stemmen sind. Dann, und nur dann, sollte man 
finanzielle Unterstützung von der Bank in Anspruch nehmen, und 
zwar in Form eines richtigen, ehrlichen Kredits. Der Unterschied 
zu einem Dispo-Kredit ist der, dass man es sich zweimal über-
legt, einen solchen aufzunehmen, anstatt gedankenlos sein Kon-
to zu überziehen. Bei regulärer Kreditaufnahme sind die Kosten 
sichtbar. Man erfährt sofort, bevor man unterschreibt, was einen 
dieser Kredit an Zinsen kosten wird, und weiß gleichzeitig, wie 
lange man wie viel zurückzahlen muss. Allein das wird wohl so 
manchen nochmals darüber nachdenken lassen, ob er diesen 
Kredit wirklich braucht oder ob es vielleicht doch auch ohne geht. 
Aber wenn kein Weg daran vorbeiführt, wird es solche Notkredite 
natürlich auch in der Humanen Marktwirtschaft geben. Die von 
Banken propagierte Praxis, jederzeit seinen Dispo-Kredit in An-
spruch nehmen zu können, ist dagegen eine böse Falle, die den 
Kunden ausnimmt und den Banken höchsten Profit beschert. Wir 
wollen möglichst verhindern, dass Menschen unbedacht in diese 
Falle tappen.  
 Weil die Kredite aus Mitteln gezogen werden, die der Allge-
meinheit gehören, müssen die dafür erhobenen Zinsen auch 
wieder der Allgemeinheit zugute kommen. Sie fließen einem 
Sozialtopf zu, aus dem soziale Härtefälle bedient werden kön-
nen. Auf diese Weise wird kein anderer Haushalt belastet und 
Zinszahlungen dienen einem guten Zweck. Die Verwaltung des 
Sozialtopfs muss der Staat übernehmen.  
 

157



Keine Kapitalbildung mehr bei Versicherungen  
 
 In der Humanen Marktwirtschaft wird es private Versicherun-
gen durchaus geben, allerdings dürfen diese keine kapitalbilden-
den Unternehmen im herkömmlichen Sinn sein. Wie jeder an 
anderer Stelle erwirtschaftete Geldüberschuss, also Geld, das 
nicht sofort verbraucht wird, müssen auch die Überschüsse aus 
Versicherungsprämien dem Wertspeicher zugeführt werden. So 
ist sichergestellt, dass kein Geld dem Umlauf entzogen ist, wenn 
es nicht zur sofortigen Schadensregulierung verwendet wird. Im 
Bedarfsfall können/müssen Versicherungen auf ihre Rücklagen 
im Wertspeicher zugreifen.  
 Eine Versicherung ist prinzipiell ein ähnliches Umlagesystem 
wie die Rentenversicherung. Aus den fortlaufenden Einnahmen 
der Prämien werden die Schadensfälle reguliert. Allein der Besitz 
von Geld garantiert jedoch noch nicht, dass ein eingetretener 
Schadensfall auch tatsächlich adäquat reguliert werden kann. 
Vielmehr bedarf es der menschlichen Arbeitskraft, diese Aufgabe 
zu erfüllen. In der Betrachtung der notwendigen Überschüsse 
von Versicherungsunternehmen ist grundsätzlich festzuhalten: 
Dieses Geld darf nicht als konservierte Arbeit angesehen wer-
den. Speziell im Kontext Versicherung/Schadensregulierung wird 
deutlich, dass Geld lediglich ein Tauschmittel ist, um die in der 
Gegenwart zu leistende Arbeit einzukaufen.  
 Sollte der Fall eintreten, dass eine nicht vorhersehbare Häu-
fung von Schadensfällen oder besonders hohe Schadensforde-
rungen (etwa bei Erdbeben) die von der Versicherung im Wert-
speicher angesammelten Überschüsse übersteigen, darf diese 
kurzfristig auch auf weitere Rücklagen im Wertspeicher zurück-
greifen, um die Schäden zu regulieren. Investitionsvorhaben des 
Staates müssen dann vorübergehend zurückgestellt werden. 
Damit ist gewährleistet, dass das Wertspeichersystem selbst in 
Extremsituationen nicht überfordert wird und seinen allgemeinen 
Verpflichtungen der Bevölkerung gegenüber jederzeit nachkom-
men kann.  
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 In sensiblen Bereichen besteht Versicherungspflicht, insbe-
sondere dann, wenn die möglichen Schäden das individuelle 
Regulierungspotenzial mit hoher Wahrscheinlichkeit überfordern, 
wie zum Beispiel beim Betrieb von Industrieanlagen, Kraftfahr-
zeugen usw. oder bei Feuerversicherungen. Sobald Versiche-
rungspflicht besteht, ist es ein zweifelhafter Vorgang, Organisati-
on und Abwicklung privaten Unternehmen zu überlassen. Wenn 
der Staat also den Abschluss bestimmter Versicherungen vor-
schreibt, muss er diese auch selbst betreiben und die damit er-
wirtschafteten Überschüsse ebenfalls in den Wertspeicher über-
führen.  
 Allgemein gilt für Versicherungen aller Art: Je größer die Ge-
meinschaft und je breiter gestreut das Risiko, desto sicherer und 
verträglicher ist die Absicherung. In Extremfällen, wie schweren 
Naturkatastrophen (Überschwemmungen, Tsunami, Erdbeben 
usw.), ist es oft so, dass das betroffene Land eine angemessene 
Schadensregulierung aus eigener Kraft nicht leisten kann und 
die internationale Staatengemeinschaft zu Hilfe eilt – auch wenn 
eine vertragliche Verpflichtung dazu nicht besteht. Diese Form 
globaler Solidarität ist bereits heute gängige Praxis und wird 
auch künftig möglich sein.  
 
 „Lebensversicherungen“ im herkömmlichen Sinn, also Kapi-
tallebensversicherungen, gibt es in der Humanen Marktwirtschaft 
nicht, da sie überflüssig sind. Im alten System sind sie nichts 
anderes als Sparverträge mit schlechten Konditionen, da der 
Verwaltungsapparat, inklusive Vorständen, aus den Prämien 
bezahlt werden muss – Ausgaben ohne jegliche Wertschöpfung. 
Abgesehen davon, gibt es in der HMW – wir erinnern uns – keine 
positive Verzinsung von Geld, ebenso wenig wie Inflation. Somit 
kann und muss jeder für sich selbst entscheiden, wie viel von 
seinem Einkommen er für die Zukunftssicherung zurücklegen 
will. Diese Rücklagen werden in Form von Anteilen am Wert-
speicher gebildet und können jederzeit verwendet werden, zum 
Beispiel wenn eine vorübergehende Notsituation es erfordert. 
Diese Rücklagen haben einen beständigen Wert. 
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 Echte Lebensversicherungen, sogenannte Risikolebensversi-
cherungen, gibt es auch in der Humanen Marktwirtschaft. Hier 
werden unkalkulierbare Risiken, wie Berufsunfähigkeit oder Tod, 
in der herkömmlichen Form abgesichert. Allerdings mit dem Un-
terschied, dass die Versicherung für ihre Klienten Anteile am 
Wertspeicher erwirbt, die dann im Schadensfall an den Versi-
cherten ausgereicht werden. Das hat für den Versicherungs-
nehmer den Vorteil, dass sein Risiko optimal abgesichert ist und 
er genau abschätzen kann, wie hoch sein tatsächlicher Bedarf 
ist. Auch steht es ihm jederzeit frei, seinen Bedarf an zusätzli-
cher Sicherheit neu zu definieren und dementsprechend seine 
Prämien mit zunehmendem Alter anzupassen. 
 Versicherungen sind Dienstleister und werden wie Banken als 
solche entlohnt. Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, 
dass es privatwirtschaftlich organisierte Versicherungen nur noch 
begrenzt und für ganz bestimmte Risikofälle geben wird. Am 
Beispiel der Versicherungen wird einmal mehr deutlich, welche 
Bedeutung der Wertspeicher in der Humanen Marktwirtschaft 
unter anderem hat. Er stellt sicher, dass eine Gesellschaft für 
ihre Mitglieder immer das leistet, was sie nach aktuellem Stand 
leisten kann. Damit ist ausgeschlossen, dass wegen „Kapital-
mangels“ berechtigte Leistungen nicht abgerufen werden kön-
nen, wie wir es im aktuellen System vermehrt erleben müssen.  
 
Fazit: Das Kreditkartenwesen wird abgeschafft und Verbrau-
cherkredite werden unattraktiv sein. Damit soll der Konsument zu 
einem umsichtigen Kaufverhalten ermuntert werden: Erst anspa-
ren und dann kaufen, anstatt in die Schuldenfalle durch Dispo-
Kredite zu geraten. Das Bankensystem in der Humanen Markt-
wirtschaft ist einfach und überschaubar. Banken sind – ebenso 
wie Versicherungen – Dienstleister und stehen im gegenseitigen 
Wettbewerb um die Gunst der Kunden. Unerhörte Kapitalan-
sammlungen zu bilden, die die Demokratie in Gefahr bringen 
können, ist nicht mehr möglich. Dreh- und Angelpunkt für die 
praktischen Abwicklungen im neu strukturierten Banken- und 
Versicherungswesen ist der Wertspeicher.  
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Sterben und erben  
 
 Wir, die erste Nachkriegsgeneration, sind aufgewachsen in 
dem Bewusstsein, dass unsere Eltern dafür arbeiten, damit es 
uns einmal besser geht als ihnen. Dieses Ziel haben die meisten 
der Generation unserer Eltern erreicht. Wie sieht es aber mit uns 
aus? Sind wir nicht auf dem Weg, unseren Kindern und Enkeln 
eine Welt zu hinterlassen, die an allen Ecken droht, aus den 
Fugen zu geraten? Was, außer mehr oder weniger fragilen 
Besitztümern, wollen wir vererben? So, wie sich die Welt heute 
zeigt, müssen wir uns schämen, so wenig aus dem doch gewal-
tigen technischen Fortschritt für das Wohl unserer Nachkommen 
gemacht zu haben.  
 So oder so, wer stirbt, hinterlässt etwas auf dieser Erde, er 
vererbt etwas. Was, wie viel und in welcher Weise, ist enorm 
wichtig dafür, wie die Zukunft unserer Nachkommen aussehen 
wird. Deswegen haben wir für die Humane Marktwirtschaft ein 
möglichst gerechtes Erbrecht vorgesehen. Eines gleich vorab: 
Es gibt keine Erbschaftssteuer, aber man kann auch nicht alles 
vererben. Wir wollen uns nicht an der Diskussion darüber beteili-
gen, inwieweit es „gerecht“ sein kann, wenn Menschen qua Ge-
burt reicher sind als andere. Darüber gibt es zu viele und zu 
emotional belastete Standpunkte, die schwerlich in Einklang zu 
bringen sind. Wir nehmen es als gegeben, dass Menschen nicht 
mit gleichen Voraussetzungen in ihr Leben eintreten. Mit unse-
rem Erbrecht wollen wir in der Humanen Marktwirtschaft aber 
dafür Sorge tragen, dass nicht ganze Dynastien durch wunder-
same und leistungslose Geldvermehrung „auf Ewigkeit“ immer 
mehr Geld und Macht anhäufen können. Das langfristige Ziel 
unseres Systems ist, die Macht des Geldes zu eliminieren und 
so jedem eine reale Chance zu bieten, entsprechend seinen 
Fähigkeiten in dem Wohlstand zu leben, welcher seiner eigenen 
Leistung entspricht.  
 
 Die Humane Marktwirtschaft sieht vor, dass nur auf Kapitaler-
träge Steuern erhoben werden, also auf Einkommen, die mehr 
oder weniger leistungslos erzielt werden. Auf diese Weise gibt es 

161



bereits einen Sozialausgleich. Wenn solche Besitztümer vererbt 
werden, dann werden aus den Erträgen weiterhin Steuern einge-
zogen, die Allgemeinheit verliert nichts, selbst wenn die Erb-
schaft als solche nicht mit Steuern belastet wird. Man kann also 
alles vererben, was reale Güter sind, inklusive Besitzanteilen an 
Firmen oder eben Aktien, ohne dass für diesen Erbvorgang 
Steuern anfallen.  
 Mit den Guthaben im Wertspeicher ist das anders. Sie kön-
nen – mit einer Ausnahme – überhaupt nicht vererbt werden. 
Hier orientieren wir uns wieder am deutschen Rentensystem. 
Auch die Rentenansprüche sind nicht vererbbar, der Anspruch 
erlischt mit dem Tod. Betrachtet man die Situation des Durch-
schnittsbürgers, dann dürfte es sowieso in den meisten Fällen so 
ausgehen, dass mit dem Tod das meiste an Guthaben im Wert-
speicher aufgebraucht ist. Die Guthaben sind ja so angelegt, 
dass sie wie eine Rente im dritten Lebensabschnitt in Anspruch 
genommen werden.  
 
 Aber betrachten wir diejenigen, die etwas – oder viel – mehr 
auf die hohe Kante legen konnten. Da können unter Umständen 
schon erhebliche Summen „übrig“ bleiben. Dass diese nicht ver-
erbt werden können, hat mehrere positive Effekte: Der Eigentü-
mer der Anteilsrechte im Wertspeicher wird darauf bedacht sein, 
möglichst viel möglichst sinnvoll zu investieren in reale Güter 
oder Aktien, die er dann vererben kann. Das regt die Wirtschaft 
an und sorgt dafür, dass es ausreichend Kapitaleinkünfte geben 
wird, die versteuert werden müssen. Diese Steuern fließen auch 
nach seinem Tod weiter, nur mit dem Unterschied, dass sie jetzt 
eben von seinen Erben eingezogen werden. Und wer das Glück 
hat, im Alter über ein ordentliches Rücklagen-Polster im Wert-
speicher zu verfügen, wird Interesse daran haben, solange es 
seine Gesundheit erlaubt, mehr Geld für ein angenehmes Leben 
(z. B. Reisen) auszugeben. – Auch gut für die Wirtschaft.  
 
 Nun wissen wir aber, dass Menschen dazu neigen, Regeln zu 
ihrem oder zum Vorteil ihrer Nachkommen so auszulegen, dass 
die Sippe maximalen Vorteil hat. Es wäre denkbar, dass ein 
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Mensch im Angesicht seines nahen Todes alles, was er im Wert-
speicher angesammelt hat, seinen Nachkommen schenken will. 
Da spricht grundsätzlich nichts dagegen, denn auch das würde 
die Wirtschaft anregen. Um das an dieser Stelle nochmals zu 
betonen: Die Humane Marktwirtschaft will die Höhe der individu-
ellen Einkommen nicht begrenzen. Sie will aber dafür sorgen, 
dass Ansprüche aus diesem Vermögen, die ein Mensch nicht für 
sich selbst verbrauchen konnte, nicht dazu führen, dass die 
Nachkommen ein leistungsfreies Wohlleben genießen können, 
das sich von Generation zu Generation steigert. Im Gegenteil 
soll die Besteuerung der Einkommen auch aus ererbten Gütern 
eine gewisse soziale Gerechtigkeit herstellen. Hier kommt nach 
unserer Auffassung § 14 des Grundgesetzes („Eigentum ver-
pflichtet [...]“) ebenso zum Tragen.  
 
 Ohne klare Regeln und Kontrollmechanismen kann nicht ver-
hindert werden, dass jemand vor seinem Tod sein Wertspeicher-
konto abräumt und dieses Vermögen einfach verschenkt. Die 
Humane Marktwirtschaft soll das freieste System aller Zeiten 
sein, und deswegen wollen wir hier zwei Aspekte betrachten: 
Statistisch gesehen, wird es sich um eine Minderheit im unteren 
einstelligen Prozentbereich handeln, die tatsächlich nennenswer-
te Summen in ihrem Wertspeicherkonto hat, wenn ihr Tod naht. 
Wir erachten es als unnötig, für diese Minderheit Vorschriften zu 
erfinden, die dann alle betreffen und deswegen nicht so einfach 
allgemeine Zustimmung finden werden. Allerdings wollen wir 
auch bei der Behandlung dieser Minderheit nicht auf eine Sozial-
komponente verzichten. Deshalb wird es eine Schenkungssteuer 
geben, die sich an dem Verfahren orientiert, das bereits heute in 
Kraft ist.  
 Die HMW macht bei dieser Schenkungssteuer keinen Unter-
schied zwischen Verwandten und Fremden. Jeder kann Schen-
kungen steuerfrei annehmen bis zu einer Höhe von 50.000 Euro, 
akkumuliert über einen Zeitraum von zehn Jahren. Jede Schen-
kung oberhalb der Bagatellgrenze von 3.000 Euro muss gegen-
über der Wertspeicherverwaltung deklariert werden, und zwar 
sowohl vom Schenkenden als auch vom Beschenkten. Diese 
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Vorschrift entspricht der heute gültigen Praxis gegenüber dem 
Finanzamt. Sobald die als Geschenk empfangene Summe die 
50.000 Euro in zehn Jahren überschreitet, müssen Steuern dafür 
entrichtet werden – in gleicher Höhe wie für Kapitaleinkünfte. 
Schließlich handelt es sich hierbei ebenfalls um ein leistungsfrei-
es Einkommen.  
 Die Wertspeicherverwaltung hat die volle Übersicht über die-
se Schenkungsvorgänge, darf darüber jedoch niemandem Aus-
kunft erteilen – siehe Bankgeheimnis. Wenn jemand versäumt, 
Schenkungen zu deklarieren, um so der Steuerpflicht entgehen 
zu wollen, werden Strafsteuern fällig, und zwar in Höhe analog 
des Steueranfalls. Der Schenkende selbst muss diese abführen, 
wenn er seiner Meldepflicht nicht nachgekommen ist. Wer also 
seine Deklarationspflicht vernachlässigt, wird mit höchster Wahr-
scheinlichkeit doppelt zur Kasse gebeten: als Schenkender und 
Beschenkter. So, wie es heute bereits üblich ist, wird die Wert-
speicherverwaltung eine Gegenprüfung vornehmen, ob Schen-
kungen auf beiden Seiten ordnungsgemäß deklariert worden 
sind.  
 
 Nun zu der Ausnahme in Bezug auf den Verfall des Wert-
speicherguthabens im Todesfall. Das Wertspeicherkonto wird 
dem hinterbliebenen Ehepartner steuerfrei überschrieben, und 
zwar in gestaffelter Höhe je nach Ehedauer, so wie es heute 
gängige Praxis für Renten und Pensionen ist: 2 Prozent pro Ehe-
jahr. Darüber hinaus gibt es die Vorschrift für Ehepaare, Einla-
gen in den Wertspeicher zu gleichen Teilen auf die Konten bei-
der Gatten zu verteilen. Mit dieser Regelung ist sichergestellt, 
dass es im Falle einer Scheidung in dieser Hinsicht keine Strei-
tigkeiten gibt (Zugewinnausgleich). Weiterhin ist sichergestellt, 
dass die finanzielle Lebensplanung eines Ehepaares nicht zu-
sammenbricht, wenn einer der beiden ablebt. Kein Paar muss 
sich Sorgen machen um die Versorgung des hinterbliebenen 
Partners. Dasselbe Verfahren der Gutschrift für Ehepaare gilt für 
die Ansprüche aus Firmenrenten.  
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Fazit: Das Erbrecht in der Humanen Marktwirtschaft ist kein 
Umverteilungssystem, dem Erbberechtigten wird nichts genom-
men. Doch wer viel erbt, leistet seinen Beitrag zum Allgemein-
wohl durch die Steuern auf seine Kapitaleinkünfte. Der heutige 
Zustand, von den Zinsen zu leben, ohne dass das Kapital weni-
ger wird bzw. sich noch vermehrt, ist ausgeschlossen. Wertspei-
cheranteile können bis auf eine Ausnahme (Ehepartner) nicht 
vererbt werden. Langfristig gesehen, wird sich so die momentan 
herrschende Ungleichheit der Besitzstände reduzieren. Das ist 
das Ziel.  
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Internationaler Handel und  
Zahlungsausgleich  
 
 Weltweiter Handel kann nur dauerhaft funktionieren, wenn die 
Handelsbilanzen ausgeglichen sind. Das heißt, dass – auf länge-
re Sicht – für jedes Land die Summe an Importen der Summe an 
Exporten entsprechen muss. Da dieser Idealzustand nicht immer 
erreichbar ist, wird es für vorübergehende Außenhandelsdiffe-
renzen auch in der Humanen Marktwirtschaft ein System des 
Ausgleichs geben. Aber nicht nur deswegen. Schließlich muss 
die Humane Marktwirtschaft auch kompatibel sein mit anderen 
Systemen, insbesondere mit dem derzeit gültigen. Man kann 
nicht davon ausgehen, dass die ganze Welt gleichzeitig den 
Wechsel zur HMW vollziehen wird. Ein Land muss also der Vor-
reiter sein und darf dabei nicht mit dem alten System in Kollision 
geraten. Dass sich dann andere Länder sukzessive sehr schnell 
anschließen und ebenfalls die Humane Marktwirtschaft einführen 
werden, ist zu erwarten, denn die Vorteile dieses neuen Systems 
sind epochal und unübersehbar.  
 
 Ob ein Land mit seinem Außenhandel Überschüsse erzielt 
oder Defizite macht, hängt in erster Linie ab von der Leistungs-
fähigkeit seiner Wirtschaft und vom Konsumverhalten der Bür-
ger. Darüber hinaus könnte das System von variablen Wechsel-
kursen die Wettbewerbssituation so einregulieren, dass sich 
ausgeglichene Handelsbilanzen ergeben. Das würde vorausset-
zen, dass die Bewertung einer Währung ausschließlich nach 
wirtschaftlichen Kriterien vorgenommen wird. Dem ist heute viel-
fach nicht so! Vielmehr unterliegt die Bewertung von Währungen 
auch emotionalen Kriterien, wodurch eine Selbstregulierung der 
Märkte gestört, wenn nicht verhindert wird. Das Versagen dieses 
Systems macht es also notwendig, andere Wege zu gehen, um 
den Idealzustand von dauerhaft ausgeglichenen Handelsbilan-
zen weltweit zu erreichen.  
 Die Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft ist die Summe 
aller Leistungen, die von allen Bürgern gemeinsam erbracht 
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werden. Selbst das „kleinste Rädchen“ ist daran beteiligt. Wenn 
also ein Land Überschüsse im Außenhandel erwirtschaftet bzw. 
Defizite produziert, dann müssen auch alle davon profitieren 
bzw. für die Defizite mit aufkommen, indem sie den Konsum 
einschränken – in jeder Hinsicht. Wenn also (vorübergehende) 
Außenhandelsdifferenzen ausgeglichen werden müssen, dann 
müssen auch alle daran beteiligt sein. So schwierig diese Forde-
rung im aktuellen System zu erfüllen wäre, so einfach wird es mit 
der Humanen Marktwirtschaft sein, wie wir im Folgenden aus-
führlich erläutern werden. 
 Solange Staaten untereinander ausgeglichene Handelsbilan-
zen haben, ist alles unkompliziert. Das, was importiert wird, wird 
mit den Erlösen des Exports bezahlt – ein Nullsummenspiel. 
Sobald ein Staat aber Außenhandelsdefizite erwirtschaftet, muss 
eingegriffen werden. Besonders dann, wenn abzusehen ist, dass 
sich dieses Missverhältnis in absehbarer Zeit nicht ändern wird. 
Der Modus operandi im bisherigen System, nämlich anwachsen-
de Außenhandelsdefizite mit immer größeren Schulden zu ka-
schieren, hat sich als äußerst untauglich erwiesen – siehe Grie-
chenland 2015. Der Zustand dieses Landes und vieler anderer 
Schuldenstaaten spricht hier eine eindeutige Sprache. Vor allem 
aber ist es so, dass sich im bisherigen System einige wenige 
Staaten das Recht herausgenommen haben, ihre Rechnungen 
einfach mit frisch gedrucktem Geld zu begleichen. Die Humane 
Marktwirtschaft setzt dem ein Ende, indem sie strikt fordert, dass 
Außenhandelsdifferenzen jedes Jahr ausgeglichen werden müs-
sen.  
 
 In diesem Zusammenhang gehen wir nochmals auf den 
Wertspeicher ein und die Institution, die diesen verwaltet. Die 
zentrale Verwaltungsinstitution ist ein Dienstleister, der Buch 
führt über alle Geldbewegungen, die im Zusammenhang mit dem 
Wertspeicher getätigt werden. Das heißt: Die Verwaltung des 
Wertspeichers hat umfassendes Wissen darüber, wer wie viele 
Einlagen im Wertspeicher hat und welche Transaktionen durch-
geführt werden. Die Zentralverwaltung des Wertspeichers „weiß 
alles“, darf ihr Wissen aber nicht kommunizieren.  
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 Nun könnte man argwöhnen, dass dieses Wissen die Basis 
für immense Macht ist, welche wiederum missbraucht werden 
könnte. Das ist jedoch nicht der Fall, denn die Verwaltung des 
Wertspeichers kann keine eigenständigen Entscheidungen tref-
fen, da sie an strikte Regeln gebunden und für deren Einhaltung 
verantwortlich ist. Man könnte jetzt weiterhin argwöhnen, dass 
hier ein Ansatzpunkt für Bestechung oder ähnliche kriminelle 
Einflussnahmen existiert. Auch das ist nicht der Fall, denn Be-
stechung wird gerade durch die Funktion des Wertspeichers 
nahezu unmöglich gemacht. Um jeglichen Missbrauch zu verhin-
dern, werden entsprechende Kontrollmechanismen etabliert, die 
über die strikte Einhaltung der Regeln wachen. 
 
 Anmerkung: Wir erinnern daran, dass in der Humanen 
Marktwirtschaft der längerfristige Besitz von Bargeld unattraktiv 
ist, da es mit der Zeit drastisch an Wert verliert. Wenn also je-
mand einem anderen ein „Geschenk“ machen oder ihn beste-
chen will, kann er das letztlich nur tun, indem er Zertifikate aus 
dem Wertspeicher überschreibt. Damit ist diesem Vorgang die 
Anonymität genommen, Bestechungsversuche sind nachweis-
bar. Wir dürfen konstatieren, dass sich das System des Wert-
speichers auch in der Hinsicht positiv auf das Denken und die 
Moral der Menschen auswirken wird. Wir weisen nochmals da-
rauf hin, dass die Verwaltung des Wertspeichers dem „Bankge-
heimnis“ unterliegt.  
 
 Zur Abwicklung und Überwachung aller Transaktionen, die im 
Handel mit anderen Ländern anfallen, ist der Zentralverwaltung 
des Wertspeichers eine sog. „Auslandsabteilung“ zugeordnet. 
In der Praxis heißt das, dass alle Ex- und Importe an eben diese 
Abteilung gemeldet werden müssen und auch die Bezahlung der 
entsprechenden Güter oder Dienstleistungen ausschließlich über 
diese Institution erfolgt. Der Bezieher von Waren aus dem Ex-
portland, also der Importeur, bezahlt den Exporteur nicht direkt, 
sondern transferiert das Geld an die Auslandsabteilung, von 
welcher der Exporteur dann sein Geld erhält. Diese Unterabtei-
lung in der Wertspeicherverwaltung ist vergleichbar mit einer 
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Zentralbank, über die heute Auslandstransaktionen abgewickelt 
werden.  
 
 Anmerkung: Sämtliche Lieferungen ins Ausland sind von 
dem 20-prozentigen Sozialanteil im Endpreis befreit. Der End-
preis von Importwaren hingegen muss diesen Sozialanteil ent-
halten – vergleichbar mit der Mehrwertsteuer, die heute ebenfalls 
auf Importwaren erhoben wird. Damit werden Exporte grundsätz-
lich nicht behindert – wie hoch der Sozialanteil bei Importwaren 
sein soll, muss jedes Land für sich selbst entscheiden.  
 
 
 
Ausgeglichene Handelsbilanzen sind das Ziel 
 
 Die Auslandsabteilung agiert gewissermaßen wie ein Zwi-
schenhändler. Sie bezahlt die Exporteure für die Waren, welche 
diese ins Ausland liefern, ebenso wie sie das Geld für die Impor-
te von den Importeuren erhält. Im Idealfall ergibt sich eine aus-
geglichene Bilanz und es bedarf keiner weiteren Maßnahmen. 
Ergeben sich im laufenden Geschäftsjahr Differenzen in dem 
Sinne, dass die Exporte höher sind als die Importe und mit die-
sen nicht mehr 1 : 1 verrechnet werden können – was bei einer 
exportstarken Industrienation wie Deutschland regelmäßig der 
Fall ist –, dann muss die Auslandsabteilung auf den Wertspei-
cher zugreifen, um damit die Rechnungen der Exporteure zeit-
nah bezahlen zu können. Abgerechnet wird am Jahresende. 
Dann muss das entstandene Defizit durch zu hohen Export und 
zu niedrigen Import ausgeglichen werden. Das erfolgt in der 
Weise, dass die Auslandsabteilung die ausstehenden Differenz-
beträge von den jeweiligen Defizitländern einfordert.  
 
 Bevor wir auf den Ausgleich von Handelsbilanzdifferenzen 
genauer eingehen, wollen wir erklären, was diese grundsätzlich 
bedeuten und wie sie zustande kommen. Wenn ein Land mehr 
importiert als exportiert, dann lebt es über seine Verhältnisse. 
Die Bürger konsumieren mehr, als ihnen nach ihrer Leistung 
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zusteht. Sie verbrauchen Güter und Leistungen aus einem ande-
ren Land, ohne eine reale Gegenleistung dafür zu erbringen. 
Kurzum: Sie konsumieren auf Kosten anderer und das Land 
erwirtschaftet aufgrund dieses Konsum- und Leistungsverhaltens 
seiner Bürger ein Außenhandelsdefizit. Dieser Vorgang ist natür-
lich nur dann möglich, wenn ein oder mehrere andere Länder 
mehr exportieren, als sie importieren.  
 Umgekehrt erwirtschaftet ein Land, dessen Bürger mehr leis-
ten, als sie verbrauchen (können, wollen oder dürfen), einen 
Außenhandelsüberschuss. Beide Zustände – Defizit und Über-
schuss – müssen früher oder später ausgeglichen werden. Ge-
schieht das nicht, arbeiten die Bürger des Überschusslandes für 
den Luxus des Defizitlandes, ohne dafür eine angemessene 
Entlohnung zu erhalten. Das darf nicht sein, kann nicht sein? – 
Leider doch! Das real existierende System zeigt, dass es geht 
und wie es geht. 
 
 Anmerkung: Die USA genehmigen sich seit Jahrzehnten ein 
anwachsendes Außenhandelsdefizit. Seit gut zehn Jahren be-
trägt es nominal mehr als 1.000 Milliarden Dollar pro Jahr – oder 
etwa 3 Milliarden täglich. Mit anderen Worten konsumieren die 
US-Bürger täglich Leistungen und Güter im Wert von 3 Milliarden 
Dollar, für die innerhalb der USA keine Arbeit geleistet wird. Das 
hat dazu geführt, dass die USA in den letzten Jahrzehnten ein 
akkumuliertes Außenhandelsdefizit aufgebaut haben, das nach 
offiziellen Angaben in Kürze die gigantische Summe von 20.000 
Milliarden Dollar überschreiten wird. (Man vergleiche hierzu das 
BIP pro Jahr Deutschlands in Höhe von etwa 1.600 Milliarden 
Euro). Das bedeutet, dass die USA jedes Jahr etwa zwei Drittel 
der gesamten Wirtschaftsleistung Deutschlands konsumieren, 
ohne dafür auch nur einen Strich Arbeit zu leisten. Niemand 
kann so naiv sein anzunehmen, dass die USA jemals in der Lage 
sein werden, diese akkumulierten Schulden zurückzuzahlen. Die 
Welt hat den USA diese irrsinnige Summe schlicht geschenkt. 
Die Humane Marktwirtschaft wird derartige Vorgänge unmöglich 
machen, ja, sogar zurückführen. 
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Strenges Reglement  
 
 Wie mehrfach ausgeführt, ist die Humane Marktwirtschaft ein 
System, das den Bürgern maximale Freiheit gewährt und in dem 
der Staat so wenig wie möglich Kontrolle über die Aktivitäten und 
Geschäfte seiner Bürger ausüben kann. Dennoch gilt der Grund-
satz: Freiheit ohne Regeln ist die Tyrannei des Stärkeren.  
Staatsintern muss jedes Land die gültigen Spielregeln für sich 
selbst bestimmen und organisieren. Im internationalen Handel 
braucht es aber strikte Regulierungen, die den Umgang der 
Staaten untereinander bestimmen, ganz besonders was den 
Zahlungsausgleich anbelangt. Da wir großen Wert darauf legen, 
dass auch kleine Staaten gerecht behandelt werden, sieht die 
Humane Marktwirtschaft für den internationalen Zahlungsverkehr 
sehr restriktive Regeln vor, die sich ebenso auf den einzelnen 
Bürger auswirken können, im Extremfall sogar die internationale 
Handlungsfreiheit von Konzernen betreffen. 
  
 Dass Handelsbilanzdifferenzen überhaupt entstehen können, 
hat einen einfachen Grund: Die Löhne im Überschussland sind 
zu niedrig und im Defizitland zu hoch. Dadurch sind die Waren 
und Leistungen des Ersteren zu billig und in Letzterem zu teuer. 
Ein unzureichend regulierter Markt sorgt dann dafür, dass diese 
Handelsbilanzdifferenzen fortgeschrieben werden.  
 Ein weiterer Faktor ist, dass das Defizitland USA –  um bei 
diesem Beispiel zu bleiben – sich das „Recht“ ertrotzt hat, seine 
Importe einfach mit munter gedrucktem Geld zu bezahlen und 
der Rest der Welt nichts dagegen unternimmt. Die Humane 
Marktwirtschaft wird das nicht mehr akzeptieren, denn wenn die 
Regeln des Marktes tatsächlich greifen sollen, dann müssen sich 
die Löhne in den betroffenen Ländern entsprechend einregulie-
ren, bis die Handelsbilanzen ausgeglichen sind, ja, die Defizit-
länder sogar Schulden abtragen können.  
 
 Den Regeln in der Humanen Marktwirtschaft gemäß, müssen 
Handelsbilanzdifferenzen umgehend ausgeglichen werden, und 
zwar in einer Weise, die das Konsumverhalten in den betroffe-
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nen Ländern in die richtige Richtung lenkt: Der Konsum im Über-
schussland muss angeregt, der im Defizitland gedämpft werden. 
Wir stellen ein Modell vor, das wir für optimal halten, und erin-
nern daran, dass wir es als gerecht erachten, alle Bürger an 
diesem Ausgleich teilhaben zu lassen – positiv wie negativ. 
Schließlich ist es ist das kollektive Konsumverhalten aller Bürger, 
das darüber entscheidet, ob es Überschüsse gibt oder Defizite. 
Wenn sich in der Jahresabrechnung für die jeweiligen Handelsbi-
lanzen Differenzen ergeben, müssen diese unverzüglich ausge-
glichen werden. Das geschieht idealerweise über den Wertspei-
cher – vorausgesetzt, das betroffene Land nimmt an der HMW 
teil. 
 
 
1. Die Situation im Defizitland 
 
 Im Falle, dass das Land das Wertspeichersystem praktiziert, 
muss es von den dort angesammelten Guthaben die dem Defizit 
entsprechende Summe entnehmen und an den Wertspeicher im 
Überschussland transferieren. (Hat das Defizitland die Humane 
Marktwirtschaft noch nicht eingeführt, muss es dafür Sorge tra-
gen, die benötigte Summe aus anderen Quellen zu beschaffen. 
In welcher Weise dies im Einzelnen organisiert wird, ist letztlich 
dem jeweiligen Land selbst überlassen.)  
 Die infrage kommende Summe des Defizits wird geteilt durch 
die Anzahl aller, die über Guthaben im Wertspeicher verfügen. 
Dann wird von allen Guthaben dieser Teilbetrag eingezogen, um 
die offene Rechnung im Überschussland zu begleichen. Damit 
sind dort die Mehrausgaben, die durch die Vorleistungen an die 
Exporteure entstanden sind, kompensiert – die Handelsbilanz 
zwischen den beiden Ländern ist ausgeglichen.  
 Diese Form des Ausgleichs muss grundsätzlich jedes Land 
mit jedem Land, mit dem es Handel betreibt, durchführen. Bei 
einer reibungslosen Abwicklung des Verfahrens wird sich an der 
Geldmenge im Umlauf nichts verändern, da der Einzug von Gut-
haben erfolgt, die (noch) nicht verbraucht worden sind, also aus 
einem internen Überschuss. Gibt es diesen nicht, dann ist das 
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betreffende Defizitland pleite und kann nur zu Sonderkonditionen 
am internationalen Handel teilnehmen (Ware gegen Ware).  
 Denkbar wäre auch ein Verfahren, bei dem der Einzug pro-
zentual nach Höhe des Guthabens erfolgt. Wie schon gesagt, 
kann jedes Land für sich entscheiden, welches Prozedere es 
bevorzugt. In jedem Fall tritt der Effekt ein, dass die Nachfrage 
im Defizitland gedämpft wird. Nun spüren (fast) alle am eigenen 
Portemonnaie, dass in ihrem Land über die Verhältnisse gelebt 
wurde und eine Veränderung herbeigeführt werden muss. Wer 
indes so arm ist, dass er kein Guthaben im Wertspeicher hat, 
wird auch nicht an den erforderlichen Ausgleichszahlungen be-
teiligt. Die Ärmsten werden geschont – in beiden Varianten. 
 
 Nun hören wir die Einwände, es könne ja wohl nicht angehen, 
im Nachhinein, also nach vollzogenem Konsum, eine höhere 
Rechnung präsentiert zu bekommen, die dann am Jahresende 
zwangsweise eingetrieben wird. – Das kann sehr wohl sein, und 
nahezu jeder kennt ein derartiges Vorgehen aus eigener Erfah-
rung: Strom, Gas, Wasser, Heizung … Man zahlt ordnungs-
gemäß seine monatlichen Abschläge und bekommt dann am 
Jahresende die Abrechnung präsentiert – mit Nachzahlungs-
aufforderung oder einer Guthabenauszahlung.  
 Nichts anderes wird im System der Humanen Marktwirtschaft 
bei der Organisation des internationalen Zahlungsausgleichs 
praktiziert. Allerdings mit dem Unterschied, dass die aus dem 
Wertspeicher eingezogenen Nachzahlungen das individuelle 
Budget für die Lebenshaltung völlig unberührt lassen. Es kann 
lediglich erforderlich werden, eine größere Anschaffung, für die 
man angespart hat, um eine gewisse Zeit zu verschieben. Genau 
das ist der Sinn des Verfahrens: Der private Konsum im Defizit-
land soll gedämpft und im Interesse der Volkswirtschaft auf einen 
späteren Zeitpunkt verschoben werden.  
 
 
 
 
 

173



2. Die Situation im Überschussland 
 
 Im Export-Überschussland ist der Wertspeicher nach dem 
Ausgleich wieder auf sein ursprüngliches Volumen aufgefüllt. 
Tatsächlich hat sich auch hier an der Geldmenge, die im Umlauf 
zur Verfügung steht, nichts geändert – das ist für die Wirtschaft 
im Überschussland genauso elementar wie für die im Defizitland. 
Gleichwohl ist zu berücksichtigen, dass im Überschussland jetzt 
mehr Geldeswert für die Bürger zur Verfügung stehen muss, 
denn es haben ja Transfers aus einem oder mehreren Defizitlän-
dern stattgefunden. Was auf einer Seite abgebucht wird, kann 
nicht einfach verschwinden, sondern muss auf der anderen Seite 
wieder auftauchen. Das geschieht auch – allerdings wird mit 
dieser Transferleistung in den Wertspeicher lediglich das Defizit 
ausgeglichen, das durch die Vorauszahlungen an die Exporteure 
entstanden ist. Der im zurückliegenden Geschäftsjahr erwirt-
schaftete Mehrwert ist an dieser Stelle jedoch noch nicht berück-
sichtigt und muss deshalb in einer zusätzlichen Buchung erfasst 
werden.  
 Dieser Vorgang ist komplex und bedarf weiterer Erläuterung. 
Wenn gearbeitet, also produziert wird, und ein Teil der Produkti-
on in den Export geht, ohne dass diesem ein entsprechender 
Import gegenübersteht, bedeutet das, dass die Konsumenten 
diesen Überschuss nicht im eigenen Land verbraucht haben. 
Aber er existiert und er ist auch verkauft worden, nur eben nicht 
im Inland. Die Volkswirtschaft als Ganzes hat folglich einen 
Mehrwert produziert, der in irgendeinem Guthaben wiederzufin-
den sein muss.  
 Ein Außenhandelsüberschuss kommt in erster Linie deshalb 
zustande, weil im Überschussland die Löhne zu niedrig und die 
hergestellten Waren zu billig sind. Wären die Löhne höher und 
die Waren teurer, würde die Nachfrage aus dem Ausland sinken 
– in einer reibungslos funktionierenden Marktwirtschaft würden 
sich dann ausgeglichene Handelsbilanzen quasi automatisch 
ergeben. Weil dem de facto aber nicht so ist, muss dieser ge-
rechte Ausgleich auf anderem Wege realisiert werden. In der 
Humanen Marktwirtschaft geschieht das in der Weise, dass am 
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Jahresende durch ein indirekt wirksames Bonussystem ein ge-
wisser Lohnausgleich geschaffen wird. Ziel ist, das allgemeine 
Lohnniveau sukzessive anzuheben und dem tatsächlichen Leis-
tungsvermögen der Arbeitnehmer anzupassen. 
  
 Die Gesamtsumme aller Guthaben weltweit darf durch den 
Bilanzausgleich nicht verringert werden. Das heißt, wenn in ei-
nem Land Abzüge erforderlich sind, muss auf der anderen Seite 
ein adäquater Ausgleich geschaffen werden. „Geschaffen“ ist 
hier das korrekte Wort. Die Auslandsverwaltung im Überschuss-
land stellt genau die Summe in Form von Wertspeicheranteilen 
her, die dem Außenhandelsüberschuss entspricht. Sie schafft 
das scheinbar aus dem Nichts, aber es ist exakt die Summe, die 
im Defizitland „verschwunden“ ist. Die Gleichung geht wieder auf 
und es ist, global betrachtet, nichts verschwunden. 
  
 Der durch den Exportüberschuss eingebrachte Mehrwert wird 
nicht als zusätzliches Guthaben im allgemeinen Wertspeicher 
gehalten, sondern einer weiteren Unterabteilung dieser Instituti-
on, der sog. „Liegenschaftsverwaltung“, zugeführt. Primäre 
Aufgabe dieser ebenfalls strengen Regeln unterliegenden Ein-
richtung ist es, mit den zur Verfügung gestellten Mitteln, also den 
Exportüberschüssen, Aktien- und Immobilien vorzugsweise im 
Inland zu erwerben. In dem Moment, wo die Liegenschaftsver-
waltung Aktien und Immobilien kauft, die sich im Besitz eines 
Defizitlandes befinden, ergibt sich der Effekt, dass dieser Besitz 
wieder an das Land zurückgeht, das Überschüsse erwirtschaftet 
hat. Die Kaufsumme, die in das Defizitland zurückfließt, wird es 
diesem erleichtern, auf absehbare Zeit in die Nähe einer ausge-
glichenen Handelsbilanz zu kommen. Sollte der Fall eintreten, 
dass ein Überschussland irgendwann selbst eine negative Han-
delsbilanz ausweist, kann dieses Defizit von der Liegenschafts-
verwaltung durch entsprechende Verkäufe sehr zeitnah ausge-
glichen werden.  
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3. Jeder Bürger profitiert vom Überschuss 
 
 Die Liegenschaftsverwaltung ist Volkseigentum. Dieser Be-
griff mag in manchen Ohren ob seiner historischen Abnutzung 
befremdlich klingen, doch er umschreibt genau den Sachverhalt 
und ist deshalb – wertfrei betrachtet – logisch: Ein Außenhan-
delsüberschuss wird von der Gesamtheit aller Bürger erwirt-
schaftet, also muss auch die Gesamtheit der Bürger von diesem 
profitieren. Und das geht so: Aus den erworbenen Aktien und 
Liegenschaften werden Gewinne fließen (Dividenden, Mieten, 
usw.). Diese (andauernden) Gewinne müssen an alle verteilt 
werden, und der einfachste und gerechteste Weg ist es, diese 
Einnahmen dem Grundeinkommen zuzuschlagen. So wenig das 
am Anfang sein wird, kann es sich aber nach einigen Jahren 
soliden Wirtschaftens zu einer durchaus erklecklichen Höhe stei-
gern. Wiederum wird sich so das allgemeine Bewusstsein verän-
dern hin zu einer veritablen Solidargemeinschaft. Jeder Bürger 
wird die Früchte der gemeinsamen Anstrengungen auf seinem 
Konto wiederfinden und spüren, dass er Teil einer leistungsfähi-
gen Volkswirtschaft ist. 
 Die Verwaltung der erworbenen Liegenschaften (Immobilien) 
wird von privater Hand durchgeführt, um zu vermeiden, dass die 
Liegenschaftsverwaltung einen eigenen bürokratischen Apparat 
dafür aufbaut. Wo immer es möglich ist, unterstützt die Humane 
Marktwirtschaft das Prinzip des Wettbewerbs, das wir für eine 
natürliche Grundlage jeglichen Fortschritts halten. Bei Aktien ist 
es nicht notwendig, ein privates Management zwischenzuschal-
ten, denn hier werden lediglich Dividenden kassiert und weiter-
gegeben. Allein für den Fall, dass sich für die Liegenschaftsver-
waltung Mehrheitsanteile an Aktiengesellschaften ergeben, müs-
sen Fachleute benannt werden, welche die Stimmrechte treu-
händerisch ausüben.  
 
 Es liegt auf der Hand, dass das Ziel, durchgängig ausgegli-
chene Handelsbilanzen zu erreichen, auch in den Überschuss-
ländern gewisse Umdenkprozesse und Umstrukturierungen er-
fordert. Wie bereits dargelegt, sind die Löhne in einem Land mit 
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Außenhandelsüberschüssen im Verhältnis zu anderen Ländern 
und der Leistungsfähigkeit seiner Bürger zu niedrig. Es reicht 
aber nicht aus, die Löhne einfach zu erhöhen, denn dann würden 
die Produkte nur teurer, in der Masse aber nicht weniger, und die 
Folge wäre, dass sich nicht mehr genügend Käufer (im Ausland) 
fänden. Folglich muss ein anderer Weg eingeschlagen werden, 
und der sieht so aus: Die Arbeitszeiten – und damit die Produkti-
onsmenge – müssen verringert werden, ohne die Höhe der Ent-
lohnung anzutasten. Auf diese Weise wird sich die Produktion 
verteuern, gesundschrumpfen, ohne dass dem Umlauf intern 
durch Lohnminderung Geld entzogen wird. Vergessen wir nicht: 
Exportüberschüsse entstammen Leistungen, die nicht im Inland 
verbraucht werden. Wenn diese Überleistungen heruntergefah-
ren werden, verliert das produzierende Land nichts, was es 
bräuchte. Für den Arbeitnehmer hingegen ergibt sich durch das 
Mehr an Freizeit bei gleichem Lohn ein deutlicher Zugewinn an 
Lebensqualität. 
  
 Dieser komplizierte Vorgang des Bilanzausgleichs ist nur 
bestimmt für eine Übergangszeit, denn es wird schnell ersicht-
lich, dass im System der Humanen Marktwirtschaft jedes Land 
das Ziel haben wird, eine ausgeglichene Handelsbilanz zu er-
wirtschaften. Wenn dem dann so ist, müssen auch keine auf-
wendigen Transferaktionen mehr stattfinden. Die Wirtschaft läuft 
rund, gerecht und störungsfrei. Kein Land kann und wird dauer-
haft über seine Verhältnisse und auf Kosten anderer mehr leben 
wollen.  
 Uns ist bewusst, dass das Idealziel von durchgehend ausge-
glichenen Handelsbilanzen nicht von heute auf morgen und nicht 
ohne gewisse Härten in den klassischen Defizitländern vonstat-
ten gehen wird. Ein unkontrollierter und nicht mehr aufzufangen-
der Zusammenbruch des bestehenden Systems jedoch könnte 
zu unübersehbaren politischen Verwerfungen in vielen Ländern 
führen, bis hin zu kriegerischen Auseinandersetzungen. Das 
kann niemand wollen. Deshalb sieht die Humane Marktwirtschaft 
die oben beschriebenen, vergleichsweise komplizierten Rege-
lungen für eine Übergangszeit vor, die es, was die Handelsbilanz 

177



betrifft, selbst hoch defizitären Staaten erlauben, sich in Würde 
zu restrukturieren und ihrer Bevölkerung wieder eine Perspektive 
zu geben.  
  
 
 
Aktien & Börsen  
 
 Beides wird es in der Humanen Marktwirtschaft geben. Mithil-
fe von Aktiengesellschaften können Großprojekte von privater 
Seite realisiert werden. Und wo es Aktien gibt, bedarf es auch 
eines Ortes, an dem sie gehandelt werden – der Börse. Grund-
sätzlich hat sich dieses System als richtig und sinnvoll erwiesen, 
allerdings werden sich sowohl der Besitz von als auch der Um-
gang mit Aktien verändern. Weil die Humane Marktwirtschaft 
größten Wert auf Stabilität legt, werden Aktien vom Spekulati-
onsobjekt, das sie heute überwiegend sind, zurückgeführt zu 
dem, was sie ursprünglich sein sollten: Dividendenbringer. So, 
wie unsere Vorfahren Aktien ein Leben lang gehalten und dann 
vererbt haben, sollte auch in Zukunft wieder der Sinn von Ak-
tienbesitz sein. Um das zu erreichen, sieht die Humane Markt-
wirtschaft für das Börsenwesen zwei gravierende Änderungen 
vor:  

1. Eine Börsenumsatzsteuer muss entrichtet werden, so, wie 
es vor der Deregulierung üblich war, und zwar in Höhe von 
3 Prozent. Diese Steuer wird ebenfalls dem Topf für sozia-
le Härtefälle zugeschlagen und hat den weiteren positiven 
Effekt, dass Ruhe in den Markt kommt und der gesamte 
schädliche Hochgeschwindigkeitshandel unmöglich wird. 
Das „Spielkasino“ wird geschlossen. 
 

2. Aktien einer Gesellschaft dürfen nur noch an den Börsen 
in dem Land gehandelt werden, in dem diese Gesellschaft 
ihren Hauptsitz hat. Wer also deutsche Aktien erwerben 
will, muss das an einer deutschen Börse tun. Besteht Inte-
resse beispielsweise an einer amerikanischen Aktie, muss 
deren Erwerb über eine amerikanische Börse erfolgen. Die 
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Bezahlung dieser Aktie wird, wie bei jedem anderen Han-
delsgut, über die Auslandsabteilung der Wertspeicherver-
waltung abgewickelt. Auf diese Weise wird vermieden, 
dass sich eine Aktiengesellschaft divergierenden Rechts-
vorschriften mehrerer Länder unterwerfen muss.  

 
 
 
Feste Wechselkurse  
 
 Das System der fixen Wechselkurse zwischen unterschiedli-
chen Währungen hat sich über viele Jahrzehnte immer wieder 
bewährt. Auch das System von Bretton Woods hatte diese als 
Basis – von 1944 bis 1971. Hätten sich alle teilnehmenden Staa-
ten – allen voran das Leitwährungsland USA – an die Regeln 
gehalten, würde dieses System vermutlich noch heute funktionie-
ren und extreme Außenhandelsdifferenzen wären nicht gängige 
Realität.  
 Der entscheidende Vorteil eines Systems mit festen Wech-
selkursen ist, dass Spekulationen mit Währungen nicht möglich 
sind. Das ist der Sinn der Sache. Geld ist ein Tauschmittel und 
darf keinesfalls zur spekulativen Handelsware degenerieren. Aus 
diesem Grund verlangt auch die Humane Marktwirtschaft fixe 
Wechselkurse. Entgegen oftmals geäußerten Meinungen ist es 
in diesem System ebenfalls möglich, Anpassungen vorzuneh-
men, die durch unterschiedliche Entwicklungsgeschwindigkeiten 
innerhalb der einzelnen Volkswirtschaften notwendig werden 
können, wenn Effizienz und Leistungsfähigkeit in den einzelnen 
Ländern nicht im gleichen Tempo voranschreiten. Das geht ganz 
einfach und ist wiederum den einzelnen Volkswirtschaften zur 
Regelung vorbehalten. 
  
 Wenn ein Land feststellt, dass es anhaltende Defizite einfährt, 
weil seine Waren aufgrund eines zu hohen Lohnniveaus zu teuer 
und damit nicht wettbewerbsfähig sind, dann muss die Regie-
rung per Gesetz eine allgemeine Kostensenkung verordnen. Das 
heißt: Alles – alle Löhne, Mieten, Gebühren, Preise usw. – wird 
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um einen gewissen Prozentsatz abgesenkt. Auf diese Weise 
ändert sich im Land selbst für die Verbraucher nichts, was ihre 
interne Wirtschaft anlangt. Der Lohn ist zwar jetzt niedriger, aber 
im selben Maße sind auch die Kosten gesunken – und zwar in 
sämtlichen Bereichen.  
 Die gewünschte Änderung ergibt sich im Außenhandel. Auf-
grund der fixen Wechselkurse müssen importierte Waren ihr 
altes Preisniveau behalten. Für den Verbraucher mit dem jetzt 
geringeren Einkommen werden sie folglich teurer und damit un-
attraktiver. Die Menge an Importwaren wird zurückgehen, wäh-
rend die eigenen Exporte günstiger werden – und das ist der 
erwünschte Effekt.  
 Genau genommen, verhält es sich so, dass in einem System 
der festen Wechselkurse alle Teilnehmer in einem Währungs-
verbund sind. Sie unterscheiden sich nur durch unterschiedliche 
Namen und Stückelungen für ihr Geld. Solange die Humane 
Marktwirtschaft noch nicht weltweit übernommen ist, steht es den 
Ländern mit diesem System frei, den Wechselkurs für ihre Wäh-
rung im Außenhandel festzulegen. Das ist auch nichts Neues. 
Wiederum zeigt die Geschichte bis in die Gegenwart, dass Län-
der individuell darüber bestimmen können, welcher Wert ihrer 
Währung zugewiesen werden soll. Im Sommer 2015 hat bei-
spielsweise China von diesem Recht Gebrauch gemacht und 
den Yuan mehrfach abgewertet. 
  
 Mit fixen Wechselkursen kann es nicht passieren, dass die 
Kalkulation für eine Exportware zur Makulatur wird, weil sich die 
Währungsparität über Nacht unversehens verschoben hat. Damit 
entfällt der kostenintensive und spekulative Erwerb von Options-
scheinen zur Absicherung eben dieser Kalkulation. Nicht nur 
deswegen verbietet die Humane Marktwirtschaft spekulative 
Handelsformen, sowohl mit Waren als auch mit Währungen. In 
einer ordentlich aufgestellten Finanzwelt sind derlei „Krücken“ 
überflüssig, die nur einen Zweck haben, nämlich zu verschleiern, 
dass ein System in Wahrheit nicht (mehr) funktioniert.  
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Wir brauchen eine humane Landwirtschaft  
 
 Die ausreichende Versorgung mit Nahrung ist das existenziel-
le Grundbedürfnis eines jeden Lebewesens – also auch des 
Menschen. Ohne Nahrungsmittel kann niemand leben. Demzu-
folge war die Landwirtschaft über Jahrtausende hinweg in allen 
Kulturen das tragende Element für jede Volkswirtschaft. Noch bis 
ins 20. Jahrhundert hinein war es die Landwirtschaft, die vor-
nehmlich über den Reichtum einer Nation bestimmt hat. Günsti-
ge Klima- und Bodenbedingungen waren die Grundlage für ein 
gutes Leben. Bessere Anbaumethoden waren ausschlaggebend 
dafür, ob Bevölkerungswachstum überhaupt möglich war. Mit der 
zunehmenden Mechanisierung der Landwirtschaft und dem Ein-
satz von Kunstdünger konnte die Produktion von Nahrungsmit-
teln zuverlässiger, effizienter und erheblich preiswerter gestaltet 
werden. Mitte des 20. Jahrhunderts war es dann soweit, dass 
der permanente Mangel an Lebensmitteln vom Überfluss abge-
löst wurde – zumindest in den Industriestaaten. Die Folge war 
ein massiver Preisverfall. 
  
 Angesichts der Unwägbarkeiten, denen landwirtschaftliche 
Produktion natürlicherweise ausgesetzt ist, muss immer ein ge-
wisses Maß an Überproduktion angestrebt werden, um etwaigen 
Mangelsituationen entgegenzuwirken. Diese einfache Regel 
stellt die Agrarwirtschaft vor ein grundsätzliches Problem: Wie ist 
landwirtschaftliche Produktion mit Marktwirtschaft zu vereinen? 
Vor allem in Europa sind Quotenregelungen und Subventionen 
erprobt worden, die dieses Problem jedoch nicht wirklich lösen 
konnten. In gewisser Weise kann bezüglich der europäischen 
Agrarwirtschaft von Planwirtschaft gesprochen werden, mit dem 
verzweifelten Versuch, dennoch marktwirtschaftliche Prinzipien 
beizubehalten. Es erscheint wie die Quadratur des Kreises.  
 Das System von Subventionen und Quoten hat dazu geführt, 
dass Lebensmittel in toter oder lebendiger Form in ungeheuerli-
chen Mengen über viel zu große Distanzen quer durch Europa 
transportiert werden. Alleiniges Ziel dieses Irrsinns: Subventio-
nen abgreifen und maximale Profite einfahren. Gleichzeitig wer-
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den Lebensmittel in ebenso ungeheuerlichem Ausmaß vernich-
tet, um ohnehin schon subventionierte Preise stabil zu halten. 
Ganz fatal ist es dann, wenn europäische Lebensmittelüber-
schüsse zu subventionierten Preisen in Entwicklungsländer ver-
kauft werden und damit die dortige Landwirtschaftsstruktur zer-
stören. Folglich muss sich nicht nur bezüglich des Finanzsys-
tems etwas Gravierendes ändern, sondern auch in der Agrarpoli-
tik.  
 Weil Landwirtschaft für das allgemeine Überleben unverzicht-
bar ist, kann sie nicht allein den „Märkten“ ausgeliefert werden. 
Eine reine Planwirtschaft wiederum kann auch nicht zielführend 
sein. Es gilt also, einen Mittelweg zu finden, der einerseits stren-
gen Regeln folgt, andererseits die innovativen und qualitätsför-
dernden Effekte der Marktwirtschaft nutzt. Einen ersten Schritt in 
diese Richtung geht die Humane Marktwirtschaft, indem sie jeg-
liche Spekulation mit Lebensmitteln verbietet. Das allein reicht 
aber nicht aus. Wir müssen den Wert der Lebensmittel wieder 
dahin führen, wo er hingehört, nämlich ganz nach oben auf der 
Scala dessen, was uns wichtig ist.  
 Die Märkte und die Monopolstellungen von Käuferkartellen 
wie ALDI, LIDL oder Monsanto haben die Preise für Lebensmittel 
in den Keller geschickt. Ein kleiner Bauer kann von den Erträgen 
seiner Arbeit nicht mehr leben – in keinem Land der Welt. Das 
muss sich ändern. Da aber eine marktwirtschaftliche Preisregu-
lierung nicht greifen kann, weil es sich ja um eine grundsätzliche 
Überproduktion handelt, sind staatliche Eingriffe nicht nur un-
vermeidlich, sondern notwendig. Wie genau diese Balance her-
gestellt werden kann, wo man das freie Spiel der Märkte gewäh-
ren lässt und an welcher Stelle der Staat regulierend eingreifen 
muss – das zu entscheiden, überlassen wir erfahrenen Agrarex-
perten und Volkswirtschaftlern. Gleichwohl haben wir uns Ge-
danken gemacht, wie das in einer „Humanen Landwirtschaft“ 
aussehen könnte, und stellen nachfolgend einige Parameter vor, 
die als Diskussionsgrundlage dienen sollen, auf dem Weg zu 
einer gerechteren Welternährungspolitik.  

1. Oberstes Ziel muss sein, dass die Herstellung von Nah-
rungsmitteln so nah wie möglich am Verbraucher erfolgt. 
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2. Jeder Staat soll nach Möglichkeit in der Lage sein, seine 
Bevölkerung mit Lebensmitteln aus eigener Produktion 
zu ernähren. Hier können/müssen die reichen Länder mit 
einer gezielten Entwicklungspolitik in weit höherem Ma-
ße als bisher unterstützend tätig werden. 

3. Die Preise für Grundnahrungsmittel sollen von einer un-
abhängigen Kommission für jeden Staat separat als Mi-
nimumpreise festgelegt werden, sodass auch ein kleiner 
Bauer vom Erlös seiner Erzeugnisse leben kann.  

4. Supranationale Großkonzerne für die Produktion von 
Grundnahrungsmitteln (z. B. Genmais) sollen aufgelöst 
oder durch Besteuerung unattraktiv gemacht werden.  

5. Transporte von Lebendschlachtvieh sollen auf maximal 
100 km begrenzt werden.  

6. Transporte von Nahrungsmitteln über große Distanzen 
sollen mit einem hohen Wegzoll belegt und damit unat-
traktiv gemacht werden.  

7. Die Entmündigung der Verbraucher durch Vorschriften 
über die Form und Größe von Gemüse und Früchten soll 
gänzlich abgeschafft werden.  

8. In der Humanen Marktwirtschaft muss der internationale 
Handel mit Nahrungsmitteln ebenfalls über die Außenab-
teilung des Wertspeichers abgewickelt werden. Das er-
öffnet die Möglichkeit, dafür Sorge zu tragen, dass im-
portierte Waren grundsätzlich teurer sind als im Land 
selbst hergestellte. Das wird dadurch erreicht, dass die-
selbe Kommission, die über die Preise für Grundnah-
rungsmittel entscheidet, auch darüber zu entscheiden 
hat, welchen Preis importierte Nahrungsmittel haben 
müssen. Auf diese Weise wird verhindert, dass einhei-
mische Agrarstrukturen durch billige Importe zerstört 
werden.  

9. Produkte, die nur in bestimmten klimatischen Regionen 
angebaut werden können, wie Kakao, Bananen, Gewür-
ze, Kaffee usw., müssen zu Preisen gehandelt werden, 
die auch den Bauern in den Herkunftsländern ein ange-
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messenes Einkommen und damit ein menschenwürdi-
ges Leben ermöglichen.  

10. Der Wechselkurs von Währungen aus sogenannten 
Entwicklungsländern muss fair bewertet werden.  

 
 Anmerkung zu 10.: Mit dem Ende der direkten – und in die-
sem Sinne noch ehrlichen – kolonialen Ausbeutung haben die 
Herren des Geldes einen noch wirksameren Mechanismus etab-
liert, die ehemaligen Kolonien zu berauben, und zwar durch die 
willkürliche Bestimmung der Wechselkurse für die Währungen 
dieser Länder. Immer wieder müssen wir Berichte zur Kenntnis 
nehmen, dass Menschen von einem Dollar pro Tag oder weniger 
leben müssen. Überträgt man diesen lächerlichen Betrag auf 
unsere Verhältnisse, wird klar, dass niemand mit einem solchen 
Hungerlohn ein menschenwürdiges Leben führen kann.  
 
 Dennoch (über-)leben sie, und das funktioniert so: Die Kauf-
kraft jenes Dollars – oder des Äquivalents in heimischer Wäh-
rung – ist in diesen Ländern wesentlich höher als bei uns. Wenn 
wir uns als Touristen dort aufhalten, nehmen wir das erfreut zur 
Kenntnis. Alles ist „schweinebillig“ und wir müssen für dieselbe 
Leistung erheblich weniger bezahlen als zu Hause. Das ist ein 
eindeutiger Indikator dafür, dass die Währung dieses Landes 
unterbewertet ist – zu unserem und zum Vorteil all jener, die am 
erlesenen Kreis der dominanten Währungen teilhaben dürfen. 
Ausbeutung vom Feinsten! Noch dazu mit dem Vorteil, dass die 
ehemaligen Kolonialherren jetzt keine Verantwortung mehr für 
ihre einstigen Kolonien übernehmen müssen. Sie waschen ihre 
Hände in Unschuld und übertragen die Verantwortung auf die 
anonymen „Märkte“, die jedoch von ihnen vollständig kontrolliert 
werden, vor allem, was die Währungswechselkurse betrifft. 
 Eine erste Maßnahme wäre folglich, die Wechselkurse der 
Währungen dieser Länder auf ein korrektes Niveau zu bringen, 
so, wie es die Humane Marktwirtschaft vorsieht. Weiterhin muss 
die Arbeitsleistung anständig, das heißt mit einer angemessenen 
Entlohnung bewertet werden. Nur dann kann in diesen Ländern 
eine Entwicklung einsetzen, die den Bewohnern vor Ort ein 
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menschenwürdiges Dasein ermöglicht. Nur dann wird dort der 
Konsum ansteigen und mit ihm eine erhöhte Nachfrage nach 
Gütern, die wir exportieren. Dadurch wird auch bei uns die Kon-
junktur belebt. Alle gewinnen, wenn man alle fair behandelt. – 
Alle? Im alten System war und ist das keineswegs der Fall, aber 
das wollen wir ändern. 
 Leider müssen wir auch hier die USA an erster Stelle nennen, 
wenn es darum geht, die Verursacher der Krisen auf dem Nah-
rungsmittelsektor an den Pranger zu stellen. Von dort gehen 
beispielsweise extrem negative Einflüsse auf die weltweite Ag-
rarwirtschaft aus, indem Großkonzerne wie Monsanto versu-
chen, die Landwirtschaft in weiten Teilen unseres Globus mit 
Patenten und Gen-Saatgut zu dominieren. Damit muss Schluss 
sein! Auch und gerade im Bereich der Landwirtschaft müssen wir 
dem Primat des Geldes und der hemmungslosen Gier der Kon-
zerne ein Ende bereiten. Nur dann wird es möglich sein, den 
Hunger auf der Welt zu besiegen und den Menschen überall auf 
dieser Erde eine lebenswerte Existenz zu bieten. Das ist das 
über allem stehende Ziel der Humanen Marktwirtschaft.  
 
Fazit: Handelsbilanzdifferenzen müssen jeweils zum Jahresende 
zwischen den Handel treibenden Ländern ausgeglichen werden. 
Wenn ein Land Exportüberschüsse erwirtschaftet, kommt dieser 
Mehrwert allen Bürgern dieses Landes zugute. Der Außenhandel 
unterliegt für eine gewisse Übergangszeit strengen Regeln, so 
lange, bis das Idealziel von durchweg ausgeglichenen Handels-
bilanzen erreicht ist. Fixe Wechselkurse zwischen den unter-
schiedlichen Währungen machen den internationalen Handel 
zuverlässig berechenbar. Der Erwerb von und Handel mit Aktien 
ist weiterhin möglich, allerdings unter veränderten Bedingungen.  
Die Landwirtschaft ist das tragende Element jeder Volkswirt-
schaft. Deshalb darf man die Produktion und die Verteilung von 
Grundnahrungsmitteln nicht ausschließlich dem freien Spiel der 
Märkte – und schon gar nicht der Gier der Spekulanten und der 
Konzerne – überlassen, sondern der Staat muss an bestimmten 
Stellen regulierend eingreifen. Die Humane Marktwirtschaft kann 
nur gelingen mit einer Humanen Landwirtschaft.  
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Der Übergang zum neuen System  
 
 Nachdem wir die Wirkungsweisen und Besonderheiten der 
Humanen Marktwirtschaft dargestellt und erläutert haben, stellt 
sich die spannende Frage, wie der Übergang vom alten in das 
neue System möglichst reibungslos vonstatten gehen kann. 
Grundsätzlich ist festzuhalten, dass es für jeden Systemwechsel 
ganz bestimmter, klar definierter und unumstößlicher Vorausset-
zungen bedarf.  
 Im 1. Teil unseres Buches haben wir bereits ausgeführt, dass 
das alte System längst nicht mehr funktioniert, dass es sich im 
Endstadium befindet und sich die ungerechten Verteilungen der 
Besitzstände in wachsendem Tempo beschleunigen, hin zu ei-
nem Punkt, wo gewalttätige Aufstände nicht mehr zu verhindern 
sein werden – siehe Französische Revolution. Jeder ehrliche 
Fachmann für Volkswirtschaft stimmt uns zu, dass es nur noch 
eine Frage der Zeit ist, bis das aktuelle System zusammenbre-
chen wird – und die verbleibende Zeit wird immer knapper. Wenn 
das alte System aber unkontrolliert kollabiert, sind Chaos, Mord 
und Totschlag kaum zu vermeiden. Zusätzlich besteht die akute 
Gefahr, dass die jetzigen „Herren des Geldes“ ihre geballte 
Macht einsetzen, um unsere westlich demokratische Welt in ein 
faschistoides System zu verwandeln, damit sie auch weiterhin an 
der Macht bleiben. Es gibt Anzeichen, dass Vorbereitungen hier-
für bereits im Gange sind, und so ist es nicht nur sinnvoll, son-
dern höchste Zeit, das komatöse System geordnet abzuwickeln.  
  
 Die größten Probleme im alten System sind die unglaublichen 
Schuldenstände der Staaten sowie die virtuelle Geldmenge im 
weltweiten Umlauf, die nur noch zu 1 Prozent dem realen Handel 
dient. Jene 99 Prozent der Geldmenge – also all das Geld, das 
Tag für Tag in Computern um den Globus kreist, effektiv aber 
keinen Wert hat – könnten folglich als nicht existent abgeschrie-
ben werden, ohne dass es dem realen Handel schadet. Gleich-
zeitig müssten alle Staatsschulden schlicht annulliert werden. 
Geht nicht? Kann man nicht machen? – Selbstverständlich geht 
das. Schuldenannullierungen hat es während der letzten hundert 
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Jahre zuhauf gegeben, in verschiedenen Erscheinungsformen. 
Wir konnten Staatspleiten beobachten, Hyperinflationen oder 
eben schlichten Schuldenerlass. Zum Schuldenerlass ist festzu-
stellen, dass Schulden, die nachweislich niemals beglichen wer-
den können, eben erlassen werden müssen, genau so, wie es 
das Verfahren für Privatinsolvenzen vorsieht.  
 Hyperinflation ist eine der schlechtesten denkbaren Lösun-
gen. Die Geschichte kennt dazu genügend Beispiele, und am 
Ende standen immer Chaos und Massenverarmung. Damit 
kommt sie als Lösung nur für fantasielose Hasardeure infrage. 
Es wäre ein brutaler „Reset“ auf einen neuen Nullpunkt, und 
wenn dann mit dem alten System wieder aufgebaut würde, wä-
ren wir in absehbarer Zeit erneut an derselben Stelle wie heute. 
Wenn schon ein Neustart stattfinden muss, dann sollte dieser 
unbedingt mit einem neuen System einhergehen. Kein System 
könnte untauglicher sein als das real existierende. Auch diesbe-
züglich gehen wir konform mit ehrlichen Fachleuten, wobei an-
zumerken ist, dass all die drängenden Probleme zwar analysiert, 
definiert und kritisiert worden sind, ein taugliches System für 
einen echten Neustart indes noch von niemandem vorgelegt 
wurde. Mit der Vorstellung des in sich geschlossenen, dabei 
durchaus kompatiblen, in jedem Falle menschenfreundlichen und 
gerechten Systems der Humanen Marktwirtschaft haben wir 
dieses Manko beendet. Nichts ist alternativlos!  
 
 Um unnötige Turbulenzen zu vermeiden, schlagen wir vor, 
das alte System kontrolliert abzuwickeln, und zwar so, dass die 
Besitzstände von mindestens 90 Prozent der Menschen nicht 
angetastet werden. Wir meinen damit die Besitzstände der 90 
Prozent „Habenichtse“ oder eben des Mittelstandes, der das 
bestehende System mit all seinen Ungerechtigkeiten weitgehend 
am Laufen hält. Letzterer ist für jede ordentliche Volkswirtschaft 
elementar und darf nicht beschädigt werden.  
 Weiterhin muss sichergestellt sein, dass mit der Umstellung 
auf ein neues System niemand unverschuldet in Armut gerät. 
Realer Besitz soll nicht angetastet werden, doch gegen die irr-
sinnigen und irrealen Geld- und Schuldenmengen müssen wir 
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radikal vorgehen. Einen realen Wert haben diese Monsterzahlen 
sowieso nicht – sie sind nur noch ein undemokratisches 
Machtinstrument. Deswegen ist eine Annullierung der Schulden 
unumgänglich, ganz gleich, welcher Weg letztlich beschritten 
wird. 
 Aber bleiben wir gelassen. Was würde denn geschehen, 
wenn jetzt in diesem Moment alle Schulden und Guthaben der 
Welt annulliert würden? Würde außer dem (virtuellen) Geld und 
den (nicht mehr zahlbaren) Schulden irgendetwas von diesem 
Globus verschwinden? Würde der Menschheit irgendetwas feh-
len? Nein, aber Milliarden Menschen hätten erheblich weniger 
Sorgen. Wenn das keine lohnenswerte Vision ist! 
 Nun verschließen auch wir uns nicht dem Argument, dass die 
Finanzgewaltigen weltweit nicht so einfach auf ihr (virtuelles) 
Kapital und ihre damit verbundene Macht verzichten werden. 
Aber leben wir nicht überwiegend in einer demokratischen Welt? 
Man kann sicher sein, dass die überwältigende Mehrheit freudig 
zustimmt, wenn der Weg in eine gerechtere Welt eingeschlagen 
wird. Das Problem ist bislang vor allem, dass zu diesem Thema 
noch nie demokratische Prozesse ablaufen durften. Folglich 
muss die Frage nach einem neuen Finanzsystem breit diskutiert 
werden, bis der Druck auf unsere Regierungen übermächtig 
wird, einen solchen Systemwechsel in ihr Programm aufzuneh-
men und konsequent voranzutreiben. Das kann unerwartet 
schnell gehen und wird vermutlich so manchen „Politsaurier“ den 
Posten kosten.  
 
 Doch nun zu unserem konkreten Plan, der die Umstellung auf 
die Humane Marktwirtschaft ermöglicht. Es ist ohne Weiteres 
möglich, das neue System vorerst nur in einem Land einzufüh-
ren, gleichsam als Pilotprojekt mit Vorbildcharakter. Die Humane 
Marktwirtschaft ist kompatibel mit dem herkömmlichen System, 
allerdings mit einer wesentlichen abweichenden Forderung, 
nämlich, dass Außenhandelsdifferenzen umgehend ausgegli-
chen werden müssen (vgl. S. 164 ff.).  
 Ein Land, das die Humane Marktwirtschaft einführen will, 
muss eine Bilanz erstellen, ähnlich dem Verfahren, das bei jeder 
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Insolvenz angewendet wird. Das ist absolut konsequent, da na-
hezu alle Staaten insolvent sind, weil sie ihre Schulden niemals 
werden begleichen können. Genau diese Feststellung, dass ein 
Schuldner nicht mehr in der Lage ist, die Forderungen seiner 
Gläubiger zu bedienen, ist das Kriterium für die Einleitung eines 
Insolvenzverfahrens.  
 Die Geschichte der letzten hundert Jahre hat gezeigt, dass 
sich oft genug Staaten für insolvent erklärt haben. Sie haben 
schlicht angezeigt, dass sie ihren Schuldendienst nicht mehr 
leisten werden, weil sie es nicht mehr können. Und was ist pas-
siert? Nichts Weltbewegendes. Letztlich fanden nur finanztechni-
sche Umbuchungen statt und anschließend ist alles nahezu 
normal weitergelaufen. Wir stellen wiederum fest, dass durch 
diese Vorgänge nichts von dieser Welt verschwunden ist, außer 
eben irgendwelchen imaginären Zahlenreihen in irgendwelchen 
imaginären Bilanzen. Der gesamte kriminelle Vorgang wurde 
dann irgendwie so schöngerechnet, dass das restliche Betrugs-
system ungestört weiterlaufen konnte.  
 
 Ein Land, das die Humane Marktwirtschaft einführen will, 
muss ein Schuldenmoratorium erklären und bekanntgeben, dass 
es seine Schulden nicht mehr bedienen wird. Auch hierfür finden 
sich allein in den letzten hundert Jahren genügend Beispiele 
(Russland, Argentinien u.v.a.). Es wäre also nichts Neues, ist 
jedoch Voraussetzung für einen Neustart und müsste auch dann 
praktiziert werden, wenn andernorts im alten System weiter ge-
pfuscht werden sollte. Dieser Vorgang ist früher oder später in 
jedem Fall unumgänglich, siehe Griechenland. Wir geben hierzu 
noch zu bedenken, dass die Staatsschulden ohnehin einem be-
trügerischen System geschuldet sind und mithin per se nicht 
rechtmäßig sein können. Entscheidend ist: Mit dem Schuldenmo-
ratorium befreit sich ein Staat von der erdrückenden Zinslast und 
kann zurückkehren zu einer konstruktiven Wirtschaftspolitik zum 
Wohle seiner Bürger. Wenn es gelingt, dass sich alle Länder auf 
dem Globus vom Zinsdiktat des Kapitals emanzipieren, werden 
wir eine friedliche Welt vorfinden, in der die Finanzwaffe keinen 
Schaden mehr anrichten kann.  
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 Das Bankensystem – so wie wir es kennen und verabscheu-
en – hat in der Humanen Marktwirtschaft keinen Platz mehr. Es 
muss und wird zusammenbrechen und muss dann unter völlig 
veränderten Rahmenbedingungen neu aufgebaut werden in der 
Form, wie wir es in „Banken und Versicherungen“ (S. 151 ff.) 
ausführlich beschrieben haben: die Bank als Dienstleister.  
 Welche Auswirkungen hat das Schuldenmoratorium eines 
Staates auf die Privatpersonen und die juristischen Personen im 
Lande und wie soll mit ihnen verfahren werden? Grundsätzlich 
wird (fast) niemandem etwas genommen oder geschenkt. Alle 
Guthaben und Schulden werden 1 : 1 einfach umgebucht.  
 
 Anmerkung: Für die Entwicklung und den Bestand eines 
jeden Systems ist es wichtig und richtig, dass es auch sehr rei-
che Menschen gibt. Die hat es in jedem System gegeben und sie 
haben wichtige Funktionen eingenommen. Sie waren es, die die 
Kunst förderten oder die Entstehung großartiger Gebäude er-
möglichten, an denen sich die Menschheit bis heute erfreuen 
kann. Die Humane Marktwirtschaft wird lediglich dafür sorgen, 
dass aus diesem Reichtum nicht unermessliche Macht entsteht, 
welche die Demokratie ad absurdum führt. 
  
 Reale Besitztümer, zu denen wir auch Aktien oder Firmenbe-
teiligungen zählen, bleiben im Besitz der Eigentümer. Der Besitz 
muss lediglich der Wertspeicherverwaltung mitgeteilt werden, 
denn auf Erträge aus diesen Besitztümern werden Steuern erho-
ben. Bargeld, Giralgeld und Sparbücher oder sparbuchähnliche 
Geldmittel werden überführt in den Wertspeicher in Form von 
Anrechtsscheinen, die man auch als Guthaben im Wertspeicher 
bezeichnen kann. Diese Mittel bleiben den Eigentümern voll-
ständig erhalten. Der Unterschied wird sein, dass fortan aus 
diesen Geldmitteln einerseits keine Zinserträge mehr fließen, sie 
andererseits aber auch keinem inflatorischen Verfall preisgege-
ben sind. Hier müssen wir nochmals die Funktion des Wertspei-
chers vertiefend erläutern: 
 Der Wertspeicher besteht aus zwei Komponenten. Zum einen 
aus dem Geld, das kontinuierlich aus Überschüssen dort hinein-
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fließt, zum andern aus den angesammelten Ansprüchen, die 
jeder dort erwirbt. Analog zum deutschen Rentensystem, über-
steigen die Anspruchsrechte die kontinuierlich einfließenden Mit-
tel um ein Vielfaches. Das ist unschädlich, weil, wie im Renten-
system, die Ansprüche nur ebenso kontinuierlich entnommen 
werden können. So ist sichergestellt, dass niemals mehr ent-
nommen werden kann, als die Volkswirtschaft in ihrer Gesamt-
heit geleistet hat. Eine „Hypothek auf die Zukunft“ kann es damit 
nicht geben. Es ist aber ebenso notwendig, dass bereits zum 
Start des Wertspeichers genügend Einlagen und Entnahmerech-
te vorhanden sind, damit laufende Anspruchsrechte bedient und 
Entnahmen getätigt werden können.  
 Da in der Humanen Marktwirtschaft jegliche „Finanz-Zockerei“ 
verboten, ja, unmöglich ist, wird bei der Umstellung auf dieses 
System mit allem, was zum betreffenden Komplex gehört, radikal 
umgegangen. Sämtliche Papiere oder „Anrechte“ dieser Prove-
nienz, also Optionsscheine und Ähnliches, werden annulliert. 
Das vor allem deswegen, weil es gerade diese Papiere sind, die 
maßgeblich zum beschleunigten Untergang des alten Systems 
beigetragen haben. Wer darauf gesetzt hat, mit spekulativen 
Verfahren Reichtum ohne Arbeit anzuhäufen, der soll jetzt die 
Quittung bekommen. Er ist mit seiner „Zockerei“ von Anfang an 
das Risiko eines Totalverlustes eingegangen – und genau der 
tritt eben jetzt ein. Er würde auch eintreten, sobald das System 
zusammenbricht – und dass das geschieht, ist unausweichlich.  
 
 Nun zu den (Privat-)Schulden. Auch diese werden vollständig 
erhalten bleiben, sie werden lediglich umgebucht. Gleiches gilt 
für Giralschulden, den sogenannten Dispo-Krediten. Wer bislang 
auf Kredit gelebt hat, der soll jetzt nicht dafür belohnt werden. 
Kreditnehmer haben nunmehr allerdings nicht mehr Schulden bei 
ihrer Bank, sondern beim Wertspeicher, wohin die Schulden 
umgebucht werden. Für eine Übergangszeit bleiben auch die 
Konditionen für diese Schulden gleich, denn man hat seine Pla-
nung darauf ausgerichtet. Der Unterschied wird sein, dass die 
Zinsen für diese Darlehen nicht mehr an die Banken fließen, 
sondern an den Sondertopf für soziale Härtefälle. Stellt ein 
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Schuldner fest, dass in seinem speziellen Fall die Konditionen im 
neuen System besser sind als im alten, kann er jederzeit die 
Übernahme seines Kredits ins neue System beantragen. Für die 
Umstellungsarbeit dürfen die Bankinstitute Gebühren erheben.  
 
 Was bestehende Rentenansprüche anlangt, so werden auch 
diese 1 : 1 in Anteilsscheine für den Wertspeicher umgewandelt. 
Allerdings ist es hierbei notwendig, vorübergehende Sondere-
geln aufzustellen. Es wäre nicht zielführend, einfach eine statisti-
sche Lebenserwartung zugrunde zu legen, die ja schwerlich 
irgendjemand in seine Lebensplanung einbeziehen konnte. Wer 
bereits in Rente ist, dem wird seine zugesicherte Rente bis zum 
Lebensende aus dem Wertspeicher erhalten bleiben in der bis-
herigen Form von monatlichen Auszahlungen. Darüber hinaus 
soll auch jeder Rentner eine Grundsicherung bekommen. Nun 
könnte man argumentieren, dass diese von den Rentenansprü-
chen abgezogen werden müsste. Weil aber zu erwarten ist, dass 
sich mit der Humanen Marktwirtschaft der Lebensstandard gera-
de für die weniger Begüterten erheblich verbessern wird, sollen 
auch Rentner daran teilhaben. Deshalb soll nur die halbe Grund-
sicherung von den Rentenansprüchen abgezogen werden. Alle 
Ruhegeldempfänger, besonders jene mit einer schmalen Rente, 
dürfen sich also freuen, künftig mehr Geld in der Tasche zu ha-
ben. Diese Freude wird bei jenen, die eine höhere Rente bezie-
hen, noch größer sein, da eine Besteuerung gänzlich entfällt.  
 Für diejenigen, die noch nicht in Rente sind, muss nochmals 
differenziert werden. Versicherungsmathematiker werden die 
Aufgabe haben, genaue Berechnungen durchzuführen mit dem 
Ziel, keine Ungerechtigkeiten aufkommen zu lassen. Es geht 
darum, ein Lebensalter festzulegen, von dem an fixe Rentenbe-
träge bis zum Lebensende ausbezahlt werden. Wer jünger ist, 
folglich genügend Zeit hat, dem neuen System gemäß anzuspa-
ren, dem werden seine bisher erworbenen Ansprüche als An-
teilsscheine im Wertspeicher gutgeschrieben, ohne Einschrän-
kungen für den Gebrauch. Er übernimmt für seine Altersversor-
gung die in der Humanen Marktwirtschaft vorgesehene Eigen-
verantwortung.  
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 Für Beamtenpensionen wird dasselbe Verfahren angewendet 
wie für Renten. Das heißt, auch sie werden dann aus dem Wert-
speicher gezahlt und der Staatshaushalt wird um diese schwer-
gewichtige Position entlastet.  
 Da es Kapitallebensversicherungen künftig nicht mehr geben 
wird, müssen Gesellschaften, die dieses Produkt bisher angebo-
ten haben, restlos abgewickelt werden. Der Versicherungsneh-
mer erhält seinen bis dahin angesparten Anteil in vollem Umfang 
zurück, und zwar in Form von Anteilsscheinen im Wertspeicher. 
Gleiches gilt für Betriebsrenten.  
 
Fazit: Mit der Umstellung auf die Humane Marktwirtschaft wird 
sich demnach für mehr als 90 Prozent der Bevölkerung nichts an 
ihrem Besitzstand ändern. Es handelt sich lediglich um Umbu-
chungen und eine darauf folgende Umstellung im Umgang mit 
den alten Mitteln, was in der täglichen Praxis eher unbemerkt 
vonstatten gehen wird. Aber auch in der Außenwirkung, also im 
Umgang mit anderen Staaten und Systemen, wird sich kaum 
etwas ändern, außer eben, dass ein Staat mit Humaner Markt-
wirtschaft anderen Staaten nicht mehr genehmigen wird, Außen-
handelsdefizite einfach zu ignorieren. Wir gehen weiter davon 
aus, dass die epochalen Vorteile der Humanen Marktwirtschaft 
so bestechend sind, dass in kürzester Zeit alle Länder auf dieses 
System umstellen werden.  
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Epilog  
 
 Niemand bezweifelt, dass die Ideologie des Kommunismus 
nicht vereinbar ist mit Marktwirtschaft. Der Kapitalismus hinge-
gen reklamiert für sich marktwirtschaftliche Prinzipien als Grund-
lage. Beide Ismen beanspruchen für sich das Dogma, für den 
Menschen das beste System zu sein – dass das auf beide 
gleichermaßen nicht zutrifft, hat die jüngere Geschichte gezeigt. 
Spätestens am 9. November 1989 war es vorbei mit der Utopie 
von der kommunistischen Weltherrschaft. Die Menschen in den 
Ländern des sog. Ostblocks hatten endgültig genug von geplan-
ter Mangelwirtschaft, von Bespitzelung, Unfreiheit, Zensur und 
der Gängelung durch eine omnipräsente, alles besser wissende 
Partei. Diese Menschen sehnten sich nach persönlicher Freiheit 
und träumten davon, an den Segnungen der Marktwirtschaft 
unter demokratischen Regierungen teilhaben zu dürfen. Was für 
eine großartige Gelegenheit für den Westen, seine vermeintliche 
Überlegenheit nun tatsächlich unter Beweis zu stellen. 
 Jetzt wäre es an der Zeit gewesen, den vordergründigen Sieg 
über den Kommunismus moralisch zu untermauern, indem man 
die vorhandenen demokratischen Strukturen und funktionieren-
den Regularien des freien Marktes mit fairem Handel geschützt, 
erweitert und gefestigt hätte. Doch stattdessen haben die poli-
tisch Verantwortlichen es zugelassen, dass sich ein gnadenloser 
Turbokapitalismus entfesseln konnte, der den meisten Menschen 
alles andere als Segen gebracht hat. Im Gegenteil: Arbeitslosig-
keit, Lohndumping, Massenverelendung, Altersarmut – das sind 
die Auswüchse des Turbokapitalismus, mit denen wir es seit 25 
Jahren zunehmend zu tun haben.  
 Die Protagonisten des gut organisierten, global agierenden 
Raubrittertums führen unablässig an, der Kapitalist würde nur 
den „Märkten“ folgen und Marktwirtschaft wäre das oberste Prin-
zip. Diesem Prinzip an sich wollen wir nicht widersprechen, stel-
len aber infrage, ob Kapitalismus und Marktwirtschaft überhaupt 
miteinander vereinbar sind.  
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 Der Kapitalist will sich nur den Regeln unterwerfen, die er 
selbst definiert hat und nach Belieben verändert, sobald er das 
für seine Profitmaximierung für hilfreich erachtet. Er wird sich in 
kein Regelwerk einfügen, das seine Gewinnsucht behindern 
könnte. Er will nicht den „Märkten“ folgen, er will sie dominieren, 
sie beherrschen mit Monopolen und Käuferkartellen, was in den 
letzten 25 Jahren unübersehbar geworden ist. Wir stellen fest, 
dass keines der Finanz- und Wirtschaftssysteme, die die letzten 
hundert Jahre dominiert haben, mit marktwirtschaftlichen Prinzi-
pien vereinbar ist. – Und wie steht es mit der Demokratie?  
 Der Kommunismus hat sich zwar das Mäntelchen der Demo-
kratie umgehängt, aber wir wissen, dass das nur eine ideologi-
sche Verbrämung war. Auch der Kapitalismus hat in seiner seit 
25 Jahren entfesselten Erscheinungsweise gezeigt, dass er mit 
echter Demokratie nur wenig gemein hat. Die Herren des Kapi-
tals dominieren die Medien und erpressen Regierungen nach 
Belieben. Eine demokratische Legitimation brauchen sie nicht – 
sie haben ja die Macht des Geldes. Wir stellen somit weiterhin 
fest, dass es bis heute in der Tat kein System gegeben hat, das 
wirklich demokratischen Grundsätzen förderlich gewesen wäre. 
Die Humane Marktwirtschaft ist das erste Modell, mit dessen 
Hilfe echte Demokratie erreichbar sein kann. 
  
 Karl Marx hat vorhergesagt, dass Kapitalismus im Endstadi-
um automatisch zum Kommunismus führen wird. Der Kommu-
nismus sowjetischer Prägung war jedoch schlicht nichts anderes 
als Staatskapitalismus, und in einer Auswirkung stimmen die 
beiden Ismen ohnehin perfekt überein: Sowohl Kapitalismus als 
auch Kommunismus spalten die Gesellschaft in Arm und Reich, 
in Arbeiter und Nomenklatura, in Unterschicht und Privilegierte. 
Beides wollen wir nicht, und deswegen ist es notwendig, einen 
dritten Weg zu gehen, bevor (!) das alte System restlos zusam-
menbricht und das folgende Chaos Millionen Leichen und noch 
weniger zu beherrschende Flüchtlingsströme verursachen kann. 
Dieser dritte Weg heißt Humane Marktwirtschaft. Sie ist das ers-
te System, das den Menschen und das Wohlergehen aller zur 
Grundlage hat, eine weitere Aufspaltung der Gesellschaft in Arm 
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und Reich verhindern und zugleich zurückführen wird von der 
egoistischen Ellbogengesellschaft hin zu einem konstruktiven 
Wir-Gefühl. 
 Speziell wir Deutschen scheuen jede Art von Veränderung – 
es könnte ja schlechter werden. Dabei merken wir nicht, wie 
scheibchenweise und sequenziell verteilt auf einzelne Gruppen 
immer neue Verschlechterungen seit 25 Jahren unser Leben 
einschneidend verändert haben. – Es könnte aber auch besser 
werden. Wir sind davon überzeugt, dass es mit der Humanen 
Marktwirtschaft breiten Bevölkerungsschichten definitiv besser 
gehen wird. Stete Reibung durch Inflation und die dadurch not-
wendigen Arbeitskämpfe wird es nicht mehr geben, und die Zu-
kunft wird endlich zuverlässig planbar.  
 Die Humane Marktwirtschaft – mit dem Menschen im Mittel-
punkt – verhindert zuverlässig Kapitalanhäufungen, welche über 
kurz oder lang Demokratie ad absurdum führen. Im Gegenteil 
sind urdemokratische Mechanismen integraler Bestandteil dieses 
Systems, das auf den Grundsätzen des Humanismus aufgebaut 
ist. Genau deswegen werden diejenigen, die bislang über ihr 
Kapital das Weltgeschehen dominieren, mit aller Kraft verhindern 
wollen, dass die Humane Marktwirtschaft verwirklicht werden 
kann. Es ist also an uns allen, den verbleibenden Rest an De-
mokratie zu nutzen und gemeinsam für das neue System einzu-
treten, bis eine der etablierten Parteien erkennt, dass Wahlen 
nur noch zu gewinnen sein werden, wenn die Humane Markt-
wirtschaft als primäres Ziel in ihrem Wahlprogramm steht. Jede 
Partei, egal welche, die das Konzept der Humanen Marktwirt-
schaft offen kommuniziert und ihren Wählern zusichert, dieses 
System in die Praxis umzusetzen, sobald ein Mehrheitsvotum 
der Bürger sie dazu legitimiert, wird die nächsten Wahlen haus-
hoch gewinnen.  
 Man darf davon ausgehen, das 90 Prozent der Wahlberech-
tigten mit uns übereinstimmen, dass das Primat des Kapitals – 
so, wie es über das gegenwärtige System herrscht –, beendet 
werden muss zugunsten des Primats der Politik – genau so, wie 
es sich für eine Demokratie gehört. Allein die vom Souverän, 
also dem Volk, in freien Wahlen gewählten Regierungen haben 
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die Legitimation, die Regeln (Gesetze) für das friedliche Zusam-
menleben in einer Gesellschaft zu bestimmen, und sie haben 
gleichzeitig die Pflicht, darauf zu achten, dass diese Regeln auch 
von allen eingehalten werden. Wenn das Volk sich mehrheitlich 
für die Einführung der Humanen Marktwirtschaft ausspricht, dann 
muss auch der politische Wille da sein, diesen profunden Sys-
temwechsel in die Tat umzusetzen. Packen wir es an!  
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Mögliche Fragen 
 
Ist die Wertspeicherverwaltung eine „Super-Behörde“?  
Im Prinzip ja, aber eine Behörde ohne Macht, vergleichbar einer 
Kombination von Bundesbank und Rentenkasse. Sie hat keine 
eigene Gestaltungshoheit und ist gebunden an strikt geregelte 
Vorschriften, deren Einhaltung von diversen Kontrollmechanis-
men überwacht wird. Sie ist, analog zum bekannten Bankge-
heimnis, zu strengstem Stillschweigen verpflichtet, auch gegen-
über dem Staat.  
 
Was ist, wenn Hacker in die Server der Wertspeicherver-
waltung und/oder des Versorgungsamtes eindringen und 
das ganze System lahmlegen?  
Dasselbe wie heute, wenn Hacker in Börsen- oder Banksysteme 
eindringen. Diese Gefahr besteht allenthalben, und es ist Aufga-
be der IT-Spezialisten, Sicherungsmechanismen zu entwickeln, 
die Hackerangriffe unmöglich machen. Um sicherzustellen, dass 
erworbene Anrechte nicht verloren gehen, sieht die Humane 
Marktwirtschaft das Recht vor, Ausdrucke von Anrechtsscheinen 
zu erhalten, wie wir es vom Sparbuch oder der Rentenanstalt 
kennen.  
 
Werden Wertspeicher und Grundsicherung von derselben 
Institution verwaltet?  
Nein. Wertspeicher und Grundsicherung sind vollständig vonein-
ander getrennt, etwa so, wie die heutige Rentenkasse vom 
Staatshaushalt getrennt sein sollte. Die Verwaltung der Grund-
sicherung, das Versorgungsamt, ist eine vollkommen eigenstän-
dige Institution.  
 
Wird das Grundeinkommen aus dem Wertspeicher finan-
ziert?  
Nein, die Grundsicherung ist unabhängig vom Wertspeicher. 
Finanziert wird das Grundeinkommen aus dem Lohnabzug durch 
den Arbeitgeber sowie dem 20-prozentigen Aufschlag auf den 
Endpreis für alle Produkte und Dienstleistungen.  
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Wer ist berechtigt, das gesicherte Grundeinkommen zu be-
ziehen? 
Ausschließlich die Staatsbürger der jeweiligen Volkswirtschaft. 
 
Wie wird die Grundsicherung in Löhne eingerechnet, die für 
„prekäre“ Beschäftigung bezahlt werden?  
Wer sein Leben mithilfe (mehrerer) kleiner Jobs finanziert, ist 
vom Lohnabzug für das Grundeinkommen ausgenommen. Erst 
bei einem Beschäftigungsverhältnis mit einem Lohn höher als 
1.600 Euro darf das Grundeinkommen abgezogen werden, und 
zwar auch hier gestaffelt nach dem Modell, das für die Abgabe 
an die Grundsicherung für selbstständige Einzelunternehmer 
anzuwenden ist. Wer also Arbeitnehmer in „prekären“ Arbeits-
verhältnissen beschäftigt, kann den Vorteil des Abzugs des 
Grundeinkommens nicht wahrnehmen.  
 
Kann es passieren, dass der Wertspeicher leer ist und man 
nicht auf sein Guthaben zugreifen kann?  
Dieser Zustand ist nahezu ausgeschlossen. Das Prinzip heißt, 
dass letztlich nur das gekauft bzw. verbraucht werden kann, was 
bereits produziert worden ist. Das bedeutet, dass sich die Einla-
gen im Wertspeicher und die möglichen Entnahmen daraus im-
mer daran orientieren müssen (es nicht anders können), wie viel 
produziert und dementsprechend entlohnt worden ist. In anderen 
Worten heißt das, dass sowohl die Entnahme als auch die Zu-
fuhr in und aus dem Wertspeicher selbsttätig und marktwirt-
schaftlich geregelt sind, analog zur Leistungsfähigkeit einer 
Volkswirtschaft. Aus dem Wertspeicher kann nur so viel ent-
nommen werden, wie es käufliche Güter und Dienstleistungen 
gibt. Nur wenn alle Bürger auf einmal ein extrem hohes Maß an 
Konsum betreiben, könnte es theoretisch passieren, dass für den 
Staat kein Geld mehr zur Verfügung steht, um bestimmte Projek-
te für die Allgemeinheit zu realisieren. – Eine jedoch höchst un-
wahrscheinliche Situation!  
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Was ist mit der Gewerbesteuer für Unternehmen und Selbst-
ständige?  
Hier wird es keine wesentlichen Änderungen geben. Gewerbe-
steuer ist zu betrachten als direkte Gebühr für die Nutzung von 
Infrastruktur, die aus öffentlichen Mitteln geschaffen worden ist.  
 
Welchen Rang muss das System der Humanen Marktwirt-
schaft in einem Staat einnehmen?  
Wenn die Humane Marktwirtschaft in einem demokratischen 
Prozess eingeführt wird, muss sie Verfassungsrang erhalten. 
Dies deswegen, damit es gierigen Kapitalisten erschwert wird, zu 
ihrem Ausbeutungssystem zurückzukehren (siehe amerikanische 
Verfassung).  
 
Müssen alle Staaten gleichzeitig die Annullierung ihrer 
Schulden erklären?  
Nein. Wie die Geschichte gezeigt hat, können das souveräne 
Staaten für sich allein entscheiden. Wenn allerdings ein wirt-
schaftliches Schwergewicht wie Deutschland das tut, dann wird 
das überstrapazierte alte System in sich zusammenbrechen, und 
das bedeutet nichts anderes, als dass alle Staaten in Folge ent-
schuldet werden.  
 
Ist es nicht ungerecht, wenn Schulden einfach annulliert 
werden?  
Im Prinzip ja, aber diese Schulden können sowieso nicht getilgt 
werden. Wir werden uns damit abfinden müssen, dass diese 
Schulden einfach ersatzlos verschwinden. Wir müssen verste-
hen, dass wir einen Neustart nur durchführen können, wenn wir 
ihn frei von Altlasten gestalten, auch wenn es sicherlich unge-
recht ist, alte Schulden letztlich in „Geschenke“ an Schuldner-
staaten zu verwandeln. Wir wollen den heutigen Zustand verlas-
sen, der durch nicht mehr zu begleichende Schulden verhindert, 
dass Schuldnerstaaten den Weg in eine bessere Zukunft finden 
können.  
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Wie bezahle ich im Ausland?  
Genau wie bisher – mit Bargeld, das getauscht wird, oder mit der 
EC-Karte.  
 
Kann (privater) Besitz im Ausland erworben werden?  
Ja. Allerdings muss das Geschäft über die Außenabteilung des 
Wertspeichers abgewickelt werden. Es kann sein, dass ein Staat 
mit Außenhandelsdefizit hierbei seinen Bürgern Beschränkungen 
auferlegt, damit das Außenhandelsdefizit durch diese Transakti-
onen nicht weiter vergrößert wird.  
 
Kann ein Land allein innerhalb des Euro-Raums die Humane 
Marktwirtschaft einführen, ohne den Euro zu verlassen?  
Ja, problemlos. Jedes Land kann die Humane Marktwirtschaft 
einführen, ohne dadurch Probleme im Außenverhältnis zu be-
kommen. Durch das System der festen Wechselkurse ist es 
gleichgültig, ob ein Land in einem Währungsverbund ist oder 
eine eigene Währung pflegt. Auch wenn andere Länder noch mit 
variablen Wechselkursen agieren, kann jedes Land für sich be-
stimmen, zu welchem Kurs seine Währung zu tauschen ist. Das 
kennen wir bereits aus der Vergangenheit bis heute. Wir erinnern 
an die Staaten des Ostblocks, an China und andere.  
 
Kann man Anteile/Guthaben im Wertspeicher eines fremden 
Landes erwerben?  
Nein, das ist ausgeschlossen. Der Wertspeicher dient jeweils nur 
einer einzigen geschlossenen Volkswirtschaft. Man kann jedoch 
seine Wertspeicheranteile nach Belieben ausgeben, wo immer 
man will, in jedem Land, solange der eigene Staat diesbezüglich 
keine Beschränkungen eingeführt hat. Das könnte er zum Bei-
spiel tun, wenn er seinem Außenhandelsdefizit Einhalt gebieten 
will.  
 
Thema Bankraub, Bestechung, Drogenhandel: 
Kann man sich mit einem Geldkoffer ins Ausland absetzen?  
Im Prinzip wäre das schon möglich, aber es ist sinnlos. Bargeld 
ist einem fortschreitenden Verfall ausgesetzt und müsste in die 
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Währung des Ziellandes umgetauscht werden. Der Tausch von 
größeren Summen muss wiederum über die Auslandsabteilung 
des Wertspeichers abgewickelt werden, und diese ist verpflich-
tet, die Rechtmäßigkeit größerer Transfers festzustellen. Das 
bewirkt, dass selbst in einem Land, das noch nicht die Humane 
Marktwirtschaft eingeführt hat, der (illegale) Transfer größerer 
Summen dokumentiert ist. Auf diese Weise werden sogar die 
grenzüberschreitenden Geschäfte von Drogenkartellen transpa-
rent und folglich unmöglich sein.  
 
Was passiert, wenn ein Bankräuber/Erpresser seine Beute 
nicht in einem Geldkoffer ins Ausland schafft, sondern sie 
auf sein Girokonto einzahlt und von dort sofort auf ein 
Nummernkonto ins Ausland transferiert? 
Hierzu gilt dasselbe wie oben.  
 
Können Banken und Versicherungen pleitegehen?  
Ja, das kann durchaus geschehen. Das betrifft dann allerdings 
nur diese bestimmte Bank und ihre Angestellten. Einlagen sind 
nicht mehr bei der Bank, sondern im Wertspeicher und dort 
selbstverständlich gesichert, auch wenn eine Bank pleitegeht. 
Man muss dann nur die Service leistende Bank wechseln, ohne 
Verluste. Gleiches gilt für Versicherungen. „Systemrelevante“ 
Banken wird es nicht mehr geben.  
 
Können Kredite vorzeitig abgelöst werden?  
Kredite jeder Art können jederzeit in beliebiger Höhe und beliebi-
gen Raten getilgt werden. Vorfälligkeitsgebühren oder Ähnliches 
fallen niemals an. Es wäre unsinnig, Guthaben im Wertspeicher 
zu sammeln und gleichzeitig Kreditzinsen zu bezahlen. Kredit-
gewährung und Kredittilgung sind nur eine Umbuchung von der 
Habenseite zur Schuldseite im Wertspeicher. Die bearbeitende 
Bank hat keine weiteren Gewinne von einem Kredit.  
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Hilft das Grundeinkommen den kleinen Selbstständigen im 
Wettbewerb gegen die Großunternehmer?  
Das ist ein wesentliches Element der Grundsicherung. Gerade 
ein Kleinunternehmer mit Familie hat einen Wettbewerbsvorteil 
durch das Grundeinkommen.  
 
Wie kann ein Mensch im Alter mit 400 Euro auskommen?  
Leben von Sozialhilfe ist auch heute schon alles andere als ein 
Zuckerschlecken – das soll es auch nicht sein. Wer versäumt 
hat, für sein Alter vorzusorgen, muss später Kompromisse ein-
gehen. Denkbar ist, dass sich mehrere, die dieses Schicksal 
teilen, zusammentun und zum Beispiel eine „Alters-WG“ grün-
den, die das gemeinsame Leben mit wenig Geld erleichtert. 
Auch hier liegt der Gedanke zugrunde, durch mehr Gemeinsinn 
die Gesellschaft zu stabilisieren. Abgesehen davon, hat jeder 
Rentner grundsätzlich das Recht, durch Arbeit jeder Art hinzuzu-
verdienen – steuer- und abzugsfrei. 
 
Wie kann der Wert einer Währung im internationalen Ver-
gleich korrekt festgestellt werden? 
In früheren Zeiten hat mancher die Parität einer Währung am 
Preis eines Hühnereis festgemacht. Zeitgemäßer wäre es heute, 
dafür ein weitgehend genormt identisches Produkt zu verwen-
den, in dem die wesentlichen Elemente einer Volkswirtschaft 
(Lebensmittel, Materialeinsatz, Arbeit und Infrastruktur) enthalten 
sind – zum Beispiel einen Big Mac oder ein ähnlich komplexes 
Produkt.  
 
Kann die Humane Marktwirtschaft auch Entwicklungshilfe 
für ärmere Länder leisten? 
Das kann und wird sie sehr wohl, und zwar effektiver und nach-
haltiger, als das bislang der Fall ist. Finanziert wird diese Hilfe 
aus den erwirtschafteten Außenhandelsüberschüssen. Einen 
Transfer von Geldern, die im Nehmerland größtenteils in irgend-
welchen dunklen Kanälen verschwinden, wird es nicht mehr ge-
ben. Der Schwerpunkt der Entwicklungshilfe in der Humanen 
Marktwirtschaft liegt in der Hilfe vor Ort: Bildung, Know-how-
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Transfer, Infrastruktur, kontrollierte Starthilfen. Allein durch die in 
der HMW vorgesehene faire Bewertung von Fremdwährungen 
wird sich die Notwendigkeit für Entwicklungshilfe automatisch 
reduzieren. Die dann mögliche angemessene Bezahlung für 
Arbeit wird für eine allgemeine Anhebung des Lebensstandards 
sorgen.  
 
Müssen mit der Einführung der Humanen Marktwirtschaft 
Gehaltsstrukturen neu geordnet werden?  
Das sieht die Humane Marktwirtschaft nicht zwingend vor. Den-
noch sind wir der Auffassung, dass es dringend notwendig ist, in 
dieser Hinsicht Korrekturen vorzunehmen, ganz gleich, welches 
System zur Anwendung kommt. Wir halten es nicht für ange-
messen oder gar „gerecht“, wenn zum Beispiel eine Kranken-
schwester oder ein Altenpfleger, die unmittelbaren Dienst am 
Menschen leisten, und das auch noch in harter Schichtarbeit, 
schlechter bezahlt werden als eine Bürokraft oder ein Bankange-
stellter. Hier muss ein Umdenken stattfinden. 
 
Wie werden Gold, Diamanten und andere Wertgegenstände 
vererbt?  
So, wie bisher. Nachdem es in der Humanen Marktwirtschaft 
keine Erbschaftssteuer gibt – nur eine Schenkungssteuer –, gilt 
das natürlich gleichermaßen für Wertgegenstände, für die nicht 
nur wegen der Unkontrollierbarkeit auch keine Schenkungssteu-
er erhoben wird. Wir weisen in diesem Zusammenhang noch-
mals darauf hin, dass die Humane Marktwirtschaft keine Steuern 
oder Abgaben vorsieht, die nicht gerecht und unkompliziert ein-
getrieben werden können.  
 
Was ist, wenn ein Defizitland am Ende des Jahres seine 
Schulden einfach nicht begleicht? 
Die Zeiten der „Kanonenbootpolitik“ sind vorbei. Man wird keine 
militärischen Zwangsmaßnahmen ergreifen, aber der Status des 
verweigernden Staates wird zurückgeführt auf einen Zustand, 
der nur noch „Ware gegen Ware“ zulässt, wie es im Handel mit 
Russland in den 1990er-Jahren praktiziert worden ist. Ein zah-
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lungsunwilliger Staat wird nur noch sehr eingeschränkt am inter-
nationalen Handel teilnehmen können. Im Prinzip ändert sich 
auch hier nichts gegenüber dem bisher praktizierten Verfahren.  
 
Wie wird Halbzeug verrechnet, das für die Produktion eige-
ner Waren benötigt wird?  
Wird Halbzeug importiert, so ist dieser Import frei von Abgaben, 
außer möglicherweise notwendigen Importsteuern, die für den 
Ausgleich unterschiedlicher Sozial- und Umweltstrukturen not-
wendig sind. (Es soll der „Wettbewerb nach unten“ verhindert 
werden.) Erst beim Verkauf von Endprodukten fallen die Abga-
ben für Grundsicherung und Krankenkasse an. Nur ausgewiese-
ne Firmengewinne unterliegen den Steuersätzen für Kapitalein-
künfte.  
 
Wie werden Wissenschaft, Lehre und Forschung finanziert?  
So, wie bisher. 
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Peter Haisenko 
  
Geboren 1952 in München, ist Peter Haisenko in seiner Jugend 
in Gräfelfing seiner Leidenschaft für Elektronik und Technik 
nachgegangen. Neben seinem Abitur arbeitete er in einem klei-
nen Verlag und erwarb dort erste Erfahrungen im publizistischen 
Bereich. 
 
Nach dem Abitur hat Peter Haisenko an der Lufthansa-
Flugschule die Ausbildung zum Verkehrspiloten absolviert und 
diesen Beruf die folgenden 30 Jahre im weltweiten Einsatz als 
Copilot und Kapitän ausgeübt. Durch Freundschaften mit hoch-
rangigen Bankern hatte er schon in jungen Jahren intime Ein-
blicke in die Finanzwelt. Er musste erkennen, dass selbst Vor-
stände oftmals deren größere Zusammenhänge nicht verstehen 
und ihre Regeln gedankenlos anwenden. So entwickelte er sein 
kritisches Verhältnis zu „Wirtschaftsweisen“ und dem gesamten 
System.  
 
Seit 2004 tätig als Autor und Journalist, hat Peter Haisenko u. a. 
die Bücher „Bankraub globalisiert“ (2006) und „England, die 
Deutschen, die Juden und das 20. Jahrhundert“ (2010) veröffent-
licht. 2007 erfolgte die Gründung des Anderwelt Verlags und 
2013 des Online-Magazins „AnderweltOnline.com“. In den letz-
ten Jahren hat Peter Haisenko etwa 400 Artikel veröffentlicht mit 
den Schwerpunkten Wirtschaft, Historie, Politik und Luftfahrt. 
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Hubert von Brunn 
 
Geboren 1952 in Würzburg. Studium an der dortigen Universität 
in den Fachbereichen Germanistik/Amerikanistik/Philosophie; 
1980 Abschluss als Magister Artium. Parallelerfahrungen: Reise-
leiter, Musiker, Theaterregisseur. 
 
Nach dem Volontariat siedelte Hubert von Brunn 1981 um nach 
Berlin (West), wo er seitdem lebt und arbeitet. Journalistische 
Karriere bei verschiedenen Tageszeitungen als Redakteur, 
Chefreporter bzw. Chefredakteur. Seit Anfang der 1990er-Jahre 
selbstständige Tätigkeit als Publizist, Buchautor sowie Coach für 
Persönlichkeitsentwicklung und mentale Fitness. Anfang 2013 
Mitbegründer und Chefredakteur des Online-Magazins „Ander-
weltOnline.com“.  
 
Buchveröffentlichungen u. a.: „Kritische Situationen meistern, 
Ratgeberserie: 10 x 10 Erfolgstipps“, 1992; „Staat der Frauen. 
Eine utopische Satire“ (Roman),1999; „Jenseits des Regen-
bogens – Eine fantastische Reise zum Glück in 50 Tagen“, 2001;  
„Golfy – Ein Golfball packt aus“ (Satire), 2003; „Der kleine Ford. 
Ein modernes Märchen“, 2010; „Strategie der Sieger oder Wer, 
wenn nicht ICH? – Leitfaden für erfolgreiches Handeln und mehr 
Lebensfreude“, 2010; „Strandgut“ (Novelle), 2012. 
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England war mit dem Aufstieg kontinentaleuropäischer Länder zu 
Wirtschaftsmächten und Konkurrenten am Ende des 19. Jahrhun-
derts nicht untergegangen. Dabei standen die Sterne für das Empire 
nicht günstig. Der Anteil der Insel am Welthandel war über Jahrzehn-
te immer weiter gesunken, sie verfügte perspektivisch nicht selbst 
über genug Rohsto!e für ihre eigene Wirtschaft, auch nicht über hin-
reichend viele Einwohner, um den ökonomischen Aufstieg anderer 
Länder mit Hilfe von Feldzügen zu beenden. 

Wie lässt es sich erklären, dass binnen 50 Jahren die erfolgreiche Entwicklung gro-
ßer Reiche in Kriegen und Diktaturen versandete und England auch ohne materielle 
Grundlage noch der Global Player ist wie vor hundert Jahren? 

ISBN 978-3-940321-19-0     €25,00 (D)

Was haben die Menschen in Deutschland wohl gefühlt und erlebt in 
den Jahren 1933 bis 1937? Waren alle glühende Nationalsozialisten 
oder begann mit den Nazis eine Diktatur? Hätte es tatsächlich eine 
braune Mehrheit gegeben, dann wäre das eine Demokratie gewesen 
und man hätte die Gestapo und Ähnliches nicht gebraucht. Wie hat 
aber das Ausland auf den neuen Kanzler Adolf Hitler reagiert? Wieso 
war die Chefetage in London von ihm eigentlich so begeistert? Das 
vorliegende chronologisch aufgebaute Werk vermittelt dem Publi-

kum einen Eindruck von dieser Zeit, der eine Gänsehaut erzeugt. Ganz anders als die 
unzähligen Dokus, die nur blitzlichtartig Ausschnitte zeigen, fühlt man sich plötzlich 
in die Hitlerzeit in allen Zusammenhängen versetzt und erhält einen ganz neuen Ein-
druck. Wer wirklich nachemp"nden will, mit welchem atemberaubendem Tempo die 
Entwicklungen damals vorangeschritten sind, welche unterschiedlichen Reaktionen 
sie hervorgerufen haben und welche giftigen Witze die Runde machten, der kommt 
an diesem Werk nicht vorbei. 

ISBN 978-3-940321-20-6     €25,00 (D)

Londoner Außenpolitik & Adolf Hitler
Autor: Reinhard Leube

 Atemberaubend
Autor: Reinhard Leube

https://anderweltverlag.com/p/londoner-aussenpolitik-und-adolf-hitler
https://anderweltverlag.com/p/atemberaubend


Kann sein, dass die Berufshistoriker ihr Wissen bloß in verschämten 
Nebensätzen und in ihren Fußnoten unterbringen. In der Geschich-
te dritter Teil Septemberrevolution kommt alles auf den Tisch, was 
inzwischen über das Jahr 1938 bekannt geworden ist, zeitlich geord-
net und packend erzählt. 

Nach weniger als sechs Jahren konnte der kleine Hitler, der mit dem 
Geld aus England und Amerika in Berlin an die Macht kam, von der 

Bühne wieder verschwunden sein und sein Drittes Reich nicht mehr als eine üble 
Panne in der Geschichte Deutschlands. Monate vor den Pogromen gegen die Juden 
vom November 1938 und ein Jahr, bevor ein zweiter Weltkrieg begann, konnte Hitler 
durch einen Aufstand in seinem Dritten Reich weggeputscht sein. In diesem Buch 
erleben Sie noch einmal live mit, wie genau das verhindert wurde. 

ISBN 978-3-940321-23-7     €25,00 (D)

England war mit dem Aufstieg kontinentaleuropäischer Länder zu 
Wirtschaftsmächten und Konkurrenten am Ende des 19. Jahrhun-
derts nicht untergegangen. Dabei standen die Sterne für das Empire 
nicht günstig. Der Anteil der Insel am Welthandel war über Jahrzehn-
te immer weiter gesunken, sie verfügte perspektivisch nicht selbst 
über genug Rohsto!e für ihre eigene Wirtschaft, auch nicht über hin-
reichend viele Einwohner, um den ökonomischen Aufstieg anderer 
Länder mit Hilfe von Feldzügen zu beenden. 

Wie lässt es sich erklären, dass binnen 50 Jahren die erfolgreiche Entwicklung gro-
ßer Reiche in Kriegen und Diktaturen versandete und England auch ohne materielle 
Grundlage noch der Global Player ist wie vor hundert Jahren? 

ISBN: 978-3-940321-25-1     €25,00 (D)

 Septemberrevolution
Autor: Reinhard Leube 

God Save the Fuehrer
Autor: Reinhard Leube

https://anderweltverlag.com/p/septemberrevolution
https://anderweltverlag.com/p/god-save-the-fuehrer


Im Prinzip kennen Sie die Geschichte. Irgendwann gab es einen 
ersten Weltkrieg und später einen zweiten. Warum ein neues Buch 
darüber? Und weshalb ist es denn letzten Endes gleich eine Serie 
geworden? 
Es gibt sie, die vielen Wahrheiten, die vielen Quellen, die vielen De-
tails. Gewöhnlich entscheiden sich Historiker dafür, die Fragmente 
zu liefern, die ihre These „belegen“. Doch wo bleibt der Rest? Andere 
Wahrheiten landen in anderen Büchern und dort war auf einmal al-

les ganz anders. 
Das Appeasement war kein Fehler. Es war die P#ege und Wartung des Selbstzerstö-
rungsmechanismus im Inneren Deutschlands, der den Namen Adolf Hitler trug und 
glaubte, er verdanke die Erfolge, die er wundersam erzielen durfte, im vollen Ernst 
der Vorsehung. 

ISBN: 978-3-940321-26-8     €25,00 (D)

Wer im Jahr 2021 lebt, vermisst vielleicht seinen Friedensvertrag. 
Dieses Buch bringt Sie in die ho!nungslose Wirklichkeit der Jahre des 
Zweiten Weltkrieges, etwa zwei Jahrzehnte nach den Verträgen von 
Saint-Germain, Trianon, Sèvres und Versailles, die dem Ersten Welt-
krieg folgten. 
Wer heute lebt, weiß nichts mehr von der britischen Hungerblocka-
de, vom millionenfachen Sterben nach dem Ersten Weltkrieg und 
von der In#ation in den 1920er Jahren. Kommen Sie einfach mit in 

die Welt der Jahre 1942 und 1943. Sie werden nie wieder schwarzsehen. Der Autor 
liefert hier die Atmosphäre, in der unter vielen anderen Deutschen auch jene Politi-
ker, Diplomaten, Militärs und nicht zuletzt auch Journalisten und Publizisten lebten, 
bei denen Reinhard Leube davon ausgeht, dass sie Deutschland nach dem Zweiten 
Weltkrieg in seine Einzelteile zerlegt haben. 
Der Indizienbeweis folgt im Buch über 1989/1990 Entzaubert. Kohl und Genscher, 
diese beiden. 

ISBN: 978-3-940321-28-2     €23,50 (D)

Katz-und-Maus-Spiele 
Autor: Reinhard Leube

Nicht noch einen Friedensvertrag
Autor: Reinhard Leube

https://anderweltverlag.com/p/katz-und-maus-spiele
https://anderweltverlag.com/p/nicht-noch-einen-friedensvertrag


Der neue Band dieser Serie steigt mit seinem Publikum in das zehn-
te Jahr ein und verfolgt die wichtigen Ereignisse nach der Niederla-
ge von Stalingrad sowie Stimmungen in der Bevölkerung Monat für 
Monat weiter. Auf diesem Wege begegnen Sie unter anderem weite-
ren Versuchen, Hitlers Herrschaft mit der Kombination aus Attentat 
und Staatsstreich zu verkürzen. Es bleibt spannend: Sie kennen nur 
den Ausgang der Geschichte, aber hier erfahren Sie viel Wissens-
wertes über den Weg dorthin. Wussten Sie beispielsweise, dass die 

Hälfte der britischen Bomben im Krieg nicht auf Hitler-Deutschland niedergingen? 
In welchen Ländern haben sie Städte in Schutt und Asche verwandelt? Wie haben 
Generäle der Wehrmacht die Invasion auf dem Kontinent begünstigt, um Deutsch-
land oder die übriggebliebenen Reste vor der endgültigen Zerstörung zu bewahren? 
Noch überraschender ist der Ursprung des Kalten Kriegs nach dem Zweiten Welt-
krieg, der sich noch vor dem ruhmlosen Abgang Adolf Hitlers von der großen Bühne 
abzeichnete und in erster Linie von deutschen Akteuren ausging...

ISBN: 978-3-940321-03-9     €24,90 (D)

ISBN: 978-3-940321-31-2     €26,00 (D)

War Deutschland nicht das erste Opfer des Kalten Krieges gewor-
den? Wurde es nicht im Jahr 1945 von den vier Alliierten besetzt und 
geteilt? Hatte ein Deutscher nach dem Kriege in der Welt überhaupt 
noch etwas zu melden? Sahen Hitler-Gegner die Lösung aller Pro-
bleme in der Aufteilung Deutschlands? Ist die Idee aus den 1930er 
Jahren der Ursprung des postnationalen Denkens? Fangen wir vorn 
an. Wie kam es denn zum Kalten Krieg? Die einen sagen, Churchill 
hätte den Ärger in die Welt gebracht. Aber diese Briten wollten die 

Operation Unthinkable: Nachdem Deutschland eingeäschert war, sollten britische 
gemeinsam mit den überlebenden deutschen Soldaten gleich noch einmal nach Os-
ten marschieren und die Sowjetunion, oder besser gesagt Russland für das Empire 
erobern. Eine Teilung Europas war die zweitbeste Wahl, allein schon aus dem Grund, 
weil bei einer Fortsetzung dieser Entwicklung der freie Markt in Osteuropa weg"el. 
Die anderen sagen, Stalin hätte den ganzen Ärger in die Welt gesetzt. Aber Stalin hat 
unendlich viele Revolutionäre aus dem Weg räumen lassen, die durchaus in ihren 
Ländern für die Weltrevolution kämpfen wollten...

Entzaubert – Kohl und Genscher, diese beiden.
Autor: Reinhard Leube 

Ende und Anfang
Autor: Reinhard Leube 

https://anderweltverlag.com/p/entzaubert
https://anderweltverlag.com/p/ende-und-anfang


Was im Jahr 1945 einsetzt, ist eine Kontinentaldrift. Im Harz tut sich 
unsere Erde auf und reißt ein uraltes Gebirge in zwei Teile. An den 
westlichen Hängen entsteht eine schöne neue Welt und an den öst-
lichen Hängen auch – aber ein Teil gehört fortan zu Europa und der 
andere zu Asien, wenn es nach Dr. Konrad Adenauer geht. 
Ist es vorstellbar, dass die Teilung Deutschlands über viereinhalb 
Jahrzehnte und mit langen Schatten bis heute von Deutschen ein-
gefädelt wurde? War der Kalte Krieg eine Medienshow?

ISBN: 978-3-940321-35-0                                                             € 26.00 (D)

Kontinentaldrift
Autor: Reinhard Leube 

Dieser Band widmet sich den 1950er Jahren. Für das geteilte 
Deutschland waren sie trotz des Systemkon#ikts die wohl frucht-
barsten: Keiner wollte wieder Krieg, jeder wollte Wohlstand, eine 
glückliche Zukunft für Familien, Zugang zu Bildung und Arbeit. Die 
Drohungen der deutschen Kalten Krieger hielten uns einen Krieg 
vom Leib und die Menschen in Europa fanden zu Lebenswillen, Fleiß 
und Lebensmut zurück. Die Ho!nungen auf solches Glück ließ die 
breite Masse der Deutschen die Übersicht verlieren – doch die alte 

Garde des Kreisauer Kreises verwirklichte ihren Traum. 
Lassen Sie sich überraschen, was in Deutschland möglich war und wie vermeintlich 
widersprüchlich Entscheidungen getro!en werden mussten, um alten und neuen 
Kriegstreibern Deutschland nicht ganz zum Fraß vorzuwerfen. Nehmen Sie Anteil am 
Wirken der Menschen mit Überblick zur Vermeidung eines zweiten Versailles. 
Mit diesem Buch wird unerbittlich deutlich, dass die heutigen Staatslenker in Berlin 
nicht mehr wissen, wie man Krieg vom deutschen Boden durch eine ra$nierte Poli-
tik fernhalten kann.

ISBN: 978-3-940321-39-8                                                             € 26.00 (D)

Auf des Messers Schneide
Autor: Reinhard Leube 

https://anderweltverlag.com/p/kontinentaldrift
https://anderweltverlag.com/p/auf-des-messers-schneide


Früher hätte jeder Bundesbürger zugestimmt, dass wir unsere De-
mokratie verteidigen müssen. Erst in heutiger Zeit, in der die Poli-
tiker ständig von der Verteidigung „Unsererdemokratie“ reden, füh-
len sich große Teile der Bevölkerung von dieser Idee abgestoßen. In 
diesem el!en Band der Geschichtsreihe von Reinhard Leube geht es 
um die Kanzlerscha! Willy Brandts. Ein Teil der Leute in der Bundes-
republik hat ihn seinerzeit vergöttert und ein Teil hat ihn gehasst. 
Als er es 1969 endlich gescha" hatte, wurde der DDR-Agent Günter 
Guillaume von Frankfurt am Main nach Bonn gelotst und auf Brandt 

angesetzt. Auch damals schon führte die daraus entstandene A#äre schließlich zum frei-
willigen Rücktritt von Brandt. In „Unsererdemokratie“ muss dann mindestens schon 
mal ein Volksvertreter seinen Job aufgeben. Schauen Sie im vorliegenden Band hinter 
die Kulissen der Bonner Demokratie und Sie werden endgültig die Illusion verlieren, 
dass die Demokratie zu Zeiten Brandts im Kern anders funktionierte als „Unseredemo-
kratie“ im heutigen Berlin.
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Der Anteil der Menschen, die an die Wahrheit und Klarheit in den gro-
ßen deutschen Medien geglaubt haben, ist mit der Zeit zurückgegan-
gen. Das verstärkte sich nach viel älteren Zweifeln noch weiter in den 
Jahren seit 2020, als die Angst der Leute vor Krankheit und Tod von 
einigen Akteuren mit aller Dreistigkeit zur persönlichen Bereicherung 
ausgenutzt wurde. Sie sehnen sich zurück in die gute alte Bundesrepu-
blik, in der man den Medien noch glauben konnte. Es hat nicht viele 
gestört, dass da ganz unterschiedliche Wahrheiten in den verschiede-

nen Medien zu $nden waren. Woher wusste man, dass die eigenen Medien die richtigen 
waren? 
Im vorliegenden Band meiner Geschichtsserie wird der Glaube an die gute alte Zeit 
noch klarer als in „Kontinentaldri!“ und „Auf des Messers Schneide“ über die Jahre 
von 1945 bis zum Jahr 1960 als Irrglaube o#engelegt. Wer unter der Glocke lebte, wurde 
jedoch zum Europäer oder gleich zum Weltbürger umerzogen. Lassen Sie uns diese Zeit 
noch einmal miterleben... 
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Es gab unlängst eine Spiegel-A!äre, die zur Charakterisierung des 
bunten Blättchens als Relotius-Presse führte. Es irren aber diejeni-
gen, die unverdrossen glauben, dabei habe es sich um eine Reihe 
verzeihlicher Irrtümer gehandelt. Der Chef persönlich, Günter Gaus, 
der jahrelang der Kopf des aalglatten Verhüllungsmagazins war, for-
mulierte noch in den Hochzeiten des Kalten Krieges in den 1980er 
Jahren: „Was wir im Grunde glauben, habe ich vor Jahren so formu-
liert: Wir alle werden viel belogen, jeden Tag. Und tagtäglich werden 

wir auch aufgefordert, des Kaisers neue Kleider zu bestaunen, jenes Gespinst aus 
Nichts, das im Märchen vor dem Nicht-verblendet-Sein eines Kindes zerfällt, so dass 
endlich die nackte Wahrheit wiederzuerkennen ist. Der Kalte Krieg war eine deut-
sche Inszenierung – mit weltweiten Auswirkungen. Schade oder gut, dass die So-
wjets dann alles dicht gemacht und das Spiel damit noch verlängert haben. Man 
kann sich darüber ärgern, wie unsere Gesellschaft gespalten wird und wie leicht es 
ist, die Leute zu manipulieren. Da wird einer These das Etikett Verschwörungstheorie 
verpasst und schon fassen relativ große Teile der Leute nicht mehr nach den so eti-
kettierten Büchern oder Artikeln. Man muss sich jedoch gar nicht darüber wundern, 
dass immer wieder mit so primitiven Mitteln gearbeitet werden kann, denn viel zu 
viele Leute fallen immer wieder auf denselben Trick herein.

ISBN: 978-3-940321-45-9                       € 25,00 (D) 

Unsere Demokratrie mit Schmidt
Autor: Reinhard Leube 

Kriege werden aus zwei Gründen begonnen: Wirtschaft und Religi-
on. In der Neuzeit ist es oftmals nicht zu übersehen, dass der Kampf 
ums Öl der wahre Grund für Kriege ist. Die Betrachtungen von Peter 
Haisenko zeigen, dass es bereits vor mehr als 100 Jahren nicht an-
ders war. Die unerträglichen Zustände in Palästina und im Irak haben 
ihren Ursprung in der skrupellosen Durchsetzung wirtschaftlicher 
Interessen zu Beginn und im Verlauf des 20. Jahrhunderts. 
Politisch orchestrierte Lügen und Intrigen sind keine Er"ndung der 

Neuzeit. Mit diesem Buch gehen Sie auf eine Reise durch das 20. Jahrhundert und 
die Analyse wirtschaftlich-politischer Verknüpfungen lässt manche „geschichtliche 
Wahrheit“ zweifelhaft erscheinen. 

ISBN: 978-3-940321-03-9     €24,90 (D)

England, die Deutschen, die Juden und das 20. Jahrhundert
Autor: Peter Haisenko

https://anderweltverlag.com/p/unsere-demokratie-mit-schmidt
https://anderweltverlag.com/p/england-die-deutschen-die-juden-und-das-20-jahrhundert


Was für ein Leben! Hineingeboren in die dunkelste 
Epoche der Neuzeit, wird der Protagonist dieser au-
thentischen Odyssee konfrontiert mit menschlichen 
Grenzerfahrungen, wie wir sie uns, die wir in Frieden, 
Freiheit und Wohlstand aufgewachsen sind, über-
haupt nicht vorstellen können: Hunger, Terror, Ver-
folgung, Vernichtungslager, Flucht, Gefangenschaft. 
Ständig in Gefahr, kein Ort, der dauerhaft Schutz 

und Sicherheit bieten konnte, Verlust der Heimat, Entbehrungen und 
Verzicht. Wie viele Menschen sind in vergleichbaren Situationen gescheitert?! 
Nicht so Peter Gorew. Das Vertrauen auf seine Fähigkeiten und Talente, der Mut, sich 
in ausweglos erscheinenden Situationen nicht aufzugeben und allen Gefahren zum 
Trotz seinen Weg zu gehen, ein klares Ziel vor Augen und der unerschütterliche Wille, 
dieses Ziel zu erreichen, waren ihm Quellen der Kraft und der Orientierung.
 Nur dank dieser schier unmenschlichen mentalen Stärke konnte er die Wirren des 
Zweiten Weltkrieges schadlos überstehen und sein Ziel erreichen: ein neues, ein bes-
seres Leben in Freiheit. Der Leser wird förmlich hineingezogen in diesen geradezu 
unglaublichen Lebensbericht eines ungewöhnlichen Menschen und muss sich im-
mer wieder vergewissern, dass es sich hier nicht um Fiktion handelt, sondern um die 
brutale Wirklichkeit eines gelebten Lebens. 

Band 1: ISBN 978-3-940321-12-1 €                   13.90 (D) 
Band 2: ISBN 978-3-940321-15-2 €                   14.20 (D)

Der Weg vom Don zur Isar Teil I und II
Autor: Vadim Grom

Wer echte Demokratie will, muss als wichtigste Voraussetzung ein 
Finanz- und Wirtschaftssystem fordern, das die Macht des Kapitals 
bricht, der „wundersamen Geldvermehrung“ durch Zins und Zinses-
zins ein Ende setzt und Korruption weitgehend unmöglich macht. 
Die Humane Marktwirtschaft wird das leisten, und nicht nur das. Sie 
wird den Menschen Freiheit schenken in bisher nicht gekanntem 
Ausmaß; ein Leben frei von Lohnsteuer und In#ation und damit eine 
zuverlässig planbare Zukunft. Um das zu erreichen, bedarf es keiner 

blutigen Revolution, sondern lediglich der Rückbesinnung auf die Grundsätze des 
Humanismus – und deren konsequente Umsetzung.

ISBN: 978-3-940321-13-8     €15,00 (D)

Die Humane Marktwirtschaft
Autoren: Peter Haisenko / Hubert von Brunn

https://anderweltverlag.com/p/der-weg-vom-don-zur-isar-band-1-kotow-iii
https://anderweltverlag.com/p/der-weg-vom-don-zur-isar-band-2-achaschwerosch
https://anderweltverlag.com/p/der-weg-vom-don-zur-isar-band-1-kotow-iii
https://anderweltverlag.com/p/die-humane-marktwirtschaft


Scheindemokratie – Ein Insider packt aus. Wie funktionieren die 
Führungsetagen der AfD in Berlin und ganz Deutschland? Warum 
nutzt die AfD ihr Potential nicht, ist sie gefesselt, von wem? Flüssig 
geschrieben von Dipl.-Volkswirt Hansjörg Müller, 2017-2019 Parla-
mentarischer Geschäftsführer und 2018-2021 Außenwirtschaftspoli-
tischer Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion.
Inzwischen hat sich die Situation deutlich verschärft: Deutschland 
zerstört sich endgültig selbst, gesellschaftlich wie wirtschaftlich und 
bezüglich eines harmonischen menschlichen Zusammenlebens so-

wieso. Hansjörg Müller übt nicht nur Kritik, sondern hat in seinem Buch mehrere kon-
struktive politische Alternativlösungen entwickelt, wie wir dem vielleicht doch noch 
entkommen können. Die Aktualität seiner Vorschläge steigt von Tag zu Tag!

ISBN: 978-3-940321-36-7     €28,90 (D)

Scheindemokratie
Autor: Hansjörg Müller

Auch nach dem Ende ihrer sechzehnjährigen Kanzlerschaft und 
mehr als drei Jahrzehnte nach ihrem Eintritt in die Politik bleibt 
Angela Merkel ein Rätsel. Kein bundesdeutscher Kanzler vor ihr 
hat so abrupt und vollständig politische Grundsätze, Positionen 
und Werte aufgegeben oder gar ins Gegenteil verkehrt wie Angela 
Merkel. Und doch verbinden viele Menschen in Deutschland und 
der Welt noch immer Zuverlässigkeit, Glaubwürdigkeit, Sicherheit 
und Wohlstand mit ihr. Die Kanzlerin, die aus der Kälte kam ist die 
Biographie, die nach jahrelanger Recherche viele bisher unbe-

kannte Fakten über Merkel zu Tage fördert. Damit erzwingt diese Biographie eine 
völlige Neubewertung der Bundeskanzlerin a. D.. Erstmals werden Merkels Vorle-
ben und Vorlieben, ihre Familie und ihre Weggefährten umfassend beschrieben. 
Stück für Stück wird so ein mit großer Ausdauer und erwiesenen Unwahrheiten 
erstelltes Trugbild revidiert. Ein Trugbild, das Merkel gemeinsam mit willfährigen 
Mitarbeitern, Biographen und Journalisten erscha!en hat...

ISBN: 978-3-940321-41-1                                                           € 28.90 (D)

Die Kanzlerin, die aus der Kälte kam
Autor: Gerold Keefer

https://anderweltverlag.com/p/scheindemokratie
https://anderweltverlag.com/p/die-kanzlerin-die-aus-der-kaelte-kam


Vor einigen Jahren reisten kleine Gruppen von neugierigen Weltver-
besserern aus vielen Ländern nach Neuseeland, um zu bewundern 
und zu lernen, wie so eine kleine, ehemalige Kolonie es gescha!t 
hatte, einen der höchsten Lebensstandards auf Erden für seine Bür-
ger zu erreichen. 
Neuseeland stand damals für einen Traum, für den Traum einer tat-
sächlich möglichen gerechten Welt. Heutzutage kommen die Men-
schen in Millionenstärke jedes Jahr, aber fast ausschließlich als Tou-

risten oder als Einwanderer, als Ertragsquellen, um Devisen zu bringen, die das Land 
dringend braucht. Denn inzwischen haben die Investoren wieder die Oberhoheit 
vom Volk zurückerobert, die ihnen einige Jahre lang aus den Händen geglitten ward.

ISBN: 978-3-940321-24-4      €21,00 (D)

Ausverkauf vom Traum Neuseeland
Autor: Hans-Jürgen Geese

Der NSA-Skandal im Jahre 2013 führte den Deutschen vor Augen, 
dass sowohl ihre individuelle als auch die staatliche Souveränität 
nicht gewährleistet sind. 
Bei dem zu dieser Zeit geführten Bundestagswahlkampf wurde 
das massenhafte Ausspionieren der Bürger nicht thematisiert. Als 
am Wahlabend im September 2013 CDU und CSU ihren Sieg fei-
erten, bekam Angela Merkel eine kleine deutsche Fahne gereicht. 
Diese entsorgte sie mit verzerrtem Gesicht. 

In jedem anderen Land wäre damit die Karriere eines Politikers beendet gewesen. 
Ihr Amtseid, alles zum Wohle des deutschen Volkes zu tun, erwies sich als Farce ...

ISBN: 978-3-940321-18-3                                                             € 24.00 
(D)

Ist Deutschland ein souveräner Staat?
Autor: Wolfgang Schimank

https://anderweltverlag.com/p/ausverkauf-vom-traum-neuseeland
https://anderweltverlag.com/p/ist-deutschland-ein-souveraener-staat


Florian Stumfall war im Bürgerkrieg in Mozambique, in Angola, im 
Hauptquartier der UNITA in Jamba, er war zu Gast bei Regierungen... 
Drei Ereignisse hat er in diesem Buch zu einer auf Tatsachen beru-
henden Romanhandlung verarbeitet, deren wahrer Kern sich ganz 
erheblich von dem unterscheidet, was uns die Medien darüber er-
zählt haben. Stumfall schildert, wie und mit welchem Deal Nelson 
Mandela in Südafrika von der US-Hoch"nanz an die Macht gebracht 
wurde und wie der Energiekonzern SASOL in Mozambique wegen 

eines Gasfeldes einen Bürgerkrieg angezettelt hat. Er berichtet vom Krieg in Ango-
la und beschreibt die Rolle, die das weltweite Oppenheimer Diamanten-Monopol 
gespielt hat, als Jonas Savimbi, der Anführer der antikolonialen UNITA, vom Westen 
fallen gelassen wurde.  Schließlich deckt er auf Basis ihm zugespielter Dokumente 
die Hintergründe für den 2011 geführten Krieg gegen Gadda" in Libyen auf.

ISBN: 978-3-940321-22-0          € 24.30 (D) 

Tripoli Charlie
Autor: Florian Stumfall

In diesem Buch sind die wahren Erlebnisse eines Siebzehnjährigen 
festgehalten, der bis zum bitteren Ende des Zweiten Weltkrieges die 
schweren Kämpfe um den Reichstag miterlebt hat!

Einer der letzten Augenzeugen aus dieser Zeit schildert hier ein 
Stück deutscher Geschichte, wie sie sich wirklich zugetragen hat …

...und sein Leben mit der Flucht durch den geheimen Tunnel gerettet 
hat, den es angeblich nicht gab.

ISBN: 978-3-940321-37-4          € 15.90 (D) 

Ich war Hitlers letzter Soldat im Reichstag
Autor: Georg Mattke

https://anderweltverlag.com/p/tripoli-charlie
https://anderweltverlag.com/p/ich-war-hitlers-letzter-soldat-im-reichstag

